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Antworten

Warum breitest du dich so furchtbar aus und drängelst dich ständig
vor?

Damit ich das Feld und alles Übrige zu meinem Vorteil beherrschen
kann.

Warum liegst du so faul herum und strengst dich nicht an?

Damit ich mich schonen und meine ohnehin schwindende Gesundheit länger
erhalten kann.

Warum läßt du andere für dich arbeiten und weigerst dich, selbst
etwas zu tun?

Um den Menschen als Produzenten zufrieden und glücklich zu machen.

Warum teilst du nicht deinen Reichtum mit den Armen?

Weil ich dann schnell nicht mehr reich wäre.

Warum bist du so fett und unbeweglich?

Weil ich nicht darauf verzichten will, die besten Gerichte und die
größten Bequemlichkeiten zu genießen.

Warum nur willst du alles für dich alleine haben?

Damit man sich in allem nach mir richten muß.

Warum hast du so kleine Augen?

Damit ich nicht sehe, was mich ärgern könnte.

Warum hast du eine so kleine Nase?

Damit ich niemanden außer mir riechen muß.

Warum hast du so kleine Ohren?

Damit ich mir von niemandem das Gequengel anhören muß.

Warum nur bist du ein so fieser Mensch?

Damit ich dir all deine Fragen beantworten kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. August 2018
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KOHLEALARM/460: Klimakampf und Kohlefront - ein offensiver Samstag ... (Klimacamp Leipziger Land)


Klimacamp Leipziger Land - Pressemitteilung vom 4. August 2018

Vielfältiger Protest gegen Braunkohle im Leipziger Land



Pödelwitz, 04.08.2018 - Klimaaktivist*innen aus ganz Deutschland und
Europa demonstrierten am Samstag auf vielfältige Weise gegen den
Braunkohleabbau im Leipziger Land und für eine klimagerechte Welt.

Den Tag über blockierten 350 Aktivist*innen der Gruppe Kohle erSetzen
die Zufahrtsstraße des Braunkohlekraftwerks Lippendorf. Das Bündnis
Pödelwitz bleibt! veranstaltete eine Fahrraddemonstration in der Region
um Pödelwitz mit 150 Teilnehmer*innen. In Leipzig hielt die Tour de
Natur ihre Abschlussdemonstration ab. Bereits am Morgen brachte eine
Kleingruppe das Förderband nördlich von Pödelwitz durch ihre Aktion zum
Stillstand.

"Wir sind zufrieden mit dem Verlauf des Aktionstags", sagt Florian
Teller aus dem Organisationskreis des Klimacamps. "Die Aktivist*innen,
die heute auf die Straße gegangen sind, haben für eine klimagerechte
Welt demonstriert, um unsere Lebensgrundlagen hier und anderswo zu
erhalten. Dafür müssen wir aus der Kohle aussteigen." Am späten
Samstagabend befanden sich noch etwa 10 Aktivistin*innen in
Polizeigewahrsam. "Wir fordern die Polizei dazu auf, alle Aktivist*innen
umgehend frei zu lassen," so Teller weiter.

Darüber hinaus zeigten die Aktivist*innen Solidarität mit den
Pödelwitzer*innen und unterstützen so den lokalen Widerstand gegen die
geplante Erweiterung des Tagebaus Vereinigtes Schleenhain. " Die
Botschaft des heutigen Tages heißt: Pödelwitz bleibt!", erklärt
Josephine Lauterbach aus dem Organisationskreis des Camps.

Auch Jens Hausner aus der Bürgerinitiative Pro Pödelwitz unterstützt die
Proteste des heutigen Tages: "Wir solidarisieren uns mit den Aktionen
von Kohle erStetzen, weil diese als Aktionen des zivilen Ungehorsams
notwendig sind, um verkehrte politische Entscheidungen wieder in die
richtige Richtung zu wenden."

Weitere überregionale Aktionen für Klimagerechtigkeit 

Das Klimacamp Leipziger Land ist Teil der internationalen Klimabewegung.
Verschiedene Akteur*innen haben in diesem Jahr weitere Aktionen für
Klimagerechtigkeit angekündigt. So finden im August die Climate Games in
Basel, das Klimacamp im Rheinland sowie Code Rood in den Niederlanden
statt. Das Bündnis Ende Gelände kündigt vom 25. bis 28. Oktober eine
Massenaktion zivilen Ungehorsams an, um gegen Braunkohle und für den
Erhalt des Hambacher Forsts zu demonstrieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. August 2018

Klimacamp Leipziger Land

E-Mail: presse@klimacamp-leipzigerland.de

Internet: www.klimacamp-leipzigerland.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. August 2018 
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KOHLEALARM/459: Klimakampf und Kohlefront - wir werden kommen ... (Kohle erSetzen!)


Kohle erSetzen! - Pressemitteilung vom 4. August 2018

Klimaschützer umzingeln Kraftwerk Lippendorf

Sitzblockade fordert: Sofort raus aus der Kohle!



Am Samstag wurde das Kohlekraftwerk Lippendorf südlich von
Leipzig durch Klimaschützer_innen blockiert. Die rund 350 Aktivist_innen
der Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!" versperrten mit zahlreichen Bannern
die Zufahrten des Braunkohlekraftwerks. Dessen klimaschädlicher Betrieb
wurde dabei kurz vor dem Schichtwechsel erheblich gestört.
Die Blockierenden fordern die sofortige Einleitung eines konsequenten
Kohleausstiegs.

Diese vielen hundert Menschen setzten sich mit ihren eigenen Körpern dem
Unrecht der Klimakrise an einem seiner Entstehungsorte entgegen. "Wir
dürfen nicht auf die klimapolitisch erstarrte Bundespolitik mit der
Kohlekommission warten, denn diese bleibt hinter dem Nötigen meilenweit
zurück", so Mira Jäger als Pressesprecherin der Aktion. "Das im Pariser
Klimavertrag verbindlich verankerte 1,5-Grad-Ziel rückt weiter in die
Ferne. Angesichts des Politikversagens mit dem vernichtenden Verfehlen
der 2020er-Klimaziele Deutschlands müssen wir selbst aktiv werden und
unsere Gesellschaft mit Zivilem Ungehorsam wachrütteln." Eine
Energieversorgung mit 100% Erneuerbaren Energien sei machbar, lediglich
der politische Wille für eine schnelle Umsetzung fehle völlig.

Trotz des schnellen Ausbaus der Erneuerbaren Energien wird noch heute
etwa ein Viertel des Stroms in Deutschland aus Braunkohle und damit dem
klimaschädlichsten Energieträger erzeugt. Gleichzeitig wurden in den
letzten zehn Jahren laut dem UN-Flüchtlingshilfswerk jährlich 21,5
Millionen Menschen durch Wetterextreme zumeist innerhalb ihres Landes
vertrieben. Extremwetterereignisse sind mittlerweile etwa doppelt so
häufig eine der Fluchtursachen wie Krieg und Gewalt. "Hitzesommer wie
dieser werden durch den Klimawandel immer häufiger und stärker", ergänzt
Pressesprecherin Mira Jäger. Statt sich in ewigen Absichtserklärungen zu
verlieren, fordert die Aktionsgruppe daher, Klimagerechtigkeit endlich
mit einer globalen Perspektive umzusetzen. Denn im Globalen Süden, wo
die Menschen am stärksten vom Klimawandel betroffen sind, finden auch
die heftigsten Kämpfe gegen klimaschädliche Umweltausbeutung statt.

Im Braunkohlerevier des Leipziger Südraums werden für den Braunkohleabbau
weiterhin hunderte Menschen umgesiedelt und Ortsgemeinschaften
zerrissen. Im 700 Jahre alten Dorf Pödelwitz sind trotz seinem Schutz
durch das Heuersdorfgesetz und fehlender Genehmigung der dort geplanten
Tagebauerweiterung bereits 80% der Häuser von der MIBRAG aufgekauft
worden. "Wir solidarisieren uns mit den widerständigen Bewohner_innen
und fordern keine weiteren Umsiedlungen für Braunkohle - weder in
Pödelwitz, noch anderswo", so Clara Tempel von der Aktionsgruppe.Ein
Moratorium für den Neubau von Kraftwerken und die Erweiterung von
Tagebauplänen wäre nicht nur aus Gründen des Klimaschutzes schon vor
Jahren nötig gewesen.

Im Rahmen des Klimacamps Leipziger Land fanden in den letzten Tagen
zahlreiche Workshops und Podien zur sozial-ökologischen Transformation
statt. Als eine der Säulen des Klimacamp-Konzepts erfolgte der
Aktionszeitraum mit zwei Fahrraddemos, Kleingruppenaktionen und der
Sitzblockade "Kohle erSetzen!". Bislang gab es keine Aktion des Zivilen
Ungehorsams in einer solchen Größenordnung gegen den Kohleabbau bei
Leipzig. Sie stellte einen Aufbruch für mehr widerständige Aktionen im
Mitteldeutschen Revier dar. Die Aktion war dabei eingebettet in eine
wachsende Klimagerechtigkeitsbewegung weltweit. In diesem Jahr finden
acht Klimacamps und zahlreiche Aktionen des Zivilen Ungehorsams in
Europa statt. Ende Oktober sind rund um die Rodungssaison in der
Waldbesetzung des Hambacher Forst bei Köln auch wieder Aktionen des
Bündnisses "Ende Gelände" angekündigt.


Hintergrund

Greenpeace (2017): Studie zu Klimawandel, Migration und Vertreibung
(Englisch).

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/20170524-greenpeace-studie-climate-change-migration-displacement-engl.pdf

UNHCR (UN-Flüchtlingshilfswerk): FAQ Climate Change and Disaster
Displacement (Englisch).

http://www.unhcr.org/news/latest/2016/11/581f52dc4/frequently-asked-questions-climate-change-disaster-displacement.html

 * 

Quelle:

Kohle erSetzen!

E-Mail: presse@kohle-ersetzen.de

Internet: www.kohle-ersetzen.de
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KOHLEALARM/458: Klimakampf und Kohlefront - Solidaritätsaktion ... (Zucker im Tank)


Pressemitteilung von Zucker im Tank - 4. August 2018

Aktionserklärung der Gruppe Ökomüll



Am Samstag, den 04.08.2018 blockierten wir mit Lock-Ons ein
Braunkohleförderband am Tagebauvorfeld Schlehenhain. Das heißt, dass wir
mit unseren Körpern eine Unterbrechung der Braunkohleverarbeitung
erzwangen.

Unser Widerstand ist ein Protest für Klimagerechtigkeit. 
(Klima-)Gerechtikeit kann nur entstehen, wenn bestehende Herrschafts- und
Machtverhältnisse überwunden werden. Mit Herrschaftsverhältnissen meinen
wir die vielfältige Ein- und Ausgrenzung von Menschen aufgrund von
tatsächlichen oder zugeschriebenen Merkmalen wie im Fall von Sexismus,
Rassismus und Klassismus.

Braunkohleförderung ist nur ein Symptom dieser Herrschaftsverhältnisse,
gegen die wir uns als Ganzes richten.

Wir solidarisieren uns mit Menschen die weltweit gegen kapitalistische
Ausbeutung von Mensch- und Umwelt kämpfen und sich gegen Diskriminierung
zur Wehr setzen. Für uns ist es dabei zentral sich mit der kolonialen
Vergangenheit und Gegenwart auseinanderzusetzen, welche Rassismus und
Kapitalismus hervorgebracht hat.

System Change not Climate Change!

 * 

Quelle:

Zucker im Tank - Pressemitteilung vom 04.08.2018

E-Mail: zuckerimtank@riseup.net

Internet: www.zuckerimtank.net
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AKTION/7193: Bremen - Der Raumfahrtkongress lädt ein zum "Public Day" am 03.10.2018


idw - Pressemitteilung: Zentrum für angewandte Raumfahrttechnologie
und Mikrogravitation (ZARM)

Ganz dicht dran am Universum

Der Raumfahrtkongress lädt die interessierte Öffentlichkeit ein



Der Weltraum. Unendliche Weiten? Beim International Astronautical
Congress 2018 (IAC 2018) diskutieren mehr als 4.500 Fachleute im
Oktober in der Messe Bremen über das weite Feld der verschiedenen
Raumfahrtdisziplinen. Auch die interessierte Öffentlichkeit ist
eingeladen. Am Tag der Deutschen Einheit, 3. Oktober, bitten die
Veranstalter zum "Public Day". Besucher erleben unter anderem
hochrangige Vertreter aus Wissenschaft, Politik und Industrie sowie
eine Live-Schaltung zur Internationalen Raumstation ISS.

Das Highlight Event "space is big - space is public" beginnt um 13.30
Uhr mit einer Diskussionsrunde zu Sicherheit im Weltraum. Ein Thema:
Wie regelt man den Verkehr im Weltraum? Wie können Kollisionen
vermieden werden? Dort wird es nämlich immer voller. Neben immer neuen
Satelliten reichert sich Weltraumschrott an - 750.000 Objekte größer
als 1 cm sollen zurzeit unsere Erde umkreisen. Sonnenstürme und
kosmische Strahlung sind nur einige der Gefahren, die das
Weltraumwetter bestimmen und dadurch unser Klima beeinflussen. Auch
technische Anlagen auf der Erde wie beispielsweise unsere Stromnetze
sind dem Weltraumwetter ausgesetzt und damit anfällig für Störungen.
"Planetare Schutzmaßnahmen" stehen ebenso auf dem Diskussionsprogramm:
die Früherkennung, Verhinderung oder Milderung von Asteroiden- oder
Kometen-Einschlägen.

Ab ca. 14.30 Uhr steht das größte internationale Technologieprojekt in
der Geschichte der Menschheit im Fokus: die Kongresstechnik schaltet
live zur Internationalen Raumstation ISS. Gesprächspartner der
Live-Session ist Alexander Gerst, der zweite ESA- und erste deutsche
Kommandeur in der zwanzigjährigen Geschichte der Internationalen
Raumstation ISS. Gerst startete am 6. Juni 2018 für seine Mission
"horizons - Knowledge for Tomorrow" zur ISS. Seine Aufgabe ist es
unter anderem, 65 europäische Experimente durchzuführen - 41 davon
werden vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
unterstützt.

Gegen 14.45 Uhr kommen Besucher leibhaftigen Astronauten noch näher:
Die Frauen und Männer aus der ganzen Welt berichten über ihre
Erlebnisse im All und nehmen sich viel Zeit, um Fragen zu beantworten.

Darüber hinaus können sich Interessierte die Fachausstellung ansehen,
die ab 12 Uhr geöffnet sein wird. In der "Exhibition Hall" (Messehalle
5) präsentieren sich die Raumfahrtforschung und -industrie sowie alle
großen Raumfahrtagenturen von der amerikanischen NASA bis zur
chinesischen CNSA. Die deutsche und insbesondere Bremer
Raumfahrt-Szene ist entlang des Team-Germany-Boulevards anzutreffen.
Hier stellen Organisationen aus, die von Anfang an in die Planung des
IAC 2018 eingebunden sind, allen voran der örtliche
Kongressveranstalter, das Zentrum für angewandte Raumfahrttechnologie
und Mikrogravitation (ZARM) der Universität Bremen, sowie bedeutende
Firmen wie OHB, Airbus, ArianeGroup, MT Aerospace und der
Raumfahrtstandort Bremen. Besonders für Schüler und Studierende
interessant: Mit Ständen sind zum Beispiel die private International
Space University und die Universität Bremen vertreten, die ihre neuen
Masterstudiengänge zu Weltraumwissenschaften erläutert.

An Jedermann wendet sich dagegen die Ausstellung INNOspaceEXPO
"ALL.täglich!" welche von DLR konzipiert wurde. Darin geht es um
Ergebnisse aus der Forschung für die Raumfahrt und der Wissenschaft im
Weltraum, die unmittelbaren Nutzen für das Leben auf der Erde hatten
und haben. Nur ein Beispiel: Dank Erdbeobachtungssatelliten ist bei
der Urlaubsplanung der Blick aus der Luft auf das Wunschhotel und
seine Umgebung möglich.

Über den Public Day des IACs Der International Astronautical Congress
und die begleitende Ausstellung dauern von Montag bis Freitag, 1. bis
5. Oktober 2018. Am Public Day, 3. Oktober, ist der Eintritt von 12:00
bis 18:00 Uhr für die Öffentlichkeit frei. Die Veranstaltung "space is
big - space is public" wird gemeinsam organisiert von der europäischen
und deutschen Raumfahrtagentur, ESA und DLR, der Association of Space
Explorers ASE sowie den IAC-Organisatoren International Astronautical
Federation (IAF) und dem Zentrum für angewandte Raumfahrttechnologie
und Mikrogravitation (ZARM) der Universität Bremen.

Mehr Informationen: www.iac2018.org/public-day

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1677

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für angewandte Raumfahrttechnologie und Mikrogravitation (ZARM), 08.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1198: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Das Programm im September 2018




Kulturcafé Komm du - Das Programm im September 2018

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Stand-Up-Comedy, Kabarett und eine Ausstellung




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]







Übersicht über die Veranstaltungen im September 2018



Ausstellung "Augenblick im Licht..." (bis 12.10.2018)

 Zeichnungen und Malereien mit Acryl und Farbstiften von Regina Elvers




Sa 01.09.: Konzert - Evantgarde | "Die Hofkomponistin und Band - Frohböse Lieder 

 Do 06.09.: Autorenlesung mit Musik - Duo Wortklang | Literarisch-musikalische Impressionen 

                   Humorvolle Gedichte von Helmut Marquardt und Lieder von Claus Rüdiger Ullrich 

 Fr 07.09.: Konzert - Tasty Tunes | "Spicy Songs and Delicious Dances" - Irish Folk & More 

 Do 13.09.: Autorenlesung - Susanne Bienwald | "Wittensee", ein Roman über die Sehnsucht nach sich selbst

 Fr 14.09.: Konzert - Three For Silver | Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA 

 Sa 15.09.: Konzert - Trio "Warten auf Lucie" | Jazzige Balladen, Klezmermusik und poppige Chansons

 Mi 19.09.: Konzert - Gleewood | US Desert Americana und Blues Rock aus New Mexico

 Do 20.09.: Multimedia Vortrag - Heiko Klotz | "Grönland - In der Welt des Eises" 

 Fr 21.09.: Konzert - Cookbook | Grooviger Jazz mit Einflüssen von Hardbob und Souljazz aus Hamburg 

 Sa 22.09.: Konzert - The Inner Tradition | Contemporary Folk aus Irland, Schottland, England und Amerika

 Mi 26.09.: Konzert - The Underscore Orkestra | Klezmer, Balkan, Gypsy Jazz, Swing und Americana

 Do 27.09.: Kabarett-Konzert - Weiherer | Bayerischer Liedermacher, Kabarettist und Radikal-Poet 

 Fr 28.09.: Konzert - Max Wolff | Acoustic Roots-Country, Folk & Blues 

 Sa 29.09.: Stand-Up-Comedy-Show - Charlotte und Ralf | Eins-A-Comedy - Gags, Geschichten und gute Unterhaltung

                   Special guest: Alfons, der Reporter mit dem Puschelmikrofon




Sofern nicht anders angegeben, gilt:




- Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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[image: 'Flamencotänzerin im Spotlight' - Exponat der Ausstellung 'Augenblick im Licht ...' von Regina Elvers (11.8. - 12.10.2018) im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg - Foto: © by Regina Elvers]

'Flamencotänzerin im Spotlight' - Exponat der Kunstausstellung 'Augenblick im Licht ...'

von Regina Elvers (11.8.-12.10.2018) im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg 

Foto: © by Regina Elvers



Ausstellung "Augenblick im Licht..." (11.8.-12.10.2018)

Zeichnungen und Malereien mit Acryl und Farbstiften von Regina Elvers 

Fotos von Menschen und Tieren inspirieren Regina Elvers zu ihren
Werken, die sie mit den Maltechniken Farbstift auf Acrylgrundierung
oder Acrylfarbe auf Leinwand umsetzt. Ihre Bilder beeindrucken durch
filigrane Details, große Ausdrucksstärke und einen malerisch
eingesetzten Zeichenstrich, der sich zunehmend von der früher
angestrebten Fotorealität abwendet. Die Künstlerin arrangiert das
Spiel zwischen Licht und Schatten und erzeugt so dramatische
Effekte. Seit ihrer Debüt-Ausstellung im "Komm du" im Sommer 2016
nahm die Autodidaktin an sechzehn Einzel- und Sammelausstellungen
zwischen Stade, Hamburg und Lüneburg teil. 

Die Ausstellung im Komm du läuft bis zum 12.10.2018.

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/veransta/vaus9493.html

https://www.ellenvers.de/

https://www.ellenvers.de/farbstiftbilder-ab-2018/
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EVANTGARDE - Die Hofkomponistin und Band

v.l.n.r. Jakob Perko, Ramón Lazzaroni, Eva Engelbach-Brüggemann und Sören Wilrodt

Foto: © by Ellen Coenders



Samstag, 1. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Evantgarde | Die Hofkomponistin und Band - Frohböse Lieder 

Eva Engelbach-Brüggemann aka Die Hofkomponistin, Theatermusikerin,
Sängerin und Liedermacherin aus Hamburg, steht zwar auf schräge Töne
und Rhythmen, Free Jazz oder die sogenannte neue Musik liegen ihr
allerdings fern. Sie mag Überraschungen, hat es aber trotz aller
Unkonventionalität am liebsten melodisch und wiegt sich bevorzugt im
Walzertakt. Singen tut sie "eigentlich immer" von der Liebe, wobei
sie ihre "böse Zunge" durchaus nicht im Zaum hält. Mit ihrer neuen,
2017 gegründeten Band "Evantgarde" geht es nun auf Tour. Jakob Perko
(Gitarren), Ramón Lazzaroni (Bässe, Flöten, Gesang) und Sören
Wilrodt (Schlagzeug) bereichern Evas Lieder mit ungewöhnlichen
Klängen.

Besetzung:

Eva Engelbach-Brüggemann (Musik und Text, Tasten und Gesang) 

Jakob Perko (Gitarren)

Ramón Lazzaroni (Bässe, Kontrabassflöte, Gesang) 

Sören Wilrodt (Schlagzeug)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/lied1798.html

http://evantgardemusic.com

https://www.youtube.com/watch?v=cRHdyEaP8gA
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Literarisch-musikalische Impressionen mit dem "Duo Wortklang"

Helmut Marquardt und Claus-Rüdiger Ullrich präsentieren "Humor in Wort und Klang" mit neuen Texten und Liedern

Fotos: © by Helmut Marquardt



Donnerstag, 6. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Autorenlesung mit Musik

Duo Wortklang | Literarisch-musikalische Impressionen


Humorvolle Gedichte von Helmut Marquardt und Lieder von Claus Rüdiger Ullrich (Gitarre)

Mit spitzer Feder, viel Ironie und einigem Augenzwinkern beschreibt
Helmut Marquardt in seinen Gedichten Menschen und Situationen, die
ihm täglich begegnen. Kaum ein Aspekt des Daseins entgeht seinem
kritischen Blick. Gemeinsam mit Claus Rüdiger Ullrich, der sich seit
30 Jahren der handgemachten Musik verschrieben hat und in
verschiedenen Formationen unterwegs ist, hat er das Duo Wortklang
gegründet, das Lyrik und Musik in harmonischer Weise miteinander
verbindet. Die ausnahmslos eigenen Texte Marquardts werden umrahmt
von zumeist bekannten Liedern, Folk Songs und Balladen auf Deutsch,
Plattdeutsch und Englisch, mit denen Ullrich das Publikum auch zum
Mitsingen anregt.

Besetzung:

Helmut Marquardt (Autor und Lyriker)

Claus Rüdiger Ullrich (Gesang und Gitarre)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6120.html
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Die Folkband "Tasty Tunes" spielt Irish Folk & More zum Genießen, Mitsingen und Tanzen

Foto: © by Tasty Tunes



Freitag, 7. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Tasty Tunes | "Spicy Songs and Delicious Dances" - Irish Folk & More 

"Tasty Tunes" bietet eine bunte Mischung aus Melodien und Liedgut
überwiegend irischen und schottischen Ursprungs. Herzzerreißende
Liebeslieder und melancholische Seefahrtssongs wechseln sich ab mit
mitreißenden keltischen Tänzen. Das Publikum wird gern zum Mitsingen
und -tanzen einbezogen. Auf Wunsch gibt es auch bretonische Tänze
und schwedische Weisen ebenso wie plattdeutsche oder jiddische
Lieder und Klezmer. Kurzum, ein vielfältiger Folklore-Cocktail,
dargeboten von fünf folk-erfahrenen Musikerinnen und Musikern, die
nicht nur aus ihren Instrumenten deliziöse Klänge zaubern, sondern
auch als Folkloretänzerinnen und Tanzanleiterinnen Erfahrungen für
den richtigen Groove gesammelt haben. Mehrstimmiger Gesang, Geige,
Akkordeon, Gitarre und Keyboard sorgen für einen facettenreichen
Sound.

Besetzung:

Helga Lindstädt (Akkordeon und Gesang)

Ulrike (Uli) Tuch (Geige und Gesang)

Matthes Gertz (Geige und Gesang) 

Marcus Venske (Piano und Gesang)

Klaus Mager (Gitarre und Gesang)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1362.html

http://www.tastytunes-band.de

http://www.tastytunes-band.de/html/sound.html
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[image: Portrait der Autorin Susanne Bienwald und das Cover ihres 2016 erschienenen Romans 'Wittensee' - Foto links: © 2016 by Maya Ueckert, rechts: © 2016 by Kadera Verlag]

Der Selbstfindungsroman "Wittensee" von Susanne Bienwald erschien im Jahr 2016 im Kadera Verlag, Norderstedt

Foto links: © 2016 by Maya Ueckert, rechts: © 2016 by Kadera Verlag



Donnerstag, 13. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Autorenlesung

Susanne Bienwald: "Wittensee" | Ein Roman über die Sehnsucht nach sich selbst

Taub im Lärm der Welt?

Der Takt unserer Gesellschaft wird immer schneller. Wie ergeht es in
einer lauten Welt den stillen Menschen? Wie fühlt sich jemand, der
gern allein ist und die Dinge auf sich wirken lässt? Werden in der
Informationsflut der Gesellschaft nur Extrovertierte und auf
Selbstvermarktung konzentrierte Menschen belohnt? In ihrem 2016
erschienenen Roman "Wittensee" geht die Autorin Susanne Bienwald
diesen Fragen nach. Sie erzählt von der Stille als einem
Grundbedürfnis des Menschen. Sie berichtet von einer Frau, die schon
in ihrer Kindheit an einem Zuviel ihres Umfeldes leidet. In der
Schulzeit lernt sie, die Rolle einer lauten, im Mittelpunkt
stehenden Person anzunehmen. Als junge Frau erkennt sie dann, dass
es ein Fehler gewesen ist, jahrelang ihre eigene stille Natur
verleugnet zu haben.

Schon 1920 benannte der Psychoanalyiker Carl Gustav Jung die Lauten
und die Leisen, die Extrovertierten und die Introvertierten. Sie
sind oft hochsensibel und zwei notwendige Prototypen einer
Gesellschaft. Was aber, wenn die Stillen in der lauten
Leistungsgesellschaft keinen Raum mehr finden und unter den
Informationsfluten taub und sprachlos werden?

Besetzung:

Susanne Bienwald (Autorin)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/veranst/dbvl6122.html

http://susannebienwald.de/index.php?ansicht=aktuelles
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[image: Die drei Musiker des Oldtime Folk und Experimental Rock-Trios 'Three for Silver' als folkloristische Grafik - Foto: © by Three for Silver]

Three For Silver: Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA 

Foto: © by Three for Silver



Freitag, 14. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Three For Silver: "Get low" | Oldtime Folk und Experimental Rock aus Portland/USA

In ihrer ganz eigenen, hervorragend tanzbaren Mixtur vereinen "Three
for Silver" Elemente von Tom Waits und Mumford And Sons mit einer
Prise Balkan Charme à la Gogol Bordello. Das Trio schafft es in
kleiner Besetzung einen ganz großen Sound zu erzeugen und dabei die
Leute mit Leichtigkeit zum Tanzen zu bringen. Mit ihrer aktuellen
Single "Get low" im Gepäck tourt die Gruppe in diesem Herbst durch
Europa.

Besetzung:

Lucas Warford (Gesang, Bass)

Willo Sertain (Gesang, Akkordeon)

Douglas Francisco (Lapsteel- resp. Dobro-Gitarre)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1364.html

http://threeforsilver.com/

https://www.youtube.com/watch?v=CzvOPx2rXzg
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[image: Das Trio 'Warten auf Lucie': Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller - Foto links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller]

Das Trio "Warten auf Lucie": Jazzige Balladen, Klezmermusik und poppige Chansons.

V.l.n.r.: Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller

Foto links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller



Samstag, 15. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Trio "Warten auf Lucie" | Jazzige Balladen, poppige Chansons und Klezmermusik

Seit gut 25 Jahren treten Guido Jäger (Kontrabass) und Frank Meiller
(Sax, Klarinette, Flöte, Gesang) zusammen auf. Vor kurzem stieß die
tschechische Sängerin und Pianistin Lucie Cerveny dazu. Die eigenen
Stücke des Trios, zwischen Soul, Jazz und Chanson angesiedelt, sind
mit rockigen Untertönen angereichert. Hinzu kommen ausgewählte
"Lieblings"-Titel der aktuellen Musikszene. Frank Meiller,
Grenzgänger zwischen Jazz, Klassik und Klezmer, ist Mitglied des
Ensemble Formidable und Dozent an der Akademie Hamburg für Musik und
Kultur. Lucie Cerveny, ausgebildete Sängerin und Pianistin im
Bereich Jazz/Pop, hatte ihren musikalischen Wirkungskreis bisher in
Süddeutschland, wo sie Konzert- und Literatur/Musik-Programme
entwickelte. Guido Jäger ist Bassist des bekannten Giora Feidman
Trios und Mitglied u.a. des Kibardin Quartetts.

Besetzung:

Lucie Cerveny (Piano und Gesang)

Frank Meiller (Saxophon, Klarinette, Flöte)

Guido Jäger (Bass)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2145.html

http://www.luciecerveny.de

http://www.frankmeiller.com

http://www.bubu-concerts.de/kibardin-quartett/guido-jaeger
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[image: Jhett Schiavone und Callie Sioux Schiavone von der Folk Rock-Band 'Gleewood' aus New Mexico - Foto: © by Gleewood]

Gleewood - US Desert Americana und Blues Rock aus New Mexico

Foto: © by Gleewood



Mittwoch, 19. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Gleewood | US Desert Americana und Blues Rock aus New Mexico

Gleewood ist eine Americana Rock-Band aus New Mexico mit einem
musikalischen Spektrum von Blues über Folk bis hin zum Rock'n'Roll.
In ihren Liedern erzählen die Bandleader Jhett und Callie Sioux
Geschichten, die die Herzen von Folk- und Rootsmusik-Enthusiasten
höher schlagen lassen. Die pulsierende Energie ihrer Songs erinnert
an die dynamischen Jams der psychedelischen 60er Jahre. Jhett's
rauer Bariton-Bass und Callies hoher, klarer Sopran fügen sich zu
einem einzigartigen Stimmgemisch, das das "Why We Listen"-Magazin
einmal als "Kaffee und Sahne mit einem Schuss Whisky" beschrieb.

Das Debut-Album von Gleewood erschien im Jahr 2013. Seitdem hat sich
der Stil der Band vom ursprünglichen, rootischen und akustischen
Klang zu einem elektronisch verstärkten, härteren Sound
weiterentwickelt. Ihr zweites Album "Sweet, Sweet, Time" wurde bei
den "New Mexico Music Awards 2017" zum "Besten Rock-Album des
Jahres" nominiert.

Besetzung:

Jhett Schiavone (vocals, guitar, slide guitar)

Callie Sioux (vocals, bass, keys)

Paul Walter Kimball (banjo, percussion) 

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1365.html

https://www.gleewoodmusic.com/home/

https://www.youtube.com/watch?v=OGe_VFDxZxI
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[image: Blaugestreifter Eisberg in der Diskobucht (Westgrönland), fotografiert vom Schiff aus - Foto: © 2012 by Heiko Klotz]

Egal wohin man sich auf Grönland begibt: Die Schönheit und die Kraft des Eises sind allgegenwärtig.

Fotos: © 2012 by Heiko Klotz



Donnerstag, 20. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Bildervortrag

Grönland - In der Welt des Eises | Multimedia-Vortrag von Heiko Klotz

Bilder und Geschichten von Wanderungen am Rand der Zivilisation

Eine Reise nach Grönland - im Jahr 2012 wurde dieser Traum für Klotz
Wirklichkeit. Er begab sich zur Disko Bucht an der Westküste von
Grönland, 300 km nördlich vom Polarkreis. Von Ilulissat aus wanderte
er dort tagelang am Isfjord, an dessen Ende einer der weltweit
aktivsten Gletscher riesige Eisberge kalbt. Am Ausgang des Fjords
bleiben die bis zu 800 m hohen Kolosse hängen und es bildet sich ein
Eisbergstau.

Gezeigt werden atemberaubende Bilder von einer dreitägigen
Bootsfahrt zur Front des Eqi-Gletschers und Plätze, an denen Szenen
des Films "Fräulein Smillas Gespür für Schnee" gedreht wurden. Und
schließlich führt uns eine Wanderung von Ilulissat nach Rodebay ins
H8, eine Gaststätte, die seit vielen Jahren von einem deutschen
Ehepaar betrieben wird. Egal wohin man sich auf Grönland begibt: Die
Schönheit und die Kraft des Eises sind allgegenwärtig.

Besetzung:

Heiko Klotz (Diplom-Mathematiker, Musiker, Komponist, Fotograf, Mensch und Reisejournalist)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/veranst/bkvo8361.html

http://www.heikoklotz.de/

http://www.heikoklotz.de/de/Fotografie/Groenland-Vortrag.html 
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[image: Die Hamburger Jazzband Cookbook bei einem Auftritt - Foto: © by Cookbook]

Mit den Einflüssen von Hardbob, Souljazz und Eigenkompositionen bietet die Band Cookbook

ein kontrastreiches Programm, das vor allem groovt und Spass bringt!

Foto: © by Cookbook



Freitag, 21. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Cookbook | Grooviger Jazz mit Einflüssen von Hardbob und Souljazz aus Hamburg 

Viele Köche verderben den Brei, sagt ein Sprichwort. Was für den
Suppentopf gelten mag, trifft musikalisch nicht unbedingt zu. Vor
einiger Zeit taten sich Swen Enge (Gitarre), Alexander Hopff
(Hammondorgel SK2), Till Pape (Schlagzeug) und Bernd Reincke
(Baritonsaxofon) zusammen, allesamt gestandene Musiker der Hamburger
Jazzszene, um die Band Cookbook zu gründen. Inspiriert von George
Bensons legendärem Jazz-Album "Cookbook" lassen sie die Orgel-Combos
der 1950er und -60er Jahre wieder aufleben. Mit Einflüssen von
Hardbob, Souljazz und Eigenkompositionen bietet die Band ein
kontrastreiches Programm, das groovt und Spaß bringt. Viele
Hamburger Jazzfans werden die Band kennen, Cookbook spielte bereits
in zahlreichen Klubs - und sind jetzt bereits zum zweiten Mal zu
Gast im "Komm du"!

Besetzung: 

Swen Enge (Gitarre)

Alexander Hopff (Hammondorgel SK2)

Till Pape (Schlagzeug) 

Bernd Reincke (Baritonsaxofon)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/jazz2149.html

http://alexander-hopff.de/aktuelle-projekte/
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[image: Die vier Musiker der Folkband 'The Inner Tradition' auf der Bühne des 'Komm du' - Foto: © by Sören Krusemark, The Inner Tradition]

'The Inner Tradition' - das Kieler Quartett spielt Folk aus Irland, der Bretagne und den USA

V.l.n.r.: Bernd Unstaedt, Andreas Weber, Sören Krusemark und Thomas Faasch

Foto: © by Sören Krusemark, The Inner Tradition



Samstag, 22. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

The Inner Tradition | Contemporary Folk aus Irland, Schottland, England und Amerika

Bernd Unstaedt (Geige, Mandoline, Gesang), Sören Krusemark (Gesang,
Gitarre, Bouzouki), Thomas Faasch (Bodhrán, Gitarre) und Andreas
Weber (Bluesharp, Didgeridoo, Gesang) sind feste Größen in der
Kieler Folk-Szene. Thematisch breit aufgestellt, wird in ihrer Band
den unterschiedlichen Vorlieben jedes einzelnen ein musikalischer
Rahmen bereitet. So bereichern neben der reinen Folkmusik Einflüsse
weiterer Stilrichtungen von Klezmer bis Blues ihr Spiel und tragen
zum unverwechselbaren Sound der Gruppe bei, der sowohl zum Tanzen
als auch zum Hinhören einlädt und ordentlich Stimmung macht. Live
immer wieder ein Hochgenuß!

Besetzung: 

Bernd Unstaedt (Geige, Mandoline, Gesang)

Thomas Faasch (Bodhran, Gitarre)

Andreas Weber (Bluesharp, Didgeridoo, Gesang)

Sören Krusemark (Gesang, Gitarre, Bouzouki)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1363.html

http://www.the-inner-tradition.de

https://www.youtube.com/watch?v=BQfdlzx5vS4
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[image: Die vier Musiker des Underscore Orkestra mit ihren Instrumenten - Foto: © by The Underscore Orkestra]

Hot Jazz, New Orleans Jazz, Balkan, Klezmer, Swing, Americana, Old Blues und ein wenig Irisch/Celtische Musik

"The Underscore Orkestra" liefert eine furiose Live-Show zum Tanzen und Genießen!

Foto: © by The Underscore Orkestra



Mittwoch, 26. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

The Underscore Orkestra | Klezmer, Balkan, Gypsy Jazz, Swing und Americana

Das Musikerkollektiv "The Underscore Orkestra" spielt eine Mischung
aus Hot Jazz, New Orleans Jazz, Balkan, Klezmer, Swing, Americana,
Old Blues und ein wenig Irisch/Celtische Musik. Neben eigenen
Kompositionen sind auch traditionelle Melodien zu hören. Die Band
wurde 2007 gegründet und hat seitdem viele verschiedene musikalische
Stilrichtungen in ihr Repertoire aufgenommen. Gegründet in Portland,
Oregon (USA), haben die Musiker ihren Sitz jetzt außerhalb von Cork
in Irland. Pro Jahr spielen sie mehr als 100 Shows und touren dabei
in wechselnder Besetzung um die ganze Welt, von Nord- und
Zentralamerika über Europa und Südostasien bis nach Australien und
Neuseeland.

Auf ihrer Deutschlandtournee 2018 hat die Band ihr brandneues 8.
Studioalbum mit dem Titel "Manchmal immer nie oder was auch immer"
im Gepäck. Die mitreißende Musik des Underscore Orkestra erinnert an
die eindringlichen Klänge des Ostens mit deutlichen Einflüssen aus
dem Westen. Die vier Musiker liefern eine furiose Show, die zum
Tanzen oder auch einfach nur zum Genießen einlädt.

Besetzung:

Jorge Kachmari (Lead Vocals, Fiddle, Saxophon, Harmonika und Klarinette)

Brian Leach (Resonatorgitarre, Banjo und Vocals)

Sam Wright (Kontrabass)

Thomas Hodson (Akkordeon)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/folk1368.html

http://www.TheUnderscoreOrkestra.com/

https://youtu.be/_V60Gsu2mtk
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[image: Weiherer. Der niederbayerische Brutalpoet live in concert am Donnerstag, 27.9.2018 im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - Foto: © by Christian Kaufmann]

Der Weiherer - seit mehr als 15 Jahren tingelt der 38jährige Niederbayer mit Gitarre, Mundharmonika 

und seiner trefflich gelungenen Mischung aus Liedermacherei und Kabarett quer durch den deutschsprachigen Raum

Foto: © by Christian Kaufmann



Donnerstag, 27. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Liedermacher-Kabarett

Weiherer | Bayerischer Liedermacher, Kabarettist und Radikal-Poet

Seit über 15 Jahren tourt Christoph Weiherer mit Gitarre,
Mundharmonika und einer trefflich gelungenen Mischung aus
Liedermacherei und Kabarett quer durch den deutschsprachigen Raum.
Der vor Lebendigkeit sprühende "Liederbombenleger", "bayerische Bob
Dylan" und "Radikal-Poet" ist ein faszinierender Sturschädel mit
intelligenten Texten, mitreißender Musik und grandios bissigem
Humor. Sein Auftritt im Herbst 2016 auf dem Liedermacherfestival
Kloster Banz vor vielen tausend Zuschauern, bei dem er u.a. seine
Kampagne "25541 Brunsbüttel" gegen die Datensammelwut beim Einkaufen
vorstellte, ist legendär. Das millionenfach geklickte gleichnamige
Facebook-Video machte ihn schlagartig zum bundesweiten Medienstar.
Auf seiner großen Herbsttour präsentiert Weiherer neue Lieder und
Geschichten ebenso wie seine Klassiker - tiefsinnig und absurd
zugleich, kantig und verquer, ehrlich und direkt.

Besetzung:

Weiherer (Gesang, Gitarre und Mundharmonika)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvkl0847.html

http://www.weiherer.com

https://www.youtube.com/watch?v=nu-_AJjPp7A
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[image: Max Wolff mit Gitarre bei einem Auftritt - Foto: © by Max Wolff]

Max Wolff - Folk, Blues und Americana der guten alten Schule!

Foto: © by Max Wolff



Freitag, 28. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

Max Wolff | Acoustic Roots-Country, Folk & Blues

... nach guter alter Schule! Wie Ry Cooder oder Eric Clapton es
machen würden, träten sie mit Gitarre und Bottleneck-slide vor
kleinem Publikum auf. Schöne Stücke von Cash, Clapton und Creedence,
bis ganz zurück zu den Roots und den alten Songs von Leadbelly,
Robert Johnson, Muddy Waters, Skip James, Blind Willie Johnson und
vielen anderen. Exzellent gespielt ohne Tricks - the real Deal.
Seine 2004 erschienene CD "I'm Bonafide" wurde beim "Danish Music
Award - Folk 2004" zum Blues Album des Jahres ernannt. 2008 erschien
sein zweites Album "got you on my mind". 

Der Sänger und Gitarrist Max Wolff kommt aus Dänemark und ist seit
über 25 Jahren als Profi auf den Landstrassen in seinem Heimatland,
in Norwegen und in Deutschland unterwegs. Mehr als 4000 Gigs hat er
bislang gespielt. Ein Künstler, der das Musikmachen lebt.

Besetzung:

Max Wolff - solo (Gitarre und Gesang)

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/musik/veranst/mvbl0067.html

http://www.maxwolff.dk/

https://www.youtube.com/watch?v=QysWdB9a3tw
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[image: Die Stegreiftheaterkünstler 'Charlotte und Ralf' - Foto: © by Klaus Friese]

Eins-A-Comedy | Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy

Am Samstag, den 29.9.2018 moderieren "Charlotte und Ralf" die erste Stand-Up-Mixed-Show im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Foto: © by Klaus Friese



Samstag, 29. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr: Stand-Up-Mixed-Show

Eins-A-Comedy | Gags, Geschichten und gute Unterhaltung präsentiert von "Charlotte und Ralf"

Stand-Up-Comedy und Artverwandtes mit neuen Talenten aus der "Akademie für Entertainment" und Gästen

Special guest: Alfons - der Reporter mit dem Puschelmikrofon

Eins-A-Comedy heißt: es darf gelacht werden! Mehrere Comediennes und
Comedians teilen sich die Bühne und bieten Stand-Up-Comedy in all
seinen Facetten. Sie berichten - höchst pointiert und saukomisch -
von den großen und kleinen Geschichten aus Alltag, Beruf und
Zeitgeschehen, die sie in letzter Zeit beschäftigt haben. Moderiert
wird das Ganze von Charlotte Wolff und Ralf Schulze. Sie sind nicht
nur professionelle Comedy-Autoren für Leute wie Alfons, Harald
Schmidt oder den Hamburger Kabarettisten Axel Pätz. Sie sind auch
die Gründer der "Akademie für Entertainment" und unterrichten seit
einigen Jahren Newcomer der Comedy-Szene. 

Die Künstler des Abends:

Kristina Bogansky - charmantdirekte Comedienne aus Hamburg

Ghasal Falaki - Neues aus dem hanseatisch-persischen Alltag 

Willi Bartels - Weltreisender Rentner im Kampf mit der Welt von heute 

Patrick Stempin - blickt über den Tellerrand, um zu sehen, wo er gekleckert hat 

Stefan Schenke - witzig, böse, nie billig; Bauchredner aus Leidenschaft 

Alfons - der französische Kultreporter und Geschichtenerzähler

und einige andere ...

Weitere Informationen:

http://www.schattenblick.de/infopool/theater/veranst/tvkl0848.html

http://www.charlotteundralf.com

https://www.youtube.com/watch?v=vAZLTqUcPho
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[image: Eingang des Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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REZENSION/697: Franziska Schreiber - Inside AfD (SB)


Franziska Schreiber



Inside AfD

Der Bericht einer Aussteigerin




"Ja. Es ist warm. Sehr sogar. Aber dieses hysterische [hashtag]Klimakrisen-Gekreische
der Klimanazis ist wirklich unerträglich. Auch wenn wir alle zu Fuß gehen, statt
Autos zu bauen nun alle Gendergagaisten werden und nur noch Brokkoli essen: der
Sonne ist das egal." [1] 

Der Tweet der AfD-Frontfrau Beatrix von Storch vom 31. Juli 2018 kam zu spät, um
Aufnahme in dem vorliegenden Buch zu finden. Er ist dennoch einer Zitation
würdig, tritt in ihm doch ein spezifisches Feindbild des organisierten
Rechtsextremismus hervor. Wer sich angesichts des Klimawandels um den Bestand
menschlicher und natürlicher Lebensgrundlagen sorgt, hat aus stichhaltigen
Gründen ein Problem mit dem motorisierten Individualverkehr und dem Verbrauch
von Tierprodukten. Daß sich unter solchen Menschen auch häufiger KritikerInnen
tradierter Geschlechterverhältnisse und patriarchaler Machtansprüche finden als
unter passionierten AutofahrerInnen und FleischkonsumentInnen, liegt aufgrund
der strukturellen Verwandtschaft einer Kritik an der wachstumsorientierten,
ressourcenverschwenderischen, imperialen Lebensweise und dem Eintreten für
benachteiligte Gruppen der Gesellschaft nahe.

Was die Stellungnahme dieser AfD-Politikerin exemplarisch abbildet, findet in
dem Buch "Inside AfD" vielfache Bestätigung. Der Bericht der ehemaligen
AfD-Politikerin Franziska Schreiber, die als Vorsitzende der Jungen Alternative
in Sachsen und Pressesprecherin der AfD-Jugendorganisation auf Bundesebene gute
Kontakte zu diversen Führungspersönlichkeiten der Partei unterhielt, über das
Innenleben der AfD teilt politisch Interessierten, die sich mit der noch jungen
Rechtspartei auseinandergesetzt haben, nichts grundsätzlich Neues zu deren
politischen Positionen mit. Die schiere Fülle des präsentierten Materials, zumal
wenn es im eigenen Erleben der Autorin verankert ist, die en passant
nacherzählte Geschichte der AfD seit dem Austritt ihres Gründers Bernd Lucke,
die faktisch gut belegte Diagnose Schreibers zu den von der Rechtspartei
ausgehenden Gefahren für Politik und Gesellschaft der Bundesrepublik und die bei
alledem erfolgende Auseinandersetzung der LeserInnen mit den Ideologemen und
Unterstellungen der parlamentarischen Rechten machen die Lektüre
des Buches dennoch zu einer erkenntnisträchtigen Angelegenheit. 

Frauke Petry, zu der die Autorin gute Kontakte hatte, verließ die Partei kurz
nach der Bundestagswahl 2017, nicht ohne zuvor ein Direktmandat erlangt zu
haben, das sie weiterhin wahrnimmt. Franziska Schreiber vollzog diesen Schritt
schon zehn Tage vor der Bundestagswahl, um, wie sie sagt, maximale
Breitenwirkung für die von ihr geäußerte Kritik am rechtsradikalen Kurs der AfD
zu erzielen. Diesen Entschluß hatte sie schon auf dem Bundesparteitag der AfD in
Köln im April 2017 gefaßt. Nach der Niederlage Petrys, die für Schreiber den
liberalen Flügel der Af'D verkörperte, obwohl diese zwei Jahre zuvor den
Parteigründer Bernd Lucke als Exponentin der rechten Kräfte in der AfD
entmachtet hatte, habe sie nur noch verhindern wollen, daß der völkische Flügel
die Partei vollends unter seine Kontrolle bringt.

Das Buch ist mithin auch Menschen zu empfehlen, die sich in der Distanzierung
Schreibers von der AfD nicht wiederfinden, weil der von ihr nun vertretene
neoliberale Leistungsprimat nicht so weit entfernt ist von den
sozialchauvinistischen Forderungen der Partei, wie es erscheinen mag, wenn man
FDP und AfD auf die extremismustheoretische Waagschale legte. "Inside AfD" ist
die Geschichte der Laufbahn einer jungen Politikerin, der aufgrund haßerfüllter,
verächtlicher und frauenfeindlicher Äußerungen im Umfeld der ParteigenossInnen
dämmert, daß sie in einer ideologischen Falle sitzt, deren selbstgeschaffene
Feindbilder stets aufs Neue dafür sorgen, eventuelle Zweifel zugunsten der
Überzeugungskraft des damit geschaffenen Weltbildes zu ignorieren. Den Rassismus
und Nationalchauvinismus der Partei ablehnende Reaktionen waren hochwillkommen, wie
Schreiber erklärt, "bestätigten sie uns doch in unserer Überzeugung, die Medien,
die Altparteien und die 'links-rot-grün-versifften 68er' (Jörg Meuthen) wären
ein Haufen weinerlicher, überempfindlicher Schnösel, die mit der Wahrheit nicht
zurechtkämen" (S. 90).

Die ideologischen Gewißheiten, die der AfD soliden und wachsenden Zuspruch in
der Bevölkerung bescheren, sind allerdings weit davon entfernt, Ausdruck einer
Situation permanenter Benachteiligung und Unterdrückung durch "Altparteien" und
"Lügenpresse", durch "Gender-Ideologie" und das "Establishment" zu sein. Die
Unterstellung einer ungebrochenen, seit den 1960er Jahren währenden linken
Hegemonie wird durch die mit zahlreichen Zugeständnissen an die Rechte erkaufte
Hegemonie der Regierungsparteien ebenso widerlegt wie die Angriffe auf eine
"politische Korrektheit", die als Begründung dafür fungiert, andere Menschen aus
vollen Stücken diffamieren und erniedrigen zu können. Das trotzige Aussprechen
rassistischer und rechtsradikaler Verunglimpfungen feiert spätestens seit Thilo
Sarrazins biologistischer These von der Abschaffung der Deutschen nach dem Motto
"Man wird ja wohl noch sagen dürfen" demagogische Triumphe und hat eine
eigenständige Antinorm etabliert, wie auch Franziska Schreiber feststellt:

Die AfD hat innerhalb kürzester Zeit eine eigene Form politischer Korrektheit
 entwickelt. Sie beinhaltete spezifische ungeschriebene Regeln, wie zu denken,
 zu sprechen und zu agieren sei. Beispiel Sprache: Nicht von der Redefreiheit
 gedeckt waren und sind das Gendern und der Gebrauch von Worten wie "Bürger
 mit Migrationshintergrund" oder "Schnitzel mit Paprikasoße". Die AfD
 kultivierte Denk- und Sprechverbote unter umgekehrten Vorzeichen. Sie hatte
 durchaus vor, eine Mauer zu bauen, eine Sprachmauer. Sie stand rasch. Zensur
 findet statt. 
(S. 56)



Antifeminismus [2] als direkt gegen die Emanzipation von Frauen wie die
Infragestellung des binären Geschlechtermodells gerichtete Strategie gehört zu
den festen Säulen im politischen Programm einer Partei, deren führender
Rechtsausleger Björn Höcke beklagt, Deutschland habe "seine Männlichkeit
verloren" (S. 80). Mit einem Frauenanteil von etwa 20 Prozent, der Verankerung
im männerbündischen Umfeld studentischer Burschenschaften und einem Verständnis
von Frauenrechten, das seinen Fokus in der Unterstellung findet, die zentrale
Gefahr für Frauen gehe von muslimischen Männern aus, die Vergewaltiger aus
Veranlagung seien, resultieren alle Fragen der Gleichberechtigung und
Emanzipation in der Bestätigung patriarchaler Dominanz. Diese zu sichern gegen
die "Gender-Lobby" und "Gender-Ideologie", die die "naturgegebenen Unterschiede
zwischen den Geschlechtern" marginalisiere und "geschlechtliche Identität
infrage" stelle (S. 103), so das Parteiprogramm, gehört zu den Standards in den
Reden von AfD-PolitikerInnen. Daß die meisten Vergewaltigungen nach wie vor in
Ehe und Partnerschaft stattfinden, kann die Männer in der AfD nicht in der
Überzeugung beirren, daß die Frau an den kleinfamiliären Herd gehört, wo sie dem
Mann ausgeliefert ist.

Maskulin brachial wird in den rhetorischen Ausfällen führender AfD-Politiker
auch gegen andere Feindbilder blank gezogen. Wenn sie einmal an die Macht
gelangt sind, dann werde "aufgeräumt" und "ausgemistet", dann würden
"volksfeindliche" Medien verboten und der "Schuldkult" des Holocaust-Gedenkens
beendet. Ob ein Alexander Gauland das Recht einfordert, "stolz zu sein auf die
Leistungen deutscher Soldaten in zwei Weltkriegen" (S. 159) oder der
Bundestagsabgeordnete und ehemalige Dresdner Richter Jens Maier Verständnis für
den norwegischen Massenmörder Anders Breivik bekundet, habe dieser doch seine
Tat "aus Verzweiflung" über die Einwanderung von "Kulturfremden" begangen,
belegt, daß das Bekenntnis zu rechtsradikalen Auffassungen aller Art in der AfD
längst salonfähig geworden ist.

Auch Frauke Petry wußte mit Schlagworten wie "One World Kapitalismus" und "One
World Multikulturalismus" (S. 143), so auf dem Treffen europäischer
Rechtsparteien in Koblenz im Januar 2017, zu begeistern. Nicht der Kapitalismus
als solcher ist das Problem, sondern seine globalisierte Entuferung, lautet ein
typisches Glaubensbekenntnis, mit dem AfD-PolitikerInnen den Eindruck erwecken,
die soziale Frage von unten zu stellen, während sie das Bündnis mit dem
nationalen Kapital suchen und "den Kampf gegen 'die Verteilung unseres
Volksvermögens von innen nach außen, also vom Inland ins Ausland'" (S. 110), so
Björn Höcke, propagieren.

Dem zentralen Feindbild des "Multikulturalismus", der ideologischen Achse aller
fremdenfeindlichen und antimuslimischen Ausfälle der AfD, ist der rechte
Gegenentwurf des Ethnopluralismus der Völker und Nationen adäquat. Die
Unterstellung einer quasi natürlichen Volkszugehörigkeit und ethnisch-kulturell
definierter Territorien schließt letztendlich alle Menschen vom Leben in der
Bundesrepublik aus, die die dafür angelegten Kriterien blutsverwandter
Zugehörigkeit nicht erfüllen. Aus dieser Rekonstruktion klassisch rassistischen
Denkens werden Identitätsmerkmale geschöpft, die die Attraktivität des Angebots
der AfD für neoliberal atomisierte Marktsubjekte begründen. Daß diese um so
williger für Projekte des deutschen Imperialismus einzuspannen sind, der, wie
die geschichtsrevisionistischen Ausfälle führender AfD-PolitikerInnen belegen,
noch manche offene Rechnung zu begleichen hat, liegt auf der Hand und macht die
Gefährlichkeit der Partei wesentlich aus.

Dieser Ansicht ist auch die Autorin, für die der Durchmarsch des rechtsextremen,
völkischen Flügels der Partei nicht mehr aufzuhalten sei. Daran dürften auch
Differenzen innerhalb der AfD etwa zum Verhältnis der Partei zu Israel wenig
ändern. So war die Weigerung der Delegierten, auf dem Kölner Parteitag einem
Änderungsantrag zur außenpolitischen Ausrichtung der AfD zuzustimmen, "in dem
Israel als 'strategischer Partner der Bundesrepublik Deutschland' anerkannt
werden sollte" (S. 154), ein wesentlicher Grund für Franziska Schreiber, die AfD
zu verlassen. Auch andere PolitikerInnen rechtsradikaler Parteien in Europa
gehen an dieser Stelle nicht mit der AfD konform, wie aus Schreibers Bericht
über das Koblenzer Treffen Anfang 2017 hervorgeht. Dort erlebte sie, wie Geert
Wilders und Marine Le Pen Frauke Petry in vertrauter Runde erklärten, daß sie
die Partei nicht unterstützen könnten, wenn sie einen antisemitischen Kurs
fahre. Aktueller Anlaß dafür war der Eklat um Björn Höcke, der das Berliner
Holocaust-Mahnmal wenige Tage zuvor öffentlich als "Denkmal der Schande" (S. 
144) bezeichnet hatte.

Auffällig ist, dass im Wahlprogramm der AfD weder von Israel noch von
 Antisemitismus die Rede ist. Die Aversion der meisten Parteimitglieder gegen
 muslimische Zuwanderung dokumentiert sich dagegen mehrfach. Wir brachten den
 Israelantrag in Köln ein, damit die Partei sich eindeutig zu Israel verhalten
 muss, und sie hat sich verweigert. Das ist ein Beleg dafür, daß der
 Antisemitismus in der AfD massiv zugenommen hat. Mit dem Austritt von
 bürgerlichen und liberalen Mitgliedern steigt prozentual die Zahl der
 Verschwörungstheoretiker. Sie sagen zwar "das Finanzkapital", aber was sie
 meinen ist: Rothschild, die Juden. 
(S. 158)



So zeigt sich bei der Lektüre von "Inside AfD", daß sich der kritische Umgang
mit dieser in großen Zügen rechtsradikalen bis neofaschistischen Partei nicht
darauf beschränken kann, sie als bloßes Sammelbecken eines gedemütigten
Kleinbürgertum zu verstehen, das im Grunde genommen nur deshalb als Klientel der
Linkspartei ausfällt, weil diese sich nicht mit populistischem Furor der Ängste
und Sorgen des prekarisierten und bereits ausgegrenzten Fußvolkes des
neoliberalen Kapitalismus angenommen hätte. Die kulturalistische und
islamfeindliche Selbstvergewisserung der christlich-europäischen Abwehrhaltung
sind in ihrer Wirkmächtigkeit ebensowenig zu unterschätzen wie die
Identitätsangebote einer konservativ-patriarchalen Familien- und
Geschlechterideologie als auch eines deutschnationalen Revanchismus, der die
Auseinandersetzung mit der rassistischen Vernichtungspolitik des NS-Staates als
Hemmschuh für künftige Großmachtambitionen unterdrücken will. Gleiches gilt für die
polemische Herabsetzung aller Bestrebungen, die Bewältigung sozialökologischer
Probleme als Zukunftsaufgabe internationalistischer und kosmopolitischer Art zu
begreifen.

Die im Anschluß an die Veröffentlichung von "Inside AfD" entbrannte Kontroverse
um eine zugewandte Beratung der Partei durch den Präsidenten des Bundesamtes für
Verfassungsschutz [3] hat dem Buch bereits viel Beachtung verschafft. Damit
diese nicht wirkungslos verpufft, wäre erforderlich, daß auch bürgerliche Medien
über die kurze Aufmerksamkeitsspanne tagesaktueller Ereignisse hinaus mehr
Fragen zur AfD stellen als diejenige, ob sie von Hans-Georg Maaßen gezielt
protegiert wurde. Mit der AfD als politischem und gesellschaftlichem Akteur von
erheblicher Reichweite und Schlagkraft auch in Kooperation mit rechten
Bewegungen wie Pegida und Identitäre, deren Verhältnis zur Partei in dem Buch
ausführlich dargestellt und analysiert wird, ist absolut zu rechnen. Wie die
massive und aggressive Abwehr des Buches durch die Klientel der AfD in sozialen
Netzwerken ahnen läßt, hat Franziska Schreiber einen Treffer gelandet, der
Wirkung zeigt.


Fußnoten:

[1] https://twitter.com/Beatrix_vStorch/status/1024188890603835392

[2] BERICHT/078: Linke Buchtage Berlin - der gleiche Kampf noch immer ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0078.html

[3] REPRESSION/1608: AfD-Überwachung - links vor rechts ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/repr1608.html

9. August 2018
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TREFF/619: Cuxhaven - E-Books-Sprechstunde in der Stadtbibliothek am 23. August


E-Books-Sprechstunde in der Stadtbibliothek



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 23. August statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. August 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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ATTAC/1928: Kampf gegen Steuerhinterziehung - Offenlegung von Auslandskonten wichtiger Schritt


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 9. August 2018

Kampf gegen Steuerhinterziehung und Geldwäsche: Offenlegung von
Auslandskonten wichtiger Schritt

Jetzt sind die Bundesländer gefordert / Deutschland muss Daten auch an
Länder des Südens übermitteln



In Deutschland lagern fast drei Billionen Euro von Ausländern, von denen
ihre Heimatländer nichts wissen. Umgekehrt lagern im Ausland Milliarden
Euro von deutschen Staatsbürgern, über die den deutschen Finanzämtern
nichts bekannt ist. Im September steht nun zum zweiten Mal der
sogenannte automatische Datenaustausch an, der nach jahrelangem Druck
des globalisierungskritischen Netzwerkes Attac und anderer
Organisationen sowie aufgrund eines Vorschlages der Organisation für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) im vergangenen
Herbst begonnen hat.

"Der automatische Datenaustausch ist ein wichtiger Schritt voran beim
Kampf gegen die Geldwäsche und illegale Steuervermeidung. Nun ist es
Aufgabe der Bundesländer, die Daten zu prüfen und zügig die Konsequenzen
zu ziehen. Wir fordern die Finanzminister der Länder auf, schnell
genügend Kapazitäten bereit zu stellen", sagt Karl-Martin Hentschel von
der bundesweiten Attac-Arbeitsgruppe Finanzmärkte und Steuern.

Attac kritisiert jedoch, dass mit vielen Staaten - insbesondere den
Ländern des Südens - kein Datenaustausch stattfindet, da diese angeblich
nicht die von Deutschland erwarteten Standards erfüllen. "Damit gehen
diesen Ländern viele Milliarden Euro verloren, die vermutlich aus
Kriminalität, Waffenhandel, Drogenschmuggel und Unterschlagungen
öffentlichen Geldes stammen und aus diesen Ländern nach Deutschland
verschoben wurden", sagt Detlev von Larcher, ebenfalls aktiv in der
Attac-AG Finanzmärkte und Steuern. "Immer noch wird deutlich mehr Geld
aus den armen Staaten nach Europa und in die USA überwiesen, als diese
Entwicklungshilfe leisten. Wir fordern deshalb, dass gerade an
Entwicklungsländer Daten ohne Vorbedingungen weitergegeben werden."

Laut Bundesregierung wurden 2017 erstmals 1,5 Millionen Datensätze von
49 Staaten und Gebieten nach Deutschland übermittelt (Drucksache
19/3630). Im September dieses Jahres soll der Austausch zwischen
Deutschland und 102 Staaten beziehungsweise Gebieten erfolgen. Derzeit
werden die übermittelten Daten den jeweiligen Steuerpflichtigen durch
das Bundeszentralamt für Steuern zugeordnet und den Landesfinanzbehörden
überstellt. Diese wollen 2020 mit der Auswertung der Daten beginnen. Die
Daten enthalten Kontostände von insgesamt 85 Milliarden Euro.


Attac-Forderungen zu Bekämpfung von Steuerflucht:

www.attac.de/kampagnen/konzernbesteuerung/wer-es-genau-wissen-will/massnahmen/

Aktionstag "Finance fort he People" am 15. September:

www.attac.de/kampagnen/finance-for-the-people/aktionstag-15-september/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSTELLUNG/110: Berlin - PROUDLY PERVERTED, die FrauenLesbenTrans*Inter* BDSM Community, 6.9.-4.11.


Schwules Museum Berlin: Sonderausstellung vom 6. Sept bis 4. Nov

PROUDLY PERVERTED

Ein Blick in die FrauenLesbenTrans*Inter* BDSM Community



Die FLT*I* BDSM Community ist lustig, laut, offen, warmherzig und
zugewandt. Sie ist auch versaut, direkt, unverblümt und heftig. Es
geht zur Sache und zwar sehr, denn was eine*r will, wird klar benannt
und einvernehmlich umgesetzt. Als erste Ausstellung in Deutschland und
vielleicht sogar in Europa widmet sich PROUDLY PERVERTED - ein Blick
in die FrauenLesbenTrans*Inter* BDSM Community dieser international
vernetzten Szene.

Eingebettet in den Jahr der Frau_en-Kosmos wirft die Ausstellung einen
Blick auf den Teil der Community, der in den 1990er Jahren von
FrauenLesben SMerinnen aufgebaut wurde und in dieser Tradition bis
heute besteht. PROUDLY PERVERTED ist in Zusammenarbeit mit Frauen,
Lesben, Trans* und Inter* entstanden, die sich als Teil der Community
verstehen und ihre Sicht auf BDSM in der Ausstellung zeigen. Es geht
um BDSM-Identitäten, das Spielen miteinander und Lernen voneinander
sowie die Community als Ganzes. Dabei werden sowohl Freude und
Begeisterung als auch Wissen und Werte dieser Gemeinschaft vermittelt.
Es kommen aber auch Auseinandersetzungen zur Sprache, die ebenfalls
zur Szene gehören. 33 FLT*I* BDSMer*innen werden individuell
vorgestellt und über 70 durch Exponate und Interviewausschnitte
präsentiert. Sie kommen aus Deutschland, Österreich, Großbritannien,
Schweden, Portugal, den USA und vielen anderen Ländern.

Die Praktiken, Umgangsformen und Veranstaltungsformate der FLT*I* BDSM
Community unterscheiden sich in vielen Bereichen von denen anderer
BDSM Szenen. Begehren wird jenseits klassischer Erwartungen und
Geschlechternormen ausgelebt und durchkreuzt damit sexistische und
heteronormative Vorstellungen von Lust. Einvernehmen im intimen
Kontakt wird gemeinsam ausgehandelt und dieser Konsens immer wieder
neu hergestellt. Die eigenen Grenzen und die anderer zu achten, ist
zentral und macht eine Sexualität möglich, die selbstbestimmt und
gleichzeitig offen gegenüber Neuem auf Entdeckungsreise gehen kann.
Dies zu lernen und anderen beizubringen, hat die Community
perfektioniert - mit Workshops, durch gemeinsame Veranstaltungen und
natürlich gemeinsames Spielen.

Die wenigsten Menschen außerhalb der Community wissen jedoch, was in
der FLT*I* BDSM Szene passiert. Deshalb wird ein Teil dieser Welt in
der Ausstellung PROUDLY PERVERTED im Schwulen Museum vorgestellt.

Zielgruppe für die Ausstellung PROUDLY PERVERTED sind nicht nur
BDSMer*innen oder Menschen aus der FLT*I* Szene, sondern alle, die
sich für eine offene, feministische und konsensuale Sexualität
interessieren. Die FLT*I* BDSM Community zeigt, wie viel Lust möglich
ist, wenn das eigene Begehren ohne innere und äußere Abwertung
erkannt, kommuniziert und ausgehandelt werden kann. Die Umgangsformen
und Techniken, die diese Community dafür entwickelt hat, sind für alle
spannend, egal wie sie ihre Sexualität definieren. Die Ausstellung
möchte gelebte Konsenskultur sichtbar machen und zu besserem Sex für
alle inspirieren!

Die Sonderausstellung PROUDLY PERVERTED - Ein Blick in die
FrauenLesbenTrans*Inter* BDSM Community wird vom 06. September bis zum
04. November 2018 im Schwulen Museum gezeigt.

Kuratiert von Birga Meyer in enger Zusammenarbeit mit Frauen, Lesben,
Trans*, und Inter* aus der internationalen FLT*I* BDSM Community.

Vernissage: 05.09.2018, 19:00 Uhr (Facebook-Veranstaltung)

Finissage: 04.11.2018, 19:00 Uhr

PROUDLY PERVERTED ist Teil des Jahresprogrammes Jahr der Frau_en -
eine konzertierte queerfeministsche Intervention. Das Jahr der Frauen
wird gefördert von der Senatsverwaltung für Kultur und Europa.

 * 

Quelle:

Schwules Museum

Lützowstraße 73, 10785 Berlin

Tel: 030 69 59 92 52

Fax: 030 61 20 22 89

Internet: www.schwulesmuseum.de
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TREFF/256: Hanau - Freiwillig engagieren aber wo?, "Markt der Möglichkeiten" am 25. August 2018


Freiwillig engagieren aber wo?

Markt der Möglichkeiten am 25. August am Forum Hanau



Wer sich gerne ehrenamtlich engagieren möchte, aber noch nicht genau
weiß wie und wo, der findet beim "Markt der Möglichkeiten" am Samstag,
25. August, 10 - 16 Uhr am Forum Hanau (Freiheitsplatz Süd, zwischen
Hammerstraße und Fahrstraße) vielfältige Informationen. An diesem Tag
sind rund 20 verschiedene Organisationen vertreten und informieren
über die Engagementmöglichkeiten in ihrer Einrichtung.

Es werden beispielsweise die Alten- und Pflegezentren des
Main-Kinzig-Kreises, die Vereinte Martin-Luther und Althanauer
Hospital Stiftung sowie die Patientenbesuchdienste von beiden Hanauer
Krankenhäusern vertreten sein und über ihre Tätigkeit in in den
jeweiligen Häusern berichten.

Auch bei der Lebenshilfe, dem Eigenbetrieb Kindertagesbetreuung, dem
Seniorenbüro, den "Menschen in Hanau" oder beim Sozialdienst
Katholischer Frauen kann man sich aktiv einbringen. Des Weiteren
bieten der Sportkreis Hanau, die Hanauer Tafel, der Verein "Vereint
helfen", das Hessische Puppen- und Spielzeugmuseum sowie der Ambulante
Kinder- und Jugendhospizdienst Hanau interessante und anspruchsvolle
Aufgaben. Wer sich im Bereich Natur und Tiere engagieren möchte ist
beim Tierheim Hanau oder dem Förderverein "Wildpark Alte Fasanerie" an
der richtigen Stelle. Der Stadtteilladen Südlicht, die Südlichter und
das Mehrgenerationenhaus Fallbach sorgen für ein gutes Miteinander im
jeweiligen Quartier und freuen sich über weitere Unterstützer.

Der Markt der Möglichkeiten gibt Gelegenheit über eine Vielzahl von
Tätigkeitsfeldern ausführlich bei Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen
aus den verschiedenen Organisationen zu informieren. Allgemeine
Informationen rund um das Ehrenamt, wie zum Besipiel zu
Fortbildungsangeboten oder zur Ehrenamts-Card erhalten, gibt es am
Stand der Freiwilligenagentur Hanau.

Nähere Informationen bei Iris Fuchs von der Freiwilligenagentur
(06181/6682053), www.freiwilligenagentur-hanau.de, erreichbar
Dienstag, Mittwoch, Donnerstag von 9 bis 12 Uhr sowie Mittwoch von 14
bis 16.30 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSICHTEN/8361: Und morgen, den 10. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.08.2018 bis zum 11.08.2018 +++






[image: Jean-Luc 8361 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Abgekühlt auf zwanzig Grad,

wechselhaft, Gewitterschauer,

schmeckt die Luft im Garten fad'

und Jean sucht den Teich auf Dauer.
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INTERVIEW/053: Dublin - Statement mit Folgen ...    Raymond Deane im Gespräch (SB)


Interview mit dem Komponisten Raymond Deane am 13. Juli 2018 in Dublin



Mit dem Einzug Donald Trumps ins Weiße Haus Anfang 2017 ist die
ohnehin katastrophale Lage für die Palästinenser noch schwieriger
geworden. Trump gilt als enger ideologischer Gefährte des
rechtskonservativen israelischen Premierministers Benjamin Netanjahu.
In deren Auftrag bastelt Trumps Schwiegersohn, der bekennende Zionist
Jared Kushner, an einem Friedensplan für den Nahen Osten, der Israel
sämtliche Wünsche erfüllt und die Chancen für einen palästinensischen
Staat, der diesen Namen verdient, zunichte macht. Darum hat Trump vor
kurzem die US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem verlegen sowie die
amerikanischen Subventionen für das Hilfswerk der Vereinten Nationen
für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten zusammenstreichen lassen. Mit
der letztgenannten Maßnahme wollen Trump und Kushner das "Problem" der
palästinensischen Flüchtlinge im Libanon, in Jordanien und Syrien für
immer erledigen, indem man deren Recht auf Rückkehr in die alte Heimat
begräbt.

Gegen die Pläne Washingtons und Tel Avivs laufen die Palästinenser
Sturm. Die Palästinensische Autonomiebehörde (PA) unter der Leitung
von Präsident Mahmud Abbas hat die Beziehungen zu den USA wegen der
Botschaftsverlegung auf Eis gelegt und Washington wegen der offenen
Parteilichkeit für Israel jede Vermittlerrolle im Nahostkonflikt
aberkannt. Seit Wochen protestieren jeden Freitag die Menschen im
Gazastreifen gegen ihre jahrelange Belagerung durch die israelischen
Streitkräfte. Dort werden sie am Grenzzaum von israelischen
Scharfschützen unter dem Einsatz von Splitterkugeln erschossen oder zu
Krüppeln gemacht.

Der grausame Umgang der Israelis mit den Palästinensern nicht nur in
Gaza sondern auch in Westjordanland, wo sie Attacken von der Polizei
und Armee, aber auch schwerbewaffneten, radikalen jüdischen Siedlern
ausgesetzt sind, ist Wasser auf die Mühle der transnationalen Kampagne
für Boykott, Desinvestition und Sanktionen. Mittels BDS soll Israel
zum Abzug aus den besetzten Gebieten gezwungen und das Rückkehrrecht
der palästinensischen Flüchtlinge durchgesetzt werden. Im Gegenzug
versuchen die Israelis, die Verfechter der BDS-Kampagne als
Antisemiten zu diffamieren. In einigen Ländern wie den USA und
Großbritannien fällt die Bezichtigung auf fruchtbaren Boden. Dort weht
den Unterstützern der Palästinenser ein rauher Wind seitens der Medien
und Behörden ins Gesicht.

In Irland hingegen haben Israels Propagandisten bislang nicht die
Meinungshoheit zum Thema Nahostkonflikt erringen können. Dort hat die
populäre Volksmusiksängerin und parteiunabhängige Senatorin Frances
Black am 11. Juli einen eigenen Gesetzesentwurf durch das Oberhaus des
Parlaments in Dublin gebracht, der jeglichen Handel mit den illegalen
jüdischen Siedlungen im Westjordanland verbieten soll. Nach der
Sommerpause soll der Gesetzesentwurf vom Dáil, dem Unterhaus,
ebenfalls verabschiedet und danach vom irischen Präsidenten Michael D.
Higgins unterzeichnet werden, wofür derzeit die Chancen gut stehen.
Über diesen kleinen Etappensieg der BDS-Kampagne sowie die Lage im
Nahen Osten im allgemeinen sprach am 13. Juli der Schattenblick mit
Raymond Deane. Der renommierte Komponist, der 2001 die
Ireland-Palestine Solidarity Campaign (IPSC) mitbegründet hat, gilt
als führender Vertreter der irischen Antikriegsbewegung.




[image: Black und ein palästinensisches Mädchen mit rot-grün-weiß-bemaltem Gesicht halten den Text des Gesetzentwurfs in die Kamera - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Frances Black und eine kleine Mitstreiterin

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick: Mit der Verabschiedung von Frances Blacks
Gesetzesentwurf vor zwei Tagen ist die Republik Irland auf dem besten
Weg, der erste westliche Staat zu werden, der den Handel mit den
illegalen jüdischen Siedlungen in dem von Israel besetzten
Westjordanland verbietet. Worauf führen Sie diese Entwicklung sowie
die große Unterstützung, welche die Sache der Palästinenser in der
breiten Öffentlichkeit Irlands erfährt, zurück?

Raymond Deane: Ohne Klischees bedienen zu wollen, denke ich, daß die
Antwort auf Ihre Frage in Irlands eigener Geschichte zu finden ist.
Ähnlich wie Palästina wurde Irland von Großbritannien zunächst
kolonisiert und später geteilt. Die Gründung des Staates Israel 1948
ist auf die berühmt-berüchtigte Balfour-Deklaration von 1917, jenen
Brief des britischen Außenministers Arthur Balfour an den
Zionistenführer Baron Rothschild, in dem sich London zum Ziel der
Schaffung eines jüdischen Staates im damals noch zum Osmanischen Reich
gehörenden Palästina bekannte, zurückzuführen. Als Chief Secretary for
Irland in den neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts hatte sich
derselbe Mann durch seine brutale Unterdrückung der zahlreichen
Proteste der Kleinbauern gegen die Großgrundbesitzer den Schimpfnamen
"Bloody Balfour" zugezogen. Als ehemalige Kolonie, die sich mühsam
befreien konnte, steht man in Irland traditionell auf der Seite aller
Länder und Völker, welche die Fremdherrschaft abzuschütteln versuchen,
insbesondere Palästinas.

SB: Wie wichtig ist die Rolle Irlands bei der BDS-Kampagne?

RD: Tatsache ist, daß die Ireland-Palestine Solidarity Campaign eine
der ersten Organisationen weltweit war, die sich voll und ganz dem
BDS-Aufruf 2005 angeschlossen hat. Mehrere Städte in Irland haben
seitdem die BDS-Kampagne auf ihre Fahne geschrieben. Dublin war die
erste Hauptstadt weltweit, die das getan hat. Insofern geht Irland,
auch wenn es nur ein kleines Land und keine Großmacht ist,
international mit gutem Beispiel voran.

SB: Bedenkt man die Reaktion Avigdor Liebermans, gleich mit der
Schließung der israelischen Botschaft in Dublin zu drohen, scheint man
in Tel Aviv der Verabschiedung von Frances Blacks Gesetzesentwurf im
irischen Senat große Bedeutung beizumessen. Wie läßt sich die
lautstarke Kritik Israels erklären, denn schließlich dürften die
Auswirkungen des Gesetzes, sollte er das irische Unterhaus passieren
und vom Präsidenten unterzeichnet werden, nur symbolischen Charakter
haben, da Irland in Sachen Handel nicht allein agieren kann, sondern
an die Vorgaben der EU gebunden ist?
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RD: Ob das tatsächlich der Fall ist, darüber gibt es in Irland bereits
eine rege Diskussion. Ich bin kein Fachmann für EU-Handelsrecht, aber
es scheint mir, als hätte Irland in diesem Zusammenhang doch einen
gewissen Handlungsspielraum, denn schließlich sind die jüdischen
Siedlungen im Westjordanland nach internationalem Recht illegal. Unter
Völkerrechtsexperten ist das unbestritten. Von daher ist mir nicht
klar, warum EU-Recht die Republik Irland daran hindern soll, ihren
Verpflichtungen nach dem humanitären Völkerrecht nachzukommen.

Wie Noam Chomsky wiederholt hervorgehoben hat, verwenden Israel und
seine Unterstützer sehr viel Energie darauf, in den westlichen Staaten
die Parameter des Diskurses über die Nahost-Problematik zu bestimmen.
Die Israelis können es daher nicht dulden, daß jemand ausschert. Sie
werden alles in ihrer Macht stehende unternehmen, den Iren ihre
Vorreiterrolle in Sachen BDS madig zu machen. Denn wenn es Irland
gelingt, den Handel mit den jüdischen Siedlungen unter Hinweis auf
deren Illegalität zu verbieten, könnte das Schule machen. Der Erhalt
der Siedlungen und somit das zionistische Großprojekt wäre gefährdet.
Das kann Israel nicht zulassen.

SB: Die Kampagne gegen BDS seitens Israels und dessen Unterstützern
nimmt immer drastischere Formen an. In einzelnen Bundesstaaten der USA
steht die öffentliche Werbung für BDS als vorgebliches Haßverbrechen
inzwischen unter Strafe. Beim Kongreß in Washington liegt ein
Gesetzesentwurf vor, der Werbung für die BDS-Kampagne als
Antisemitismus brandmarkt. Sind Sie oder andere Mitglieder der IPSC
mit dem Vorwurf des Antisemitismus konfrontiert worden? Haben Sie und
Ihre Mitstreiter Erfahrungen mit israelischen Propagandisten im Netz
und den sozialen Medien gemacht? Zum Beispiel hat es in den letzten
Monaten mehrere Fälle gegeben, in denen die Israelis und ihre Freunde
Online-Umfragen irischer Medien manipuliert haben. Ende letzten Jahres
fand eine Umfrage auf der Webseite der Irish Times statt, ob die
palästinensische Fahne aus Solidaritätsgründen über dem Dubliner
Stadtratsgebäude gehißt werden sollte, und im vergangenen Mai fragte
die Onlinezeitung thejournal.ie ihre Leser, ob Irland den Eurovision
Song Contest im kommenden Jahr in Israel boykottieren sollte. In
beiden Fällen lag zunächst die Zustimmungsquote bei mehr als 60
Prozent bis es zu einem ungewöhnlich hohen Besucherverkehr aus dem
Ausland, hauptsächlich aus den USA, kam, der für eine Pattsituation
zwischen Ja- und Nein-Stimmen sorgte.

RD: Der Widerstand in der EU gegen die BDS-Kampagne ist sehr stark. In
Deutschland, Frankreich und Großbritannien gibt es bereits
verschiedene Initiativen, das öffentliche Eintreten für BDS zu
diffamieren, indem man es auf die gleiche Stufe wie die Äußerung oder
Verbreitung antisemitischer Ansichten stellt. Ungeachtet der
historischen Tatsache, daß der Boykott in Irland erfunden wurde - von
armen Pächtern an der Westküste um 1880 im Kampf gegen den von ihnen
als grausam empfundenen Captain Charles Boycott, den Gutsverwalter des
Grafen von Erne -, hat sich die Regierung in Dublin gegen BDS als
Mittel, Israel zu einem gerechteren Umgang mit den Palästinensern zu
bewegen, ausgesprochen. Doch gleichzeitig hat die irische Regierung
stets das Recht der eigenen Bürger, sich für BDS stark zu machen und
zu engagieren, verteidigt - auch gegen Kritik aus Israel. So gesehen
hat man es in Irland als Unterstützer der Palästinenser leichter als
in vielen anderen europäischen Staaten. Hier muß man sich nicht
ständig mit öffentlichen Angriffen seitens irgendwelcher Zionisten
herumplagen, wie es anderswo in der EU der Fall ist.

Anhand der Verabschiedung von Frances Blacks Gesetzesentwurf kann man
erkennen, daß die Solidarität mit den Palästinensern und eine
kritische Haltung gegenüber Israel im irischen Parlament
parteiübergreifend sind. Wäre ich ein Zyniker, könnte ich auf die Idee
kommen, daß die Möglichkeit, daß das geplante Gesetz aufgrund von
EU-Recht keine praktische Anwendung finden wird, einige Senatoren dazu
bewogen hat, bei der Abstimmung für den Entwurf zu votieren. Sie
können sozusagen Sympathie für die Lage der Palästinenser zeigen, ohne
gleich befürchten zu müssen, Ärger mit bestimmten Kreisen in den USA
zu bekommen. Was die Aktivität der Hasbaraisten in den sozialen Medien
betrifft, so ist die gezielte Manipulation von Umfragen zugunsten
Israels kein Geheimnis. Die Aktionen sind so plump, daß sie die
öffentliche Aufmerksamkeit auf ihre Urheber lenken und von daher eher
kontraproduktiv sind. Wir von der IPSC sind Anfeindungen im Netz und
den sozialen Medien gewohnt. Sie haben keine besondere Wirkung. Wir
ignorieren sie einfach.

SB: Dem überraschenden Wahlsieg des Populisten Donald Trump in den USA
und dem Vormarsch nationalchauvinistischer Kräfte in der EU ist
bereits vor Jahren ein deutlicher Rechtsruck in der israelischen
Politik unter Akteuren wie Ariel Sharon, Benjamin Netanjahu, Avigdor
Lieberman und Naftali Bennett vorausgegangen. Muß man nicht vor diesem
Hintergrund den Kampf um die Rechte der Palästinenser als wesentlichen
Bestandteil des Strebens nach Multilateralismus, der Einhaltung
internationaler Gesetze und Verträge einschließlich der UN-Charta und
gegen Rassismus und Demagogie weltweit ansehen?
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RD: Besser hätte ich es nicht formulieren können. (lacht)

SB: Entschuldigung, wenn die These etwas weit gefaßt ist. Aber ich
denke, Sie verstehen, worauf sie hinausläuft?

RD: Ich glaube schon. Die Israelis und ihre Verbündeten werfen ständig
die Frage auf, warum so viele Menschen Kritik an Israel üben und sich
überhaupt für das Thema Palästina interessieren, wenn so viele andere
grausame und zum Teil vielleicht auch schlimmere Dinge auf der Welt
passieren. Nun, der eine Grund ist, wie Sie selbst angedeutet haben,
daß der Nahostkonflikt zwischen Israelis und Palästinensern für so
viele andere Politikbereiche von Bedeutung ist. Das beste Beispiel
sind die gemeinsamen hegemonialen Bestrebungen der USA und Israels im
Nahen Osten. Der zweite Grund für das starke Interesse vieler Europäer
am Schicksal der Palästinenser ist der Umstand, daß die Regierungen
der EU-Staaten durch ihre diplomatische, militärische und
wirtschaftliche Unterstützung Israels an der traurigen Lage im Nahen
Osten direkt eine Mitschuld tragen. Sie unterstützen nicht nur Israel,
sondern schauen dessen Verbrechen tatenlos zu.

Statt die rechtlichen Möglichkeiten aufzugreifen, welche zum Beispiel
das Euro-Mediterranean Association Agreement (EMAA) mit Israel und das
Rechtsgutachten des Internationalen Gerichtshofs (IGH) in Den Haag von
2004 zur Illegalität der israelischen Trennmauer im Westjordanland
bieten, unterstützen sie die Israelis auf ganze Linie und lassen ihnen
alles durchgehen. Darüber hinaus legen sie den eigenen Bürgern, welche
die Einhaltung der Rechte der Palästinenser einfordern, Hindernisse in
den Weg und behandeln sie wie halbe Kriminelle. Dadurch wird überall
aus einem außenpolitischen Sachthema ein innenpolitischer Zankapfel.
Viele Bürger der EU fühlen sich in bezug auf den Nahost-Konflikt von
ihren Regierungen nicht vertreten, sondern im Gegenteil ignoriert.

An der Stelle stellt sich die Frage nach Sinn und Zweck der
Demokratie. Wozu wählen, sich engagieren et cetera, wenn am Ende die
Regierung einfach das tut, was sie ohnehin will? Letzten Endes ist die
BDS-Kampagne auf die Untätigkeit der westlichen Regierungen gegenüber
Israel zurückzuführen. Der Drang zivilgesellschaftlicher Gruppen,
Israel zu boykottieren, wäre nicht entstanden, hätten die Regierungen
der EU-Staaten ihre Aufgaben erledigt und Israel zum Beispiel mittels
ökonomischen Drucks zu einem gemäßigteren Kurs gegenüber den
Palästinensern gezwungen oder ihre rechtlichen Möglichkeiten,
israelische Verstöße gegen humanitäres Völkerrecht zu ahnden, in
Gebrauch genommen. So wie die Dinge bisher laufen, haben die Israelis
das Gefühl, daß sie sich alles erlauben können, daß sie niemals zur
Rechenschaft gezogen werden bzw. daß es für sie niemals rechtliche
Konsequenzen gibt. Insofern stimmt Ihre Eingangsthese, daß der
Nahost-Konflikt im Mittelpunkt des Kampfes um die Aufrechterhaltung
und die Durchsetzung gültiger internationaler Rechtsnormen steht, an
die sich alle Staaten zu halten haben.

SB: Inwiefern, wenn überhaupt, stellen Staaten wie der Iran für Israel
eine echte Gefahr dar oder dient die Dauerthese von der
"existentiellen Bedrohung" des jüdischen Staats durch Nachbarländer
nicht ausschließlich dazu, vom fortgesetzten Raub palästinensischen
Territoriums durch die jüdischen Siedler und die israelischen Behörden
abzulenken?

RD: Um außenpolitisch aggressiv agieren und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt im Innern garantieren zu können, braucht fast jeder Staat
ein Feindbild. Da ist Israel nicht anders als die meisten anderen
Staaten. Nach dem Ende des Kalten Kriegs und dem Wegfall der
Sowjetunion als Gegner ab 1991 entdeckten die USA und Israel im
"islamischen Terrorismus" die neue große Bedrohung. Seitdem hört man
in Medien und Politik das Wort "islamisch" fast nicht mehr, ohne daß
im gleichen Atemzug von "Terrorismus" die Rede wäre. Jahrelang galten
ominöse Freischärlergruppen wie Al Kaida oder der Islamische Staat als
Hauptvertreter des "islamischen Terrorismus". Seit diese beiden
Organisationen scheinbar an Kampfkraft verlieren, bauschen Washington
und Tel Aviv jetzt den schiitischen Iran zur Urquelle nicht nur des
islamischen, sondern des internationalen Terrorismus schlechthin auf.
Es wird behauptet, die Iraner hätten mehrmals damit gedroht, Israel
"von der Landkarte zu tilgen" - eine These, die nachweislich nicht der
Wahrheit entspricht.

Die Islamische Republik Iran wird seit 1979 von einem Regime geführt,
das ich persönlich vollkommen abstoßend finde. Dessen ungeachtet
verblassen die Missetaten der Führung in Teheran im Vergleich zu
denjenigen Tel Avivs. Im Iran gibt es massive Polizeirepression gegen
Oppositionelle, die Todesstrafe für Schwerverbrecher und vieles mehr,
was ich nicht gutheißen kann. Doch die Verhältnisse im Iran, so
repressiv sie auch für Frauen sein mögen, lassen sich nicht mit dem
Umgang Israels mit den Palästinensern auf eine Stufe stellen. Israel
hält die palästinensischen Gebiete besetzt, baut die illegalen
Siedlungen im Westjordanland kontinuierlich aus, steckt Palästinenser,
darunter Kinder, ohne Anklage ins Gefängnis und foltert sie dort.
Regelmäßig verüben die israelischen Streitkräfte Massaker an der
palästinensischen Zivilbevölkerung in Gaza. Der Iran bedroht Israel
nicht wirklich, sondern bedient sich bei seiner Kritik am jüdischen
Staat häufig einer drastischen Rhetorik. Die Iraner sind nicht so
dumm, daß sie gezielt einen militärischen Konflikt mit Israel, das
schließlich eine Nuklearmacht mit einem beträchtlichen
Atombombenarsenal ist, provozierten. Doch Israel behauptet unentwegt,
der Iran sei eine "existentielle Bedrohung" und der eigentliche
Unruhestifter in der Region, um davon abzulenken, was den
Palästinensern angetan wird. Die Rolle des großen Feinds hat Israel
dem Iran zugewiesen, nachdem 2003 die Streitkräfte der USA und
Großbritanniens unter fadenscheinigen Gründen in den Irak
einmarschiert sind und das "Regime" Saddam Husseins gestürzt haben.
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SB: Was halten Sie von dem größten "peace deal" aller Zeiten, den
US-Präsident Donald Trumps Schwiegersohn und Sonderberater Jared
Kushner den Palästinensern aufzuzwingen versucht? Wird es den USA mit
Hilfe Israels, Saudi-Arabiens und Ägyptens gelingen, den aktuellen
Zwist zwischen der Fatah und der Hamas zu nutzen, um Westjordanland
und Gazastreifen für immer voneinander zu trennen?

RD: Ich würde am liebsten mit Nein antworten, denn der Deal der
Trump-Regierung, wie er sich aktuell abzeichnet, ist für die
Palästinenser derart nachteilig, daß kein palästinensischer Politiker
es wagen dürfte, ihn anzunehmen. Doch bei den Apparatschiks der Fatah
in der Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) in Ramallah im
Westjordanland weiß man es nie. Sie plustern sich immer wieder auf und
empören sich über dies und jenes, nur um am Ende doch klein
beizugeben. Bestimmt gibt es auch bei der Hamas in Gaza Opportunisten,
die bereit wären, den Weg des vermeintlich kleineren Übels
einzuschlagen. Doch aktuell ist die Zeit dafür nicht reif. Das Opfer,
welches die Bewohner des Gazastreifens seit Ende März jeden Freitag
beim Rückkehrmarsch am Grenzzaun zu Israel bringen, ist zu groß, das
Leid - mehr als hundert Tote und Tausende von Verletzten und
Verkrüppelten - zu unermeßlich. Die palästinensische Bevölkerung würde
es nicht hinnehmen, wenn Fatah oder Hamas sie an Trumps Laufburschen
Kushner ausverkauften.

Die Vorstellung Kushners, der wie sein Schwiegervater aus der New
Yorker Immobilienbranche kommt und über keine diplomatische Erfahrung
verfügt, daß man den Nahostkonflikt einfach mit Geld aus der Welt
schaffen könnte, ist absurd. Shimon Peres hatte dieselbe Idee beim
Abschluß der Osloer Verträge Anfang der neunziger Jahre - und es hat
auch nicht funktioniert. Man kann keinen "ökonomischen Frieden"
stiften, solange weiterhin politische Ungerechtigkeit, Unterdrückung
und Gewalt herrschen.

SB: Wie schätzen Sie die Rolle ein, die Kairo und Riad in den Plänen
Trumps, Kushners und Netanjahus spielen? Wie lange können die USA und
Israel die Diktaturen in Ägypten und Saudi-Arabien noch stützen?
Schließlich scheint der große Rückkehrmarsch der Palästinenser am
Grenzzaun von Gaza nur ein weiterer Ausdruck jener allgemeinen
Unzufriedenheit in der arabischen Welt zu sein, die 2011 an die
Oberfläche drang, ohne daß die Gründe ihrer Entstehung unter den
einfachen Menschen bis heute beseitigt worden wären.

RD: Es ist unbestreitbar, daß die Gründe, die vor sieben Jahren zum
Ausbruch des Arabischen Frühlings führten, etwa politische
Unterdrückung und wirtschaftliche Perspektivlosigkeit, nach wie vor in
der gesamten Region vorhanden sind. Die Lage der Palästinenser mit der
israelischen Fremdherrschaft ist jedoch eine gänzlich andere als die
der Menschen in den arabischen Staaten. Was Ägypten und Saudi-Arabien
betrifft, so ist deren äußerlich zur Schau getragene Unterstützung der
Palästinenser keinen Pfifferling wert. Die Generalität in Kairo und
die Monarchie in Riad werden den Palästinensern den Rücken kehren,
sobald es für sie opportun ist. Kushner ist gerade dabei, mit beiden
Eliten über den Preis des Verrats zu verhandeln. Insofern wäre ich
überhaupt nicht optimistisch, was die Chancen eines erfolgreichen
Volksaufstands gegen die Regime in Ägypten und Saudi-Arabien betrifft.
Dafür ist die militärische Rückendeckung, welche die Generäle Ägyptens
und das Haus Saud genießen, viel zu stark.

SB: Wir bedanken uns sehr, Raymond Deane, für das Interview.
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TREFF/681: Hanau - Familien-Schloss-Führung zum Kloster Wolfgang am 12.8.2018


Familien-Schloss-Führung durch die Sonderausstellung zum Kloster
Wolfgang 

Mauern voller Rätsel und Geheimnisse am Sonntag, 12. August, um 15 Uhr
im Museum Schloss Steinheim



Im Rahmen der Ausstellung "Mauern voller Rätsel und Geheimnisse - die
aktuellen Grabungsergebnisse von Kloster Wolfgang" sind Familien am
Sonntag, 12. August, um 15 Uhr herzlich zu einer exklusiven Führung
ins Museum Schloss Steinheim eingeladen. Museumsleiterin Sabine
Küppers weiß viel Spannendes zu berichten und bietet jung und alt
interessante Einblicke in die Grabungsergebnisse: Der imposante Turm
und die halb verfallenen Mauern der ehemaligen Klosteranlage im Wald
unweit des Forstamtes Wolfgang sind nicht nur Naturfreunden bekannt
und haben zu allen Zeiten die Fantasie der Menschen beflügelt. Die
spätmittelalterliche Klosteranlage wurde in den vergangenen Jahren
archäologisch untersucht und verschiedene bauhistorische Maßnahmen zur
Erhaltung des Denkmals umgesetzt. Aufsehen erregende Funde traten zu
Tage, die in der Ausstellung erstmals präsentiert werden.

Die Kosten betragen zwei Euro zuzüglich Museumseintritt. Maximal 25
Personen können an der Veranstaltung teilnehmen. Teilnahmebedingung
ist die telefonische oder schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor
dem Termin unter Telefon 06181 - 295 - 1799 oder per E-Mail an
museen@hanau.de

Das Museum Schloss Steinheim für Regionale Archäologie und
Stadtgeschichte Steinheim kann man samstags und sonntags von 11-17 Uhr
erkunden und dabei seine Römer- und Steinzeitkenntnisse vertiefen. Wer
einen Römer- oder Steinzeit-Kindergeburtstag feiern möchte oder mit
der ganzen Schulklasse kommen will, ist im Museum Schloss Steinheim
ebenfalls richtig. Das Team der Städtischen Museen steht für
individuelle Beratung gerne zur Verfügung. Alle Informationen sowie
weitere Termine gibt es im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Schloss Steinheim - Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Steinheim

Schlossstraße 9, 63456 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. August 2018 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/416: Iran-Report Nr. 8 - August 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 8 - August 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. 

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Schicksal Rohanis und seiner Regierung ungewiss

• Chatami: Wir sind um hundert Jahre zurückgefallen 

• Bonyadi: Putin und Assad werden uns opfern 

• Acht IS-Anhänger hingerichtet 

• 11 Mitglieder der Revolutionsgarden getötet 

• Niknam darf wieder als Stadtrat arbeiten 

• Iraner laut Twitter-Umfrage für politischen Generationswechsel 

• Gesetz zum Schutz von Frauen vor Gewalt 

• Amir-Entesam gestorben 

• Mehrheit der Frauen lehnt Kleidungsvorschriften ab 

• Zugang von Frauen zu Stadien soll erlaubt werden 

• Hausarrest gegen Mussavi, Rahnaward und Karrubi soll aufgehoben werden


SCHICKSAL ROHANIS UND SEINER REGIERUNG UNGEWISS

Nach dem Austritt der USA aus dem Atomabkommen und der Ankündigung
Washingtons, harte Sanktionen gegen Iran zu verhängen, hat sich die
wirtschaftliche Lage des Landes spürbar verschlechtert. Die Folge ist
eine Schwächung der Regierung von Hassan Rohani, der nach der
Vereinbarung des Atomabkommens einen wirtschaftlichen Aufschwung
angekündigt hatte. Die Gegner der Regierung, Konservative und
Hardliner, wittern ihre Chance, die Regierung übernehmen zu können.

Am 25. Juni erklärte General Yahya Rahim Safawi, militärischer
Berater des Revolutionsführers Ali Chamenei, vor einer Versammlung
von Militärs mit Blick auf die wirtschaftliche Krise: "Manchmal
scheint es, dass das Land sich ohne eine Regierung besser führen
lässt." Safawi ist ehemaliger Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden.
Er hatte bereits zuvor kritisiert, Iran habe Probleme bei der
Regierungsbildung.

"Die Leute wenden sich an die Ämter, die ihre Probleme nicht lösen
können. Das steigert die Unzufriedenheit, welche von der
Konterrevolution sofort ausgenutzt wird", sagte der General.
Gegenwärtig sei die Regierung nicht in der Lage, die wirtschaftlichen
und kulturellen Probleme zu lösen. Auf die Frage, was Chamenei zu den
Vorgängen um das Atomabkommen meine, sagte Safawi, der
Revolutionsführer sei von Anfang an skeptisch gegenüber Verhandlungen
mit den USA gewesen. Das habe er auch öffentlich gesagt. Dennoch habe
er aus Treue zur Verfassung der Regierung erlaubt zu verhandeln.
"Wenn nun die Regierung einen Irrweg gegangen ist, kann man dem
Revolutionsführer keinen Vorwurf machen. Schließlich ist die
Regierung vom Volk gewählt worden", sagte der General.

Am 27. Juni wurde ein von 187 Abgeordneten unterzeichneter offener
Brief an Präsident Rohani veröffentlicht, in dem die Unterzeichner
mit Hinweis auf die wirtschaftliche Lage, die Streiks der Kaufleute
im Basar in Teheran und anderen Städten und die steigende
Unzufriedenheit im Land, eine sofortige Umbildung des Kabinetts
forderten. Die Leistung der für die Wirtschaft zuständigen Minister
und Beamten sei "äußerst schwach", eine neue Dynamik sei notwendig,
um die Lage wieder in den Griff zu bekommen, hieß es in dem Brief.

Rohani versuchte die Lage zu beruhigen. Auf einer Veranstaltung der
Justiz in Teheran sagte er am 26. Juni die "Schwarzmalerei" und
"Verbreitung von Ängsten" hätten bei der Bevölkerung Sorgen um ihre
Zukunft ausgelöst. "Heute erkläre ich in Gegenwart der
Verantwortlichen für die Justiz, die Menschen werden keinerlei
Probleme haben, um ihre täglichen notwendigen Bedürfnisse zu
erfüllen." Doch diese Beteuerungen hinderten die Hardliner nicht
daran, sogar den Rücktritt des Regierungschefs zu fordern.

Am 27. Juni sagte Rohani vor einer Versammlung von hochrangigen
Regierungsvertretern: "Falls jemand glaubt, dass diese Regierung
unter Druck zurücktreten wird, begeht er einen großen Fehler. (...)
Wir werden uns nicht vor dem Druck der USA beugen, wir werden unsere
nationale und historische Würde bewahren." Zugleich betonte er: "Wir
sind bereit, mit denen, die seit Jahren auf uns Druck ausüben,
Gespräche zu führen, und wenn sie gute Absichten haben mit ihnen
Vereinbarungen zu treffen."

Es gebe im Umgang mit "Feinden" drei Möglichkeiten, sagte der
Regierungschef. Entweder Kapitulation; doch das werde kein
vernünftiger Iraner, der sein Land liebt, akzeptieren. "Oder wir
leisten Widerstand gegen die USA und setzen gleichzeitig im Innern
unsere Auseinandersetzungen und Konflikte fort." Aber auch dies käme
in der gegenwärtigen Lage nicht in Frage. "Die dritte Möglichkeit
wäre, Widerstand zu leisten, zusammenhalten, die Ansprüche zu mindern
und sie den Realitäten anzupassen und gemeinsam die Probleme zu
bewältigen. (...) Wenn wir diesen Weg beschreiten, werde ich mich vor
allen Fraktionen beugen, selbst vor denen, die die Regierung schwer
beleidigt haben. Ich werde ihre Hände küssen."

Am 30. Juni berichteten die Medien, eine Reihe von Abgeordneten sei
dabei, einen Misstrauensantrag gegen Rohani vorzubereiten. Die
Agentur Tasnim, die den Ultras nahesteht, schrieb, der Abgeordnete
Dschalal Mahmudsadeh sei der Initiator des Antrags. Dessen Worten
zufolge hätte der Antrag bereits vor zwei Monaten gestellt werden
sollen, doch nach einem Gespräch mit dem Parlamentspräsidenten Ali
Laridschani sei man übereingekommen, damit noch eine Weile zu warten.
Nun seien der drastische Fall der nationalen Währung und der Streik
des Basars Anlass genug, um den Antrag zu stellen. In dem Antrag
werden dem Staatspräsidenten unter anderem vorgeworfen: "Unfähigkeit,
das Land zu verwalten, Beleidigung juristischer und revolutionärer
Instanzen, Schwäche in der Außenpolitik, auch im Bezug auf das
Atomabkommen, Einsatz von verdächtigen Personen mit anrüchiger
Vergangenheit als Berater, Preisgabe von Geheimnissen der Wirtschaft
und Finanzen."

Sollte es Rohani nicht gelingen, das Atomabkommen zu retten und die
Wirtschaft in Schwung zu bringen, wird er sich wohl kaum bis zum Ende
seiner Amtszeit halten können. Die nächsten Wochen und Monate werden
für sein Schicksal entscheidend sein. Rohani versucht immer wieder
durch Appelle die Menschen zur Unterstützung der Regierung zu
bewegen. Das Volk solle einheitlich gegen die Feindschaft der USA
Widerstand leisten, sagte er am 14. Juli. "Wir dürfen uns jetzt von
dieser Politik und dem ausgeübten Druck nicht einschüchtern lassen",
sagte er. So wie in der Zeit der Revolution müsse das Volk
zusammenhalten und sich gegen äußere Feinde wehren.

Doch solche Appelle werden eher als Zeichen der Schwäche gedeutet.
Daher vermuteten politische Beobachter, dass auf einer vom
Revolutionsführer Ali Chamenei einberufenen Krisensitzung Rohani
möglicherweise zum Rücktritt aufgefordert werden würde. Dazu kam es
aber nicht. Chamenei erteilte dem Präsidenten und den anwesenden
Mitgliedern des Kabinetts Anweisungen zur Überwindung der
Wirtschaftskrise. Die Attacken der USA müssten mit aller Kraft
neutralisiert werden, sagte er. "Das Land ist fähig, die Probleme zu
überwinden, wenn die Verantwortlichen, unterstützt von der
Bevölkerung, unermüdlich Tag und Nacht arbeiten würden."


CHATAMI: WIR SIND UM HUNDERT JAHRE ZURÜCKGEFALLEN

Der frühere Präsident Mohammad Chatami, der als Vater der
Reformbewegung in der Islamischen Republik gilt, sagte auf einer
Versammlung am 7. Juli in Teheran: "Wir sind in Bezug auf Demokratie
und soziale Gerechtigkeit um hundert Jahre zurückgefallen. (...) Wir
haben es nicht vermocht, den Kampf gegen Korruption und für
Gerechtigkeit als unser Hauptanliegen zu organisieren." Die
Korruption habe sich weit verbreitet und sowohl Konservative als auch
Reformer erfasst.

Chatami kritisierte auch die Reformer und sagte, die dringendste
Aufgabe sei "die Rettung Irans" und die Abwendung von Gefahren, die
das Land bedrohten. Dafür müssten die Reformer mit allen, "die dieses
Land lieben", kooperieren. Chatami, der von 1997 bis 2005 an der
Spitze der Regierung stand, gehört immer noch zu den populärsten
Politikern des Landes. Als sich um die Jahreswende eine Protestwelle
im ganzen Land ausbreitete, machte er sowohl die Konservativen als
auch die Reformer für die zunehmende Unzufriedenheit in der
Bevölkerung verantwortlich. Zugleich appellierte er an die
Demonstranten, den Rahmen der Legalität und der Gesetze nicht zu
verlassen, was bei den Protestierenden viel Unmut auslöste.

Weiter sagte Chatami, vor hundert Jahren habe eine islamische Instanz
sich dafür eingesetzt, dass Christen, Juden und die Anhänger
Zarathustras ihre Abgeordneten ins Parlament schickten, während heute
einem Zarathustrer im Namen der Islamischen Republik die
Mitgliedschaft im Stadtrat verweigert werde.

Chatami wird, seitdem er 2009 die Proteste gegen die Wiederwahl des
Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad unterstützte, von den Konservativen
angefeindet. Seit einigen Jahren ist es den Medien verboten, Fotos
von ihm zu veröffentlichen. Auch öffentliche Auftritte sind ihm
untersagt, was er nicht selten ignoriert.


BONYADI: PUTIN UND ASSAD WERDEN UNS OPFERN

Der Abgeordnete Behrus Bonyadi hielt am 27. Juni eine ungewöhnlich
kritische Rede. Er warnte vor der Gefahr des "Zerfalls" des Landes
und kritisierte die Nähe zu Russland und Syrien. "Das sind Länder,
die uns am Ende für ihre Interessen opfern werden", sagte er. "Es
wird nicht lange dauern, bis Putin und Assad im Einklang mit
Netanjahu und Trump uns in den Rücken fallen werden."

Ein Großteil der Importe und der Ausgaben von Devisen werde Iran
durch Russland und China aufgezwungen, sagte Bonyadi. Das Ergebnis
sei Verbreitung von Armut und Vertrauensverlust in der Bevölkerung.
Der Abgeordnete beklagte, dass "Korruption, Verbreitung des
Verderbens in der Verwaltung, Armut, Vetternwirtschaft, Prostitution,
Lug und Trug, Missbrauch von Kindern an den Schulen und Koranschulen,
Verkauf von Nieren und hundert andere beschämende Fakten zu Beginn
der Revolution nicht denkbar gewesen wären." Dennoch würden
protestierende Studenten, Lehrer, Anwälte und Arbeiter als Lakaien
der Feinde bezeichnet, obwohl im 21. Jahrhundert jedem klar sein
sollte, dass das Verbot von Kritik und der Glaube, selbst makellos zu
sein, zwangsläufig zu Despotie, Alleinherrschaft und Verderben
führten. Die polizeistaatliche Atmosphäre, die Willkür der Justiz,
das Verbot von Kritik und die Einmischung in das Privatleben der
Menschen seien unüberhörbare Warnsignale. Gerichtet an den
Revolutionsführer sagte Bonyadi: "Hören Sie, bevor es zu spät ist,
die Klagerufe der unschuldigen Menschen, die vierzig Jahre lang die
Probleme des Landes erduldet haben. Tun Sie etwas für diese Menschen.
Begnügen Sie sich nicht mit hohlen Versprechungen."

"Warum muss ein Land, das dringend Investitionen in Höhe von 60
Milliarden Dollar benötigt, um gegen Armut, Hunger und
Arbeitslosigkeit vorzugehen, hohe Summen in anderen Ländern
einsetzen? Warum müssen wir ständig in Angst vor Krieg und Sanktionen
leben?", fragte Bonyadi weiter. Er kritisierte, dass jene, die
"unendlich viele Fehler begangen haben, Immunität genießen, während
andere, die sich für ihr Land eingesetzt und im Volk beliebt sind,
unter Hauarrest leben müssen oder ihnen verboten wird, öffentlich
aufzutreten. (...) Diese von Hass und Neid getragene Politik bleibt
den Blicken der Menschen im Land nicht verborgen." Gemeint sind damit
wohl die Politiker Mehdi Karrubi, Mir Hossein Mussavi und seine Frau
Sahra Rahnaward, die 2009 die Proteste gegen die umstrittene
Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschad unterstützt hatten und
sich daher seit mehr als sieben Jahren unter Hausarrest befinden
sowie der ehemalige Präsident Mohammad Chatami, der aus demselben
Grund seit Jahren Auftrittsverbot hat.


ACHT IS-ANHÄNGER HINGERICHTET

Die Justiz gab am 7. Juli bekannt, dass die Todesurteile gegen acht
Personen, die am 7. Juni 2017 das Parlament und das
Chomeini-Mausoleum in Teheran gestürmt hatten, "gemäß den religiösen
und rechtlichen Normen" vollstreckt worden seien. Den Medien zufolge
wurden die Beschuldigten in einem Gefängnis der Hauptstadt
aufgehängt. Die Staatsanwaltschaft betonte, dass die Betreffenden mit
den Haupttätern in Verbindung standen.

Bei den Anschlägen waren 17 Personen getötet worden. Mehr als 50
Personen wurden verletzt. Die Verantwortung für das Verbrechen hatte
der sogenannte Islamische Staat (IS) übernommen. Fünf der Täter waren
bei den Anschlägen ums Leben gekommen.


11 MITGLIEDER DER REVOLUTIONSGARDEN GETÖTET

Den Angaben von Resa Mirsai, Chef der Sicherheitsorgane der Provinz
Kurdistan, zufolge sind bei etwa zweistündigen Gefechten im
Grenzgebiet zum Irak, nahe der Stadt Mariwan 11 Mitglieder der
Revolutionsgarden und acht Sicherheitsbeamte getötet worden. Demnach
hätten "Terroristen" mitten in der Nacht versucht in das iranische
Territorium einzudringen. Auch ein Stützpunkt der Garden
veröffentlichte eine Erklärung, in der es heißt, die Grenzwache der
Garden sei angegriffen und das Waffendepot in Brand gesteckt worden.
Es habe Explosionen gegeben. Dabei seien einige der Angreifer getötet
worden. Anderen sei es gelungen, zu fliehen. Sicherheitsorgane
machten die kurdische Gruppe PJAK für den Angriff verantwortlich. Die
militante Gruppe, die in Iran verboten ist, kämpft für eine Autonomie
der Kurden in Iran. Sie steht mit der kurdischen Arbeiterpartei PKK
in Verbindung.


NIKNAM DARF WIEDER ALS STADTRAT ARBEITEN

Der Schlichtungsrat, der sich immer einschaltet, wenn es zwischen dem
Parlament und dem Wächterrat Differenzen gibt, hat zugunsten des
Stadtratsmitglieds Sepanta Niknam entschieden. Der 32-Jährige
zarathustrischen Glaubens war in der vergangenen Wahlperiode in den
Stadtrat von Jasd in Zentraliran gewählt und im vergangenen Jahr
wiedergewählt worden. Dagegen protestierte jedoch der unterlegene
muslimische Hardliner Asghar Bagheri mit Hinweis auf die religiöse
Zugehörigkeit Niknams beim Wächterrat. Ratsvorsitzender Ahmad
Dschannati, der ebenso wie Bagheri zu den Hardlinern gezählt wird,
gab Bagheri Recht. Ein Nichtmuslim könne nicht für Muslime
Entscheidungen treffen, erklärte er. Dieser Ansicht folgten die
anderen Mitglieder des Rats und sprachen Niknam das Recht ab, sein
Mandat anzunehmen. Begründet wurde die Entscheidung damit, dass ein
Nichtmuslim in einer Gemeinde, deren Mitglieder mehrheitlich Muslime
seien, nicht Mitglied des Gemeinderats sein könne. Dies würde der
Verfassung der Islamischen Republik widersprechen.

Dieses Urteil des Wächterrats löste sowohl in der Bevölkerung als
auch im Parlament scharfe Proteste aus. Die Abgeordneten
verabschiedeten ein Gesetz, wonach auch Angehörige religiöser
Minderheiten Mitglied von Gemeinderäten sein können. Der Wächterrat
lehnte dieses Gesetz ab. Die nun erfolgte Entscheidung des
Schlichtungsrats ist ein Sieg für die Reformer. Niknam konnte seine
Arbeit im Stadtrat wieder aufnehmen.


IRANER LAUT TWITTER-UMFRAGE FÜR POLITISCHEN GENERATIONSWECHSEL

Einem Bericht der dpa vom 9. Juli zufolge stimmten mehr als 60
Prozent der Iranerinnen und Iraner in einer Umfrage, die vom Berater
von Präsident Rohani, Hesamaddih Aschna, auf Twitter initiiert wurde,
für einen politischen Generationswechsel. Auf die Frage von Aschna
welche Politiker bevorzugt würden - jüngere ohne ausreichende
Erfahrung oder etablierte Ältere mit guten Ruf - gaben 61 Prozent den
Jüngeren den Vorzug, 35 Prozent stimmten für Politiker im mittleren
Alter und nur 3 Prozent für Ältere, die bereits etabliert sind.

Zwar ist eine solche Umfrage nicht aussagekräftig genug, um daraus
konkrete Schlüsse zu ziehen. Aber betrachtet man die Tatsache, dass
die Mehrheit der Bevölkerung jünger als 30 Jahre alt ist und dass die
jungen Menschen mehrheitlich auf der Suche nach Lebensweisen sind,
die den etablierten Greisen nicht gefallen können, dann kann man
annehmen, dass die Umfrage die Stimmung im Land widerspiegelt.


GESETZ ZUM SCHUTZ VON FRAUEN VOR GEWALT

Seit Monaten wird in der Islamischen Republik über eine
Gesetzesvorlage gestritten, die Frauen vor Gewalt in der Familie
schützen soll. Sie liege zur Überprüfung bei der Justiz, sagte die
Parlamentsabgeordnete Tayebeh Siawaschi. Offenbar gebe es dort Gegner
dieses Gesetzes.

Das Gesetz sieht Strafmaßnahmen vor gegen Personen, die Frauen
gegenüber Gewalt ausüben. Neu ist, dass es dabei nicht nur um
physische Gewalt geht, sondern auch um "psychische, emotionale,
verbale und wirtschaftliche Gewalt". Einige Abgeordnete forderten
eine rasche Entscheidung über das Gesetz. Siawaschi sagte, alle
Instanzen, die um eine Stellungnahme gebeten wurden, hätten sich
inzwischen zu der Vorlage geäußert. Es fehle allein die Stellungnahme
des Justizchefs Sadegh Laridschani.

Wie immer bei solchen sensiblen sozialen und kulturellen Themen
stehen sich das Lager der Hardliner und Konservativen und das der
Reformer und Gemäßigten konfrontativ gegenüber.

Neuen Zündstoff für eine heftige Debatte lieferte Sahra Ayatollahi,
Vorsitzende des Kultur- und Sozialrats für Frauen und Familien. In
einem Artikel in der rechts orientierten Tageszeitung Kayhan schrieb
sie, das Gesetz würde den Frieden in der Familie stören, den Frauen
die Gelegenheit geben, ihre häuslichen Pflichten zu vernachlässigen
und die Stellung der Männer als Verwalter der Familie gefährden.
Ferner würden mit dem Gesetz Frauen vor Gewalt von Männern in Schutz
genommen, nicht jedoch Männer vor Aggressionen von Frauen.

Ayatollahi warf den Initiatoren der Vorlage vor, dem Westen
nachzuahmen und Ziele anzustreben, die den Grundsätzen des Islam
widersprächen. Eine Legalisierung der Abtreibung, Missachtung des
Familienzusammenhalts, Unterstützung von Prostituierten, gehörten zu
dieser Sichtweise. In Schweden zum Beispiel seien mehr als die Hälfte
der Kinder, die im vergangenen Jahrzehnt geboren wurden, unehelich,
sagte sie. Mehr als 50 Prozent der Ehen würden geschieden. "Die
Erfahrung lehrt, dass der beste Schutz für Frauen durch eigene Männer
gewährleistet wird", betonte Ayatollahi.

Scharfe Kritik gegen den Artikel übte Parwaneh Salahschuri,
Vorsitzende der Frauenfraktion im islamischen Parlament. "Wenn ich
ihre Äußerungen lese, kommt es mir vor als stehe dahinter ein Mann,
ein brutaler Macho", sagte sie. "Was soll eine Frau tun, wenn der
Mann, der Vater oder der Bruder gegen sie Gewalt anwenden, wenn sie
gar dazu gezwungen wird, sich auf der Straße zu verkaufen?"

Einer vor zwei Jahren durchgeführten Umfrage zufolge, werden
verheiratete Frauen mindestens einmal von ihren Männern geschlagen.
Vor allem Frauen, die finanziell von ihren Männern abhängig sind,
oder solche, die aus ideologischen oder vermeintlich religiösen
Gründen die Dominanz der Männer akzeptieren, sehen der Umfrage
zufolge keine andere Möglichkeit, als auch Gewalt zu erdulden.

Die für Frauen und Familie zuständige Vizepräsidentin Masumeh
Ebtekar, sagte in einer Stellungnahme zu dem Artikel von Aytollahi,
die Äußerungen seien zum Teil "beleidigend" und basierten auf falsche
Behauptungen. Das Gesetz übernehme nicht westliche Wertvorstellungen,
sondern richte sich nach Grundsätzen des Islam. Dutzende Experten,
Richter und Theologen hätten die Vorlage überprüft. Nun müsse die
Justiz dazu Stellung nehmen. Laut Tayebeh Siawaschi fordert die
Justiz, 41 der 100 Artikel der Vorlage zu streichen.


AMIR-ENTESAM GESTORBEN

Am 12. Juli verstarb der ehemalige Vize-Ministerpräsident und
Regierungssprecher Abbas Amir-Entesam im Alter von 86 Jahren an einem
Herzstillstand. Er war der Politiker in der Islamischen Republik, der
am längsten im Gefängnis festgehalten wurde.

Als Entesam während seiner Zeit als iranischer Botschafter in
Schweden zum Bericht in die Heimat reiste, wurde er unter dem Vorwurf
der Zusammenarbeit mit dem amerikanischen Geheimdienst CIA
festgenommen und anschließend von einem Revolutionsgericht zum Tode
verurteilt. Später wurde das Urteil auf lebenslänglich herabgestuft.
Vor einigen Jahren wurde er wegen schwerer Krankheit aus der Haft
entlassen, stand aber in seinem Haus unter Beobachtung.

Seine Festnahme fand 1979 im Zuge der Geiselnahme amerikanischer
Botschaftsangehöriger in Teheran statt. Die Besetzer der Botschaft
behaupteten, in der Botschaft Dokumente gefunden zu haben, die die
Spionagetätigkeit Entesams belegten. Er und auch der damalige
Ministerpräsident Mehdi Basargan bestritten den Vorwurf. Tatsächlich
bestand der eigentliche Grund für die Verurteilung darin, dass
Entesam das Vorhaben Ayatollah Chomeinis und seiner Weggefährten
vehement ablehnte, statt einer Verfassungsgebenden Versammlung, einen
so genannten Expertenrat zu bilden, dem nur Geistliche angehörten. Es
ging also um die Frage, ob der künftige Staat ein säkularer oder ein
islamischer Staat sein sollte. Die neuen Machthaber setzten ihren
Plan unter Ausschaltung ihrer Gegner durch. Auch Ministerpräsident
Basargan und seine Regierung wurden davongejagt. Damit waren die
Hürden für die Gründung eines islamischen Staates beseitigt.


MEHRHEIT DER FRAUEN LEHNT KLEIDUNGSVORSCHRIFTEN AB

Eine Studie des iranischen Parlaments gelangt zu dem Ergebnis, dass
die Mehrheit der iranischen Frauen die islamischen
Kleidungsvorschriften ablehnt. Demzufolge hat die Zahl der Frauen,
die die Kleidungsvorschriften sowie die Bestrafung von Frauen, die
diese Vorschriften missachten, für notwendig halten, in den
vergangenen 40 Jahren der Islamischen Republik stark abgenommen.
Während im Revolutionsjahr 1979 rund 50 Prozent der Frauen die
Kleidungsvorschriften für notwendig erachteten, stimmen heute nur
noch 25 Prozent der Frauen den Vorschriften zu. Und nur noch vierzig
Prozent der Frauen meinen, dass Missachtung dieser Vorschriften
geahndet werden sollte.

Der Studie zufolge hat die Zahl der Frauen, die die
Kleidungsvorschriften ignorieren sowohl in den Großstädten als auch
in der Provinz zugenommen. Kürzlich erklärte Irans Oberstaatsanwalt
Mohammad Dschafari, "in den Bereichen Kultur und
Kleidungsvorschriften kommen wir mit Strafmaßnahmen nicht weiter.
Polizeiaktionen und gerichtliche Verfolgungen haben nichts gebracht
und nur unserem Ruf im Ausland geschadet. Wir müssen friedlichere und
sanftere Wege suchen."

In den vergangenen Monaten haben zahlreiche Frauen demonstrativ gegen
das Kopftuch protestiert, indem sie auf öffentlichen Plätzen ihr
Kopftuch abnahmen. Revolutionsführer Ali Chamenei bezeichnete die
Aktion als "erbärmlich". Einige Frauen wurden festgenommen und mit
Gefängnis und Peitschenschlägen bestraft.


ZUGANG VON FRAUEN ZU STADIEN SOLL ERLAUBT WERDEN

Irans Präsident Hassan Rohani hat laut Medien in einem Schreiben
Sportminister Massud Soltanifar angewiesen, den Zugang von Frauen zu
den Stadien zu ermöglichen. Politische Beobachter vermuten, dass nun,
nach all den Jahren kontroverser Diskussionen, vor allem auch
innerhalb des Klerus, ein Konsens erreicht worden ist. Ein Sprecher
des erzkonservativen Wächterrats sagte, es sei nicht mehr vernünftig,
das "strikte Verbot" aufrechtzuerhalten. Nun sollen exklusive
Tribünen für Frauen den Streit zwischen Konservativen und Reformern
beenden.


HAUSARREST GEGEN MUSSAVI, RAHNAWARD UND KARRUBI SOLL
AUFGEHOBEN WERDEN

Wie das Internetportal Ensaf News am 28. Juli unter Berufung auf
Mohammad Hossein Karrubi, Sohn von Mehdi Karrubi, berichtete, soll
der Hausarrest gegen die beiden führenden Oppositionspolitiker Mehdi
Karrubi und Mir Hossein Mussavi und dessen Frau Sahra Rahnaward
demnächst aufgehoben werden. "Eine sichere Quelle" habe dem Sohn von
Karrubi mitgeteilt, dass der Nationale Sicherheitsrat beschlossen
habe, den Hausarrest zu beenden. Nun müsse nur noch Revolutionsführer
Ali Chamenei innerhalb der nächsten zehn Tage dem Beschluss
zustimmen.

Vorsitzender des Nationalen Sicherheitsrats ist Präsident Hassan
Rohani. Doch laut der Verfassung der Islamischen Republik können
Beschlüsse des Rats nur mit Zustimmung des Revolutionsführers
umgesetzt werden.

Zudem berichtete das Internetportal Dschamaran, auch die dem früheren
Präsidenten Mohammad Chatami auferlegten Einschränkungen sollen
aufgehoben werden. Chatami ist es verboten worden, öffentlich
aufzutreten. Auch den Medien ist es untersagt, Fotos von oder
Interviews mit ihm zu veröffentlichen.

Karrubi und Mussavi, sowie dessen Frau Sahra Rahnaward, befinden sich
seit mehr als sieben Jahren unter Hausarrest. Sie gehörten zu
führenden Politikern der "Grünen Bewegung", die 2009 gegen die
umstrittene Wiederwahl des damaligen Präsidenten Mahmud
Ahmadinedschad landesweite Proteste organisierte, die brutal
niedergeschlagen wurde. Auch Chatami hatte mit dieser Bewegung
sympathisiert. Die verhängten Strafen gegen sie wurden nicht von
einem Gericht, sondern angeblich vom Nationalen Sicherheitsrat
beschlossen.

 * 


KULTUR

• Nach Kopftuch-Aktion folgt Tanz-Aktion

• Mehr als 30 Millionen Nutzer umgehen Internetverbote

• Schamlus Grab für Besucher gesperrt


NACH KOPFTUCH-AKTION FOLGT TANZ-AKTION

Etwa vor zwei Monaten wurden Presseberichten zufolge die Videos von
Tänzerinnen und Tänzern, die auf Instagram zu sehen waren, verboten.
Dazu wurden auch die Namen von drei Frauen genant. Doch aus den
Berichten ging nicht hervor, ob diese Frauen in Haft genommen wurden
oder nicht. Am 6. Juli wurde im staatlichen Fernsehen in der Reihe
"Abwege" ein Film gezeigt, in dem mindestens zwei Frauen, deren
Gesichter man nicht sehen konnte, im Kreuzfeuer der Kritik standen.
Sie sollten Geständnisse ablegen und Reue üben. Eine Frau erklärte
weinend: "Ich tanze nur für mich. Ich wusste nicht, dass Tanzen
strafbar ist. Ich habe keine Tanzschule besucht und habe mit
niemandem zusammengearbeitet."

Die andere Frau sagte, sie habe nicht für das Tanzen werben wollen.
Erst nachdem sie gemerkt habe, dass ihr Tanz Anhänger gefunden habe,
habe sie weitergemacht. Es war nicht klar, wann der Film aufgenommen
wurde und ob die Frauen sich in Haft befanden.

Bei einer der Frauen handelte es sich offenbar um die 17-jährige
Maedeh Hojabri. Sie hatte hunderte Videos auf Instagram gestellt, in
denen sie zu iranischen Popliedern tanzte. Die Videos wurden rasch
verbreitet. Hojabri behauptet 600 000 Follower zu haben. Nach ihrer
Verhaftung fand sie zahlreiche Nachahmerinnen, die sich aus Protest
tanzend im Internet präsentierten. Eine der Frauen, die tanzend im
schwarzen Kleid zu sehen ist, sagt: "Ich tanze, damit man sieht und
begreift, dass man mit der Festnahme von jungen Frauen uns die Freude
und Lust am Leben und die Hoffnung auf bessere Zeiten nicht nehmen
kann."

Die vermeintlich reuigen Frauen in dem Fernsehbericht lösten heftige
Proteste aus. Präsidentenberater Hessamaddin Aschna, der auch als
Vertreter des Präsidenten im Kontrollgremium für Fernsehen und
Rundfunk sitzt, kritisierte, Filme über Personen, die sich in einer
besonderen Lage befinden, wie im Krankenhaus, im Gefängnis oder in
Haft, dürften nur mit Zustimmung der betroffenen Person und der
Justiz gesendet werden. Tausende User brachten ihr Entsetzen über den
Fernsehfilm zum Ausdruck.

Mohammad Hossein Randschbaran, Koordinator des Fernsehens, nahm zu
der immer lauter werdende Kritik Stellung. Der Film sei von der
Polizei erstellt worden und die darin auftretenden Personen würden
gerichtlich verfolgt. Es sei auch Wunsch der Bevölkerung gewesen,
dass der Film ausgestrahlt wird. Das Fernsehen sei verpflichtet,
diesen Wunsch zu akzeptieren. Zudem habe die Justiz darauf bestanden,
dass der Film gezeigt wird.

Die Webseite Kalameh forderte das staatliche Fernsehen auf, sich bei
der Bevölkerung wegen Veröffentlichung "erzwungener Geständnisse" zu
entschuldigen. Die Vorsitzende der Frauenfraktion im islamischen
Parlament, Parwaneh Salahschuri, sagte am 11. Juli: "In manchen
Teilen des Landes haben die Menschen wegen Wassermangels kein
Trinkwasser, es gibt zahlreiche Korruptionsskandale (...) anstatt
sich mit diesen Problemen zu befassen, kümmert man sich um den Tanz
einer Tänzerin." Das Land befinde sich in einer kritischen Phase, die
USA drohten mit Sanktionen, man solle sich lieber auf diese Probleme
konzentrieren und nicht noch mehr Spannung erzeugen. Weiter sagte
Salahschuri: "Wir fordern von den Herrschaften, die im Land solche
Entscheidungen treffen, endlich den Unterschied zwischen ihrer und
der jetzigen Generation zu begreifen." Zudem solle man mit solchen
Szenen im Fernsehen nicht feindlichen Medien im Ausland weitere
Handhabe liefern, die nur darauf warten, ein falsches Bild von der
Islamischen Republik zu zeichnen.

Am 16. Juli erklärte das Kontrollgremium des Fernsehens, es gebe vom
Ausland gelenkte Aktivitäten, durch die versucht werden solle, in den
Medien abwegige und moralisch verwerfliche Videos zu verbreiten. Das
Kontrollgremium sehe sich verpflichtet, die Bevölkerung über diese
Machenschaften aufzuklären. Damit solle ein rationaler und
professioneller Umgang mit derlei Aktivitäten unterstützt werden. Im
Bezug auf die jüngst ausgestrahlte Dokumentation in der Reihe
"Abwege" sei zu bemerken, dass die Dokumentation ohne Absprache mit
der Justiz ausgestrahlt worden sei. Das Gremium habe dem Sender die
nötigen Anweisungen erteilt.

Der Sprecher der Justiz, Mohssen Ejehi, der zugleich Vorsitzender des
Kontrollgremiums ist, erklärte, Frau Hojabri habe "nicht einmal eine
Nacht" in der Haft verbracht. Im Übrigen seien in der Dokumentation
weder die Namen der Frauen noch ihre Gesichter kenntlich gemacht
worden. Daher gebe es gegen die Sendung nichts zu beanstanden.


MEHR ALS 30 MILLIONEN NUTZER UMGEHEN INTERNETVERBOTE

Vize-Generalstaatsanwalt Abdolsama Chorramabadi erklärte laut einer
Meldung der dpa vom 14. Juli, mehr als 30 Millionen Iraner
missachteten Internetverbote. Sie gelangten durch einen so genannten
VPN-Kanal vor allem zum Chatdienst Telegram, obwohl die Nutzung
dieses Dienstes seit Mai streng verboten ist. Es sei nicht
hinzunehmen, dass ein Verbot in diesem hohen Maße von den Bürgern
missachtet werde. Die Verantwortung für dieses Vergehen liege nicht
zuletzt beim Kommunikationsminister Mohammad Dschawad Asari, sagte
Chorramabadi.

Asari, mit 36 Jahren jüngster Minister im Kabinett von Präsident
Rohani, hält Internet-Verbote für absurd. Es sei im 21. Jahrhundert
nicht möglich, den Zugang zu Informationen zu verbieten.

Dem iranischen Staat, in dem die Medien weitgehend unter staatlicher
Kontrolle stehen, sind soziale Netzwerke wie Facebook, Twitter,
Telegram und Instagram mehr als ein Dorn im Auge. Sie bedrohen das
gesamte System, vor allen dann, wenn sie bei landesweiten Protesten
zur Mobilisierung der Massen benutzt werden. Auch ist es unerwünscht,
dass Informationen über Vorgänge im Land, über die iranische Medien
nicht berichten dürfen, durch ausländische Sender und Internetdienste
verbreitet werden.

Am 4. Juli erklärte Hassan Rahimi, Staatsanwalt der Provinz Isfahan,
laut der Agentur Isna, niemandem sei es erlaubt, das soziale Netzwerk
Telegram zu nutzen. "Jeder, der sich zu diesem Netzwerk Zugang
verschafft, macht sich strafbar", sagte er. Er warnte auch alle Ämter
und Behörden, Agenturen und Redaktionen davor, das Netzwerk zu
nutzen.

Telegram gehört zu den beliebtesten Nachrichtendiensten in Iran.
Rohani und seine Regierungsmitglieder hatten immer wieder betont,
dass sie sich für die Freigabe sozialer Netzwerke und des Internets
einsetzen würden. Wörtlich sagte Rohani kürzlich, der
Kommunikationsminister werde niemals die Filterung des Internets
erlauben. Dass die Hardliner das Verbot dennoch durchgesetzt haben,
gab vielen Bürgern Anlass, Rohani scharf zu kritisieren. Eine Gruppe
von Anwälten warf dem Regierungschef vor, ihren Protest gegen das
Verbot nicht unterstützt zu haben. Daraufhin twitterte Rohani: "Wenn
die höchste Instanz des Staates (gemeint ist Revolutionsführer Ali
Chamenei) entschieden hat, durch Filterung den Zugang der Bürger zu
Informationen zu verhindern, muss dies öffentlich bekannt gegeben
werden."

Demgegenüber erklärte der iranische Oberstaatsanwalt: "Die Justiz
übernimmt die volle Verantwortung für das Verbot von Telegram. Die
Unterstellung, der Revolutionsführer habe dies angeordnet, ist
absolut falsch."


SCHAMLUS GRAB FÜR BESUCHER GESPERRT

Als Mitglieder des iranischen Schriftstellerverbands und andere
Freunde und Bekannte zum 18. Todestag des großen iranischen Poeten
Ahmad Schamlu das Grab des Verstorbenen besuchen wollten, wurden sie
von Sicherheitsbeamten und Polizeikräften daran gehindert.
Augenzeugen berichteten, dass einigen Besuchern Kameras und Handys
weggenommen wurden. Demnach gab es auch Verhaftungen einiger
Mitglieder des Verbands.

Schamlu ist trotz den langen Jahren, die seit seinem Tod vergangen
sind, immer noch der populärste Dichter Irans. Er gehörte von
Anbeginn der Islamischen Republik zu den kritischsten Gegnern des
klerikalen Staates. Für diese kritische Haltung musste er viel Leid
ertragen. Doch offenbar sind seine Gedichte von so großer Wirkung,
dass die Machthaber in Iran auch nach achtzehn Jahren ihre
Rachegefühle gegen ihn nicht ruhen lassen können.

Auch in den vergangenen Jahren wurden Besucher zu Schamlus Grab nicht
zugelassen. Nicht selten wurde das Grab geschändet.

 * 


WIRTSCHAFT

• Unternehmen ziehen sich aus Iran-Geschäft zurück

• Khadiri: Unser Land steht wegen Wassermangels am Rand des Abgrunds 

• Türkei will auf Geschäfte mit Iran nicht verzichten 

• Drastischer Fall des Rial 

• Haschemi: Der Sturm von Sanktionen naht


UNTERNEHMEN ZIEHEN SICH AUS IRAN-GESCHÄFT ZURÜCK

Seit dem Rücktritt der USA aus dem Atomabkommen ziehen sich immer
mehr westliche Unternehmen aus dem Iran-Geschäft zurück. Anfang Juli
kündigte die holländische Fluggesellschaft KLM an, dass sie ihre
Flüge nach Iran einstellen werde. Begründet wurde die Maßnahme mit
wirtschaftlichen Argumenten. Eine Überprüfung habe ergeben, dass die
finanziellen Aussichten der Flüge negativ seien, hieß es. Als Datum
der Einstellung der Flüge wurde der 22. September genannt. KLM hatte
erst nach dem Atomabkommen die Verbindung nach Iran wieder
aufgenommen.

Auch die französische Containerschiff-Reederei CMA-CGM, die weltweit
drittgrößte Rederei, kündigte mit Hinweis auf mögliche US-Sanktionen
den Austritt aus den Geschäften mit Iran an. Einer Meldung der afp
vom 8. Juli zufolge sagte Firmenchef Rodolphe Saadé bei einem
Wirtschaftsforum in Aix-en-Provence, sein Unternehmen werde sich
"wegen der Trump-Regierung" aus dem Iran-Geschäft zurückziehen. Auch
CMA-CGM hatte nach dem Atomabkommen die Zusammenarbeit mit der
iranischen Reederei Islamic Republic of Iran Shipping Lines
aufgenommen.

Auch der französische Energiekonzern Total reagierte auf die
Sanktionsdrohungen der USA. Firmenchef Patrick Pouyanné sagte am
Rande des Wirtschaftsforums, da die USA nicht bereit gewesen seien,
seinem Unternehmen eine Ausnahmegenehmigung für Iran-Geschäfte zu
erteilen, bliebe ihm keine andere Wahl, als sich aus dem Land
zurückzuziehen. Total hatte sich im Juli 2017 an einem 4,8 Milliarden
Euro-Projekt zur Entwicklung des iranischen Gasfelds South Pars
beteiligt, allerdings bisher erst 47 Millionen Euro investiert. Für
ein Unternehmen, das mit Investitionen von jährlich 15 Milliarden
Dollar in 130 Ländern tätig sei, seien 47 Millionen kein großer
Verlust, sagte Pouyanné laut afp.


KHADIRI: UNSER LAND STEHT WEGEN WASSERMANGELS AM RAND DES
ABGRUNDS

Der Parlamentsabgeordnete aus Buschehr, Abdolhamid Khadiri, sagte in
einem Interview mit der Webseite Etemad am 6. Juli: "Früher haben wir
einiges über Wasserkriege erzählt bekommen. Jetzt sind wir selbst
Zeuge eines solchen Kriegs. Es entstehen Feindschaften zwischen den
Regionen." Die Stadt Bushehr befindet sich im Süden des Landes am
Persischen Golf. Es sei bedauerlich, dass es den arabischen Staaten,
die mehr unter Trockenheit leiden, gelungen ist, die Wasserversorgung
zu kontrollieren, "während wir mit dem Wasserproblem ringen. Unser
Land steht wegen Wassermangels am Rand des Abgrunds". Die Provinz
Buschehr sei von katastrophalem Wassermangel heimgesucht. In anderen
südlichen Städten und Dörfern ist die Lage noch schlimmer. In manchen
Gegenden gebe es "im wahrsten Sinn des Wortes kein Wasser", sagte
Khadiri.

Medienberichten zufolge leidet die Stadt Abadan ebenso an
Wassermangel. Es fehle vor allem an Trinkwasser. Seit Jahren schon
warnen Experten vor Mangel an Wasserreserven in Iran und fordern die
Bevölkerung auf, mit dem Wasser sparsam umzugehen. Große Teile des
Landes leiden unter Wassermangel. In manchen Gegenden kommt es
deshalb immer wieder zu Streitereien, Auseinandersetzungen und
Streiks.

Hodschat Nasar, Mitglied des Teheraner Stadtrats, teilte laut der
Agentur Ilna am 21. Juli mit, dass das Amt für Parks und Grünanlagen
angewiesen worden sei, aufgrund des Wassermangels das Anpflanzen von
Rasen in der Hauptstadt zu verbieten. Zudem soll die Bewässerung der
Parkanlagen nur zu bestimmten Tageszeiten erfolgen, und zwar in der
Frühe oder nach Sonnenuntergang. Schließlich forderte der Stadtrat,
künftig sollen nur Blumen und Pflanzen zugelassen werden, die den
klimatischen Verhältnissen der Stadt angepasst sind.

Seit Anfang Juli gibt es in der südlichen Provinz Chorramschahr
Unruhen, gegen die laut Innenminister Abdulresa Rahmani Fasli
Polizeikräfte mit Schusswaffen eingesetzt wurden. Grund der Proteste
war der Mangel an Trinkwasser bei Temperaturen von mehr als 45 Grad
Celsius. Es habe einen Verletzten aber keinen Toten gegeben, sagte
der Minister, während Augenzeugen von mehreren Toten berichteten.
Ähnliche Unruhen gab es am nächsten Tag in der Stadt Abadan.

Die Proteste wurden weiter angeheizt nachdem Gerüchte laut wurden,
Iran versorge Kuwait und die irakische Provinz Basra mit Trinkwasser.
Die Regierung dementierte den Export von Trinkwasser nach Kuwait,
nicht aber den nach Basra. Tatsächlich gab es zu Zeiten der Regierung
von Mohammad Chatami ein Abkommen zwischen Iran und Kuwait zur
Lieferung von jährlich 220 Millionen Kubikmeter Wasser an Kuwait.
Allerdings wurde dieses Abkommen nie vom Teheraner Parlament
ratifiziert. Auch die für die Liefung vorgesehene Pipeline wurde nie
gebaut. Anders als Kuwait verhält es sich mit Basra. Die irakische
Provinz leidet schwer unter Wassermangel. Iran liefert zur
Verbreitung seines Einflusses Wasser an die Provinz. Laut BBC
versorgt Iran die Provinz seit 2009 jährlich mit 120 Tausend
Kubikmeter Wasser, auch Trinkwasser. Das ist für eine Stadt mit 2,5
Millionen Einwohnern eine geringe Menge. Dennoch reicht sie, um den
Zorn in der iranischen Bevölkerung zu steigern.

Grund des Wassermangels ist erstens eine Dürreperiode. Nach Angaben
der UNO ist die derzeitige Dürre die schlimmste seit 30 Jahren. Davon
sind laut iranischen Medien rund 97 Prozent des Landes mehr oder
weniger betroffen. In vielen Gegenden sind Flüsse und Seen
ausgetrocknet. Felder, die einst bebaut wurden, haben sich in
Salzwüsten verwandelt. Viele Bauern sind ruiniert. Das liegt aber
nicht nur an der Dürreperiode, sondern auch an Misswirtschaft und
Korruption. Wasser, das für die Landwirtschaft benötigt werden würde,
wurde für Industrieprojekte verwendet. Auch der Bau unsinniger
Staudämme hat zu der Misere beigetragen. Daher richten sich die
Proteste gegen die Regierung. Landwirte klagen, dass niemand sich um
ihre Belange kümmert. Es ist davon auszugehen, dass sich die Proteste
in nächster ausweiten werden. Zumal sich die Wirtschaftskrise, in der
sich das Land befindet, mit den zu erwartenden zusätzlichen
Sanktionen der USA gegen Iran erheblich verschärfen wird.


TÜRKEI WILL AUF GESCHÄFTE MIT IRAN NICHT VERZICHTEN

Am 20. Juli reiste eine US-Delegation in die Türkei, um mit der
Regierung in Ankara über mögliche Auswirkungen von gegen Iran
geplanten Sanktionen auf die türkische Wirtschaft zu verhandeln. Doch
die Türkei lehnte es ab, ihre Wirtschaftsbeziehungen zu dem
Nachbarland einzuschränken. Iran sei ein wichtiger Handelspartner und
Energielieferant der Türkei, hieß es. Bereits in der Vergangenheit
hatten US-Sanktionen gegen Iran zu teils heftigen
Auseinandersetzungen zwischen Ankara und Washington geführt. Wegen
Verstößen gegen die Sanktionen wurde sogar gegen einen ehemaligen
türkischen Wirtschaftsminister und mehrere Vertreter der Halkbank ein
Prozess eröffnet.

Am 25. Juli erklärte der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu,
sein Land sei gegen die von den USA verhängten und geplanten
Sanktionen. "Wir sehen uns nicht verpflichtet Sanktionen eines Landes
gegen ein anderes Land zu akzeptieren, zumal wir diese für falsch
halten", sagte der Minister auf einer Pressekonferenz in Ankara. "Wir
haben der US-Delegation klar mitgeteilt, dass wir unseren Bedarf an
Öl und Gas mit Importen aus Aserbaidschan, Iran, Russland und Irak
decken. Wie sollten wir unseren Bedarf decken, wenn wir kein Öl aus
Iran importieren würden?"

Auch Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan sagte, unabhängige Staaten
würden nicht ihre Beziehungen zu den Nachbarländern kündigen, nur
weil die USA dies wünschten.

Die Türkei bezieht nahezu ihren gesamten Bedarf an Öl und Gas aus dem
Ausland. Allein aus Iran importierte sie in den ersten vier Monaten
des laufenden Jahres 22 Millionen Barrel Öl. Das ist mehr als die
Hälfte des Rohöls, das die Türkei importiert. Zwischen der Türkei und
den USA gibt es in jüngster Zeit mehrere Konflikte. Sollte sich nun
die Türkei weiterhin weigern, die Sanktionen gegen Iran zu
berücksichtigen, würden die Beziehungen zwischen Ankara und
Washington noch größeren Belastungen ausgesetzt werden.


DRASTISCHER FALL DES RIAL

In den letzten Tagen des Juli erlebte die iranische Währung Rial
einen drastischen Fall. Am 29. Juli musste man auf dem Schwarzen
Devisenmarkt für einen Dollar 112.000 Rial bezahlen. Einen Tag zuvor
lag der Preis für einen Dollar bei 98.000 Rial. Auch der von der
Regierung offiziell festgelegte Wechselkurs stieg von 35.186 Rial zu
Jahresbeginn auf 44.070 Rial je Dollar. Auch der Preis anderer
ausländischer Währungen stieg an. Der Preis für einen Euro lag bei
125.000 Rial und für den Britischen Pfund bei mehr als 150.000 Rial.

Die iranische Zentralbank veröffentlichte zu der sprunghaften
Teuerung der Devisen am 29. Juli eine Erklärung, in der es heißt,
"die neuen Turbulenzen auf dem Devisen- und Goldmarkt stehen nicht in
Relation zu den wirtschaftlichen Realitäten und tatsächlichen
Wechselkursen. Sie wurden hauptsächlich verursacht durch
Verschwörungen unserer Feinde, mit dem Ziel, unter der Bevölkerung
Unruhe zu stiften." Die Vorgänge würden von der Bank genau
beobachtet. Die Bank plane neue Maßnahmen, die in den nächsten Tagen
bekannt gegeben würden.

Die Menschen sind sehr besorgt über die Folgen, die die von den USA
angedrohten Sanktionen haben werden. Bereits im Juni war es in
Teheran in der Nähe des Parlaments zu Auseinandersetzungen zwischen
Protestlern und Ordnungskräften gekommen. Die ersten neuen Sanktionen
sollen am 6. August in Kraft treten.

Indes gab der Sprecher der Justiz, Gholam Hossein Ejehi, die
Festnahme von 29 Personen bekannt, denen "Störung des Marktes"
vorgeworfen wurde. Gegen weitere Personen werde ermittelt, sagte
Ejehi. Diese würden bald vor Gericht gestellt.

Mitten in der Währungs- und Wirtschaftskrise wurde der Chef der
Zentralbank ersetzt. Abdolnasser Hemmati wurde am 25. Juli von der
Regierung zum Nachfolger von Waliollah Seif ernannt. Rohani
bezeichnete den neuen Bank-Chef als "hoch gebildeten und
kenntnisreichen Mann, der über wertvolle Erfahrungen im Bankgeschäft
verfügt". Rohani dankte bei der Kabinettssitzung Seif für seine
Verdienste. Seif war fünf Jahre lang Chef der Zentralbank. Ihm konnte
es nicht gelingen, die Talfahrt des Rials zu bremsen.

Hemmati ist 61 Jahre alt. Er war bis vor kurzem Chef eines großen
Versicherungskonzerns. Zuvor war er Direktor der Sina Bank und der
Bank Melli. Eigentlich sollte er Botschafter in Peking werden. Die
wichtigste Aufgabe von Hemmati sei die "illegalen Geldinstitute" zu
bekämpfen, sagte Rohani. Vor einigen Monaten hatte der Bankrott
dieser Institute, die ohne Lizenz arbeiteten, den Verlust der
Ersparnisse zahlreicher Anleger zur Folge gehabt, was zu heftigen
Protesten führte. Die Sparer verlangten von der Regierung
Entschädigung.


HASCHEMI: DER STURM VON SANKTIONEN NAHT

Hassan Haschemi, Minister für Gesundheit, sagte am 14. Juli laut
einem Bericht der Agentur Isna: "Die Sache mit den Sanktionen ist
ernst, wir müssen davon ausgehen, dass der Sturm immer näher rückt."
Dies zu wissen sei wichtig, um Vorbereitungen zu treffen und darüber
mit allen, die einen Ausweg bieten könnten, Gespräche zu führen. Bei
einer Rede vor einer Versammlung von Lehrkräften der Medizinischen
Fakultät der Teheraner Universität sagte Haschemi: "Ab November
(Beginn der von den USA angekündigten zweiten Sanktionsrunde) wird
die Lage besorgniserregend sein, dann werden Tage kommen, die wir
befürchtet haben."

Das Gesundheitsministerium plane in den nächsten Monaten die
Versorgung mit Medikamenten und medizinischen Geräten
sicherzustellen. Dafür seien für die Zeit bis zum Juni nächsten
Jahres Ausgaben von 205 Milliarden US-Dollar vorgesehen, die rational
auf verschiedene Ressourcen verteilt würden.

 * 
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NEUER SCHLAGABTAUSCH ZWISCHEN TEHERAN UND WASHINGTON

Bereits Ende Juni erhöhten die USA den Druck auf Iran. Das
Finanzministerium widerrief am 27. Juni die nach dem Atomabkommen
erteilte Genehmigung für den Export von Flugzeugteilen. Den
betroffenen Unternehmen wurde eine Frist bis zum 6. August gesetzt,
um ihre Geschäfte mit Iran einzustellen. Auch die Genehmigungen für
den Handel mit Teppichen, Pistazien, Kaviar sowie für den Handel mit
Öl sollen nach Angaben des Ministeriums demnächst aufgehoben werden.

Drei Tage später erklärte Irans Revolutionsführer Ali Chamenei, Ziel
der USA sei es, durch den wirtschaftlichen Druck einen Keil zwischen
das iranische Volk und den Staat zu schieben. "Die Amerikaner
arbeiten mit den schändlichen Staaten in der Region (gemeint sind
Saudi-Arabien und einige andere Staaten am Persischen Golf) zusammen,
um Unruhe in Iran zu stiften und das Volk vom Staat zu trennen",
sagte Chamenei vor einer Versammlung von Offizieren am 30. Juni. Dass
die Amerikaner sich zu dieser Zusammenarbeit genötigt sehen, sei ein
Beweis für die Stärke der Islamischen Republik. Diese Äußerungen des
Revolutionsführers erfolgten wenige Tage nach den Protesten der
Basar-Händler in Teheran und einigen anderen Städten. "Die Amerikaner
sind dumm, denn sie wissen nicht, dass in Iran das Volk der Staat ist
und umgekehrt." Mit Blick auf US-Präsident Donald Trump sagte
Chamenei weiter: "Machen Sie sich keine Illusionen. Sechs
US-Präsidenten vor Ihnen haben versucht die Islamische Republik in
die Knie zu zwingen und sind gescheitert."

Währenddessen warnte Trump Iran davor, sein Atomprogramm
wiederaufzunehmen. "Sollten sie es tun, werden sie ein sehr schweres
Problem bekommen", sagte der Präsident. Am Rand des Nato-Gipfels in
Helsinki sagte er, Iran leide unter den Sanktionen, die noch
verstärkt werden würden. Das Land stehe vor einem wirtschaftlichen
Zusammenbruch. Angesichts dieser Lage "werden sie mich an einem
gewissen Punkt anrufen und sagen 'lass uns einen Deal machen' und wir
werden einen Deal machen."

Iran reagierte scharf auf diese Äußerung. Falls Trump mit Iran
verhandeln wolle, müsse er den ersten Schritt tun, sagte
Außenamtssprecher Bahram Ghassemi am 16. Juli. Es sei eher möglich,
dass Trump eines Tages in Teheran anruft und um Verhandlungen bittet.
Der außenpolitische Berater des Revolutionsführers Ali Welayati
erklärte: "Iran ist an Verhandlungen mit den USA nicht interessiert."

Am 22. Juli warnte Irans Präsident Hassan Rohani die USA davor die
Lage zu eskalieren. "Der Frieden mit Iran wäre die Mutter allen
Friedens, und Krieg mit Iran die Mutter aller Schlachten", sagte er
bei einer Rede vor iranischen Diplomaten, die im staatlichen
Fernsehen live übertragen wurde. "Sie erklären Krieg und behaupten
dann, das iranische Volk unterstützen zu wollen. Sie können nicht das
iranische Volk aufhetzen, entgegen seiner eigenen Sicherheit und
seiner eigenen Interessen." Sollten die USA versuchen das iranische
Öl zu boykottieren, werde Iran die Straße von Hormus schließen (die
Straße vom Hormus ist der wichtigste internationale Transportweg für
Öl). "Wir haben immer die Sicherheit dieser Straße garantiert. (...)
Spielen Sie nicht mit dem Schwanz des Löwen, Herr Trump, seien Sie
vorsichtig", sagte Rohani. Wenige Tage später fügte er hinzu: "Wenn
wir sagen, dass kein Öl aus den Ländern am Persischen Golf exportiert
werden wird, sollte der Export des iranischen Öls verhindert werden,
meinen wir nicht, dass wir allein die Straße von Hormus schließen
würden. Es gibt noch andere Möglichkeiten, den Ölexport zu
verhindern. Hormus ist nicht der einzige Transportweg. Es gibt noch
andere", sagte Rohani.

Für diese Worte erhielt Rohani ein seltenes Lob des
Revolutionsführers. Die Äußerung des Präsidenten, "sollte kein Öl aus
Iran exportiert werden, wird auch aus keinem anderen Land am
Persischen Golf Öl exportiert werden", sei bedeutend und entspreche
der Position des gesamten Staates, sagte Chamenei am 21. Juli. Das
Außenministerium sei verpflichtet, sich nach dieser Position des
Präsidenten zu richten. Chamenei schloss Verhandlungen mit den USA
aus. Man könne den Worten, selbst der Unterschrift der Amerikaner
nicht vertrauen.

Unmittelbar nach den Äußerungen Rohanis kam die Reaktion aus den USA.
"Bedrohen Sie niemals mehr die USA oder Sie werden Konsequenzen zu
spüren bekommen, die nur wenige in der Geschichte jemals zu spüren
bekommen haben", twitterte Trump in Großbuchstaben am 23. Juli. "Wir
sind nicht mehr jener Staat, der Ihre verrückten Worte der Gewalt und
des Todes duldet."

Auch US-Außenminister Mike Pompeo übte scharfe Attacken gegen Iran.
"Iran wird von etwas geleitet, das der Mafia mehr ähnelt als einer
Regierung", sagte er in einer Rede im kalifornischen Simi Valley vor
einer Versammlung von Exil-Iranern. Rohani und sein Außenminister
Sarif seien nichts anderes als "polierte Frontmänner für die
internationale Trickbetrügerei scheinheiliger Ayatollahs, die sich
mehr um Reichtum als um Religion sorgen." Die Führung in Teheran habe
ihren Reichtum durch Korruption, Veruntreuung und illegale Geschäfte
erlangt. "40 Jahre Raub des iranischen Volkes, terroristische
Aktivitäten in der Region und brutale Unterdrückung des Volkes" sei
die Bilanz der Islamischen Republik. Gerichtet an die anwesenden
Iraner sagte Pompeo: "Sie stimmen mit mir überein, dass das Regime
ein Albtraum für das iranische Volk darstellt. Nun ist es notwendig,
dass die Meinungsunterschiede zwischen Ihnen Ihre einheitliche
Position gegenüber diesem Regime nicht schwächt. Ich sage Ihnen heute
Abend, dass die Hoffnung der Trump-Regierung dieselbe Hoffnung ist,
die Sie für Ihr Volk haben. Diese Hoffnung wird ausgehend von den
Aktivitäten und dem Beistand Gottes eines Tages in Erfüllung gehen",
sagte der Außenminister. Gerichtet an das iranische Volk sagte er:
"Die Vereinigten Staaten hören eure Rufe, die Vereinigten Staaten
unterstützen euch, die Vereinigten Staaten sind mit euch. Die Führer
des Staates, insbesondere jene, die wie Ghassem Soleimani an der
Spitze der Revolutionsgarden stehen, werden die qualvollen Folgen
ihres Handelns zu spüren bekommen. Wir fordern alle Staaten, die den
zerstörerischen Aktivitäten der Islamischen Republik überdrüssig
sind, auf, uns bei dem Druck gegen Iran zu unterstützen. Wir sind, so
wie Präsident Trump bereits erklärt hat, bereit, mit Iran zu
verhandeln. Doch der Druck auf Iran wird erst dann nachlassen, wenn
in der iranischen Politik eine spürbare und dauerhafte Wende
vollzogen wird."

Ziel der USA sei es, die Unzufriedenen und Protestierenden in Iran zu
unterstützen. Geplant sei ein Fernseh- und Radiosender, der auch über
das Internet zu empfangen sein werde. Man wolle den Iranern helfen,
die Filterung von sozialen Netwerken zu umgehen, sagte Pompeo.

Wie die Agentur Reuters in einer Meldung unter Berufung auf
US-Regierungsvertreter am 22. Juli berichtete, haben die USA eine
Kampagne gestartet, um in Iran Unruhe zu stiften, die iranische
Staatsführung zu denunzieren und die Probleme des Landes negativ
darzustellen. Die Kampagne wird unterstützt von Pompeo und
Sicherheitsberater John Bolton. Auf Anfragen der Agentur beim Weißen
Haus und dem Außenministerium habe es keine Reaktionen gegeben,
berichtet Reuters. Nur ein Mitarbeiter des Außenministeriums habe
erklärt: "Lassen Sie mich deutlich betonen, dass wir keinen
Regimewechsel in Iran anstreben, sondern einen Wechsel der Politik
und des Verhaltens des Regimes. Wir sind uns darüber bewusst, dass
wir das Regime zu einem Punkt treiben, an dem es schwierige
Entscheidungen treffen muss. Letztendlich werden sie sich entweder
für einen Wechsel entscheiden oder sie werden es immer schwerer haben
ihre bösen Machenschaften zu betreiben.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif reagierte auf Trumps
Verbalattacken mit den Worten "Sie sehen uns unbeeindruckt", wie er
ebenso wie Trump in Großbuchstaben twitterte. "Uns gibt es seit
Jahrtausenden und wir haben den Niedergang von Imperien gesehen,
unser eigenes eingeschlossen, die länger währen als die Existenz
mancher Länder. (...) Seien Sie vorsichtig."

"Die neuen Attacken Trumps sind leere Worte und bedürfen keiner
Antwort", sagte Präsident Rohani. Aber der Oberbefehlshaber der
iranischen Streitkräfte General Mohammad Bagheri warnte die USA mit
den Worten: "Amerikanische Stützpunkte befinden sich in Reichweite
der iranischen Verteidigungsmacht. Wir werden jede Androhung, auf
welcher Ebene auch immer, mit der härtesten Reaktion beantworten."


DRUCK AUF EUROPA STEIGT

Offenbar besteht die US-Strategie darin, den Druck auf Iran soweit zu
stärken, bis Teheran die Bedingungen der USA zu einem neuen
Atomabkommen akzeptiert. Dazu ist es wohl notwendig, dass unter
anderem auch die Staaten der EU diese Strategie akzeptieren. Das
widerspricht aber den Interessen der EU-Staaten, die an lukrativen
Geschäften mit Iran interessiert sind und zudem befürchten, dass eine
weitere Eskalation der Lage im Nahen Osten die Sicherheit Europas in
Gefahr bringen würde. Ein neuer Konflikt im Nahen Osten könnte auch
eine neue Massenflucht nach Europa verursachen. Somit sind die
Europäer bestrebt, die Probleme mit Iran auf diplomatischem Weg zu
lösen, anstatt das Land unter Druck zu setzen und in die Isolation zu
treiben. Daher halten die Europäer am Atomabkommen fest.

Dazu gehört auch der Ausbau des Handels mit Iran. So hofften die
Europäer, von den USA Ausnahmegenehmigungen für den Handel
europäischer Unternehmen mit Iran zu erhalten. Dieser Hoffnung
erteilte Trump eine klare Absage. In einem Interview mit dem Sender
Fox am 1. Juli sagte er, es werde keine Ausnahmegenehmigungen für
europäische Unternehmen geben. Unternehmen, die die Sanktionen
ignorierten, müssten mit Sanktionen rechnen.


TRUMP SCHLÄGT VERHANDLUNGEN OHNE VORBEDINGUNGEN VOR

Nach einem Treffen mit dem italienischen Ministerpräsidenten Giuseppe
Conte im Weißen Haus am 24. Juli erklärte Präsident Trump: "Ich würde
mich sicherlich mit Iran treffen, wenn sie sich treffen wollen. Ich
weiß nicht, ob sie schon dazu bereit sind." Und er fügte hinzu:
"Keine Vorbedingungen. (...) Ich bin jederzeit bereit, wann immer sie
wollen. (...) Wir sind bereit zu einem wirklichen Deal, nicht diesen
Deal, den die Vorgängerregierung abgeschlossen hat und der ein
Desaster war. Wir werden sehen, was passiert." Ein gutes Abkommen
wäre "gut für sie, gut für uns, gut für die Welt". Später sagte
Trump: "Ich glaube an Treffen." Ein Treffen mit Iran würde ihm
zufolge weder aus einer Position der Stärke erfolgen noch aus einer
Position der Schwäche.

Sein Außenminister Pompeo fügte der Offerte des Präsidenten jedoch
einige Bedingungen zu. Iran müsse eine "fundamentale Änderung" seiner
Politik vornehmen, sowohl dem eigenen Volk gegenüber als auch in
seinem "bösartigen Verhalten" gegenüber anderen Ländern in der
Region. Zudem müsse Teheran einem Atomabkommen zustimmen, das jede
Möglichkeit der atomaren Bewaffnung des Landes ausschließt.

Aus Teheran gab es unterschiedliche Reaktionen. Das Außenministerium
lehnte Verhandlungen unter Drohungen ab. "Verhandlungen im Schatten
von Drohungen (...), das können die Amerikaner vergessen", sagte
Außenamtssprecher Ghassemi. Präsident Rohani forderte eine sachliche
Reaktion. "Es wird viel geredet und man braucht jetzt auch nicht
unbedingt jede Aussage zu kommentieren, besonders wenn sie absurd
sind", sagte er am 25. Juli während einer Kabinettssitzung.

Ghassem Soleimani, Oberbefehlshaber der Al-Kuds-Brigade, einer
Abteilung der Revolutionsgarden, die für Auslandseinsätze zuständig
ist, warnte am 26. Juli vor einem Krieg, bei dem Washington "alles
verlieren", Iran aber "alles gewinnen" würde. "Wir sind ein Land, das
nach Märtyrertum lechzt (...) und so einem Land will Trump mit seinen
Tweets Angst machen." Der US-Präsident verhalte sich wie ein
"Casino- und Nachtclubbesitzer", sagte der General. "Ich kann euch
bezwingen, Al-Kuds kann euch bezwingen. Es vergeht keine Nach, in der
wir nicht an euch denken."

Weit versöhnlicher äußerte sich der Berater des Präsidenten Hamid
Abutalebi. Voraussetzung für Verhandlungen wären die Rückkehr der USA
zum Atomabkommen und die Rücknahme der Sanktionen. "Zurück zum
Atomdeal, Ende der Feindseligkeiten und Respekt für das iranische
Volk (...) dann könnte man den Weg ebnen, um aus dem jetzigen Dilemma
herauszukommen", twitterte er am 31. Juli.


WARNUNG AN DEUTSCHLAND

Einem Bericht der AFP vom 29. Juli zufolge, haben prominente
US-Republikaner die deutsche Bundesregierung davor gewarnt,
Sanktionen gegen Iran zu unterlaufen. In einem Schreiben an die
deutsche Botschaft in Washington, das unter anderem von den
ehemaligen Präsidentschaftskandidaten Ted Cruz und Marco Rubio
unterzeichnet ist, wird betont, dass derartige Versuche als
"besonders beunruhigend" betrachtet würden.

Ähnliche Schreiben haben, wie das Nachrichtenportal t-online
berichtet, die britische und die französische Botschaft erhalten.
Darin wird gedroht, der US-Kongress werde auf jeden Versuch den
Sanktionen "auszuweichen oder sie zu untergraben" reagieren.


KLAGE GEGEN DIE USA BEIM IGH EINGEREICHT

Wie der iranische Außenminister Mohammad Dschawad Sarif am 16. Juli
mitteilte, hat Iran beim Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den
Haag eine Klage gegen die Vereinigten Staaten eingereicht. Grund der
Klage seien die einseitigen illegalen Sanktionen gegen Iran. Iran sei
im Gegensatz zu den USA und ihrer "Verachtung für Diplomatie und
rechtliche Verpflichtungen der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet",
twitterte der Minister. Offenbar seien die USA gewohnt, das
Völkerrecht zu missachten. Dagegen müsse rechtlich vorgegangen
werden.

Die Klage stützt sich auf einen 1955 zwischen Iran und den USA
abgeschlossenen "Vertrag über Freundschaft, Wirtschaftsbeziehungen
und Konsularrechte". Die USA hätten gegen diesen Vertrag verstoßen.
Das Gericht muss sich nun mit der Klage befassen. Da es sich um eine
vorläufige Entscheidung handelt, wird erwartet, dass das IGH binnen
weniger Wochen eine Anhörung veranstalten wird. Iran hatte schon
mehrmals gegen die USA beim IGH geklagt, zuletzt 2016 wegen
Einfrierens iranischen Vermögens in Höhe von zwei Milliarden Dollar.
Das Weltgericht wird sich am 8. Oktober mit dieser Klage befassen.
Auch hier stützt sich Iran auf den Vertrag von 1955. Die USA
argumentieren in diesem Fall, das Gericht sei nicht zuständig.
Vermutlich werden sie auch bei der neuen Anklage dasselbe Argument
vorbringen.

Am 27. Juli gab das IGH den Termin für die erste Sitzung des Gerichts
bekannt. Demnach wird sich das Gericht von 27. bis 30. August mit dem
Fall befassen. Die Mitteilung wurde den Außenministerien Irans und
der USA zugestellt. Darin wird betont, dass die Beteiligten bis zum
Gerichtstermin nichts unternehmen sollten, was ein Urteil des
Gerichts wirkungslos machen würde. Daraus folgt nach iranischer
Auffassung, dass die USA bis dahin keine Sanktionen gegen Iran
verhängen dürfen.


STRATEGISCHE BEZIEHUNG ZWISCHEN IRAN UND RUSSLAND

Am 12. Juli reiste der außenpolitische Berater des Revolutionsführers
und ehemaliger Außenminister Ali Akbar Welayati zu Gesprächen mit der
russischen Führung nach Moskau. Bei seiner Ankunft in der russischen
Hauptstadt sagte er, er habe Botschaften des Revolutionsführers Ali
Chamenei und des Präsidenten Hassan Rohani im Gepäck, die er dem
Russischen Präsidenten Wladimir Putin übergeben werde. Es ist
bemerkenswert, dass nicht der Außenminister Mohammad Dschawad Sarif
mit diesem sensiblen Besuch beauftragt wurde, sondern Welayati. Das
war zweifellos ein Affront gegen die Regierung Rohani.

Welayati erklärte in Moskau, die gegenwärtige Lage in den USA mit
Donald Trump an der Regierung mache eine größere Annäherung zwischen
Teheran und Moskau erforderlich. Er begrüßte, dass die Beziehungen
zwischen den beiden Staaten in den vergangenen Jahren ausgebaut
worden seien. Zudem kooperierten beiden Staaten erfolgreich in
Syrien. Diese Kooperation und ihre Fortsetzung seien nur möglich
durch eine strategische Beziehung zwischen Russland und Iran.

Laut Welyati soll Putin erklärt haben, Russland sei bereit, bis zu 50
Milliarden Dollar in die iranische Öl- und Gasindustrie zu
investieren. "Das ist eine hohe Summe, sie kann Investitionen aus dem
Westen ersetzen." Ob Welyati Putin tatsächlich richtig zitiert hat,
bleibt ungewiss. Viele bezweifeln diese Angaben, zumal auch in den
russischen Medien nichts darüber zu finden ist.

Nach dem Gespräch mit Putin sagte Welayati: "Entgegen den Gerüchten,
die unsere Feinde verbreiten, hat Präsident Putin betont, dass
Russland und Iran ihre Zusammenarbeit in Syrien und in der Region zur
Unterstützung der legitimen Regierungen fortsetzen werden."

Diese Gerüchte tauchten auf, nachdem es in den letzten Monaten
offensichtlich zu einer Annäherung zwischen Israel und Russland
gekommen war. Vielleicht war es auch kein Zufall, dass Israels
Ministerpräsident Benjamin Netanjahu sich zur gleichen Zeit wie
Welayati in Moskau aufhielt und längere Gespräche mit Putin führte.
Dazu sagte Welayati: "Seine Anwesenheit oder Abwesenheit in Russland
hat keinen Einfluss auf unsere strategische Mission in Moskau."
Medien zufolge forderte Netanjahu Putin auf, dafür zu sorgen, dass
Iran seine Kräfte aus ganz Syrien zurückzieht.

Der amerikanische Sicherheitsberater John Bolton sagte kürzlich in
einem Interview mit dem US-Sender CBS, die Strategie der USA sei
nicht mehr der Sturz des syrischen Machthabers Bashar al-Assad, das
strategische Ziel sei Iran. In diesem Zusammenhang sprach er von
einem möglichen "großen Deal" zwischen Russland und den USA, in
dessen Rahmen vereinbart werden solle, dass Russland sich für den
Abzug iranischer Kräfte aus Syrien einsetzen werde.

In Iran selbst äußerten vor allem die Reformer, die an Handel mit dem
Westen interessiert sind und mit Skepsis auf Russland blicken, den
Verdacht, die Steigerung des russischen Ölexports könne auch als
grünes Licht für die USA gedeutet werden. Denn die USA könnten nur
dann ein Ölembargo gegen Iran verhängen, wenn das Öl auf dem
Weltmarkt nicht knapp und damit teurer wird. Russland hatte
ausgerechnet in Übereinstimmung mit Saudi-Arabien beschlossen, seinen
Ölexport zu steigern.

Zwar hatte Russland bereits vor Wochen erklärt, dass nach Herstellung
des Friedens in Syrien alle fremden Truppen sich aus Syrien
zurückziehen sollten. Doch zugleich sagte Russlands Außenminister
Sergej Lawrow am 4. Juli, Russland befürworte den Rückzug
nichtsyrischer Truppen aus dem Grenzgebiet zu Israel. Er fügte aber
hinzu, ein Abzug iranischer Truppen aus ganz Syrien sei "absolut
unrealistisch".

Auch vor dem Treffen Putins mit US-Präsident Trump hieß es in Moskau
bei dem Gespräch werde das Thema Iran zwar zur Sprache kommen, aber
es sei nicht möglich, dass Vertreter von zwei Staaten sich treffen
und über einen dritten Staat entscheiden.

Am 1. August bestätigte sich der Verdacht jener Kenner der
politischen Lage im Nahen Osten, die Vereinbarungen zwischen Russland
und Israel vermuteten. Alexander Lawrentijew, Gesandter Putins in
Syrien, erklärte laut der Nachrichtenagentur Interfax, iranische
Kämpfer würden sich um mehr als 80 Kilometer von der Grenze zu Israel
zurückziehen. Dies habe Russland vereinbart und garantiert, um Israel
zu beruhigen. Wann und wo die Vereinbarung zwischen Moskau und Tel
Aviv getroffen wurde, sagte er nicht. " Iranische Kämpfer wurden
tatsächlich abgezogen, um die israelische Regierung nicht zu
verärgern, die die Zahl der Angriffe auf iranische Stützpunkte in
diesem Gebiet erhöht hat", sagte der Gesandte.


VERHÄLTNIS IRAN-ISRAEL

Die Konflikte zwischen Iran und Israel spitzen sich zu. Dabei geht es
geht vor allem um die Präsenz iranischer Kräfte in Syrien, um Irans
Raketen- und Atomprogramm und um die Unterstützung, die Iran der
libanesischen Hisbollah und palästinensischen Organisationen gewährt.
Israel drängt darauf, dass die EU sowie Russland sich der
amerikanischen Iran-Politik anschließen und den Druck auf Iran weiter
erhöhen.

Einem Bericht der dpa vom 3. Juli zufolge warf Israels Regierungschef
Benjamin Netanjahu der EU eine verfehlte Iran-Politik vor. Vor dem
Besuch von Irans Präsident Hassan Rohani in Österreich und der
Schweiz forderte er die Europäer auf, "die Finanzierung des Regimes
(in Teheran) zu stoppen, das Terrorismus gegen Sie und so viele
andere sponsert." Mit Blick auf den geplanten Anschlag in Frankreich
sagte er, der Anschlag sei "in derselben Woche geplant gewesen, in
der europäische Spitzenpolitiker den iranischen Präsidenten treffen
wollen, um Sanktionen gegen Iran zu umgehen. (...) Hören Sie auf,
Iran zu beschwichtigen."

Seit dem 5. Juli steht der ehemalige israelische Minister für Energie
und Infrastruktur, Gonen Segev, vor Gericht, weil er für Iran
spioniert haben soll. Der Prozess fand hinter verschlossenen Türen
statt. Der Fall wiegt nach Ansicht der Staatsanwältin schwer, denn es
gehe um die Spionage durch einen ehemaligen Minister "für ein Land,
das als größter Feind Israels betrachtet wird".

Hossein Amir Abollahian, Sonderberater des Parlamentspräsidenten Ali
Laridschani, erklärte bei einem Treffen des Botschafters der
palästinensischen Autonomiebehörde am 7. Juli, Israel sei bestrebt,
seinen Einfluss in Syrien zu verstärken. Doch iranische Berater
würden weiterhin an der Seite des syrischen Volkes präsent sein. Sie
und andere Widerstandsorganisationen würden den Kampf gegen den
Terrorismus fortsetzen. Iran werde weiter für Palästina kämpfen und
den Drohungen des zionistischen Staates, die die Sicherheit aller
Staaten in der Region gefährden, nicht weichen.

Am 8. Juli, vor dem Treffen mit dem russischen Präsidenten Wladimir
Putin in Moskau, sagte Netanjahu laut dpa: "Wir treffen uns von Zeit
zu Zeit, um die Sicherheitskoordinierung zu gewährleisten und
natürlich um über regionale Entwicklungen zu sprechen." Er werde zwei
Prinzipien bekräftigen. "Wir werden die Etablierung einer
militärischen Präsenz Irans und seiner Verbündeten in Syrien nicht
dulden - weder nahe der Grenze noch weit von ihr entfernt." Zweitens
werde er auf das Abkommen von 1974 mit Syrien insistieren. Das
Abkommen sieht eine entmilitarisierte Zone an der Grenze zwischen
Syrien und Israel vor.

Während Israel noch vor nicht allzu langer Zeit den Rücktritt des
syrischen Machthabers Assad forderte, scheinen die gegenwärtigen
Ereignisse Tel Aviv davon überzeugt zu haben, zumindest vorläufig auf
die Zusammenarbeit mit dem syrischen Regime angewiesen zu sein. Die
wichtigste Bedingung, die Israel an Damaskus stellt, ist der Abzug
iranischer Truppen aus Syrien. "Unsere Forderung lautet, dass die
iranischen Truppen sich komplett zurückziehen, speziell aus dem
Südwesten Syriens", sagte laut dpa vom 8. Juli ein ranghoher
Vertreter der israelischen Streitkräfte.

Um iranische Truppen beziehungsweise die Milizen der Hisbollah aus
Syrien zu vertreiben, hat Israel mehrmals Stützpunkte in dem Land
bombardiert. Neue Angriffe meldete Syrien laut AFP am 8. Juli. Die
Luftabwehr habe sofort reagiert und einen der Kampfflieger
abgeschossen. Ziel des Angriffs war ein Stützpunkt in der Provinz
Homs, wo sich nach Angaben der syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte iranische Kämpfer aufhielten. Zuvor hatte die
israelische Armee mitgeteilt, eine Drohne, die von Syrien aus
abgefeuert worden war, mit Hilfe eines Raketenabwehrsystems
abgeschossen zu haben.

Am 23. Juli lobte Netanjahu die "harte Haltung" der USA gegenüber
Iran. "Ich möchte die gestern von Präsident Trump und Außenminister
Pompeo ausgedrückte harte Haltung gegenüber den Aggressionen des
iranischen Regimes loben", sagte er zu Beginn einer Kabinettssitzung.

Am gleichen Tag trafen der russische Außenminister Sergej Lawrow und
der russische Generalstabchef Walerui Gerassimov überraschend in Tel
Aviv ein. Dabei sollen die Russen laut dem israelischen Fernsehen
vorgeschlagen haben, Iran 100 Kilometer von der syrisch-israelischen
Grenze fernzuhalten. Demnach habe Netanjahu darauf bestanden, dass
sich Iran langfristig ganz aus Syriern zurückzieht und seine Raketen
mit großer Reichweite und seine Flugabwehr aus dem Land entfernt.


MUTMAßLICHER ANSCHLAG IN PARIS VEREITELT

Wie die Brüsseler Staatsanwaltschaft und die französischen Behörden
am 3. Juli mitteilten, wurden ein iranischer Diplomat und ein Ehepaar
wegen eines angeblich geplanten Anschlags auf eine Versammlung der
iranischen Volksmodschahedin am 30. Juni in Paris festgenommen. Bei
dem Diplomaten handelt es sich um einen Mitarbeiter der iranischen
Botschaft in Wien. Er wurde an einer Autobahn-Raststätte bei
Aschaffenburg festgenommen. Laut dpa vom 3. Juli konnten deutsche
Ermittler bei der Durchsuchung seines Autos - entgegen eines ersten
Verdachts - keine Waffen oder Sprengstoff finden. Der Diplomat,
Assadollah Assadi, 47 Jahre alt, soll nach Angaben der Brüsseler
Staatsanwaltschaft der Kontakt des Ehepaars sein.

Bei dem Ehepaar iranischer Herkunft handelt es sich um den
38-Jährigen Amir S. und die 32-jährige Nasim N. In ihrem Auto wurden
nach Angaben der Polizei 500 Gramm Sprengstoff und eine
Zündvorrichtung sichergestellt. Zwei weitere Personen, die in Paris
in Gewahrsam genommen worden waren, wurden nach wenigen Stunden
wieder freigelassen.

Die Volksmodschahedin, die jahrelang, unterstützt vom irakischen
Diktator Saddam Hussein, aus dem Irak gegen das Regime in Teheran
kämpften, wurden sowohl von den USA als auch von der EU lange als
terroristisch eingestuft. Erst vor wenigen Jahren wurde die
Organisation aus der Liste der Terrorvereinigungen herausgestrichen.
Inzwischen wird sie zum Teil von den Neokonservativen aus den USA und
von Saudi-Arabien unterstützt. An ihrer diesjährigen
Jahresversammlung in Paris nahmen einige Amerikaner, die US-Präsident
Donald Trump nahestehen, teil, darunter der ehemalige New Yorker
Bürgermeister Rudy Giuliani. Gegenwärtig ist er Rechtsberater des
Präsidenten.

Giuliani bezeichnete die Volksmodschahedin als "eine starke
Alternative" zum "Regime der Ayatollahs" in Iran. Die Vorsitzende der
Organisation, Marjam Radschawi, werde Ayatollah Chamenei nachfolgen,
sagte der Republikaner. "Das wird geschehen und wir werden diese
Versammlung nächstes Jahr in Iran abhalten." Zu den Unterstützern der
Volksmodschahedin gehört auch der Nationale Sicherheitsberater Trumps
John Bolton. In ihrer Rede bezeichnete Marjam Radschawi Barack Obama
als "größten Unterstützer der Appeasement-Politik" dem iranischen
Regime gegenüber. Sie sei froh, dass er nicht mehr an der Macht sei,
sagte sie. Zu den Teilnehmern der Veranstaltung gehörten auch der
Bundestagsabgeordnete Martin Patzelt (CDU) und der ehemalige
Innen-Staatssekretär Eduard Lintner (CSU).

Zu dem Attentatsvorwurf twitterte Irans Außenminister Mohammad
Dschawad Sarif am 2. Juli, es sei bemerkenswert, dass der angeblich
iranische Anschlagsplan gerade zu einer Zeit stattfindet, in der der
iranische Staatspräsident Hassan Rohani Europa besucht. Iran
verurteile in aller Deutlichkeit "Gewalt und Terror überall" und sei
bereit, an der Ermittlung mitzuarbeiten, schrieb der Minister.

Der Sprecher des Außenministeriums in Teheran, Bahram Ghassemi,
erklärte, die Volksmodschahedin hätten "ein neues Szenario"
veranstaltet, um Iran in der öffentlichen Meinung zu denunzieren. Er
behauptete, die Festgenommenen seien bekannte Mitglieder der
Volksmodschahedin. Teheran sei bereit, die für die Aufklärung des
Falls notwendigen Beweise vorzulegen. Das Außenministerium bestellte
am 5. Juli die Botschafter Deutschalands, Frankreichs und Belgiens
ein. Vizeaußenminister Abbas Araghtschi brachte ihnen gegenüber den
"starken Protest" seiner Regierung zum Ausdruck. Er erklärte, die
Vorwürfe gegen die Islamische Republik seien nichts anderes als eine
"Verschwörung zur Schädigung der Beziehungen zwischen EU und Iran".
Der festgenommene Diplomat genieße Immunität und sei sofort
freizulassen, sagte er. Demgegenüber forderten österreichische
Behörden Teheran auf, die Immunität des festgenommenen Diplomaten
aufzuheben.

Indes teilte die deutsche Bundesanwaltschaft neue Details über den
festgenommenen Diplomaten mit. Demnach soll Assadi das Ehepaar mit
der Ausführung des Anschlags beauftragt haben. Dafür habe er auch
eine Vorrichtung mit 500 Gramm Sprengstoff zur Verfügung gestellt. Er
sei für das iranische Informationsministerium MOIS, das für die
Überwachung von iranischen Oppositionellen im Ausland zuständig ist,
tätig gewesen. Aufgrund dieser neuen Erkenntnisse habe der
Generalbundesanwalt einen Haftbefehl gegen Assadi erwirkt, was jedoch
seiner von Belgien beantragten Auslieferung nicht entgegenstehe, hieß
es.

Der israelische Auslandsgeheimdienst Mossad soll nach Angaben einiger
israelischer Zeitungen bei der Vereitelung des Anschlags eine
wichtige Rolle gespielt haben. Diese geheim gehaltene Nachricht wurde
den Medien zufolge erst am 20. Juli zur Veröffentlichung freigegeben.
Demnach soll der Mossad einige Spuren verfolgt und diese den Ländern
Deutschland, Frankreich und Belgien mitgeteilt haben. Bereits zuvor
hatte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu erklärt, die
Entdeckung des Anschlagsplans sei "nicht zufällig" gewesen. Die Rolle
Israels erwähnte er aber nicht.


ZWEI IRANISCHE DIPLOMATEN AUS HOLLAND AUSGEWIESEN

Die holländischen Sicherheitsbehörden gaben am 6. Juli bekannt, dass
zwei iranische Diplomaten, Mitarbeiter der iranischen Botschaft in
Den Haag, ausgewiesen worden seien. Die Gründe für die Ausweisung
wurden nicht genannt. Bemerkenswert ist, dass die Bekantgabe kurz
nach der Festnahme eines Mitarbeiters der iranischen Botschaft in
Wien erfolgte. Über einen möglichen Zusammenhang dieser beiden
Ereignisse äußerten sich die Behörden nicht. "Über Details kann ich
leider keine Auskunft geben", sagte ein Sprecher des holländischen
Geheimdienstes der AFP. Nach Angaben der holländischen
Nachrichtenagentur ANP waren die Diplomaten bereits am 7. Juni
ausgewiesen worden. Es ist merkwürdig, dass sowohl die holländischen
als auch die iranischen Behörden den Vorfall nicht öffentlich
machten.

Erst nachträglich bezeichnete Iran die Ausweisung als "unfreundlichen
Akt". Der holländische Botschafter in Teheran wurde ins
Außenministerium einbestellt. Die Entscheidung sei für die
bilateralen Beziehungen zwischen Teheran und den Haag nicht
konstruktiv, sagte Außenamtssprecher Bahram Ghassemi am 7. Juli. Auch
er nannte keine Einzelheiten. Er forderte die Verantwortlichen in
Holland auf, "statt unhaltbaren Vorwürfen (...) Terroristen
festzunehmen und sie vor Gericht zu stellen". Zudem sollten sie bei
der Aufnahme der Mitglieder der Volksmodschahedin als Flüchtlinge
verantwortlich handeln. Die Organisation der Volksmodschahedin stand
sowohl in den USA als auch in der EU über Jahre auf der Liste der
Terrororganisationen, wurde aber vor wenigen Jahren herausgenommen.


ROHANI BESUCHT SCHWEIZ UND ÖSTERREICH

Irans Präsident Hassan Rohani traf am 2. Juli zu einem Staatsbesuch
in der Schweiz ein. Warum er bei seiner zweiten Europareise gerade
die Schweiz und anschließend Österreich besucht hat, bleibt unklar.
Die Schweiz spielt insofern politisch eine wichtige Rolle, als sie
die Interessen der USA in Iran diplomatisch vertritt. Zwischen
Teheran und Washington bestehen seit Jahrzehnten keine diplomatischen
Beziehungen mehr.

Bei den Gesprächen, die Rohani unter anderem mit dem
Bundespräsidenten Alain Berset und dem Bundesrat Ignazio Cassis in
der Schweiz führte, ging es fast ausschließlich um wirtschaftliche
Themen. Iran hofft auf Investitionen aus der Schweiz und den weiteren
Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen mit dem Land. Gesprochen wurde auch
über das Atomabkommen. "Trotz des Ausstiegs der USA gilt es Wege zu
finden, um dessen Errungenschaften zu sichern und an der
Nichtweiterverbreitung von Nuklearwaffen in der Region festzuhalten",
hieß es aus Bern.

Am 4. Juli traf Rohani zu Gesprächen mit der österreichischen Führung
in Wien ein. Auch hier standen wirtschaftliche Themen im Mittelpunkt
der Gespräche. Sowohl in der Schweiz als auch in Österreich brachten
die Staatsbesuche für den Besucher kaum etwas Konkretes. Zumeist
waren es Absichtserklärungen für mögliche Investitionen, so dass
Rohani mit leeren Händen in die Heimat zurückkehrte.


MITGLIEDSCHAFT IN DER PALERMO-KONVENTION ABGELEHNT

Der Schlichtungsrat hat die Mitgliedschaft Irans in der
Palermo-Konvention (FATF) abgelehnt. Iranische Medien
veröffentlichten am 17. Juli ein Schreiben des Schlichtungsrats an
den Wächterrat mit der Begründung, die Konvention widerspreche der
nationalen Sicherheit Irans. FATF ist ein international führendes
Gremium zur Bekämpfung der Geldwäsche. Iran stand auf der schwarzen
Liste der FATF, wurde aber vorübergehend bis Oktober 2018 aus der
Liste herausgenommen. Mit der Übernahme der Mitgliedschaft könnte das
Land endgültig aus der Liste gestrichen werden. Allerdings müsste
Iran noch die Konvention über den Kampf gegen Geldwäsche und gegen
die Finanzierung terroristischer Organisationen unterzeichnen.

Das Parlament hatte nach langen Diskussionen der Mitgliedschaft
zugestimmt, nicht jedoch der Wächterrat. Im Falle von Differenzen
zwischen Parlament und Wächterrat, wird der Schlichtungsrat
eingeschaltet. In dem Schreiben des Schlichtungsrats heißt es, die
FATF widerspreche in den Bereichen Außenpolitik, Verteidigung und
Wirtschaft den nationalen Interessen und der Sicherheit des Landes.
Zudem werde die Mitgliedschaft ein Umgehen der Sanktionen und die
Zusammenarbeit mit Personen und Unternehmen verhindern, die geheim
gehalten werden müssten. Die Mitgliedschaft erlaube auch der FATF
Einmischung in innere Angelegenheiten Irans. Schließlich werde die
Mitgliedschaft die Zusammenarbeit mit islamischen
Widerstandsorganisationen, die die FATF als terroristisch einstufe,
verhindern.

Zuvor hatte der Geistliche Nasser Makarem Schirasi, einer der
einflussreichsten religiösen Instanzen des schiitischen Glaubens,
erklärt, die Mitgliedschaft in der FATF sei aus religiösen Gründen
nicht erlaubt. "Mit der Übernahme der Mitgliedschaft würden wir uns
vollständig in die Abhängigkeit vom Westen begeben. Das ist aus
Gründen der Religion, Vernunft und Logik nicht gestattet", sagte der
Ayatollah am 3. Juli bei einer Rede in der heiligen Stadt Ghom. "Wenn
wir die Mitgliedschaft ablehnen, verlieren wir nichts. Die Sanktionen
werden ohnehin kommen. Eine Annahme der Mitgliedschaft ist aber
gleichzusetzen mit Knechtschaft und absoluter Kapitulation."

Sollte Iran tatsächlich die Mitgliedschaft verweigern, wird das Land
wieder auf die schwarze Liste gesetzt, und zwar just zu dem
Zeitpunkt, zu dem die von den USA angekündigten neuen Sanktionen in
Kraft treten werden. Das würde die Zusammenarbeit Irans mit
internationalen Banken und Finanzmärkten zusätzlich erschweren.


JAPANS MINISTERPRÄSIDENT SAGT IRAN-BESUCH AB

Einer Meldung der japanischen Nachrichtenagentur Kyodo News zufolge,
hat Japans Premierminister Shinzö Abe seinen geplanten Iran-Besuch
abgesagt. Demgegenüber erklärte das Teheraner Außenministerium, ein
Besuch Abes sei nie geplant gewesen. "Die von manchen Medien in Japan
verbreitete Meldung ist unzutreffend und falsch", sagte
Außenamtssprecher Bahram Ghassemi.

Kyodo News hatte zugleich gemeldet, die geplanten Besuche des
Premiers in Saudi-Arabien und Ägypten blieben bestehen. Bemerkenswert
ist, dass die Absage des Besuchs kurz nach der Ankündigung der USA
erfolgt, den Druck auf Iran zu verstärken.

Regierungskreise in Japan hatten zuvor angekündigt, sie seien dabei
das Programm des Iran-Besuchs vorzubereiten, der Mitte Juli
stattfinden solle. Das wäre der erste Besuch eines japanischen
Premiers seit vierzig Jahren gewesen.

Japan gehört zu den wichtigsten Käufern von iranischem Erdöl. Der
Nachrichtenagentur Kyodo zufolge ist Japan zurzeit nicht in der Lage,
auf den Ölimport aus Iran zu verzichten oder ihn zu reduzieren.

Indes hat die größte Finanzgruppe Japans alle Geschäfte mit Iran
gestoppt. Wie die Agentur Reuters am 12. Juli berichtete, hat die
Finanzgruppe Mitsubishi UFJ erklärt, sie werde im Hinblick auf die
von den USA angekündigten Sanktionen gegen Iran alle Bank-Geschäfte
mit dem Land einstellen. Sollten sich die Umstände bis November
ändern, werde man die Aktionäre darüber informieren. Eine ähnliche
Erklärung veröffentlichte die drittgrößte Bank Japans Mitsui.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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LESUNG/1763: Braunschweig - "Wie Henri Henriette fand" von Cornelia Neudert am 14. August


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino "Wie Henri Henriette fand" 



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die Geschichte "Wie Henri
Henriette fand" von Cornelia Neudert am Dienstag, 14. August, um 16
Uhr, in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek Braunschweig,
Weimarstraße 4, zu sehen. Eingeladen sind kleine Bilderbuchfans ab
drei Jahren und ihre Eltern. Anschließend kann gemalt werden. Der
Eintritt ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

Es geht um Henri Hahn, er ist Koch aus Leidenschaft. Eines Tages
entdeckt er in einem Rezept eine neue Zutat: ein Ei. Henri ist
begeistert, denn er spürt: Wer so ein Ei legen kann, der muss etwas
ganz Besonderes sein. Er macht sich auf die Suche und erlebt dabei
einige Überraschungen.

Die Zweigstelle Heidberg ist dienstags und freitags von 10 bis 18 Uhr
geöffnet. Der nächste Termin für ein Bilderbuchkino ist Dienstag, 11.
September, um 16 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1762: Unna - Bilderbuchkino "Die Olchis - So schön ist es im Kindergarten", 15.8.


Stadt Unna

Bilderbuchkino "Die Olchis - So schön ist es im Kindergarten" 

Leseschnecke Willma und die Olchis



Kreisstadt Unna. Auch in den Sommerferien führt Leseschnecke Willma
für die jüngsten Leserinnen und Leser ab 4 Jahren in der
Kinderbibliothek im zib wieder ein Bilderbuchkino auf. Am Mittwoch,
15. August 2018, um 16 Uhr kommen die Olchis ins zib. Das Angebot ist
kostenlos, eine Voranmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MUSEUM/826: Bonn - ExperimentierSonntag "Flower Power" am 19. August 2018


Stadt Bonn

ExperimentierSonntag: Flower Power



An den ExperimentierSonntagen wird experimentiert, getüftelt und
programmiert. Allen neugierigen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen
stehen Angebote vom Strom bis zur AlltagsChemie, von den Sinnen bis
zur fischer technik und von Robotern bis zur Weihnachtsbäckerei offen.
Unser qualifiziertes Pfiffikus-Team steht dabei mit Rat und Tat zur
Seite. Kinder sind herzlich eingeladen gemeinsam mit Ihren Eltern zu
experimentieren.

Abwechselnd steht entweder eine offene ExperimentierStation im Museum
zur Verfügung oder die ExperimentierKüche lädt zum Entdecken ein. Dann
können Experimente aus unserem Workshopprogramm ausprobiert werden.
Immer können die Besucher selbstständig experimentieren. Die Versuche
in der ExperimentierKüche sind geeignet für Besucher ab ca. 7 Jahren.
Für die offene ExperimentierStation ist die Altersangabe je nach Thema
jeweils angegeben.

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 11:00

Ort: Deutsches Museum Bonn

Ahrstraße 45, 53175 Bonn

Preis/Euro: im Museumseintritt enthalten

Altersbeschränkung; ab 6 Jahren

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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TREFF/704: Universität der Künste Berlin - KlangKunstBühne Spezial 2018 am 19. August


Universität der Künste Berlin: Sonntag, 19. August 2018

KlangKunstBühne Spezial 2018

Abschlusspräsentation des Workshops "Long Duration-Performances" mit
Nezaket Ekici im Bröhan-Museum



KlangKunstBühne und das Bröhan-Museum laden am Sonntag, den 19. August
zur Abschlusspräsentation des Workshops "Long Duration-Performances"
in das Bröhan-Museum ein. Die internationale Sommerakademie der
Universität der Künste Berlin bietet in diesem Jahr vom 12. bis 19.
August einen Workshop mit der Künstlerin Nezaket Ekici an. In einer
intensiven Arbeitsphase arbeiten die Teilnehmenden spartenübergreifend
zusammen und bekommen so die Gelegenheit, die eigenen künstlerischen
Ausdrucksmöglichkeiten zu erweitern.

Unter der Leitung von Nezaket Ekici erarbeiten die Kunstschaffenden
unterschiedli-cher Disziplinen eine Woche lang LONG
DURATION-PERFORMANCES, inspiriert durch Kunstwerke im Bröhan-Museum.
Am Ende des Workshops werden sie in einer bis zu 2-stündigen
Live-Performance-Installation präsentiert. Die Künstlerinnen und
Künstler las-sen sich dabei von ausgesuchten Werken aus dem
Bröhan-Museum inspirieren. Im Verlauf des Workshops lernen sie, ihre
Idee mit den Mitteln der Performance darzustellen und verlebendigen in
gewissem Sinne das Kunstwerk.

Nezaket Ekici, Meisterschülerin von Marina Abramovic, hat mehr als 200
verschiedene Performances auf vier Kontinenten in mehr als 50 Ländern
und in über 150 Städten gezeigt. Sie erhielt zahlreiche
Auszeichnungen, unter anderem war sie Stipendiatin der Kulturakademie
Tarabya in Istanbul 2013/2014 und Stipendiatin der Deutschen Akademie
Rom Villa Massimo 2016/2017. Im Bröhan-Museum präsentierte sie 2017
ihre außerge-wöhnliche Live-Performance "Emotion in Motion" zur
Ausstellung "Kuss - Von Rodin bis Bob Dylan". Die Künstlerin lebt und
arbeitet in Berlin, Stuttgart und Istanbul.

Seit 2003 hat sich KlangKunstBühne als Weiterbildungsformat für
Kunstschaffende etabliert - mit Wirkungen auch über die Projektwochen
hinaus. KlangKunstBühne ist ein Angebot der Fakultät Musik der UdK
Berlin, in Zusammenarbeit mit der Fakultät Darstellende Kunst und der
Berlin Summer University of the Arts, unterstützt von allen Fakultäten
UdK Berlin, dem Berlin Career College und klangzeitort, dem
gemeinsamen Institut für Neue Musik der UdK Berlin und HfM Hanns
Eisler Berlin.

In Kooperation mit dem Bröhan-Museum, Landesmuseum für Jugendstil, Art
Deco und Funktionalismus.

Sonntag, 19. August 2018, 11.30-13.30 Uhr

LONG DURATION PERFORMANCES

inspiriert von Kunstwerken aus dem Bröhan-Museum

Landesmuseum für Jugendstil, Art Deco und Funktionalismus

8,- /erm. 5,- (Museumseintritt)

www.klangkunstbuehne.de

www.broehan-museum.de

 * 

Quelle:

Herausgeber: Universität der Künste Berlin

Presse/Kommunikation

www.udk-berlin.de

Postfach 12 05 44

D 10595 Berlin

Telefon 030 3185 2450

Telefax 030 3185 2635

www.udk-berlin.de
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TREFF/703: Remagen - Arp Museum Bahnhof Rolandseck, Workshops und Künstlerkurse, 11., 17., 19.8.2018


Pressemitteilung von: Arp Museum Bahnhof Rolandseck

Workshops und Künstlerkurse



Samstag, 11. August 2018, 11-17:30 Uhr

Raum zum Atmen: MBart - Workshop mit Silke May

Die Farbraumkörper von Gotthard Graubner bieten einen wunderbaren
Anlass, einen Besuch dieser Ausstellung mit Achtsamkeitsübungen und
eigener praktischer Arbeit zu verbinden. Mit Papier, Stift und Farbe
besteht die Möglichkeit, sich in die eigene Farbwahrnehmung zu
vertiefen und im wahrsten Sinne des Wortes Atem zu holen. Begleitet
wird der Tag von einfachen Achtsamkeitsübungen zum Thema Atem, Raum
und Körper. MBArt verbindet das Achtsamkeitsprogramm MBSR mit einer
praktischen künsterlischen Auseinandersetzung. Das Angebot ist offen
für Anfänger und Fortgeschrittene.

Teilnehmer: max. 12 Personen

Kosten: 86 EUR pro Person, inkl. Material, Museumseintritt, ein
leichter vegetarischer Mittagimbiss sowie 19% Mehrwertsteuer.

Anmeldung erforderlich!

Anmeldung: info@silke-may.de oder +49 228-2422670

Weitere Infos unter: www.mbsr-silke-may.de

 * 

Freitag, 17. August2018, 14-17 Uhr

Abstrakte Aquarellmalerei mit Ulla Hieronymi-Pinnock

Aquarelle faszinieren durch ihre intensiv leuchtenden Farben.
Inspiriert durch Gotthard Graubners Farblandschaften und geleitet von
der eigenen Intuition, werden wir uns mit der Farbe und dem Wasser
treiben lassen, um die sinnliche Kraft der Farben zu spüren.
Aquarellmaltechniken, wie Lasieren und Lavieren werden vorgestellt.
Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Teilnehmer: 6 - 8 Personen.

Gebühr: 25 Euro pro Termin, zzgl. 5 Euro für Material und ermäßigter
Museumseintritt

Anmeldung erforderlich!

Anmeldung und Kontakt: u.hieronymi-pinnock@gmx.de oder +49 178-2097279

 * 

Sonntag, 19. August2018, 11-17 Uhr

Plein Air-Malen an der Staffelei mit Ulla Hieronymi-Pinnock

Impressionistische Landschaftsmalereiauf der Terrasse des Arp Museums
Bahnhof Rolandseck. Die Landschaft, in der sich die Farbspiele der
Natur am reichsten offenbaren, wurde zum bevorzugten Motiv der
impressionistischen Malerei. In diesem Workshop können die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf der Terrasse des Museums an
Staffeleien ihre Kreativität frei entfalten und das Rheinpanorama
malen. Vorgestellt wird eine impressionistische, skizzenhafte Art zu
malen, die es ermöglicht, die Reflexe des Lichts mit Acrylfarben
einzufangen. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Teilnehmer: 6 - 8 Personen

Kosten: 65EUR pro Person, zzgl. 5EUR für Material und ermäßigten Museumseintritt

Anmeldung erforderlich!

Anmeldung und Kontakt: u.hieronymi-pinnock@gmx.de oder +49 178-2097279

Anmeldung für Sonderführungen und Workshops

unter Tel. 02228 / 94 25 63 oder per Mail an heller@arpmuseum.org.

Allgemeines

Das Museum im Netz: Das komplette Programm finden Sie unter: 

www.arpmuseum.org

Facebook: www.facebook.com/arpmuseumbahnhofrolandseck

Twitter: https://twitter.com/arpmuseum

Instagram: www.instagram.com/arpmuseum

Öffnungszeiten: Dienstag bis Sonntag und an Feiertagen 11 bis 18 Uhr
Eintritt: 9 Euro (ermäßigt 7 Euro), nur Bahnhof Rolandseck 4 Euro
(ermäßigt 2 Euro)

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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GEGENWIND/768: Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und Kiel


Gegenwind Nr. 359, August 2018


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

LOKALES

"Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und Kiel"


Ausstellung, Veranstaltungen, Führungen und Workshops im Flandernbunker
Juli 2018 bis März 2019

von Jens Rönnau






[image: Postkarte, Privatsammlung]

Festung Kiel-Friedrichsort, Übungsschießen im Ersten Weltkrieg - Postkarte, Privatsammlung



Wer sich mit der Zeit des Nationalsozialismus und dessen Verbrechen
befasst, gerät bei der Suche nach Ursachen automatisch zur Zeit des
Ersten Weltkriegs und den folgenden gesellschaftlichen Umwälzungen.
Der Historiker und Diplomat George F. Kennan fand dafür 1979 den
Begriff "Urkatastrophe dieses Jahrhunderts". Dessen vielschichtige
Bedeutung und die zahllosen Bezüge des Nationalsozialismus zu jenem
Krieg sowie die aktuelle Wiederentdeckung der Bedeutung von
Matrosenaufstand und Revolution 1918 hat der Verein Mahnmal Kilian zum
Anlass genommen, eine entsprechende Ausstellung für den Kieler
Flandernbunker zu entwickeln, dessen Name seinerseits für den Ersten
Weltkrieg steht.

Der Verein verfolgt auf Basis des dunkelsten Kapitels der deutschen
Vergangenheit eine Grundidee: Die Vermittlung von Geschichte zur
Friedensförderung und Völkerverständigung. Wer sich verständigen will,
muss auch miteinander reden. Darum waren zur Eröffnung der Ausstellung
"Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und Kiel" am 8. Juli vier
Persönlichkeiten um ein Grußwort gebeten worden, die quasi als
Stellvertreter für vier verschiedene gesellschaftliche Bereiche
stehen: als Politiker, als Soldat, als Pastor und als
Bildungsvermittler.




[image: Foto: © Marlise Appel]

Macher und Unterstützer der Kieler Ausstellung im Flandernbunker: außen: Dr. Jens Rönnau und Anja Manleitner vom Verein Mahnmal Kilian, v.l.n.r.: Mitarbeiter des
Landesbeauftragten für politische Bildung Christian Kniese, Pastor Michael Schwer und Fregattenkapitän und Standortältester des Marinestützpunktes Kiel Alexander
Koch

Foto: © Marlise Appel



Und so sprachen vier Redner aus sehr unterschiedlichen Perspektiven:
Hans-Werner Tovar als Stadtpräsident der Landeshauptstadt Kiel,
Alexander Koch als Fregattenkapitän und Standortältester des
Marinestützpunktes Kiel, Michael Schwer als Pastor der Emmaus-Gemeinde
Kiel-Wik und Christian Kniese als Mitarbeiter des Landesbeauftragten
für politische Bildung. Sie bezogen sich aus heutiger Sicht auf jene
noch immer unfassbare "Urkatastrophe" und reflektierten die
Unterschiede damaliger und heutiger Rahmenbedingungen - teilweise mit
dringendem Appell, sich vergangener Fehler aufrichtig zu widmen.
Insbesondere Michael Schwer, einst Mitbegründer der Gedenkstätte
Ahrensbök, forderte die Kirche als seine Institution auf, ihre
Position weiter zu klären, auch in heutigen politischen Diskursen.
Fregattenkapitän Alexander Koch hob die Bedeutung politischer Bildung
der Soldaten heute hervor und gab bekannt, dass er eine
Standortmitteilung im Kieler Stützpunkt herausgegeben habe, die
Veranstaltungen, Workshops und Führungen des Vereins Mahnmal Kilian zu
dieser Ausstellung wahrzunehmen. In diesem Sinne freute sich besonders
auch Christian Kniese, denn der Landesbeauftragte für politische
Bildung (LpB) fördert das Vermittlungsprogramm des Vereins Mahnmal
Kilian.

Die Ausstellung zeigt Facetten des Krieges: Die Rolle Kiels, von
Politik, Medien und Kirche, ferner geht es um Schlachten, Gefangene,
Kunst und Literatur, gezeigt werden auch persönliche Feldpostbriefe
und Fotografien. Sie wird parallel zu den aktuellen Ausstellungen zum
Matrosen- und Arbeiteraufstand von 1918 in Kiel, Schleswig-Holstein,
Hamburg und an anderen Orten präsentiert. Im Flandernbunker zeigt der
Verein Mahnmal Kilian den Krieg - den Weg dieser "Urkatastrophe" des
20. Jahrhunderts, der viele Menschen am Ende für ihre Rechte auf die
Straße gehen ließ. In Zusammenarbeit mit der Landeshauptstadt Kiel,
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU), der Nordkirche, dem
Landesbeauftragten und zahlreichen Wissenschaftlern, Privatsammlern
und Künstlern wurde diese vielfältige Ausstellung in den vergangenen
vier Jahren vorbereitet, in Segmenten gezeigt und jetzt erweitert -
insbesondere um Positionen aus Kunst und Literatur.
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Kirche und Krieg - Feldgebet, Postkarte aus dem Ersten Weltkrieg, Sammlung Nordkirche



Über alle drei Geschosse des Flandernbunkers erstreckt sich die
Ausstellung: Im Erdgeschoss empfängt ein kurzer Überblick mit Fakten
zur Ereignisgeschichte des Ersten Weltkriegs, dann folgt ein Raum, den
Pastor Ulrich Hentschel, einstiger Studienleiter für Erinnerungskultur
der Evangelischen Akademie der Nordkirche in Hamburg, und
seine Mitarbeiterin Marlise Appel gestaltet haben: "Für Gott und
Vaterland" - ein verstörender Blick auf die Rolle der Kirche als
kriegstreibende Kraft in Bildpostkarten und Predigttexten. Auch
Exponate wie das obligatorische Uniformkoppel mit dem Spruch "Gott mit
uns" oder zwei keulenschwingende Putten aus der Plöner Nikolaikirche,
die auf einem Stahlhelm sitzen, finden sich hier. Sie wurden von
Marlise Appel dort erst unlängst zufällig in einer Abstellkammer
entdeckt.
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Engelsfigur mit Kriegsapplikation aus der Plöner Nikolaikirche

Foto: © Jens Rönnau



Im zweiten Stock, wie auch großformatig auf der Außenwand des
Flandernbunkers, empfangen farbige Luftbilder von Schleswig-Holstein,
aufgenommen von Clemens Richter aus seinem selbstgebautem
Doppeldecker. Seine bitterironisch einmontierten Originalaufnahmen
abstürzender Kampfflugzeuge des Ersten Weltkriegs lassen alte
Heldenmythen aufblitzen und sogleich Bezüge zwischen Technik- und
Kriegsbegeisterung einst und jetzt entstehen. Die Arbeiten Richters
sind der Auftakt zum Einbezug von Positionen aus Kunst und Literatur
aus damaliger wie aus heutiger Zeit, die teils für sich stehen, teils
in die historische Ausstellung einbezogen sind wie Claudia Sperlichs
plastisches Comicpaar eines Matrosen mit der Sprechblase "ABER..." und
einer Dame, die ein "DOCH." erwidert - beide aufgestellt im Bereich
der Medienwirkung und des Matrosenaufstands, der von Studenten des
historischen Seminars der CAU mit Knut-Hinrik Kollex erarbeitet wurde.
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"Der Bedenkenträger - Die Entschlossene - Aber ... Doch", bemalte Papiermaché-Figuren von Claudia Sperlich im Kontext der Rolle der Medien im Ersten Weltkrieg

Foto: © Jens Rönnau



Eine massive Keramik von Susanne Kallenbach zeigt eine auf den Kopf
gestellte Schachfigur mit dem Titel "Mürwiker November" oder "wem
hamse die Krone jeklaut?" (2018). Sie steht direkt unter einer
Großaufnahme des einstigen Kieler Flanderndenkmals von 1927, dessen
intendierter Mythos des Marinekorps Flandern auch dem Bunker später
seinen Namen gab. Das martialische Denkmal war seinerzeit ein Werk von
Fritz Theilmann aus den Werkstätten der Kieler Kunstkeramik, die 1924
mit städtischer Unterstützung als Friedensindustrie begründet worden
waren. Dass 1928 auch der "Geistkämpfer" von Ernst Barlach im
Stadtzentrum als freie Arbeit errichtet worden war, der alsbald von
den NS-Schergen wieder entfernt wurde, setzt in der Ausstellung einen
spannenden Bilderzyklus in Gang.
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Susanne Kallenbach: "Mürwiker November" oder "wem hamse die Krone jeklaut?", Keramik 2018, und Fritz Theilmann: "Flanderndenkmal" für Kiel, Kieler Kunstkeramik
1927

Foto: © Jens Rönnau



Dazu sind Grafiken von Barlach, Käthe Kollwitz, Max Slevogt und Otto
Dix gruppiert sowie Gedichte und Textausschnitte von Ricarda Huch,
Ernst Jandl oder aus dem 1930 erschienenen Roman "Heeresberich" von
Edlef Köppen. Gegenüber gibt ein Lämpchen aus einer umgedrehten
Schiffssilhouette grelle Morsezeichen: Wer sie entziffern kann (oder
eine Texthilfe liest), entdeckt Zitate rund um das Thema Revolution
von der Antike bis zur Gegenwart - eine Arbeit von Clemens Franke aus
dem Jahr 2018. Und dann ist da noch jener Stahlkäfig in den Maßen der
umstrittenen Guantanamo-Käfigzellen, den man betreten kann - ein
Gemeinschaftswerk von Jutta Rika Bressem und Mona Strehlow mit dem
Titel "Für Freiheit und Demokratie". Sie fordern die Besucher zu
Stellungnahmen durch Stempeldrucke auf, die entweder das Wort "Helden"
oder "Verräter" auf einem Zettel erscheinen lassen. Dieser Ausdruck
ist dann je in eines von drei roten Kästchen einzuwerfen:
"Aufständische 1918 - Frieden und Brot", "Aufständische 1968 - Gegen
den Muff von 1000 Jahren" oder "Pegida 2018 - Merkel muss weg - wir
sind das Volk".

Im Nebenraum geht es dann um eine sehr persönliche Note jener
Völkerschlachten vor 100 Jahren: um die "Post vom Krieg" Es sind drei
Beispiele von Briefen und Fotografien von der Front in die Heimat:
Magnus Iwens an seine "liebe kleine Frau" Emmy, Rudolph Grimm an
seinen Sohn Rudolph Junior sowie Wilhelm Adam an seine Tochter Vera.
Man kann manches vom Kriegsverlauf nachvollziehen, aber auch, wie die
Soldaten sich im Schreiben mühten, die schrecklichen Realitäten, in
denen sie steckten, für ihre Familien auszublenden oder abzuschwächen.
Spannend ist dabei auch das zutage tretende damalige Russlandbild der
Deutschen, die weniger den "schrecklichen Ivan" zeigen als die
dortigen Menschen, Landschaften und Bauwerke. Wertvolle Unterstützung
für diesen Teil der Ausstellung leisteten die Nachfahren Ingelene
Rodewald, Lutz Grimm und Vera Schmiedel mit ihren Privatsammlungen und
Texttranskriptionen. Und auch für diesen Raum hat die Keramikerin
Susanne Kallenbach eine Arbeit geschaffen, die ausgeht von einem
originalen "Henkelmann", der seit dem Ersten Weltkrieg von ihrer
Familie zum Beerensammeln genutzt wird.
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Soldatenalltag im Schützengraben - zeitgenössische Fotographie



Die ebenfalls aus persönlichen Dokumenten durch den Historiker Thore
Beckmann erarbeitete Abteilung "Kartentisch und Schützengraben" zeigt
das wahre Elend und die Diskrepanzen zwischen militärischer Führung
und Soldaten. Es sind zwei Perspektiven auf den Ersten Weltkrieg. So
werden Facetten des Kriegsgeschehens aus der Sicht des Stabsoffiziers
Fritz von Loßberg und aus der Perspektive unterschiedlicher
Frontsoldaten dargestellt. Loßberg war in verschiedenen Korps- und
Armeekommandos sowohl an der Ost- als auch an der Westfront im
Einsatz. In seinen Memoiren zeichnet er ein Bild des Krieges, der über
lange Zeit an zwei Fronten stagnierte. Er eskalierte zu einer reinen
Materialschlacht, wobei auch Menschenleben zum "Material" zählten.
Loßbergs Schilderungen unterscheiden sich deutlich von denen in der
Feldpost der "einfachen" Soldaten. Nicht zuletzt weist seine Sprache
auf die konträren Sichtweisen und die sozialen Spannungen zwischen
Befehlshabern und Ausführenden hin, die schon kurze Zeit nach Ausbruch
des Krieges offensichtlich wurden - sie wurden letztlich entscheidende
Faktoren, die Widerstandsgeist bei den Soldaten wie auch in der
übrigen Bevölkerung entfachten.
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"Die Baracke" - Titelblatt der lagereigenen Zeitung im japanischen Kriegsgefangenenlager Bando 1918

Quelle der Abbildung: Flandernbunker



Mindestens acht Millionen Soldaten aller beteiligten Nationen gerieten
im Ersten Weltkrieg in Gefangenschaft. Die Ausstellung spürt zwei
Sonderfällen darunter nach: Wie kamen deutsche Kriegsgefangene nach
Japan und wie muslimische Kriegsgefangene nach Deutschland? Diese
Fragen beleuchteten der ehemalige Vorsitzende der Deutsch-Japanischen
Gesellschaft Dr. Peter Janocha und die Kunsthistorikerin Eva-Maria
Karpf. So waren die deutschen Soldaten ursprünglich als Schutztruppen
in der Bucht von Kiautschou auf der chinesischen Halbinsel Shandong
mit dem kleinen Hafen Tsingtau, welche das Kaiserreich China per
Pachtvertrag als Kolonie abgetrotzt hatte. Durch das
japanisch-englische Beistandsabkommen hatte Japan die Soldaten nach
kurzem Kampf als Gefangene in Lager nach Japan überführt, in denen
sich überraschenderweise ein ausgeprägtes Kulturleben entwickelte -
bis hin zu jener legendären Aufführung von Beethovens 9. Sinfonie mit
Schillers "Ode an die Freude" (Alle Menschen werden Brüder) durch den
schleswig-holsteinischen Ober-Hoboistenmaat Hermann Richard Hansen,
die seitdem zum japanischen Kulturgut geworden ist. Aus ganz anderen
Gründen ließ das Deutsche Reich für die muslimischen Kriegsgefangenen
aus dem englischen, französischen und russischen Heer in
Zossen-Wünsdorf bei Berlin ein Vorzugslager mit eigener Moschee
errichten: Einerseits forderte dies das verbündete Osmanische Reich
für seine Gläubigen, anderseits sollten hier die gefangenen Moslems
der Entete-Mächte als Soldaten auf die deutsche Seite gezogen werden -
ein Plan, der scheiterte.




[image: Foto: © Johann Theede, Privatsammlung]

Erste Moschee auf deutschem Boden für Gefangene der Entente-Mächte in Wünsdorf bei Zossen, nahe Berlin, 1915

Foto: © Johann Theede, Privatsammlung



Schließlich wird der Rolle der heutigen Landeshauptstadt im Ersten
Weltkrieg ein größerer Bereich gewidmet - war Kiel doch seit 1871
"Reichskriegshafenstadt" und durch Militär und Rüstung von einem knapp
20.000 Einwohner umfassenden Städtchen bis 1914 zu einer Großstadt mit
der zehnfachen Bewohnerzahl expandiert. Umliegende Dörfer waren
eingemeindet worden, eine Fischersiedlung für Werftzwecke umgesiedelt.
Die Stadt wurde zur Rüstungsschmiede und mit einem Ring von Festungen
entlang der Förde umgeben bis hin zu einem hochgerüsteten Flughafen.
Dass letztlich erst im November 1918 in Kiel die ersten scharfen
Schüsse während der Revolution fielen und in Kiel fast nur jene
Soldaten starben, die dort per Schiff in die Lazarette gelangt waren,
ist eine besondere Note dieser Zeit. Die Historiker Stefan Wendt und
Jens Hüners haben diesen Teil bearbeitet. Unterdessen hatte ihr
Kollege Knut-Hinrik Kollex am Historischen Seminar der Kieler
Universität mit Studenten im Rahmen eines Seminars die Rolle der
Kieler Medien für den Krieg herausgearbeitet. Allein das Lesen der
Titelseiten verschiedener Zeitungen von den Tagen rund um den Ausbruch
des Ersten Weltkriegs ist eine spannende Lektüre: So gab es auch
deutliche Stimmen, die mahnten, diesen Krieg nicht zu führen - man
hatte Angst vor den Entwicklungen. So wurden die lokalen Medien aus
dem Raum Kiel ausgewertet und unter verschiedenen Themen betrachtet,
etwa zum Ausbruch des Krieges, zur Skagerrakschlacht oder zum Ende mit
dem Aufstand der Matrosen und Arbeiter in Kiel.

Im Zwischengeschoss des Bunkers, das vor allem der Zeit des
Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg gewidmet ist, wurde ein
Dunkelraum für die Schrecken des Ersten Weltkriegs eingerichtet mit
einem Video über Kriegsversehrte und einen "Kriegszitterer" aus dem
historischen Film "Shell Shock Verdun 1916" und Fotografien aus dem
1924 von Ernst Friedrich herausgegebenen Buch "Krieg dem Kriege".
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Vorhanggeschützt: Kriegsbilder aus Ernst Friedrichs Schrift "Krieg dem Kriege", 1924

Foto: © Jens Rönnau



Ein umfangreiches Begleit- und Vermittlungsprogramm umfasst zahlreiche
Einzelveranstaltungen vom Chansonabend über eine Künstlerperformance
zur originalen Erde vom Grab des ersten gefallenen Soldaten des
Krieges bis hin zu einem Fest der Völkerverständigung. Dazu werden
Führungen und Workshops mit zehn verschiedenen Schwerpunkten
angeboten.

Die Ausstellung ist bis zum 31. März 2019 zu sehen im Flandernbunker,
Kiellinie 249, 24106 Kiel. Geöffnet Montag bis Freitag jeweils 11 bis
15 Uhr, Sonntag 11 bis 17 Uhr. Der Eintritt beträgt 4 (ermäßigt 3)
Euro. Der Ort ist nicht barrierefrei (www.mahnmalkilian.de).

Dr. Jens Rönnau

(Der Beitrag erschien auch im Newsletter Nr. 13 der Bürgerstiftung
Schleswig-Holsteinische Gedenkstätten.)

 * 

Angebote für Schulklassen und Erwachsenengruppen

Während der Laufzeit der Ausstellung vom 8. Juli 2018 bis 31. März
2019 bietet der Verein Mahnmal Kilian in Kooperation mit dem
Landesbeauftragten für politische Bildung des Landes
Schleswig-Holstein für Schulklassen, Jugendgruppen, Bundeswehrgruppen
und freie Erwachsenengruppen Führungen (F) oder Workshops (W) zu
verschiedenen Themenschwerpunkten an:

F1/W1 - "Urkatastrophe" - Der Erste Weltkrieg, ein Überblick auf alle
Themen der Ausstellung. Militär, Rüstung und Festungen in Kiel, die
Fronten in West und Ost, Zeitzeugen, Kunst, Medien, politische und
gesellschaftliche Zusammenhänge.

F2/W2 - Der Weg in den Krieg: Verbündete, Gegner, Weltenbrand, Folgen.
Von den Verstrickungen europäischer Mächte zur Ausbreitung über den
Globus, Gefangene, Kriegsende, Friedensschlüsse, Demokratie und
Faschismus.

F3/W3 - Die Rolle Kiels im Ersten Weltkrieg. Seit 1871
Reichskriegshafen und Rüstungsstandort wurde Kiel und die Förde zur
Festungsstadt ausgebaut samt einem hochmodernen Luftwaffenstützpunkt.
Zum Kampfschauplatz wurde die Stadt indes erst mit dem
Revolutionsgeschehen im November 1918.

F4/W4 - Der persönliche Blick: Zeitzeugenschaften in Feldpost,
Tagebüchern und Fotos. Millionen von Feldpostbriefen und Bildkarten
wurden von den Schlachtfeldern nach Hause geschickt, viele Tagebücher
geschrieben. Ausgewählte Beispiele geben Einblicke und Denkanstöße.

F5/W5 - Die Rolle der Kirche im Ersten Weltkrieg. "Für Gott und
Vaterland" lautete die Devise - gebetet wurde im Feld für den Sieg und
den Tod des Feindes - auf jeder Seite. Heute befasst sich die Kirche
auch selbstkritisch mit dieser Zeit. Doch ist die Verquickung von
Religion mit Politik und Krieg heute wirklich Vergangenheit?

F6/W6 - Von der Kriegsbegeisterung zu Volksaufständen, Widerstand und
Revolution. Für das noch junge Deutsche Reich zogen 1914 viele
Tausende begeistert in den Krieg. Zermürbender Stellungskrieg,
Millionen Tote und Hunger kippten die Stimmung, bis das Volk aufstand
und seine Rechte einforderte.

F7/W7 - Soldateneid, Widerstand, Revolte, Traditionserlass,
Menschenrechte - 1918 / 2018. Seit alters her schwört der Soldat
seinem Land den Eid treuer Gefolgschaft. Ungerechtigkeit, Hunger und
menschenverachtende Politik führten 1918 zur Revolution - und zum
Vorwurf der Desertion. Wie steht das im Verhältnis zur heutigen Rolle
des Militärs und des einzelnen Soldaten?

F8/W8 - Der Blick der Künste auf den Krieg - einst und jetzt. Künstler
und Schriftsteller wie Otto Dix, Ernst Barlach, Käthe Kollwitz oder
Karl Kraus erlebten den Ersten Weltkrieg und geißelten ihn. Zahlreiche
Denkmäler entstanden. Künstler wie Susanne von Bülow oder Clemens
Richter blicken aus heutiger Perspektive auf jene menschgemachte
Katastrophe.

F9/W9 - Vom Flandernbunker zum Marineuntersuchungsgefängnis. Eine
Zeitreise zwischen dem Heldenepos des "Marinekorps Flandern", auf das
ein früheres Denkmal und der Name des Flandernbunkers zurückgeht, und
der Revolution, die 1918 mitten im "Reichskriegshafen" vor dem
Marineuntersuchungsgefängnis begann.

F10/W10 - Tatort Kulturlandschaft - unterwegs mit "EMIL" und dem
Verein Kulturerben in der Wik. Tauchst Du gerne in andere Welten ein?
Gehst Du gerne auf Spurensuche? Interessierst Du Dich für Deine Stadt
und die Menschen, die in Deiner Stadt leben? Wir entdecken verborgene
Welten und machen sie für andere sichtbar!

Die Führungen und Workshops sind kostenfrei. Führungen dauern je nach
individuellen Möglichkeiten 1 bis 2 Stunden, Workshops 2 bis 4
Stunden. Nach Absprache können Fahrtkosten aus Fördermitteln des
Landes über die Bürgerstiftung schleswig-holsteinische Gedenkstätten
erstattet werden.

Informationen und Anmeldungen beim Verein Mahnmal Kilian, 

Kiellinie 249, 24106 Kiel. 

Telefon: 0431 - 260 630 9 (Mo-Fr 11-15 Uhr, So 11-17 Uhr), 

e-Mail: info@Kriegszeugen.de, www.mahnmalkilian.de

 * 

Begleitprogramm zur Ausstellung "Urkatastrophe"

Sonntag, 12. August, 12 Uhr

Performance und Ausstellung

Ruppe Koselleck und Susanne von Bülow:

"Vanishing War und Meyers Erde"

In den Schützengräben von Verdun haben die Künstler Susanne von Bülow
und Ruppe Koselleck den Geschehnissen des Ersten Weltkrieges
nachgespürt. Ihre Ergebnisse zeigen sie in einer Performance mit der
Rückführung der Erde des ersten Gefallenen des Ersten Weltkriegs und
einer Ausstellung von Schlachtfeldbildern - gemalt mit dem Saft von
Blaubeeren aus den zerschossenen Landschaften. Die Ausstellung wird
Bestandteil der Ausstellung "Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und
Kiel".

Mo-Fr 11-15 Uhr, So 11-17 Uhr.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 4 / 3 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonntag, 16. September, 11.30 Uhr bis 18.00 Uhr

Interkulturelles Fest

"Café International" - Vom Krieg der Völker zur Völkerverständigung

Die Bunkerinsel rund um den Flandernbunker wird zur Insel des Friedens
mit einem Fest für Völkerverständigung. Menschen aller Nationen
bringen landestypische Speisen und Getränke mit und teilen diese mit
Gästen aus unterschiedlichsten Kulturen. Livemusik und Mitmachaktionen
sorgen für einen bunten Tag und gute Laune.

Veranstalter: Mahnmal Kilian e.V. in Kooperation mit der
Landeshauptstadt Kiel, der Arbeitsgemeinschaft Kieler Auslandsvereine
e.V. und Verein Maritimes Viertel Kiel e.V.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt frei.

Eingeschränkt barrierefrei.

Monat, 17. September, 19.00 Uhr

Jahrhundertzeugen: Lesung und Gespräch mit Tim Pröse

Berthold Beitz, Emilie Schindler, Franz J. Müller? Tim Pröse hat
Widerstandskämpfer, KZ-Überlebende, Deserteure, Menschenretter und
ihre Angehörigen über Jahre begleitet. In 18 Portraits erzählt er von
ihrem Leben, ihrer Botschaft: ein Plädoyer der Unangepassten für mehr
Toleranz - gegen das Vergessen! Viele dieser Jahrhundertzeugen wie die
Geschwister Scholl, Anne Frank oder der Hitler-Attentäter
Ewald-Heinrich von Kleist wurden auch geprägt durch die Erlebnisse
ihrer Familien im Ersten Weltkrieg.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 6 / 4 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Mittwoch, 3. Oktober, 19.00 Uhr

"Die Gedanken sind frei"

Lieder und Texte mit Horst Stenzel und Corbin Broders

Protest-, Freiheits- und Arbeiterlieder von den Bauernaufständen und
den Napoleonischen Befreiungskriegen über den Spanischen Bürgerkrieg
und der Russischen Revolution bis zum Matrosenaufstand und dem
Vietnamkrieg - eingebettet in die historischen Kontexte.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 12 / 10 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Mittwoch, 24. Oktober, 19.00 Uhr

"Rot wie Schnee"

Lesung mit Volker Kaminski, Berlin

"Tom war sich sicher, dass der Junge nach ihm rief. Er glaubte seine
helle Stimme zu hören, während er den Flur zwischen Küche und Atelier
durchquerte. Er knipste das Neonlicht an und betrat das Atelier. Mach
dich nicht verrückt, dachte er, es ist doch nur ein Bild." Tom
Lautenschläger, ein seit Jahren gefragter, erfolgreicher Maler großer
Bilderserien vom "schönen mondänen Leben", thematisiert eines Tages -
mehr oder weniger ungewollt - Kriegserfahrungen und Gewalt. Er malt
ein Bild vom "roten Schnee" - ein Bild, das er aus den
Fluchterzählungen seines Vaters kennt. In der Folge kommt es in seinem
Atelier zu Verwicklungen ....

Veranstaltung in Kooperation mit dem Literaturhaus Schleswig-Holstein.


Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 4 / 3 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Freitag, 9. November, 19.45 Uhr

"Der Tempel brennt

Gedenklesung zur Pogromnacht mit Dr. Jürgen Strasser

In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 steckte der Grazer
Bürgermeister die Synagoge seiner Stadt eigenhändig in Brand. Die
jüdische Schriftstellerin, Frauenrechtlerin und Künstlerin Mela
Hartwig (1893-1967) war Augenzeugin und beschreibt das Inferno in
ihrer Schrift "Der Tempel brennt", die erst spät wiederentdeckt wurde.
Sie emigrierte nach London.

Veranstalter: Mahnmal Kilian e.V. in Kooperation mit der
Landeshauptstadt Kiel und der Gesellschaft für Christlich-Jüdische
Zusammenarbeit e.V..

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt frei.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonntag, 11. November, 16.00 Uhr

THESPIS-Theateraufführung

"300 to 1" von Wilfred Owen

11. Internationales Monodramafestival THESPIS

"Mein Thema ist der Krieg und das Leid des Krieges. Die Poesie liegt
im Leid? Alles, was ein Dichter heute tun kann, ist: warnen." Wilfred
Owens Gedichte Dulce et decorum est und Hymne für die verdammte Jugend
entstanden im Craiglockhart Hospital in Edinburgh. Er starb an der
Front 1918 eine Woche vor Kriegsende.

Veranstalter: THESPIS und Mahnmal Kilian e.V.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 17 / 12 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Dienstag, 27. November, 20.00 Uhr

Chanson-Abend "Cri Du Poilu"

Lieder aus dem Schützengraben

Notizen, Tagebücher, Gedichte - selten wurde so viel geschrieben wie
im Jahr 1914. Viele dieser Texte wurden schon damals vertont. Die
Chansonniers Coko und Danito singen diese Friedenslieder aus dem
Schützengraben im Flandernbunker. Ihre Chansons erzählen vom
Kriegsalltag, der Sehnsucht nach Zuhause, einer politischen Vision,
oft erfüllt von Trauer oder beißender Ironie. Die Texte erhält das
Publikum zum Mitlesen auf Französisch und Deutsch.

Veranstalter: Centre Culturel Français de Kiel in Kooperation mit
Mahnmal Kilian e.V..

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 12 / 8 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonnabend, 12. Januar 2019, 19.00 Uhr

Theater / Lesung / Musik

"Ein Tropfen Blut fürs Vaterland" - szenische Lesung mit
Filmausschnitten und Musik mit Tönen und Bildern von Norbert Aust

Fliegerpiloten des Ersten Weltkriegs v. Richthofen, Göring & Co. -
entfalten die Texte der angeblichen Ritter der Lüfte heute noch ihre
Wirkung? Dem spüren die Schauspieler Norbert Aust und Siegfried Jacobs
(beide Verein TheaterMuseumKiel) zusammen mit den Musiker*innen
Bettina und Markus Günst (Cello, Kontrabass, Soundtrack) nach.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 8 / 5 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.


Der Schattenblick veröffentlicht den Artikel und die Bilder mit
freundlicher Genehmigung von Dr. Jens Rönnau.
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Gewerkschaften wollen internationalen Streik bei Ryanair isolieren

Von Marianne Arens

9. August 2018



Am kommenden Freitag werden in mehreren Ländern Europas gleichzeitig
Streiks gegen die Fluggesellschaft Ryanair stattfinden. Während die Wut der
Arbeiter über die üblen Ausbeutungsbedingungen und die Arroganz des
Unternehmen wächst, setzen die Gewerkschaften alles daran, den Streik zu
isolieren.

Bisher haben für diesen Tag Pilotenverbände in Belgien, Irland, Schweden
und Deutschland Streiks angekündigt. In den Niederlanden versucht Ryanair
am heutigen Donnerstag, einen Ausstand von 50 Piloten per Gerichtsentscheid
verbieten zu lassen. In Deutschland beteiligen sich die Piloten erstmals an
einem europaweiten Streik.

In der Bevölkerung genießt der Arbeitskampf bei Ryanair große Sympathie.
Denn Europas größte Billigfluglinie hat neue Maßstäbe für die Ausbeutung
der Beschäftigten im gesamten Flugverkehr gesetzt. Ryanair stützt ihr
Geschäftsmodell [1] auf eine extreme Niedriglohnpolitik und einen üblen
Umgang nach Gutsherrenart mit dem Personal. Ein großer Teil der Piloten ist
nicht fest angestellt, sondern arbeitet über einen Personaldienstleister
bei Ryanair.

Im Juli haben streikende Flugbegleiter in Portugal, Spanien und Belgien
schon über 600 Ryanair-Flüge lahmgelegt [2]. In Irland haben
Ryanair-Piloten in letzter Zeit vier Tagesstreiks durchgeführt. Darauf hat
die Billigairline mit der Ankündigung reagiert, sechs Jets mit insgesamt
300 Arbeitsplätzen vom Hauptstandort Dublin nach Polen zu verschieben.

Auf die Ankündigung der Streiks in Deutschland reagierte das Management
gestern damit, an neun von zehn deutschen Standorten (außer Baden-Baden)
alle für Freitag geplanten Ryanair-Flüge, insgesamt 250, abzusagen. Den
Passagieren wurden Umbuchungen oder Entschädigungen versprochen. Allerdings
wies das Management jede Verantwortung für die ausfallenden Flüge zurück.
Marketing-Chef Kenny Jacobs behauptete in Frankfurt, die Schuld für die
Ausfälle trage "dieser unnötige Streik", der nur dazu führe, "den Urlaub
unschuldiger Familien zu zerstören".

Gleichzeitig ließ die Fluggesellschaft, die jährlich Milliardengewinne
einfährt, in Frankfurt klarstellen, dass sie an dem
Low-Cost-Geschäftsmodell und Niedriglöhnen auf jeden Fall festhalten wird.

Der bisher größte Streik bei Ryanair hat schon jetzt deutlich gemacht,
welches Potential für einen gemeinsamen, grenzüberschreitenden Arbeitskampf
in der europäischen Arbeiterklasse vorhanden ist. Doch die Gewerkschaften
setzen alles daran, einen effektiven, international geführten Streik gegen
Ryanair zu verhindern.

Bis zur letzten Minute hat die Pilotengewerkschaft Vereinigung Cockpit (VC)
alles daran gesetzt, einen Streik noch zu umgehen. Erst als Ryanair selbst
symbolische Zugeständnisse ausgeschlossen hatte und die Wut unter den
Beschäftigten wuchs, rief die Gewerkschaft die festangestellten Piloten für
Freitag zu dem 24-stündigen Streik auf. Sowohl das Kabinenpersonal als auch
die Piloten, die über Personaldienstleister angeheuert wurden, sind vom
Streik ausgeschlossen.

Die internationale Ausweitung des Streiks schloss VC am Mittwoch auf einer
Pressekonferenz ausdrücklich aus. Die WSWS hatte gefragt, ob Cockpit für
gleich gute Bedingungen für die Ryanair-Beschäftigten in allen Ländern
eintrete. "Oder spielt sie letztlich das Spiel von O'Leary mit, einen
Standort gegen den andern auszuspielen? Anders ausgedrückt: was tut
Cockpit, um die Spaltungsstrategie von Ryanair zu durchbrechen?"

In seiner Antwort machte der VC-Tarifexperte Ingolf Schumacher klar, dass
die Gewerkschaft eine internationale Perspektive ablehnt und die Erpressung
durch das Ryanair-Management akzeptiert.

"Wir sind leider in Europa in einer Situation, dass der Arbeitgeber zwar
hier alle Rechte, die die EU bietet, in Anspruch nimmt, sprich:
Niederlassungsfreiheit, etc." erklärte Schumacher. "Wenn es aber darum
geht, als Gewerkschaft, die in solchen transnationalen Unternehmen aus der
Defensive heraus agiert, gemeinsam etwas durch Streiks zu bewirken, dann
kommen wir zumindest nach dem deutschen Arbeitskampfrecht an unsere
Grenzen. Deswegen können wir das nicht machen."

Tatsächlich fasst Schumann nicht die Rechtslage in Deutschland zusammen,
sondern die nationalistische Perspektive der Gewerkschaft und ihren
Bankrott. Als nationale Organisationen treten sie der internationalen
Abwärtsspirale von Löhnen und Arbeitsbedingungen nicht entgegen, sondern
treiben sie selbst voran.

Cockpit erhofft sich, als nationaler Verhandlungspartner anerkannt zu
werden, der die Konkurrenz zwischen den einzelnen Standorten organisiert
und die Arbeiter kontrolliert. Die Gewerkschaft will die üblen
Ausbeuterbedingungen in die feste Form eines Tarifvertrags gießen. Um das
zu erreichen, sind die Funktionäre entschlossen, die enorme
Kampfbereitschaft und die wachsende Stärke der Belegschaft zu unterdrücken.

Deshalb hat Cockpit auch keinerlei konkrete Geld- oder andere Forderungen
aufgestellt. Sie verlangt von Ryanair lediglich die Einführung eines
Vergütungs- und eines Manteltarifvertrags, die ausschließlich für die in
Deutschland fest eingestellten Piloten gelten sollen. Damit bleibt bis zu
einem Drittel der Piloten von vornherein ausgeschlossen. Ob es für den Rest
im Zuge der Einführung irgendwelche Verbesserungen geben wird, ist völlig
offen.

"Wir haben auch schon mal bestimmte Gehaltstabellen als
Diskussionsgrundlage eingebracht", erklärte dazu Schumacher auf der
Pressekonferenz. Aber Ryanair habe diese als phantastische Summen abgetan,
und so sei man davon abgerückt, konkrete Zahlen zu nennen, und habe
stattdessen erklärt: "Wenn das so ist, dann kommen wir zurück auf unsere
ursprüngliche Forderung: Können wir denn einmal über die Struktur
sprechen?"

Auf einen Wink Ryanairs hin hat die Gewerkschaft also jede konkrete
Gehaltsforderung aufgegeben und nur darauf bestanden, dass mit ihnen als
Gewerkschaft ein Tarifvertrag abgeschlossen wird. Einen solchen Vertrag
wollen sie nicht etwa an den Standards der großen Fluglinien orientieren,
sondern an anderen Billigfliegern, die ganz ähnliche ausbeuterische
Arbeitsbedingungen wie Ryanair aufweisen. Auf der Pressekonferenz nannte
Schumacher ausgerechnet Tuifly als Orientierungsrahmen, wo sich die
Beschäftigten erst vor zwei Jahren durch massenhafte Sick-Out-Streiks gegen
die üblen Arbeitsbedingungen gewehrt haben [3].

Und obwohl sie keine Forderungen aufgestellt haben und Ryanair bereits die
Ausbeutungsbedingungen von Tuifly zugesichert haben, zeigten sich die
Cockpit-Vertreter noch in jeder Hinsicht "kompromissbereit". "Wir wollen
wirklich im Interesse der Ryanair-Fluggäste gar nicht streiken", erklärte
etwa VC-Präsident Martin Locher. "Sondern mit den Arbeitsniederlegungen
wollen wir bewusst dem Unternehmer ein Zeichen setzen, dass es unser
Anliegen ist, jetzt endlich, endlich in konstruktive Tarifverhandlungen
einzusteigen."

Die Pressekonferenz der VC hat anschaulich unterstrichen, dass die Arbeiter
bei Ryanair keinen Schritt vorwärts machen können, ohne von den nationalen
Gewerkschaften zu brechen. Wie es in der heutigen Perspektive der World
Socialist Web Site heißt: "Ryanair-Piloten, Flugbegleiter und
Bodenpersonal müssen sich aus dem Griff der Gewerkschaften befreien und den
Kampf selbst in die Hand nehmen. Sie müssen von Gewerkschaften unabhängige
Basiskomitees aufbauen, die den Kampf aller Ryanair-Mitarbeiter über
nationale Grenzen hinweg verbinden und gleichzeitig die Flug-, Transport-
und Zustellmitarbeiter auf der ganzen Welt zur Unterstützung aufrufen."


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/08/ryan-a08.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/28/ryan-j28.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2016/10/13/tuif-o13.html
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Überall Extremisten - nur nicht in der Mitte

von Ulla Jelpke



24.000 Rechtsextremisten zählt der Verfassungsschutz in Deutschland,
das sind 900 mehr als im Vorjahr. 12.700 davon (ein Plus von 600)
schätzt er als gewaltbereit ein. Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) bezeichnete es als "neue Herausforderung", dass mehr als die
Hälfte der Neonazis nicht in festen Strukturen organisiert sei und
sich in kürzester Zeit radikalisiert habe. Besonders dramatisch: die
Zunahme bei den sogenannten Reichsbürgern von 10.000 auf 16.500, was
Verfassungsschutzpräsident Hans-Georg Maaßen jedoch auf verstärkte
"Aufklärung" seines Dienstes zurückführt. Das soll heißen, der
Geheimdienst hat - anders etwa als die Linksfraktion, die seit Jahren
parlamentarische Anfragen zum Reichsbürgerspektrum gestellt hat -
dieses Milieu jahrelang ignoriert oder als Ansammlung ungefährlicher
Sonderlinge abgetan und erst nach dem Mord eines Reichsbürgers an
einem Polizisten in Bayern vor zwei Jahren angefangen, die
Reichsbürgerszene auszuleuchten. Dabei stellte der Geheimdienst
immerhin fest, dass Reichsbürger hohe "Waffenaffinität" haben, wobei
nur fünf Prozent von ihnen der rechtsextremen Szene zugerechnet
werden.

Die Stärke des "linksextremistischen Personenpotentials" wird mit
29.500 angegeben, das sind 1500 mehr als ein Jahr davor. Als
Gewaltbereite gelten davon 900. Der Bericht zählt 1648 "linksextreme"
Gewalttaten auf und damit 48 mehr als bei Neonazis. Die
"Gewalteskalation" wird vor allem auf den G-20-Gipfel zurückgeführt -
damit werden auch Straftaten von unpolitischen erlebnisorientierten
Jugendlichen, verkappten Neonazis oder Polizeiprovokateuren den Linken
in die Schuhe geschoben. Erscheint ein statistischer Anstieg linker
Straftaten um ein Drittel bei gleichzeitigem Rückgang rechter
Straftaten ebenfalls um ein Drittel auf den ersten Blick dazu
geeignet, die Warnungen von Union bis AfD vor der angeblichen Gefahr
eines "linken Extremismus" zu bestätigten, so widersprechen dem die
absoluten Zahlen. Denn bei der Gesamtzahl der Straftaten liegen die
Neonazis mit 20.000 vorn, gegenüber 6.400 bei "Linksextremen".

Der Verfassungsschutz zählt inzwischen 11.200 Salafisten, wobei der
Geheimdienst eine Kräfteverschiebung hin zur gewaltorientierten
dschihadistischen Szene feststellt. 774 Personen gelten als sogenannte
Gefährder.

Wie gewohnt ist der Jahresbericht des Inlandsgeheimdienstes in erster
Linie ein Rechenschaftsbericht, um die eigene Existenz und die weitere
rechtliche und personelle Aufrüstung zu legitimieren. Die
zugrundeliegende Methode bleibt das unwissenschaftliche
Extremismuskonstrukt von der verfassungskonformen Mitte, die
gleichermaßen von rechtem wie linkem, islamischem und ausländischem
Extremismus an den Rändern der Gesellschaft bedroht wird. Dass Linke
für eine Ausweitung der Demokratie auf alle Bevölkerungsgruppen und
auch auf wirtschaftliche Belange eintreten während Rechte sich für
Demokratieabbau und einen autoritären Führer- oder Polizeistaat stark
machen, wird vom Verfassungsschutz in beiden Fällen als Gegnerschaft
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung ausgelegt und damit
gleichgesetzt.

Die sogenannte Mitte der Gesellschaft, die demokratische Werte
schleift, Grundrechte abbaut, völkerrechtswidrige Angriffskriege
vorbereitet und über Sinn und Unsinn der Seenotrettung ertrinkender
Flüchtlinge und das Recht von Muslimen auf freie Religionsausübung in
der Bundesrepublik debattiert, hat der Verfassungsschutz dagegen gar
nicht erst im Blick.

Das zeigt sich zum Beispiel, wenn der Verfassungsschutz verharmlosend
von "schwachen Wahlergebnissen rechtsextremistischer Parteien" bei der
Bundestagswahl schreibt. Tatsächlich haben die trotz überstandenem
Verbotsverfahren geschwächte NPD und die Kleinstparteien "Der III.
Weg" und "Die Rechte" weitgehend zu vernachlässigende Wahlergebnisse
eingefahren. Doch mit der AfD sitzt eine in weiten Teilen offen
völkische extrem rechte Partei im Bundestag und in fast allen
Landesparlamenten. In einstigen NPD-Hochburgen wie Sachsen und
Mecklenburg-Vorpommern hat die AfD längst die offen neonazistische
Partei beerbt, ohne dass deren frühere Anhänger durch die jetzige
Stimmabgabe für die aussichtsreichere AfD ihre antidemokratischen
Ansichten geändert hätten. Bei der Ignoranz des Verfassungsschutzes
gegenüber der AfD bleibt völlig unbeachtet, dass neofaschistische und
rechtspopulistische Strömungen schon längst wie Pech und Schwefel
zusammen agieren und kaum noch auseinandergehalten werden können. So
tragen die AfD-Fraktionen in den Parlamenten die völkische Hetze der
Rechtsextremen vor, diffamieren Flüchtlinge pauschal als Kriminelle
und verharmlosen Naziverbrechen. Die Leerstelle des
Verfassungsschutzes verrät insofern mehr über den Geheimdienst selbst
als über tatsächliche und vermeintliche Gegner des Grundgesetzes.

Auf der linken Seite wird dagegen gern mal alles über einen Kamm
geschoren: Nicht nur Autonome, DKP, MLPD, Trotzkisten, die Rote Hilfe
und die Interventionistische Linke, sondern auch mehrere
Zusammenschlüsse innerhalb der Linkspartei wie die Antikapitalistische
Linke, die Sozialistische Linke, Cuba Si!, das Marxistische Forum und
die Kommunistische Plattform werden hier als "extremistisch" gewertet.
Der jungen Welt als "bedeutendstem" Printmedium im
Linksextremismus wird negativ angerechnet, dass sie sich "nicht
ausdrücklich zur Gewaltfreiheit" bekenne und für die Errichtung einer
"sozialistischen/kommunistischen Gesellschaft" eintrete. Mir ist
allerdings keine deutsche Tageszeitung bekannt, die sich zur
Gewaltfreiheit bekennt, wohl aber viele Blätter von taz bis
Welt, die Angriffskriegen das Wort reden.

Ganz im Sinne des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan dürfte
schließlich die Behauptung des Verfassungsschutzes sein, die
Hayir- beziehungsweise Nein-Kampagne anlässlich des Referendums zur
Einführung einer Präsidialdiktatur in der Türkei im Frühjahr letzten
Jahres sei "überwiegend von PKK-Anhängern und PKK-nahen
Organisationen" getragen worden. In Wahrheit hatte die PKK dazu kaum
Aktivitäten entfaltet, wohl aber ein breites Bündnis aus der linken
Demokratischen Partei der Völker (HDP), Sozialdemokraten, Liberalen
und alevitischen Verbänden. Erdogan hatte allerdings versucht, alle
seine Kritiker als "Terroristen" zu diffamieren - eine Lesart, die
offenbar vom Verfassungsschutz geteilt wird.

Die unwissenschaftliche Extremismustheorie findet im Übrigen auch auf
ausländische Gruppierungen Anwendung. Neben PKK und türkischen
Kommunisten werden so im Kapitel über "Sicherheitsgefährdende und
extremistische Bestrebungen von Ausländern" auch deren Todfeinde, die
faschistischen Grauen Wölfe, aufgezählt. Dies hielt Bundeskanzlerin
Angela Merkel nicht davon ab, auf dem Brüsseler NATO-Gipfel im Juli
dem Vorsitzenden des europäischen Dachverbandes der Grauen Wölfe und
Abgeordneten der faschistischen Partei MHP, Cemal Cetin, demonstrativ
die Hand zu schütteln.

Dass geheimdienstliche Aktivitäten eines NATO-Partnerlandes im
Verfassungsschutzbericht auf gleicher Ebene mit den
Spionageaktivitäten vermeintlicher "Schurkenstaaten" wie Russland,
China und Iran abgehandelt werden, dürfte ein Novum sein. Im Kapitel
über "Spionage und sonstige nachrichten-dienstliche Tätigkeit" wird
ausführlich auf den türkischen Nachrichtendienst MIT eingegangen, der
direkt Erdogan unterstellt ist. Vom MIT in Deutschland ausgespäht
werden die auch vom Verfassungsschutz observierten linken
Organisationen PKK, DHKP-C und MLKP, oberste Priorität habe aber die
Aufklärung der Bewegung des Predigers Fethullah Gülen, die die
türkische Regierung für den Putschversuch vom Juli 2016 verantwortlich
macht. Zur Informationsbeschaffung greife der Geheimdienst auch auf
türkische Diasporagruppen in Deutschland zurück, warnt der
Verfassungsschutz und nennt in dem Zusammenhang Imame des
Islamverbandes DITIB. Genannt wird auch die Union
Europäisch-Türkischer Demokraten (UETD), die "eine regierungsnahe
Vorfeldorganisation der (Regierungspartei) AKP" sei. "In der
Gesamtschau von Medienberichterstattung und UETD-Reaktionen zeigt sich
ein weitverzweigtes Geflecht von Organisationen mit Einflusssträngen
aus hohen politischen Stellen in der Türkei bis hin zu lokalen
ausführenden Strukturen in Deutschland", heißt es weiter. "So kann
unmittelbar auf die Meinungsbildung und das Verhalten der türkischen
Diaspora eingewirkt werden. Mittelbar ist es so außerdem möglich, auf
politische Entscheidungsfindungsprozesse in Deutschland Einfluss zu
nehmen."

Dass der Verfassungsschutz nun ausdrücklich die Existenz eines solchen
Netzwerkes eingesteht, ist angesichts des bisherigen Kuschelkurses der
Bundesregierung gegenüber dem Erdogan-Regime schon als kleine
Sensation anzusehen. Ob die Bundesregierung diesen Erkenntnissen auch
Taten folgen lässt und etwa die Fördergelder für DITIB streicht,
bleibt abzuwarten. Zu befürchten ist eher, dass sie mit dem
Verfassungsschutzbericht die "gelbe Karte" gegenüber der türkischen
Regierung zeigt, doch um deren Gunst dann wieder zu gewinnen, umso
schärfer gegen linke kurdisch-türkische Oppositionelle vorgehen wird.

So lässt sich abschließend feststellen, dass der
Verfassungsschutzbericht zwar durchaus einige Informationen
zusammenfasst, aber ausschließlich aus regierungsamtlicher Sicht,
durch das Raster der Extremismusdoktrin, und sich auf einige
ausgewählte rassistische und sonst demokratiefeindliche Phänomene
beschränkt. Damit spiegelt der Bericht auch die Unzulänglichkeiten des
offiziellen Verfassungsschutzes wieder. Weiterhin gilt daher: Die
Verfassung wird nicht vom Verfassungsschutz geschützt, sondern nur von
politisch aktiven Bürgern, die den Geist des Grundgesetzes
verteidigen. Auf einen Verfassungsschutz, der mit seinen V-Leuten vor
allem zur Stärkung neonazistischer Strukturen beiträgt, können wir
dagegen gut verzichten.
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Kriegstreiber stoppen!

So kompliziert Klassenkämpfe oft verlaufen, in der Frage von Krieg und
Frieden ist das anders: Kapitalismus und Krieg waren stets untrennbar
miteinander verbunden, die Arbeiterbewegung und die sozialistischen
Länder hatten und haben kein Interesse an Krieg.

Die mörderische Verbindung von Kapitalismus und Krieg gilt erst recht
für das imperialistische Stadium. Mit dem Beginn der Verschmelzung von
Industrie- und Finanzkapital zu Monopolen und deren Herrschaft in den
damaligen Großmächten setzte zwischen 1890 und 1900 auch der Kampf um
die Neuaufteilung der Welt ein. An dieser Analyse Lenins muß nichts
geändert werden, im Gegenteil. Wir sind Zeugen eines voll entbrannten
Kampfes um Machtpositionen und Einf lußsphären in der Welt.

Noch geht es vor allem um wirtschaftlich gegensätzliche Interessen.
Die Debatten um mehr oder weniger Protektionismus sind aber mehr ein
Ablenkungsmanöver als tatsächlicher Ausdruck der Widersprüche. Der
Imperialismus sieht sich mit einer andauernden Überakkumulationskrise
konfrontiert, die einige Kräfte mit Gewalt, mit einem großen Krieg,
"lösen" wollen; andere neigen zu einem imperialistischen Frieden, d.
h. zu Diktaten und Sanktionen gegen mißliebige Staaten und kleineren
militärischen Konflikten.

Nun besteht die reale Gefahr, daß die Lage außer Kontrolle gerät. Das
gemeinsame langfristige imperialistische Interesse ist die Einkreisung
und Schwächung von Rußland und China. Zur Zeit sehen wir riesige
Manöver in Osteuropa, werden neue Waffen und neue Interventionstruppen
der EU angekündigt und wird ein weiteres NATOHauptquartier in Ulm für
die Kriegspolitik gegen Rußland geschaffen. Der deutsche Imperialismus
ist stets mit vorneweg. Und der Appetit wächst: Was wollte
Kriegsministerin Ursula von der Leyen am ersten Juni-Wochenende in
Singapur zusammen mit ihrem US-Amtskollegen James Mattis beim
"Shangri-La-Dialog"? Laut "FAZ" wurde dort u. a. über eine "alte
Idee", nämlich über eine gegen China gerichtete "NATO des Ostens"
beraten. Sie soll aus den USA, Australien, Indien und Japan bestehen.

Gleichzeitig laufen die Vorbereitungen für einen Krieg gegen den Iran.
Die Provokationen Israels in Syrien sollen offenbar Teheran zu einer
Reaktion veranlassen, die als Vorwand für einen Feldzug dienen kann.
Die Bundeswehr ist mit verschiedenen "Missionen" bereits in der
Region, darunter neuerdings im gesamten Irak - nicht mehr nur in
dessen kurdischen Regionen.

Allerdings gibt es im Fall Iran offenkundig zwischen den USA (und
Israel) einerseits und den anderen Unterzeichnerstaaten des Abkommens
über das iranische Atomprogramm andererseits einen harten
Interessengegensatz. Bundesrepublik, Frankreich und Großbritannien,
die keinen Zweifel daran lassen, daß sie auch für einen "Regime
change" in Teheran sind, wollen keinen weiteren Großkonflikt in
unmittelbarer Nähe zu Westeuropa. Die gegenwärtige US-Führung spielt
aber öffentlich mit einem großen Krieg. Rußland und China setzen sich
ohnehin für Frieden in der Region ein. Wladimir Putin nutzt jede
Gelegenheit, um vor einem Weltkrieg zu warnen.

In dieser Situation hat die Bundestagsfraktion der Linken am 25. April
einer Resolution der Grünen zum 70. Gründungstag des Staates Israel
zugestimmt. Behauptet wird darin, dieser habe "seine demokratischen
und rechtsstaatlichen Strukturen" in einer feindlichen, von
autoritären Regimen bestimmten Umgebung "geschaffen und erhalten". Die
von Israel seit seiner Gründung verfolgte klassisch koloniale
Besatzungs- und Kriegspolitik, die zu apartheidähnlichen Verhältnissen
in den besetzten und zum Teil annektierten Gebieten geführt hat, wird
faktisch ignoriert. Der Verdrehung von Tatsachen und Geschichte folgt
zudem unter Berufung u. a. auf Joachim Gauck, dem bisher schlimmsten
Kriegstreiber im Amt des Bundespräsidenten, die Forderung, "weiterhin
für die Existenz und die Sicherheitsinteressen des Staates Israel als
einem zentralen Prinzip der deutschen Außenund Sicherheitspolitik
aktiv einzutreten". Das kommt einem Freibrief für Staatsterror und
Krieg gleich. Aus ihm kann jederzeit ein "Flächenbrand"
(UN-Generalsekretär António Guterres nach den israelischen Angriffen
auf Syrien) entstehen.

Diese Erklärung, die an großen Teilen der Fraktion vorbei ins
Parlament geschmuggelt wurde, stieß auch in der Partei Die Linke auf
scharfe Kritik. Sie wurde in einer Zeit beschlossen, da nicht nur in
der Bundesrepublik, sondern auch in anderen imperialistischen Ländern
das Bewußtsein über den Zusammenhang von Kapitalismus und Krieg
stärker wird, da große Teile der Bevölkerung von Sorge um den
Weltfrieden erfüllt sind.

Mehr denn je sollten Sozialisten und Kommunisten daher zusammenwirken,
um gegen Aufrüstung und Kriegsvorbereitung einzutreten, um über die
Ursachen der Gefahren, die in diesem Gesellschaftssystem liegen,
aufzuklären. Die Kampagne "Abrüsten statt aufrüsten" ist dafür ein
geeignetes Instrument. Seit Herbst 2017 wurden für sie bereits
Zehntausende Unterschriften gesammelt, Landes- und Ortsverbände der
Partei Die Linke haben sich dem Aufruf gegen die Forderung, zwei
Prozent der deutschen Wirtschaftsleistung für Waffen und Militär
auszugeben, angeschlossen. Die DKP hat sich das Ziel gestellt, bis zu
ihrem Pressefest vom 7. bis zum 9. September in Dortmund 30.000
Unterschriften zu sammeln. Regionalgruppen des "RotFuchs" beraten über
die Frage "Wie weiter mit der Friedensbewegung bei uns vor Ort?" Das
alles ist dringend geboten, es ist höchste Zeit, denen, die Krieg
benötigen und wollen, in den Arm zu fallen.

Arnold Schölzel

 * 

Als eine Atomrakete auf Hawaii zuraste

Reizende Aussichten

Am 13. Januar wurden die Menschen auf Hawaii durch einen falschen
Raketenalarm in Angst und Schrecken versetzt. Der in Honolulu lebende
Doktorand der Amerikanistik Robert J. Barsocchini schildert, was er
erlebte. 

Gestern morgen, als ich Kaffee trank und die Zeitung las und meine
Frau sich auf die Arbeit vorbereitete, hörten wir einen Notruf von
unseren Telefonen. Ich dachte, es wäre eine Sturmwarnung, aber das
Wetter war klar. Meine Frau sah ihr Telefon an und sagte, daß eine
Rakete kommen würde. Sie wurde sofort aktiv, nahm eine Gallone Wasser
aus dem Kühlschrank und brachte es und unsere Hunde ins Badezimmer,
während ich mir die Nachricht auf ihrem Handy ansah und versuchte, das
Gesagte zu verarbeiten. Es war ein Notfallalarm vom Staat: Oh nein!

Im Moment fliegt eine ballistische Rakete mit einer Geschwindigkeit
von 15.000 Meilen pro Stunde durch die Luft nach Hawaii -
wahrscheinlich nach Honolulu, wo wir uns befinden. Das passiert
gerade.

Als Absolvent der Amerikanistik verfolge ich die Politik sehr genau
und habe studiert, was bei einer Atomexplosion passiert. Ich wußte,
daß Nord- und Südkorea während der Woche Friedensgespräche über die
Olympischen Spiele geführt hatten, und als Reaktion darauf hatte das
Trump-Regime militärische Angriffe auf Nordkorea angedroht und atomare
Bomberflugzeuge über das Gebiet geschickt.

Also dachte ich mir, daß entweder Trump, in Anlehnung an Nixons
selbsternannte "verrückte" Tradition, beschlossen hatte, einen
Überraschungsangriff durchzuführen, und Nordkorea reagierte darauf,
oder Nordkorea hatte einfach aus Angst einen Erstschlag ausgelöst. So
oder so, dachte ich, das würde wahrscheinlich den Beginn eines
riesigen Krieges bedeuten.

Ein ballistischer Raketenangriff schien schon immer eine ziemlich
unwahrscheinliche Möglichkeit zu sein, aber etwas, was sicherlich
jederzeit passieren könnte - und wahrscheinlich viel wahrscheinlicher
war, als wir uns das vorzustellen wünschen. Und nun wurde uns von der
Regierung in ganz eindeutigen Worten gesagt, es sei geschehen. Die
Rakete war auf dem Weg. Sie würde jeden Moment einschlagen.

So kauerten wir uns im Badezimmer zusammen und bereiteten uns auf
einen extrem schmerzhaften Tod oder einen nahen Tod vor. Während wir
warteten, suchten wir online nach weiteren Neuigkeiten. Alles, was bei
der Suche herauskam, waren Leute, die über den Alarm twitterten,
Schock ausdrückten oder Dinge wie "Rakete auf Hawaii" sagten, "Ich
werde jetzt sterben."

Also schickten wir einen Gruppentext an unsere Familien und
verabschiedeten uns. Das könnte es für uns sehr wohl sein, da es für
so viele schon einmal in ähnlicher Weise geschehen ist.

Nach etwa zwei Minuten des Wartens und Vorstellungen von der
Hitzewelle, Verbrennungen dritten Grades, brennenden Organen, Sturm
aus fliegendem Glas und Metall, Wind mit 600 Meilen pro Stunde und
einstürzenden Gebäuden, was alles passieren würde, haben wir uns
entschlossen, einen Ausbruch zu machen, um Schutz auf höher gelegenem
Gebiet weiter weg von Honolulu zu finden.

Wir nahmen die Hunde und eilten hinaus. Einige waren draußen und
weinten, mit verzweifelten Ausdrücken, die sagten, dies sei das Ende,
das wird sehr schlimm werden. Wir fragten, ob sie mit uns kommen
wollten, aber sie lehnten ab. Wir stiegen in unser Auto und fuhren
bergauf von Honolulu weg und auf einen Safeway-Parkplatz. Einige Leute
rannten mit Kisten mit Wasser aus dem Gebäude. Wir eilten mit unseren
Hunden in das Innere von Safeway. Die Leute saßen auf dem Boden, die
Köpfe in den Händen und warteten auf den Einschlag. Zehn Minuten waren
vergangen. Bald würde es passieren.

Sobald wir uns fühlten, als wären wir an der besten Stelle im Gebäude,
überprüften wir hektisch unsere Telefone erneut, als wir uns die
Apokalypse vorstellten, die jede Sekunde stattfinden würde. Ich sah
dann, daß die hawaiianische Abgeordnete Tulsi Gabbard gerade auf
Twitter angekündigt hatte, daß sie die Behörden angerufen hatte und
daß diese bestätigt hatten, daß es ein falscher Alarm war.

Zu diesem Zeitpunkt hatten wir zwölf Minuten damit verbracht, zu
denken, daß eine nukleare ballistische Rakete tatsächlich auf Hawaii
zusteuert und daß alles im Begriff war, extrem schrecklich zu werden.
Von der Vorstellung, daß sich die Welt so total verändern wird, hin zu
"Hoppla, bloß ein falscher Alarm", das ist eine ziemliche Umstellung.

Wir fingen an, den Leuten zu erzählen, daß wir von Gabbard gehört
hatten, daß es sich um einen Fehlalarm handelte. Wir gingen raus und
erzählten es anderen. Die Nachricht schien sich zu verbreiten, daß es
keine Rakete gab. Manche waren immer noch vorsichtig, aber beruhigten
sich. Wir setzten uns mit unseren Familien in Verbindung.

Als wir versuchten, uns wieder einzukriegen und zu diskutieren, was
geschehen war, waren wir uns einig, daß es nicht so sehr darum ging,
wütend auf denjenigen zu sein, der versehentlich den Alarm ausgelöst
hatte (obwohl das offensichtlich ein schlimmer Fehler war), sondern
vielmehr auf das Vorhandensein von Umständen, in denen eine Atombombe
auf den Kopf zu bekommen tatsächlich eine Sache ist, die jederzeit
wirklich passieren kann.

Wir dachten an die Millionen von Menschen, die durch diese Art von
Waffen tatsächlich ausgelöscht oder ernsthaft verstümmelt wurden, die
von unseren Steuergeldern bezahlt und von Rassisten und Sesselkriegern
anstelle von Verhandlungen, in Aggressionskriegen und
außergerichtlichen Hinrichtungen eingesetzt wurden - durch das Regime,
das das Territorium kontrolliert, in dem wir leben. Wir dachten daran,
daß die Menschen, die unter diesem und einem weitaus größeren Ausmaß
an Streß und Bedrohung leben, getötet und entsetzlich verstümmelt
werden, ständig durch Sprengstoffe, für die wir zahlen müssen, oder
durch Regime, die von dieser Regierung unterstützt werden - dem
größten Waffenhändler der Welt und 2013 in einer globalen Umfrage als
die bei weitem größte Bedrohung für den Weltfrieden bezeichnet.

Wir haben gesehen, daß Propagandaunternehmen wie CBS bereits den
Fehlalarm auf Hawaii nutzten, um ihre äußerst erfolgreichen Bemühungen
fortzusetzen, die US-Bürger auf die Aggression gegen den
"Schurkenstaat" Nordkorea vorzubereiten, der bereits einmal einen
massiven Völkermord durch US-Bomber erlitten hat und seitdem von
US-Bombern umzingelt und belagert wird.

Ein Freund außerhalb Hawaiis, der praktisch nur westliche
Propaganda-Medien konsumiert, sagte zu mir, daß, wenn wir gestern
atomisiert worden wären, "wenigstens Nordkorea kein Problem mehr
wäre", da die USA es von der Landkarte löschen würden. Millionen von
Menschen, einschließlich uns, würden schrecklich sterben, aber eine
Volksgruppe, die Opfer des amerikanischen Völkermords geworden ist und
unter ständigem, intensivem Druck und militärischer Bedrohung durch
denselben völkermörderischen Staat lebt, würde für die Ewigkeit völlig
ausgelöscht werden. Reizend ...

Robert Barsocchini, Honolulu

(Gestützt auf "antiwar.com")



Aus einer "Zivilschutzfibel" des Innenministeriums (Bonn, 1964)

Was soll man im Ernstfall tun?

Punkt 2

Beim Überraschungsangriff ohne vorherige Warnung: Wo Sie auch sind, ob
im geschlossenen Raum oder im Freien: beim Lichtblitz einer
Kernexplosion sofort zu Boden werfen. Gesicht abwenden. Kopf und
Nacken bedecken, notfalls mit den Händen. Augen fest schließen. Im
Auto: sofort Motor abstellen und auf den Boden des Wagens kauern.

Punkt 3

In den nächsten Sekunden noch nicht aufstehen. Kriechend Deckung
suchen vor der Druckwelle. Eine Wand, ein Hauseingang können das Leben
retten. Aber nicht anlehnen! Notfalls nützt auch eine Mulde. In dieser
Deckung solange bleiben, bis die Druckwelle vorüber ist und keine
Splitter und Trümmer mehr herumfliegen.

 * 

Was Deutsche von Russen lernen können

Vielleicht sollte die Überschrift besser lauten: Was Deutschland von
Rußland lernen kann. Ich meine aber beides: die Menschen und die
Politik. Ich wundere mich, daß diese Frage in den großen Leitmedien
überhaupt nicht gestellt wird. Auch in der deutschen Außenpolitik
taucht sie nicht auf. Ich bin aber überzeugt, daß Rußland mehr ist als
der Sündenbock für alles und jedes. Im russischen Alltag habe ich nach
Erfahrungen und Erkenntnissen gesucht, die bemerkenswert oder gar
nachahmenswert sein könnten. Meine Erkundungstour führte mich nach
Moskau, nach Wolgograd (dem ehemaligen Stalingrad) und nach Astrachan.

Ein Nebeneffekt dieser Reise war für mich die Erkenntnis, welchen
Stellenwert die Fußballweltmeisterschaft hat. Ich habe in Rußland
niemanden getroffen, dem dieses Ereignis gleichgültig ist. Nicht alle
Menschen dort werden Fußballfans sein, aber sie sind beseelt davon,
daß Spielen verbindet. Rußland ist gastfreundlich, seine Türen sind
weit geöffnet, selbst die russischen Fans sprechen nicht davon, wer
gegen wen spielt, sondern wer mit wem.

In Wolgograd ist die Geschichte des zweiten Weltkriegs lebendig. Und
das nicht nur, weil die eindrucksvolle Statue der Mutter Heimat
überall sichtbar ist. Kein Flecken Erde ist hier nicht mit Blut
getränkt. Kaum eine Familie, die nicht mehrere Tote zu beklagen hatte.
Ihre Fotos werden am 9. Mai, dem Tag des Sieges, mitgeführt, nichts
ist vergessen und niemand ist vergessen. Daraus erwächst ein
unbedingter Wille zu Frieden und Verständigung, ausdrücklich und
gerade auch mit Deutschland. So war auch das Spiel der
U-18-Nationalmannschaften am 8. Mai, dem Tag der Befreiung Europas vom
Faschismus, mehr als ein normales Fußballspiel.

•
Es war ein deutliches Zeichen für ein Miteinander, das möglich ist -
und Freude bereitet. Das kann Deutschland von Rußland lernen.

Wolgograd ist in Rußland ein Zentrum der Volksdiplomatie. Im Oktober
wird dort wieder der Austausch von Partnerstädten und
gesellschaftlichen Organisationen unter dem Motto "Dialog an der
Wolga" stattfinden.

Bei oberflächlicher Betrachtung scheint es so, als ob in Europa das
Zusammenleben von "Einheimischen" und "Neubürgern" ebenso
spannungsgeladen ist wie die Koexistenz unterschiedlicher Religionen
oder kultureller Prägungen. Deshalb wollte ich herausfinden, wie der
Vielvölkerstaat Rußland mit diesem Problem umgeht. Astrachan ist dafür
ein Beispiel. Hier leben zusammen Russen (die Mehrheitsbevölkerung),
Kasachen, Tataren, Kalmücken, Aserbaidschaner, Armenier,
Tschetschenen, Ukrainer, Juden. Ein Viertel der Bevölkerung sind
Muslime. Astrachan ist eine gewaltfreie, kulturell offene Stadt.

Dieser Ausgleich im Inneren erleichtert den Ausgleich nach außen. Der
Rayon Astrachan ist die einzige russische Gebietskörperschaft mit
einem eigenen Außenminister. Er ist vor allem für die Zusammenarbeit
der Anrainerstaaten des Kaspischen Meeres verantwortlich. Das sind so
unterschiedlich verfaßte Staaten und Gesellschaften wie Rußland,
Aserbaidschan, Iran, Kasachstan, Turkmenistan. Sie verstehen das
Kaspische Meer als gemeinsames Binnengewässer, für das sie gemeinsam
Verantwortung tragen - für seinen Erhalt, seine Verkehrswege, seine
Nutzung. Dabei gibt es ungeklärte Fragen, aber keine kriegerischen
Auseinandersetzungen, sondern den Willen, zu Lösungen im Konsens zu
kommen. Ich frage mich, ob nicht auch die Anrainerstaaten des
Mittelmeeres gut beraten wären, das Mittelmeer als ihr Gemeinsames,
sie Verbindendes zu betrachten. Das gilt auch für die Ostsee. Jedes
auf seine eigene Art und Weise. Erinnert sei an die
Ostsee-Friedenskonferenzen, mit denen für Entmilitarisierung und
Zusammenarbeit geworben wurde.

• Aus Astrachan in Rußland nehme ich mit: Auch sehr
unterschiedlich verfaßte Staaten und Gesellschaften können friedlich
koexistieren, sie können aber noch mehr: friedlich
zusammenarbeiten.

Rußland gibt schrittweise immer weniger für Rüstung aus. In den
letzten zwei Jahren wurde sein Militärhaushalt schon um mehr als 10
Prozent reduziert. Rußland wird sich nicht erneut zum "Totrüsten"
treiben lassen. Das hat Wladimir Putin in seiner ersten Rede nach den
Wahlen erneut unterstrichen. Daran ändert auch nichts, daß er zugleich
über neue Waffensysteme spricht. Für Rußland heißt zur Zeit weniger
Geld für Rüstung nicht einseitige Abrüstung, sondern der
Rüstungshaushalt folgt einer strikt auf Verteidigung ausgerichteten,
einer defensiven Militärstrategie. Deutschland hingegen hat sich an
das Ziel der NATO, zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts für Rüstung
auszugeben, gebunden, das heißt in naher Zukunft: 70 Milliarden für
Rüstung. Zum Vergleich: Die russischen Militärausgaben betragen jetzt
64 Milliarden Dollar, und sie sollen weiter sinken. Rußland als
Großmacht gibt dann weniger für Militär aus als Deutschland, als die
USA ohnehin, aber auch als Staaten wie Indien oder Saudi-Arabien.

• Aus Moskau haben wir die Erkenntnis mitgebracht: Weniger für
Rüstung, mehr für Soziales ist möglich.

Warum erscheint eigentlich die deutsche staatliche Außenpolitik nicht
lernwillig und lernfähig? Der neue Außenminister Heiko Maas spielt
sich vielmehr als Zucht- und Lehrmeister auf. Am deutschen Wesen ist
die Welt noch nie genesen. Wir haben also dringenden Änderungsbedarf.

Wolfgang Gehrcke

(Außenpolitiker der Linkspartei)

 * 

Spätes Eingeständnis

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Propagandalügen als Methode

Eine der größten imperialistischen Propagandalügen markierte den
Beginn des Zweiten Weltkriegs. Um den Angriff auf das Nachtbarland
Polen zu rechtfertigen, täuschte die SS einen polnischen Überfall auf
den deutschen Rundfunksender Gleiwitz am 31. August 1939 vor. Hitler
äußerte sich bereits am 22. August vor Wehrmachtsgenerälen
entsprechend: "Die Auslösung des Konfliktes wird durch eine geeignete
Propaganda erfolgen. Die Glaubwürdigkeit ist dabei gleichgültig, im
Sieg liegt das Recht." (22.8.1939, Ansprache Adolf Hitlers lt.
Aufzeichnungen von Generaladmiral Boehm)

Nachdem die Franzosen 1954 im Indochinakrieg eine Niederlage erlitten
hatte, wurde Vietnam geteilt. Die USA übernahmen die Rolle des
Kolonialherrn in Südvietnam. Um gegen Nordvietnam militärisch vorgehen
zu können, das die Befreiungsbewegung im Süden unterstützte,
organisierten die Amerikaner den "Zwischenfall im Golf von Tonking".
Sie behaupteten, daß nordvietnamnesische Schnellboote am 2. und 4.
August 1964 US-Kriegsschiffe angegriffen hätten. Diese Angriffe haben
jedoch nie stattgefunden. Vielmehr haben südvietnamesische
Schnellboote mit Rückendeckung der US-Marine den Norden angegriffen.
Mit einem enormen Propagandaaufwand weitete der USPräsident, L. B.
Johnson, den Krieg auf ganz Vietnam aus. Der Einsatz von US-Truppen in
Südvietnam und die Bombardierung Nordvietnams waren bereits 1963
geplant worden. Nach unterschiedlichen Schätzungen verlor Vietnam
zwischen drei und fünf Millionen Menschen in diesem langen Krieg. Er
endete am 1. Mai 1975 mit der Niederlage des südvietnamnesischen
Regimes und der USA.

1999 überfiel die NATO Jugoslawien, um den Kosovo abzuspalten. Als
Propagandalüge wurde behauptet, daß Jugoslawien eine ethnische
Säuberung im Kosovo vornehmen würde. Der damalige SPD-Kriegsminister
Scharping präsentierte während der NATO-Angriffe am 8. April 1999
einen "Hufeisenplan" zur ethnischen Säuberung im Kosovo. Außerdem
behauptete er, es habe ein serbisches Massaker in Orahovac Anfang
August 1998 gegeben. Es gab jedoch weder einen "Hufeisenplan" noch ein
Massaker an Albanern! Zur Desinformation gehörte, daß über wirkliche
Massaker albanischer Verbrecherbanden (UÇK) nicht berichtet wurde. Der
ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder bestätigte 2014, daß der
Krieg gegen Jugoslawien und die Abspaltung des Kosovos ein
Völkerrechtsbruch waren.

Für den Kriegsbeginn gegen den Irak reichte die Propagandakriegslüge,
daß Saddam Hussein Massenvernichtungswaffen entwickle und besitze. Der
damalige Außenminister der USA, Colin Powell, legte im
UNO-Sicherheitsrat gefälschte Unterlagen vor. Amerikanische und
britische Truppen überfielen am 20. März 2003 den Irak. Das Land
steckt immer noch im Chaos ...

Propagandalügen kennzeichnen auch den Krieg gegen Syrien. Die USA und
ihre Verbündeten (NATO, Europäischen Union, Israel u. a.) merken, daß
sie das Heft des Handelns verloren haben. Wenn der Plan A -
Vernichtung Syriens und Baschar al-Assads - nicht funktioniert, gibt
es den Plan B - die Teilung Syriens. Am 11. Januar d. J. traf sich
"die kleine Syriengruppe" bestehend aus den USA, Großbritannien,
Frankreich, Saudi-Arabien und Jordanien. Sie haben sich vermutlich für
die Variante "Golf von Tonking" entschieden. Dabei wird mit verteilten
Rollen vorgegangen. Terrororganisationen werden mit chemischen
Produkten versorgt, aus denen Giftgas hergestellt werden kann. Diese
setzen Giftgas ein oder täuschen Giftgaseinsätze vor, die dann den
syrischen Truppen angelastet werden. Dazu paßt die Information eines
syrischen Vertreters in der Organisation für das Verbot chemischer
Waffen (OPCW). Er teilte mit, daß im syrischen Duma chemische Stoffe
deutscher und britischer Herkunft, insbesondere aus dem Labor Porton-
Down in Salisbury gefunden wurden. Um einen maximalen Propagandaerfolg
zu erreichen, werden "rote Linien" gezogen und geheimdienstlich
gesteuerte Propagandagruppen, wie die "Weißhelme" und die "Syrische
Stelle für Menschenrechte", eingesetzt. "White Helmets" ist nach
eigenen Angaben 2013 in der Türkei von einem britischen Agenten und
Söldnerdienstleister gegründet worden. Am 7. April wurde behauptet,
daß die syrische Luftwaffe Giftgas eingesetzt hätte. Das war der
Vorwand für die USA, Großbritannien und Frankreich, am 14. April einen
Angriff auf Syrien mit 103 Raketen durchzuführen. Der russische
Außenminister Sergej Lawrow konstatierte: "Wir haben unwiderlegbare
Beweise dafür, daß dies ein weiterer inszenierter Vorfall war" ...

Imperialistische Propaganda folgt immer dem gleichen Schema. Es werden
Vorfälle oder Sachverhalte gesucht oder geschaffen, die entweder frei
erfunden oder vorsätzlich falsch interpretiert werden. Dabei werden
Unwahrheiten (Lügen), Halbwahrheiten und Wahrheiten geschickt
miteinander verknüpft. Das geschieht in erster Linie in aktuellen
Artikeln/Beiträgen, durch entsprechende Manipulationstechniken und
Wortwahl. Ziel ist es, Meinungen, Einstellungen oder Handlungen zu
beeinflussen, Gedanken zu verändern oder neu zu bilden. Das setzt
freilich eine Gleichschaltung aller Medien, staatlicher und
internationaler Institutionen voraus, die aus wenigen Quellen oder nur
einer Quelle mit Informationen "versorgt" werden.

Natürlich ist diese Art der Propaganda nicht neu. Bereits Goebbels
formulierte, daß Propaganda den Menschen mit den Ideen der Propaganda
durchtränken muß, ohne daß er es überhaupt merkt, daß er durchtränkt
wird. Er stellte die Propaganda als Bestandteil der Kriegsvorbereitung
dar, um "die öffentliche Meinung" als "Heer der geistigen
Vereinheitlichung" zu mobilisieren. Propaganda wäre somit
"Weichensteller der Zeit".

Genau nach diesem Muster funktioniert heute imperialistische
Propaganda in klassischen und modernen Medien. Sie dient der
Systemerhaltung, der Unterwanderung anderer Länder, der Verleumdung
unliebsamer Staaten, Institutionen und Personen, der Verhängung von
Sanktionen und insbesondere der Aufrüstung und Kriegsvorbereitung.

Dr. Ulrich Sommerfeld

 * 

70 Jahre Israel - wo bleibt da Palästina?

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Nakba, Israel und Die Linke

Am 14. April 2008 erklärte der damalige Linke-Fraktionsvorsitzende
Gregor Gysi aus Anlaß des 60. Jahrestages der Gründung des Staates
Israel, Antiimperialismus und "Antizionismus" könnten für seine Partei
und Linke generell "keine vertretbare Position sein". Die "taz" meinte
damals, Die Linke erkenne Israel als Teil der deutschen Staatsräson an
und sei damit "endgültig im westlichen Wertesystem angekommen". Das
war richtig. "jW"-Kommentator Werner Pirker fügte damals in der
"jungen Welt" nur hinzu, daß "westliches Wertesystem und
imperialistische Kriegsallianz Synonyme sind". Gysi habe seine
"außenpolitische Reifeprüfung" abgelegt.

Zehn Jahre danach ist Die Linke weiter. In der Erklärung ihrer
Bundestagsfraktion zu 70 Jahre Israel ist Antiimperialismus keiner
Erwähnung wert - der 70jährige Krieg gegen die palästinensische
Bevölkerung kaum. Wer das schafft, hat sich mindestens mit den
Ursachen der aktuellen Kriegsgefahr abgefunden oder gelangt nicht
einmal zur Einsicht der Bundeskanzlerin, daß es hier wahrlich um Krieg
und Frieden geht. Israel ist die einzige Atommacht im Nahen Osten und
nutzt diesen Tatbestand für militärische Schläge und Feldzüge mit
konventionellen Waffen in Permanenz - zumeist als Speerspitze der
"Wertegemeinschaft". Die Behauptung, es gelte u. a. damit das
Existenzrecht Israels zu sichern, ist angesichts des nuklearen
Schilds, der 1973 von Tel Aviv schon einmal aktiviert wurde, eine
Propagandaphrase. Ähnlich absurd ist die bundesdeutsche Staatsräson
gewordene Gleichsetzung von Antisemitismus, Antizionismus und
Israel-Kritik.

Letztere wird häufig, auch von der Linke-Vorsitzenden Katja Kipping,
mit der Behauptung von doppelten Standards zurückgewiesen. Andere
Staaten seien nicht Gegenstand ähnlich vehementer Kritik. Wenn der
Vorwurf überhaupt zutrifft, sei entgegnet: Es gibt auch keinen anderen
Staat, dessen Gründung aus einem völkisch inspirierten
Kolonialvorhaben hervorging und der weltweit über die fast letzte
klassische Kolonie verfügt. Es ging seit der Neuaufteilung der Welt im
Ersten Weltkrieg und der wirklichen Geburtsurkunde Israels, der
Balfour-Deklaration von 1917, um Landnahme und Vertreibung - ohne
Grenzmarkierung und mit Berufung auf theologische Schriften. Die
Benennung all dessen ändert nichts daran: Nach der Schoah wurde die
Gründung Israels völkerrechtlich legitimiert, allerdings war Leitlinie
aller seiner Regierungen, gemeinsam mit den imperialistischen
Großmächten das Völkerrecht zu ignorieren und zu erodieren.

Dieser Prozeß hat sich in den vergangenen zehn Jahren beschleunigt.
Der Gründungstag Israels mit dem "Gemetzel" ("New York Times") an der
Grenze zu Gaza wie auch die Erinnerung an 70 Jahre Nakba finden in
einer Situation statt, in der in Washington und in Tel Aviv
außenpolitische Maxime ist: Probleme nicht politisch lösen, sondern
auf die Spitze treiben bis hin zum Krieg. Wer davon schweigt wie Die
Linke, sollte von Friedensbewegung nicht mehr reden.

Arnold Schölzel

 * 

Nicolás Maduro erneut als Präsident bestätigt

Seit bald zwei Jahrzehnten gibt es keine Wahlen oder Volksabstimmungen
in Venezuela, welche die venezolanische Rechte und ihre
internationalen Verbündeten befriedigen.

Trotz aller Widrigkeiten und der Kampagnen zum Boykott gelang es den
chavistischen Kräften am 20. Mai, wichtige Sektoren der Gesellschaft
zu mobilisieren und die psychologische Grenze von sechs Millionen
Stimmen für die Wiederwahl des Präsidenten Nicolás Maduro zu
überwinden.

Gleichzeitig erhielt er dreimal soviel Stimmen wie der rechte Kandidat
Henri Falcón, der Avanzada Progresista (AP), Movimiento al Socialismo
(MAS) und Copei (Partido Social Cristiano) vertrat und laut Nationalem
Wahlrat nur 1,9 Millionen Stimmen auf sich vereinen konnte. "Der
Chavismus hat nicht nur die Mehrheit wiedergewonnen, sondern er wird
auch jeden Tag stärker", sagte der Leiter der Kampagne Simón Bolívar
Jorge Rodríguez bei einer Pressekonferenz im Bolívar-Theater in
Caracas. Er stellte fest, man müsse den Willen des Volkes von
Venezuela anerkennen, das die Richtung hin zu Souveränität,
Unabhängigkeit und Selbstbestimmung bestätigt habe. Er fügte hinzu,
daß Venezuela und sein Volk Ziel maßloser Angriffe und Aggressionen
gewesen seien, die von der nationalen und internationalen Rechten
ausgingen, welche Forderungen der imperialen Mächte bediene, die das
Land mit einem Wirtschaftskrieg überziehen.

Bei der Analyse der Abstimmungen der letzten drei Jahre erinnerte er
daran, wie die negativen Indizes, wie sie bei den Parlamentswahlen
2015 zum Ausdruck kamen, als man 56 % der Wählerstimmen verloren
hatte, durch die Abstimmung zur Verfassunggebenden Versammlung mit 43
% Beteiligung und durch die regionalen und Kreiswahlen, bei denen der
Chavismus 54 % bzw. 70 % der Unterstützung des Volkes erreichen
konnte, überwunden wurden.

Bei der jetzigen Wahl wurde diese Tendenz bestätigt. "Es war ein
gewaltiger Sieg der venezolanischen Demokratie, eine Lektion für die
ganze Welt, eine mächtige Botschaft, vor allem an diejenigen, die an
ihrer aggressiven Haltung gegen Venezuela festhalten: Jede Stimme
schickte eine Botschaft des Friedens, der Eintracht, des Respekts von
dem Teil des Volkes ausgehend, das Aktionen der Gewalt,
psychologischem und medialem Krieg durch Akteure der Rechten
ausgesetzt war", sagte er.

Nach dem überzeugenden Wahlsieg beeilte sich eine Reihe von Ländern
damit, die Ergebnisse kleinzureden. Länder wie Chile und Kolumbien,
Mitglieder der sogenannten Gruppe von Lima, scheinen zu vergessen, daß
es bei ihren jeweiligen Präsidentschaftswahlen über 50 % Enthaltungen
gab, ohne daß das zu internationalen Sanktionen oder zum Rückzug ihrer
Botschafter geführt hat.

In anderen Ländern wie der Schweiz, die weltweit als ein Beispiel für
Demokratie angeführt wird, registrierte man bei den Wahlen auf
Bundesebene im Jahr 2015 eine Wahlbeteiligung von gerade einmal 48 %
der Wählerschaft. In den Vereinigten Staaten, die die Aggressionen
gegen Venezuela anführen, erhielt der aktuelle Präsident weniger
Stimmen als sein Rivale ...

In einem vom peruanischen Außenministerium herausgegebenen Kommuniqué
heißt es, daß die Wahlen in Venezuela nicht "die internationalen
Standards eines demokratischen, freien, gerechten und transparenten
Prozesses" erfüllten. Die Mitgliedsländer der "Gruppe von Lima" kamen
überein, den Grad der diplomatischen Beziehungen mit Venezuela
herunterzuschrauben, weswegen sie die Botschafter in Caracas zur
Beratung zurückriefen und die Botschafter Venezuelas einbestellten, um
ihren Protest zum Ausdruck zu bringen.

US-Präsident Donald Trump seinerseits verhängte unmittelbar nach der
Wahl neue Sanktionen gegen die venezolanische Regierung, indem er eine
präsidiale Anordnung unterzeichnete, mit welcher der Verkauf von
Schulden und Vermögenswerten durch die Regierung von Nicolás Maduro
auf dem Gebiet der USA begrenzt wird.

So verbietet diese Anordnung jedem Bürger, jeder Institution und jedem
US-Unternehmen venezolanische Schuldscheine, Vermögenswerte oder
Eigentum der venezolanischen Regierung in den USA zu erwerben, wozu
auch die von Petróleos de Venezuela S.A. (PDVSA) stammenden
Investitionen gehören. Die neue Sanktionsmaßnahme ergänzt eine Reihe
von Sanktionen, mit denen Washington anstrebt, die aktuelle Regierung
mit einer Vertiefung der Wirtschaftskrise und der allgemeinen
Unzufriedenheit zu stürzen.

Verschwiegen wurde währenddessen die Meinung Hunderter internationaler
Beobachter, die bei den Wahlen am 20. Mai dabei waren. "Diese Wahlen
müssen von allen anerkannt werden (...) es sind Ergebnisse des
venezolanischen Volkswillens", sagte der Präsident des Rats der
Wahlexperten Lateinamerikas (CEELA) Nicanor Moscoso, einer der die
Wahlen begleitenden Organisationen.

Die Beobachter waren vom Nationalen Wahlrat Venezuelas eingeladen
worden, und sie betonten, daß die Öffnung der Wahllokale ohne
Zwischenfälle erfolgt und die Freiheit der Wahl gewährleistet gewesen
sei.

Gestützt auf "Granma"

(Havanna)

 * 

Soll der Bruch des Völkerrechts Normalität werden?

Bei der einseitigen Aufkündigung des Nuklearabkommens mit Iran durch
die USA handelt es sich um eine ernsthafte Verletzung der Resolution
2231 des UN-Sicherheitsrats. Aber auch Israel hat, wie die
Geschehnisse in Gaza zeigen, mit dem Völkerrecht wenig im Sinn und
somit auch keine Skrupel, sofort nach Trumps Ankündigung Syrien mit
Raketen anzugreifen. Wie bei den Angriffen der USA, Großbritanniens
und Frankreichs zuvor gibt es auch für die israelische Behauptung
eines angeblichen Angriffs iranischer Raketen auf die Golanhöhen
keinen Nachweis, auch keine Schäden.

Die deutsche Regierung erklärt ihre Unterstützung für den israelischen
Angriff und hat kein Problem damit, daß die nach 1945 entwickelten
internationalen Regeln zur Verhinderung von Kriegen immer mehr an
Bedeutung verlieren. Von politischer Unterstützung des
UN-Generalsekretärs Guterres, einen Flächenbrand im Nahen Osten zu
verhindern, ist nichts bekannt.

Die Aufkündigung des Nuklearabkommens und die Raketenangriffe sind
Teil der Vorbereitung eines größeren Krieges (erst einmal) im Nahen
Osten. US-Außenminister Pompeo erklärte Iran zum Zentrum des
Terrorismus und der Aggressionen in diesem Raum, obwohl vom Iran
bisher noch kein Krieg ausgegangen ist. Der neue "Sicherheitsberater"
Trumps, John Bolton, verkündete vor iranischen Dissidenten
(Volksmudschahedin), daß man die Führung im Iran auswechseln müsse und
noch vor 2019 in Teheran den Sieg feiern werde.

Die USA haben als größter Exporteur von Waffen mehr als die Hälfte in
den Nahen Osten geliefert, vor allem an Saudi-Arabien und die
Arabischen Emirate. Saudi-Arabien hat Katar mit Krieg gedroht, wenn es
sich nicht der Allianz gegen Syrien und Iran anschließt.

Der Stabschef des ehemaligen US-Außenministers Colin Powell warnte in
der "New York Times" und während einer Konferenz in Washington vor der
Gefahr, daß Israel die USA in einen Krieg mit Iran ziehe, der einen
Weltkrieg auslösen könne.

Um Irans Verteidigungsfähigkeit zu schwächen, fordert Trump dessen
Verzicht auf die Entwicklung ballistischer Raketen. Zudem soll Teheran
sich verpflichten, seine "destabilisierenden Aktivitäten in der
Region, besonders in Syrien, Irak und Jemen" zu unterlassen.

Diese Forderungen unterstützten auch Frankreichs Präsident Macron,
Bundeskanzlerin Merkel und die britische Premierministerin May in
einer gemeinsamen Erklärung vom 8. Mai als erste Antwort auf Trumps
Kündigung des Nuklearabkommens.

In ihren politischen Äußerungen und Aktivitäten treten sie gegen
Trumps Aufkündigung des Iran-Vertrags auf, denn die neuen Sanktionen
gegen Iran treffen auch ihre Handelsbeziehungen äußerst empfindlich.
Allein für Airbus steht z. B. ein Vertrag in Höhe von ca. 16
Milliarden Euro auf dem Spiel.

Horst Neumann

 * 

Was sagt der Koalitionsvertrag zur Friedensfrage?

Am 12. März 2018 verabschiedeten die Vertreter von CDU, CSU und FDP
den Koalitionsvertrag "Ein neuer Anfang für Europa. Eine neue Dynamik
für Deutschland.

Ein neuer Zusammenhalt für unser Land". Dieses 175seitige Dokument ist
die Frucht eines halbjährigen Marionettentheaters nach dem desaströsen
Abschneiden im Wahlkampf im September 2017. Zunächst ging es in
Gesprächen um eine "Jamaika-Koalition", dann um die Fortsetzung der
gescheiterten Koalition. Martin Schulz, der zu Beginn die erneute
Koalition abgelehnt und dafür 100 % der Stimmen der SPD-Delegierten
erhalten hatte, verglühte schnell und erbärmlich, ebenfalls Sigmar
Gabriel, der zum beliebtesten Politiker hochgespielt worden war.

Der Kernsatz zu Krieg und Frieden lautet: "Die gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik muß im Sinne einer Friedensmacht Europa gestärkt
werden." Was bedeutet den Autoren Europa als Friedensmacht? Zum einen
"die Fortsetzung der EU-Erweiterungspolitik" und zum anderen "innere
Reformen", um die "Handlungsfreiheit" der EU sicherzustellen. Um
welche "Handlungen" soll es gehen?

1. Atomwaffen

Wer bestreitet, daß Kernwaffen die Existenz der Menschheit bedrohen?
Nicht nur Willy Brandt und Erich Honecker forderten: Das Teufelszeug
muß weg! Michail Gorbatschow trat 1985 mit der Losung an: Bis zum Jahr
2000 soll die Erde atomwaffenfrei sein. Die BRD trat wie die DDR vor
mehr als dreißig Jahren dem Atomwaffensperrvertrag bei. Die Zahl der
Staaten, die Atomwaffen besitzen, hat zugenommen, die Ausgaben für
deren Produktion stiegen ebenfalls. 2017 betrugen die Ausgaben für
Atomwaffen an 29 Firmen 525 Mrd. Dollar. Welch eine wahnsinnige
Verschwendung für Waffen, deren Anwendung Selbstmord wäre!
UNO-Generalsekretär Antonio Guterres erklärte am 19. September 2017
vor der UNO-Vollversammlung: "Die atomare Bedrohung ist so hoch wie
noch nie seit dem Ende des kalten Krieges und die größte Gefahr in
unserer Zeit."

Ist das durch die Berliner Brille nicht erkennbar? Deutschland hat
sich der Bewegung von UNO-Mitgliedsstaaten, die keine Atomwaffen
besitzen und deren Abschaffung fordern, nicht angeschlossen. Warum
nicht?

2. NATO-Mitgliedschaft

Deutschland begründete seine NATO-Mitgliedschaft mit einer
kommunistischen Gefahr, die aus Moskau drohe. Mit dem Sieg der
"Demokratien", die sich 1990 etablierten, fiel der "Feind" weg. NATO
und EU blieben nicht nur am Leben, sondern erweiterten ihr Gebiet im
Zuge der "Osterweiterung" auf Kosten Moskaus. Das Koalitionspapier
behauptet, Europa sei "ein Garant für eine gute Zukunft in Frieden,
Freiheit und Wohlstand". Das Gegenteil ist wahr.

Der erste Abschnitt des Koalitionsvertrags trägt den Titel: "Ein neuer
Anfang für Europa". Regiert Angela Merkel "Europa"? Gehört Rußland
dazu? Auf den vier Seiten dieses Abschnitts werden die Begriffe
Europa, EU, NATO ganze 47mal als Synonyme verwendet, obwohl jedes Mal
etwas anderes gemeint ist. Stets ist ein Machtbereich gemeint, in dem
Monopolisten die Macht ausüben, diese aber über die "Europa"-Politik
auf den Kurs Berlins gezwungen werden sollen. Die Konflikte sind
vorprogrammiert.

3. Rüstungsspirale

Im "Spiegel"-Gespräch vom 24. April mit Außenminister Maas lautete
eine Aussage: "Polen und Ungarn haben sich von einem Teil der
europäischen Werte verabschiedet." Beides hat weitreichende
Konsequenzen für das Geschichtsbild der "Wende", die hier nicht
erörtert werden.

Die Tatsache, daß Deutschland Mörder und Kriegstreiber überall in der
Welt mit todbringenden Waffen versorgt, wird im Dokument nicht
erwähnt. Aus Scham? Der kritische Leser weiß: Ohne Waffen kein Krieg.

In unserem Fall hieß der Lieferant Sigmar Gabriel, der Vorsitzender
der Partei August Bebels war. Er avancierte zum beliebtesten
Politiker, als und nachdem der Rüstungsexport auch in Krisen- und
Kriegsgebiete alle Rekorde gebrochen hatte. Als Beitrag der Deutschen
zum Frieden oder zum Nutzen der skrupellosen Rüstungsgewinnler?

4. Beziehungen zu Rußland

Niemand kann ernsthaft bestreiten: Das verhängnisvollste Ereignis in
der deutschen Außenpolit ik des vergangenen Jahrhunderts war die
Aggression Hitlerdeutschlands gegen die Sowjetunion und die Okkupation
von Teilen dieses Landes. Matthias Platzeck rühmte am 14. April die
Russen dafür, daß sie nach 1945 "Versöhnung, Vergebung und
Freundschaft angeboten" hätten, "die Deutschen" seien aber nicht
sensibel genug mit diesem Angebot umgegangen. Sein Urteil kann für die
DDR-Deutschen nicht gelten. Ohne deren Vorleistung hätte Gorbatschow
nie "bis zur Selbstverleugnung" die deutsche Einheit akzeptieren
können. Die "Osterweiterung" war die Folge und zugleich die Ursache
für die jetzigen Spannungen. Der Koalitionsvertrag unterschlägt den
gefährlichsten Konflikt. Warum?

5. Weltweite Militäreinsätze der Bundeswehr

Die neue Bundesregierung hat, kaum im Amt, einige Bundeswehreinsätze
verlängert. Daß das wichtige Entscheidungen sind, für einige über
Leben und Tod, wird kaum einer Begründung bedürfen, nachdem die
Ministerin in Hannover am 12. März einen neuen Abschnitt der
Traditionspflege der Bundeswehr eingeleitet hat. Eine Kaserne wurde
nach einem Stabsfeldwebel genannt, der in Afghanistan, "fern der
Heimat" gefallen war. Er hat also Deutschland am Hindukusch
verteidigt, wie ein anderer Minister es gefordert hatte. Zum Glück
gibt es in Japan oder China noch keine Minister, die ihre Länder am
Rhein verteidigen wollen. Aus welchen Gründen auch immer, der
Koalitionsvertrag sagt zur Zukunft der Militäreinsätze nichts. Dabei
sind sie das sichtbarste Zeichen für die seit 1990 veränderte
Strategie. Solange die DDR und die NVA existierten, war die BRD
gezwungen, sich bei kriegerischen Handlungen "out of area"
zurückzuhalten. Die NVA war objektiv "peacekeeper".

6. Das Völker- und Staatsrecht

Den Verfassern des Koalitionsvertrages scheinen Völkerrecht und
Verfassung beim Regieren überflüssig oder lästig zu sein. Das
Grundgesetz läßt den Einsatz der Bundeswehr nur zum Zwecke der
Verteidigung unter Beachtung bestimmter Prozeduren zu. Das
Völkerrecht, zu dessen Einhaltung jeder deutsche Bürger nach dem
Grundgesetz (Artikel 24) verpflichtet ist, verlangt den Gewaltverzicht
und verbietet die Einmischung in innere Angelegenheiten anderer
Staaten.

Der Koalitionsvertrag ist blind für die Tatsache, daß die Regierung
und die Mehrheit des Bundestages beim Einsatz der Bundeswehr in der
Regel gegen das Grundgesetz und die UNO-Charta verstoßen. Während der
vierzigjährigen Existenz der DDR hat auch die Bundeswehr keine
Einsätze "out of area" durchgeführt, seit 1990 sind es Einsätze in
siebzehn Ländern, darunter 1999 die Aggression gegen Juoslawien durch
Gerhard Schröder, Joseph Fischer und Rudolf Scharping. Gerhard
Schröder hat den Völkerrechtsbruch inzwischen öffentlich eingestanden.

Der bisherige Höhepunkt war Merkels Komplizenschaft beim Luftangriff
der USA in Syrien am 20. April. Angela Merkel erklärte die Antwort auf
einen unbewiesenen Giftgaseinsatz Syriens als "berechtigt und
angemessen", womit sie die Rolle eines Anklägers und Richters für sich
beanspruchte. Ein Spruch des Sicherheitsrats war weder vor noch nach
dem Völkerrechtsbruch erreichbar. Der Koalitionsvertrag erleichtert es
der Regierung, den Kurs auf einen Krieg zu verstärken, in dem er mit
sprachlichen Tricks den wahren Charakter der Politik verschleiert. Auf
den Mißbrauch des Begriffs "Europa" wurde bereits verwiesen.

Auch die Begriffe wir/unser helfen, die Vorgänge zu vernebeln.

"Wir wollen, wir werden, wir brauchen"
suggeriert, die große Koalition regiere im Interesse des Volkes ...

Prof. Dr. Horst Schneider †
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Gegen Geschichtsverzerrung, kriegerische Hysterie und Abbau von
Grundrechten

Seit Dezember 2014 ist in Thüringen eine Regierungskoalition von Die
Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen unter Ministerpräsident Bodo
Ramelow (Die Linke) tätig.

Unter dem Einfluß der seit den 90er Jahren von der CDU/CSU bundesweit
im Zusammenwirken mit der SPD geprägten Geschichtspolitik sowie mit
bündnispolitischen Vorwänden wurde von ihr die weitere und noch
entschiedenere "Aufarbeitung" von Geschichte und Gesellschaft der DDR
zu einem vorrangigen Projekt der Koalition und absolutem Schwerpunkt
auf dem Gebiet historischer Forschung, Bildung und Propaganda erklärt.
Die wissenschaftlich, politisch und rechtsgeschichtlich unhaltbare
Etikettierung der DDR als "Unrechtsstaat" wurde dem Abmarsch nach
rechts als Flagge vorangetragen.

Am 7. März 2018 wurde dem Landtag unter dem Titel "Bericht der
Landesregierung zu ihren Aktivitäten auf dem Gebiet der Aufarbeitung
der SED-Diktatur in Thüringen" der Rapport für die Zeit vom März 2017
bis Februar 2018 zugeleitet. (...) Die inhaltliche Orientierung ist
stichwortartig zu erkennen: Opferverbände, Rehabilitierungen,
Heimkinder, Zwangsausgesiedelte, Zwangsadoptierte, Haftzwangsarbeit,
Verfolgte Schüler, SED-Unrecht im Sport, Strafrechtliche Aufarbeitung,
Erinnerungskultur und Gedenkstätten, Schule und Ausbildung,
Wissenschaftliche Aufarbeitung, Politische Bildung,
Demokratieerziehung (...)

Die Liste verdeutlicht: Das Bild von Gesellschaft und Geschichte der
DDR soll dauerhaft durch die vorrangige Darstellung frag- und
kritikwürdiger Sachverhalte und Momente - tatsächlicher oder brauchbar
interpretierter oder erfundener - gezeichnet werden, die zugunsten
dieses Zweckes beliebig pauschalisiert, übertrieben sowie unablässig
(...) wiederholt werden. Die Initiatoren sehen die Politik, die
Medien, die politische Bildung und die Schule als entscheidende Ebenen
einer lückenlosen Indoktrination der Bevölkerung an. Im Unterschied zu
Gestapo und SD, aber auch zu Verfassungsschutz und BND, sind
Aktivitäten, Personen und Akten der Staatssicherheit der DDR von
Anbeginn durch Archivöffnungen ohne Datenschutz der Politik und den
Medien zugänglich gemacht worden. Das Anliegen bleibt, dies unablässig
öffentlich zu thematisieren und zu denunzieren, um die DDR auch
nachwachsenden Generationen schließlich als das wohl dunkelste
Phänomen der deutschen Geschichte überhaupt einzubleuen. (...)

Damit überrascht kaum noch, daß vorzugsweise antikommunistisch
motivierte Behörden und Einrichtungen als geschätzte Partner einer
vermeintlich völlig anderen Koalition unverändert wirken können sowie
Förderung erfahren: Landesbeauftragter für die Aufarbeitung der
SED-Diktatur sowie drei Außenstellen des "Stasi"-Bundesbeauftragten,
Landeszentrale für politische Bildung Thüringen, Stiftung Ettersberg
für international vergleichende Diktaturforschung, Lehrstuhl für
europäischen Diktaturenvergleich an der Universität Jena,
Grenzlandmuseen und Museum Andreasstraße Erfurt. Sie sind weiter zu
den von ihnen bevorzugten Themen eingeladen wie "Diktatur" versus
"Demokratie", "Volksaufstand" 1953 in der DDR, "Friedliche
Revolution", Grenzregime der DDR, Mauerbau und Mauerfall u. ä. (...)
In den Schulen sollen "DDR-Unrecht", "Unrechtsstaat" und "Opfer des
DDR-Regimes" stärker behandelt werden.

Die Wissenschaft habe die DDR außer Analogien mit dem Verbrecherstaat
bis 1945 zu ziehen auch in die "europäische Diktaturgeschichte nach
dem zweiten Weltkrieg", also neben Franco-Spanien, Portugals
langjähriger Diktatur sowie türkischen und griechischen
Militärregimes, einzuordnen.

Seit Ende 2017 erwuchsen aus jenen staatlich betriebenen Aktivitäten
Thüringens in der Gruppe der ostdeutschen Bundesländer sowie von
diesen im Bundesrat Beiträge zur künftigen Geschichtspolitik auf
Bundesebene. Letzteres fand inzwischen seinen Niederschlag im
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 7. Februar 2018. Im
Abschnitt "Gedenken und Erinnern" wird die DDR ausschließlich unter
den Vorzeichen von "Diktatur" und "Unrecht" thematisiert. Zum Umgang
mit wiederholtem massenhaftem Unrecht in der Geschichte der
Bundesrepublik gibt es keine Aussage. Die fortgesetzte Deklassierung
Ostdeutscher geht über die geschichtsideologische Geringschätzung
hinaus bis zur Fortschreibung verfassungswidriger Sonderregelungen:
"Die Überprüfungsmöglichkeit auf eine hauptamtliche oder inoffizielle
Stasitätigkeit im öffentlichen Dienst soll für einen weiter zu
beschränkenden Personenkreis bis zum 31. Dezember 2030 verlängert
werden." Die "Stasi"-Unterlagenbehörde werde "zukunftsfest" gemacht.
Darüber hinaus stehen den "durch SED-Unrecht Geschädigten" auch
künftig gesellschaftliche Anerkennung und Rehabilitierung zu: "Deshalb
wird die Koalition die Fristen in den Rehabilitationsgesetzen
streichen." Letzteres bedeutet, daß Anträge auf Rehabilitierung oder
Wiedergutmachung, die sich auf erlittenes "SED-Unrecht" berufen, auf
unbegrenzte Zeit mit Aussicht auf entsprechende Leistungen gestellt
werden können.

Es gibt ein eindrucksvolles internationales Dokument der "Entfristung"
von Strafbarkeiten: Die Generalversammlung der UNO beschloß im
November 1968 die Konvention über die Unverjährbarkeit von
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die Nazi-
und Kriegsverbrechen des deutschen Faschismus in zahlreichen Ländern
zwischen 1939 und 1945 waren der entscheidende und zwingende Anlaß für
diesen Schritt, der auch eine besondere Verpflichtung für beide
deutsche Staaten bedeutete. Er war auch eine Reaktion auf das
Bestreben von CDU, CSU und FDP, am 9. Mai 1965 alle Nazi- und
Kriegsverbrechen verjähren zu lassen.

Die DDR trat der Konvention bei und nahm diese Rechtsposition in ihre
Verfassung von 1968 auf. Die BRD weigerte sich und ist der Konvention
niemals beigetreten.

Die in der Rechtsgeschichte der Bundesrepublik ungewöhnlichen neueren
Regelungen erklären sich weniger aus einer künftig zu erwartenden,
erheblichen Anzahl von Schädigungen, die erst nach drei Jahrzehnten
und später neu bemerkt oder behauptetet würden. Ihretwegen sei es
angeblich notwendig zu ermöglichen, weiterhin Ansprüche auf
Rehabilitierung und Wiedergutmachung geltend zu machen. Vielmehr geht
es wie auf anderen Gebieten um den damit verbundenen Beitrag für die
dauerhafte und unablässige, öffentlichkeitswirksam thematisierte
Herabsetzung der DDR. (...)

Es ist angesichts der absehbaren Bestrebungen in Politik, politischer
Bildung und Medien notwendig, die Schlußstrichpolitik der
Bundesrepublik in Erinnerung zu rufen, mit der ab September 1949 die
Schuldfrage, Aufklärung, Sühne und Wiedergutmachung nach den
Verbrechen der faschistischen Diktatur verdrängt wurden: die
Aufeinanderfolge von Straffreiheit, Verjährungen, Amnestien und
Begnadigungen für Nazi- und Kriegsverbrecher, die Rehabilitierung und
Integration der Masse der Täter und Mitläufer des Verbrecherstaates,
die Anfeindung und Ächtung des Antifaschismus sowie jahrzehntelange
Versäumnisse der Wiedergutmachung gegenüber großen Opfergruppen im In-
und Ausland.

Mehrjährige, geschweige denn jahrzehntelange, flächendeckende
Überprüfungen bezüglich Tätigkeiten im vorangegangenen System oder die
Entfristung von Ansprüchen auf Wiedergutmachung waren weder vorgesehen
noch jemals realisiert worden. Soweit sie gefordert worden waren,
wurden sie mit Verweisen auf Gebote der Grundgesetzes und der
Rechtssicherheit abgewiesen. Alles geschah auf Initiative und in der
Verantwortung von CDU, CSU und FDP mit Unterstützung weiterer
Rechtskräfte sowie zunehmend auch seitens der SPD. (...)

Die an der NATO und ihrer Führungsmacht USA orientierte Staatsräson
der Bundesrepublik bedarf im Dienst weiterer Aufrüstung und
Auslandseinsätze sowie künftiger Rüstungsexporte für Tötungszwecke
verschiedenster Regimes der geschichtsideologischen Prägung der
kämpfenden Truppe ebenso wie der Heimatfront. Dem dient auch die
Ächtung der antimilitaristischen Herkunft der DDR sowie der
friedenspolitisch konstruktiven Rolle ihrer Streitkräfte im
Traditionsverständnis der Bundeswehr. (...)

Die Unterstützung wiederholter völkerrechtswidriger Drohungen,
Aggressionsakte und Okkupationen seitens NATO-Staaten und deren
Verbündete sowie ihrer Hochrüstung durch die Bundesregierung
signalisiert die fortgeschrittene Stufe der Rückkehr zu
friedensfeindlicher und menschenverachtender Macht- und
Interessenpolitik. Eine Wende zum Vorrang von Friedenspolitik und
Abrüstung ist im Einklang mit den Erwartungen der Mehrheit der
Bevölkerung durch demokratische Bewegungen und Bündnisse zu erzwingen.
(...)

Alles in allem geht es in der von oben angestrebten Weise
grundsätzlich sowie im Kontext deutscher und europäischer
Rechtsentwicklungen darum, die weltgeschichtlich einmalige
Verbrechensbilanz des deutschen Imperialismus, Militarismus und
Faschismus von 1900 bis 1945 auf weite Sicht zu relativieren und in
den Hintergrund des öffentlichen Geschichtsbewußtseins treten zu
lassen. Die antikommunistische Formierung der bundesdeutschen
Gesellschaft unter konservativer Hegemonie und das erneute Betreben,
ökonomisch, militärisch und politisch in Europa und der Welt
einflußreichere Positionen und wachsenden Einfluß zu erlangen,
bedingen und durchdringen sich gegenseitig. Die Kontroversen um
Gesellschaft und Politik der DDR sowie ihren Platz in der deutschen
und europäischen Geschichte des 20. Jahrhunderts sind Teil dieser
Auseinandersetzungen. Die Tragweite der Herausforderung ist zu
erkennen und demokratisch-antimilitaristischem Handeln zugrunde zu
legen.

Grundsätzliche und kämpferisch zu erstreitende, alternative
gesellschafts-, sozial- und friedenspolitische Ziele sind das Gebot
der Stunde.

Prof. Dr. Ludwig Elm, Jena

Unter Zustimmung von Prof. Dr. Edeltraut Felfe, Greifswald / Prof.
Dr. Hermann Klenner, Berlin / Prof. Dr. Anton Latzo, Langerwisch /
Prof. Dr. Ekkehard Lieberam, Leipzig / Prof. Dr. Manfred Weißbecker,
Jena
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Unheilbar kriegssüchtig

Der Hauptfeind steht im eigenen Land: Die Mehrheit der Bevölkerung
ruft nicht nach Krieg, im Gegenteil. Zumindest einer stemmt sich jetzt
gegen die Wehrkraftzersetzung, der Historiker und Publizist Michael
Wolffsohn, von 1981 bis 2012 an der Universität der Bundeswehr in
München tätig. Er erteilte dem Defätistenkollektiv der Deutschen am 4.
Mai in der "Welt" unter dem Titel "Wir schaffen es nicht" eine
Lektion. Denn gemeint sei damit "zur Abwechslung" nicht "das schon
jetzt absehbare Scheitern staatlicher Integrationspolitik", die Rede
sei "vom ebenfalls absehbaren Scheitern unserer Sicherheitspolitik
nach außen und innen".

Es hapere im "sicherheitspolitischen Entwicklungsland" an
Gefahrenanalyse und einer faktenbasierten Strategie. Schuld daran sei
weniger oder zumindest nicht nur "die" Politik, "wir", in
Großbuchstaben gedruckt, seien es, "jedenfalls die meisten von uns".
Zu denen zählt sich Wolffsohn nicht, er belehrt "die meisten" daher:
"'Die' Politik reagiert nur. Sie liefert seit Jahrzehnten, was wir
wahrnehmen und wünschen: eine friedliche Welt." Dem ist zu entnehmen:
Die bald 20 Jahre andauernde bewaffnete deutsche Beteiligung an den
Feldzügen des Westens von Kosovo und Afghanistan bis hin zu Mali,
Syrien und Irak entsprang dem Wunsch der Mehrheit nach einer
friedlichen Welt. Die in Berlin Regierenden vollstreckten lediglich
den allgemeinen Willen. Auf diese großartige Idee war nicht einmal der
Kriegspfaffe Joachim Gauck gekommen. Er stufte kurz nach Amtsantritt
als Bundespräsident im Juni 2012 das deutsche "Wir" als
"glückssüchtig" ein, also als krankhaft abhängig, weil es so ungern an
neue deutsche Kriegsversehrte und noch viel weniger gern daran denke,
"daß es wieder deutsche Gefallene gibt".

Wolffsohn geht endlich über Gauck hinaus: Nicht nur "die" Gesellschaft
hat moralisch abgerüstet, ihre Regierung auch. Das konnte der
Staatschef schlecht sagen. Der Bundeswehr-Gelehrte hält nun beiden,
Gesellschaft und Politik, den Spiegel vor und diagnostiziert
"Wirklichkeitsdefizite", "Zukunftsschwäche" und andere Leiden. Denn:
"Indem sie seit Jahrzehnten 'Nie wieder!' rufen, ähneln sie
Autofahrern, die nur in den Rückspiegel schauen, so daß es vorne
kracht." Das "Nie wieder" sei ja "eigentlich sympathisch", es habe
"die alte deutsche Krankheit, das alte und kruppstahlharte Ich des
deutschen Michels" dauerhaft besiegen wollen, gewählt aber hätten
"wir" mehr Wohlfahrt als Sicherheit.

Wer bisher annahm, die deutsche Exportquote und ihre militärische
Absicherung seien zur Zeit Triebfedern deutscher Politik, so wie es in
den "Verteidigungspolitischen Richtlinien" seit 1992 wiederholt
formuliert wurde, erfährt durch Wolffsohn: Stimmt nicht. Fettlebe und
Ruhe sind's deutsche Panier. Und wenn schon geistig-moralischer
Verfall, dann aber richtig: "Undankbar und übermütig, nörgelten wir -
nicht erst seit dem Republikaner Trump - an 'den' Amerikanern herum."
Die Bundesrepublik - sittlich ein Schweinestall.

Auch in der inneren Sicherheitspolitik: Erst "Nie wieder
Antisemitismus!" rufen und dann "den roten Teppich" für
"alleinstehende junge Männer aus islamischen Staaten" auslegen, die
ohne Papiere, mit Handy "sowie mit eingetrichtertem religiösem oder
nahostpolitischem Judenhaß" kommen, ein "Import gefährlicher
Judenhasser". Die Bundesrepublik - eine antisemitische
Zuwanderungsveranstaltung.

Wer wie ein Rassist redet, ist vielleicht einer. Wolffsohn vermißt das
Bekenntnis zum imperialistischen, also stets auch mit rassistischer
Mobilisierung geführten Krieg und hält es folgerichtig mit
Pseudomedizin: "Wenn überhaupt, kann die deutsche Krankheit nicht
kurzfristig geheilt werden. Wir schaffen es - nicht." Schön wär's,
Mordspatriot!

A. Sch.

 * 

Fortsetzung der Diskussion: Wagenknechts und Lafontaines
Denkfehler 
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Plädoyer für einen klassenpolitischen Neuanfang

Auf Initiative von Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht ist
erfreulicherweise eine Diskussion über eine linke Sammlungsbewegung in
Gang gekommen. In Großbritannien unter Jeremy Corbyn und in Frankreich
unter Jean Luc Melenchon gibt es linke Sammlungsbewegungen. Sie lehren
die Herrschenden das Fürchten. Sie zeigen, daß linke Mobilisierung
auch heute möglich ist. Erfreulich ist aus meiner Sicht, daß die
Initiative von Sahra und Oskar in eine richtige Richtung geht: Die
Linke wird nur Erfolge gegen die neoliberale Kapitaloffensive zur
Verbesserung der sozialen und politischen Lebenslage der einfachen
Menschen erreichen können, wenn die Klasse der Lohnarbeiter wieder
selbst zum politischen Akteur wird.

Ich bin fassungslos, wenn im Sinne einer regelrechten Gläubigkeit an
die parlamentarische Scheinwelt gesagt wird, eine Sammlung der Linken
habe das Ziel, alle linken Politiker aus Linkspartei, SPD und Grünen
zusammenzubringen, um eine "soziale Regierung" zu bilden. Was für eine
Ignoranz gegenüber der Marxschen Politik- und Klassentheorie!

Übersehen wird (unbewußt oder bewußt), daß Karl Marx uns eine ganz
andere, wirklich taugliche politische Erkenntnis hinterlassen hat:
Machtpolitische Grundlage linker Politik sind die Interessen der
Lohnarbeiter; machtpolitische Voraussetzung erfolgreicher linker
Politik ist nicht die Standhaftigkeit linker Politiker, sondern das
aktive Eingreifen der Lohnarbeiterklasse in den politischen Prozeß.

Für einen wirklichen Politikwechsel bedarf es nach den Erfahrungen der
letzten Jahrzehnte dabei schon eines revolutionären gesellschaftlichen
Aufbruchs mit der politischen Kraft etwa der deutschen
Novemberrevolution vor 100 Jahren. Linke Politik kann nur erfolgreich
sein, wenn wir die Herrschaft des Kapitals durch Gegenmacht der
Lohnarbeiter unter Druck setzen, wenn die Arbeiterklasse, wie es Rosa
Luxemburg im Jahre 1905 in ihrem Artikel über die russische Revolution
schrieb, selber die politische Bühne betritt.

Karl Marx hatte recht, wenn er davon ausging, daß Sozialismus ohne
eine kämpfende Arbeiterklasse nichts ist als eine interessante Utopie.
Wenn Die Linke gegen den aktuellen Rechtsruck in der Politik wieder in
die Offensive kommen will, dann muß sie sich frei machen von allen
politischen Illusionen und politischen Verstrickungen mit den
Regierenden. Sie muß einen klassenpolitischen Neuanfang im Geiste von
Karl Marx und Friedrich Engels in Richtung der Entwicklung der
Lohnarbeiter zur "Klasse für sich selbst" auf ihre Fahnen schreiben.

Prof. Dr. Ekkehard Lieberam, Leipzig

(Aus seiner Rede zum 200. Geburtstag von Karl Marx)
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Erfolge lassen sich nur gemeinsam erringen

In einem Antrag an den 6. Parteitag der Partei Die Linke schrieben
Raimon Brete und weitere Mitglieder des PDL-Stadtverbands Chemnitz:


Es ist höchste Zeit, daß die Kräfte, die eine friedliche,
soziale und solidarische Gesellschaft wirklich wollen, sich
zusammenschließen und eine wirksame linke Alternative gemeinsam
begründen und dafür aktiv sowie vorurteilsfrei arbeiten. Wir wissen
nur zu gut, Erfolge kann man nur miteinander und nicht getrennt und
gegeneinander erreichen.

Packen wir es bei aller Unterschiedlichkeit in einzelnen Fragen zur
weiteren gesellschaftlichen Entwicklung an, wenn der Grundkonsens
Frieden und soziale Gerechtigkeit lautet!

Das Ziel bleibt die Überwindung des vorherrschenden ungerechten sowie
kriegerischen kapitalistischen Gesellschaftssystems.

Auch aus Halle erreichte uns ein Aufruf zur Bildung einer "linken
Einheitsbewegung dieses Landes", den viele Befürworter unterschrieben
haben. In diesem Appell heißt es:

An den Grenzen Rußlands werden bewaffnete Aggressionskräfte
unter maßgeblicher deutscher Beteiligung stationiert (...). Diese
menschenfeindliche Politik ist nicht nachhaltig durch die Betroffenen
gestört. Sie wird mehr oder weniger offen beim Namen genannt,
entlarvt, kritisiert und auch als friedensfeindlich bezeichnet.
Parlamentarische Gremien sind ohne Zweifel wirksam benutzte Tribünen
von linken Gegenmaßnahmen.

Die Wirklichkeit in unserem Land zeigt aber, daß (...) viele Menschen
Aktivitäten linker Politik in Deutschland und Europa vermissen. Im
Gegensatz dazu stellen wir die Bündelung rechter Kräfte fest, die
sowohl in Deutschland als auch in den Nachbarländern Österreich, den
Niederlanden und Frankreich besonders offen vorgehen.

Es ist höchste Zeit, dieser menschenfeindlichen und
friedensgefährdenden Politik gemeinsam entgegenzutreten. Weltweit
suchen Linke nach Wegen dazu. In einigen Ländern sind sie damit
erfolgreich. Das muß auch in Deutschland möglich sein.

 * 

Ohne Druck von unten ändert sich nichts
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Was wir wollen
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200 Jahre Karl Marx - eine Nachlese
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75 Jahre NKFD

Am 12. Juli 1988 fand in Berlin eine Festveranstaltung zum 45.
Jahrestag der Gründung des Nationalkomitees "Freies Deutschland"
statt. Wir bringen aus Anlaß des 75. Jahrestags einen Auszug aus der
damaligen Rede von Armeegeneral Heinz Keßler, Verteidigungsminister
der DDR:

Der faschistische Raubkrieg war das größte Verbrechen an der
Menschheit und auch am deutschen Volk. Es war ein barbarischer Krieg.
Jetzt ging es um die Beendigung dieses Krieges, die Wiedererlangung
des Friedens, den Sturz des Faschismus, der das deutsche Volk
unweigerlich in die Katastrophe trieb. Das Nationalkomitee erklärte in
seinem Manifest vom 13. Juli 1943 an die Wehrmacht und das deutsche
Volk: "Der Krieg ist verloren. Deutschland kann ihn nur noch
hinschleppen um den Preis unermeßlicher Opfer und Entbehrungen. Die
Weiterführung des aussichtslosen Krieges würde das Ende der Nation
bedeuten. Aber Deutschland darf nicht sterben! Es geht jetzt um Sein
oder Nichtsein unseres Vaterlandes." (...)

Die Gründung des Nationalkomitees "Freies Deutschland" auf
sowjetischem Boden erfolgte mit großer Unterstützung und vollem
Verständnis der Führung der KPdSU und der Sowjetregierung. Die Vorhut
der deutschen Arbeiterklasse, die deutschen Kommunisten, standen von
Anbeginn des Sowjetstaates fest an seiner Seite und fühlten sich
engstens mit der Partei Lenins verbunden. Sie unterstützten
entsprechend ihren damals noch geringen Möglichkeiten die Völker der
UdSSR in ihrem schweren Aufbauwerk und erhielten selbst auf vielfache
Weise solidarische Hilfe vom Sowjetvolk. Die KPD leistete eine enorme
politischideologische Arbeit für die Entwicklung der Freundschaft der
deutschen Werktätigen mit den sowjetischen Arbeitern und Bauern.
"Hände weg von Sowjetrußland", das war eine der wichtigsten Aktionen
der internationalen Arbeiterklasse und auch der fortschrittlichen
Kräfte des deutschen Volkes im Kampf um das Überleben der jungen
Sowjetmacht in der imperialistischen Umkreisung. (...)

Viele Kämpfer des ant ifaschistischen Widerstandes und der Bewegung
"Freies Deutschland" erlebten den Neubeginn eines demokratischen
Deutschland nicht mehr. Sie starben unter dem Fallbeil, durch
faschistische Erschießungskommandos oder im Feuer der Waffen der
Hitlerarmee als deutsche Patrioten. (...) Geist und Tat des
Nationalkomitees und der Bewegung "Freies Deutschland" gehören zu den
besten Traditionen unseres Volkes und seiner sozialistischen
Streitkräfte. (...)

Mehr als 20 Generale und Admirale, die als leitende Kader die
kasernierte Volkspolizei und später die Nationale Volksarmee mit
aufbauten, waren Angehörige der Bewegung "Freies Deutschland" oder
kämpften entsprechend den Weisungen des Zentralkomitees der KPD und
den Zielstellungen des Nationalkomitees in der Sowjetunion und in
anderen europäischen Ländern gegen den Faschismus.

In den Stäben unserer Streitkräfte wirkten annähernd 100
Stabsoffiziere, die Mitglieder der Bewegung "Freies Deutschland" waren
und zum größten Teil im unmittelbaren Fronteinsatz gegen die
faschistische Armee gekämpft hatten. Fast 200 Offiziere hatten eine
antifaschistische Schule in der Sowjetunion besucht. (...) Auch heute
handelt die DDR getreu der Leninschen Erkenntnis, daß eine Revolution
nur dann etwas wert ist, wenn sie sich auch zu verteidigen versteht.
(...) Konsequent verwirklichen wir in der DDR die Lehren aus dem
antifaschistischen Widerstandskampf.

Mit tiefer Berechtigung können wir sagen: Das Vermächtnis all seiner
Helden lebt weiter in den Taten unserer Bürger zur umfassenden
Stärkung unseres sozialistischen Vaterlandes.

Die vor einem halben Jahrhundert in der schweren Zeit des
antifaschistischen Widerstandes verwirklichten Ideen von der
Einheitsund Volksfront wurden in der DDR durch die Vereinigung der KPD
und SPD zur SED, durch die Schaffung einheitlicher Gewerkschaften und
eines einheitlichen antifaschistischen Jugendverbandes erfolgreich
weitergeführt. Sie sind verkörpert im breiten demokratischen Bündnis
der in der Nationalen Front der DDR vereinten Parteien und
gesellschaftlichen Organisationen unterschiedlichen Charakters sowie
in der alle Schichten unseres Volkes umfassenden Friedensbewegung.

Besonders auf dem Felde der Außenpolitik, in der wichtigsten Frage der
Weltpolitik, der Sicherung des Friedens und der Abwendung eines
nuklearen Infernos, hat sich die breite Bündnispolitik der SED und
unserer Republik als wirksamer Beitrag im internationalen Ringen der
Sowjetunion, der sozialistischen Staaten und aller anderen
Friedenskräfte erwiesen.

Heinz Keßler

(1988)
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Tips für einen Besuch bei Lenin
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Nelson Mandela zum 100.

How does change happen? - Wie entsteht Veränderung? So lautete der
Titel eines Vortrags, den Angela Davis vor fünf Jahren an der
Goethe-Universität Frankfurt/Main hielt. Bevor sie ihren eigenen
Vortrag begann, würdigte sie Nelson Mandela, der am 18. Juli seinen
100. Geburtstag hätte feiern können.

Es lebe Mandela! 1985, fünf Jahre bevor Nelson Mandela spätestens aus
dem Gefängnis hätte entlassen werden sollen, bot das Apartheid-Regime
Nelson Mandela unter der Bedingung die Freiheit an, daß er bereit
wäre, der Gewalt zu entsagen. Mandela wies dieses Angebot mit der von
seiner Tochter übermittelten Begründung zurück: Die
Apartheid-Regierung sei diejenige Partei, die sich gegen die Anwendung
von Gewalt aussprechen müsse. Zudem könne man nur verhandeln, wenn man
frei sei, Gefangene seien in Verträge nicht eingebunden. Oft wurde
Mandela als eine Person beschrieben, die bereit sei zu vergeben und zu
vergessen. Seine Beziehung zu Willem de Klerk, seine Freundschaft mit
einem der Wächter von Robben Island, den er zu seiner Hochzeit mit
Graça Machel eingeladen hat - in all diesen Beziehungen erzwang er
Veränderung. Ja, er bot ihnen die Hand, aber er forderte auch eine
Gegenleistung ein, sie konnten nicht dieselben Befürworter oder
Nutznießer der Apartheid bleiben wie zuvor. Sie hatten sofort mit dem
Prozeß zu beginnen, der die eigene Person und die Gesellschaft von
Rassismus, Ausbeutung und Gewalt befreit.

Hierin lag die Bedeutung des Friedens- und des Annäherungsprozesses.
Es ging nicht einfach um Vergeben und Vergessen, sondern um Wandlung,
revolutionäre Wandlung des einzelnen und Wandlung der sozialen
Beziehungen. Ich werde mich an Nelson Mandela oder Madiba, wie
wir ihn zu nennen lernten, erinnern, weil er ein wahrhafter
Revolutionär war: Er und seine Kameraden forderten die Niederwerfung
des Apartheid-Staates. Doch auch wenn das Post-Apartheid-Südafrika
weiterhin von einem Haufen Probleme geplagt wird, negiert dieser
Zustand nicht die großen Erfolge, die erzielt worden sind. Mit Hilfe
der weltweiten Solidarität - sogar zu einem Zeitpunkt, als die
US-Regierung Mandela als einen Geächteten und Terroristen behandelte -
war die Bewegung siegreich. Mandela wird auch in Zukunft ein
Versprechen repräsentieren, das Versprechen von Revolution und
Wandlung der Gegenwart.

Er war für mich, solange ich zurückdenken kann, eine zentrale Quelle
der Inspiration.

Angela Davis

 * 

Ein Kulturzentrum für Hout Bay
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Wissenschaft im Dienst des Friedens

Manche Menschen neigen leider dazu, Auseinandersetzungen und Gedanken
über eine bevorstehende große und sogar unvorstellbare Gefahr zu
verdrängen. Das sind die noch Zögernden und auch die "Lauen" unter
unseren Kollegen, die, trotz guten Willens, mehr oder weniger abseits
stehen.

So fragte mich während der Vorbereitungen zur Bildung des
"DDR-Komitees für wissenschaftliche Fragen der Sicherung des Friedens
und der Abrüstung" ein Kollege, ob denn die in der DDR bestehenden
Gremien (Friedensrat, Nationale Pugwash-Gruppe, Komitee für
europäische Sicherheit, auch die Mitgliedschaft in der Weltföderation
der Wissenschaftler u. a.) nicht ausreichend seien und ob ein neues
Komitee noch Eigenes zu leisten vermöge. Ich antwortete ihm, das hätte
ich mich zunächst auch gefragt. Man könne zwar die Konstituierung
dieses Komitees ganz allgemein damit begründen, daß gerade die
Wissenschaftler in der gegenwärtigen Situation gar nicht genug für die
Sicherung des Friedens und für die Abrüstung tun könnten.

Eine solche Antwort schiene mir aber zu oberflächlich. Also: Was kann
und muß ein Wissenschaftler heute und hier tun, um sich wirklich
ernsthaft allen Varianten und Konsequenzen des Kampfes um Frieden und
Abrüstung zu stellen?

Das beginnt damit, daß die Wissenschaftler aller Fakultäten dazu
berufen sind, jede ihnen zugängliche Information über die
internationale Lage auszuwerten und die Wahrheit über die Urheber
dieser Gefahr zu verbreiten. Um nur ein Beispiel zu nennen: Die
Konzeption des "atomaren Erstschlages" stammt doch nicht von der UdSSR
oder von den anderen sozialistischen Ländern. Und so dürfen und werden
wir - wie Hermann Kant kürzlich sagte - "nicht mitmachen beim
großzügigen Umgang mit der gleichmacherischen Vokabel von den
Supermächten", ... denn "es war und ist nicht zu überhören, daß der
Führer der einen Weltmacht von der anderen als dem Sitz des Bösen
spricht und die Führer dieser anderen Weltmacht vom Prinzip der
friedlichen Koexistenz nicht lassen wollen. -Da käme ein
Gleichheitszeichen zwischen den beiden einer gefährlichen Lüge
gleich."

Mitte Mai hatte die Akademie der Wissenschaften der UdSSR zu einer
Konferenz "Für die Rettung der Menschheit vor der Gefahr eines
Atomkrieges, für Frieden und Abrüstung" eingeladen, an der mehrere
hundert Wissenschaftler aus der UdSSR und 45 Vertreter aus
sozialistischen und nichtsozialistischen Ländern teilnahmen.

Diese Maitage in Moskau waren besonders dazu angetan zu spüren, was
verbrannt, zerstört und vollständig und unwiederbringlich vernichtet
würde, wenn wir diejenigen nicht daran hindern, die bereit sind, es
auf einen "Versuch", auf einen "begrenzten Atomkrieg" ankommen zu
lassen. Man sagte mir, es sei der schönste und wärmste Mai seit 1948,
und ich glaube mich zu erinnern, daß wir vor 35 Jahren die Verheißung
und Pracht dieses Frühlings in Klin bei Moskau während des Aufbaus der
Kapron-Fabrik trotz angestrengter Arbeit genossen haben, denn der
Winter war lang und kalt gewesen. Ich spreche von Verheißung, weil wir
sahen und hörten, wie die Folgen und Zerstörungen des zweiten
Weltkrieges allmählich verschwanden, wie Neues aus Trümmern wuchs, und
wir waren überzeugt davon, daß ähnliches nicht wieder geschehen würde,
obschon wir vom Schrecken der Hiroshima-Bombe wußten.

An jene Zeit erinnerte der 80jährige und bewundernswert vitale
Präsident der Moskauer Akademie der Wissenschaften, A. P. Alexandrow,
als die UdSSR begann, Kernkraftwerke und Atomeisbrecher zu bauen, die
USA dagegen die ersten Atom-U-Boote konstruierten und die A-Bomben
weiterentwickelten, eine Zeit, in der die UdSSR bereits bei jedem
Schritt, den sie tat, von der imperialistischen Propaganda als
"Aggressor" hingestellt wurde, obwohl das Gegenteil für jedermann
sichtbar war. Die Sowjetunion folgte erst - gegen ihre erklärten
Absichten - mit Rüstungen, nachdem die Entwicklungen in den USA
bedrohlich wurden. Jedermann sei von Herzen froh gewesen, als Ende der
sechziger Jahre eine Entspannungsphase begann und die Vernunft die
Oberhand zu gewinnen schien. Inzwischen aber ist das Wort
"Entspannung" mehr und mehr aus dem Sprachgebrauch der USA und der
NATO verschwunden, und erneut werden Töne laut und Taten sichtbar, die
an die schlimmsten Zeiten des kalten Krieges nach 1945 erinnern. Aus
dieser gegenwärtigen politischen Situation wurden die Aufgaben der
Wissenschaftler zur Abwendung eines Kernwaffenkrieges abgeleitet:

1. Es ist außerordentlich wichtig, unermüdlich die schweren und
unausdenkbaren Folgen eines Kernwaffenkrieges in Wort und Schrift
aufzuzeigen, ohne Angst zu schüren oder Psychosen zu erzeugen. Die
Haltlosigkeit und die Gefährlichkeit der Konzeption eines "begrenzten"
oder "langwierigen" Atomkrieges muß allen Menschen mit
wissenschaftlichen Aussagen nachgewiesen werden, um der
Bagatellisierung eines Nuklearkrieges entgegenzutreten.

2. Die exakten Gegenargumente der Wissenschaftler gegen die
irreführende Propaganda kapitalistischer Länder zur Begründung der
Aufstellung von neuen Mittelstreckenraketen in Westeuropa bekommen
immer größere Bedeutung. Die Tricks der falschen
NATO-"Friedenspropheten" sind als das, was sie in Wirklichkeit sind,
bloßzustellen: die Vortäuschung von Friedensliebe als Tarnung für das
skrupellose Vorhaben, Europa zum Schlachtfeld eines Nuklearkrieges mit
allen seinen Folgen und Verlusten, mit der vollständigen Vernichtung
unserer zweitausendjährigen Kultur werden zu lassen. Die
Wissenschaftler müssen allen Europäern sagen, was dieser von
Washington konzipierte "Stellvertreterkrieg" für sie bedeuten würde -
und für die Amerikaner, in denen dieses Konzept die trügerische
Hoffnung wecken soll, sie würden von der Katastrophe nicht betroffen
sein und der Nuklearkrieg ließe sich auf Europa begrenzen. Das gleiche
Ziel wie die Brüsseler Raketen-Beschlüsse verfolgt auch die Schaffung
neuer Antiraketensysteme und die vorgesehene Ausweitung der Rüstung in
den Kosmos: In Washington spielt man in völliger Fehleinschätzung der
eigenen Lage mit dem Atomkrieg.

3. Alle Versuche, die Antikriegsbewegung zu spalten oder zu
schwächen und dieser immer größer werdenden Bewegung und ihren
Menschen, die nichts anderes wünschen als Frieden, falsche und
unlautere politische Absichten und Motive zu unterstellen und sie als
"kommunistisch unterwandert" zu verteufeln, müssen vor allem von
Gesellschaftswissenschaftlern bekämpft wenden. Dazu gehört auch, der
besonders infamen Lüge, die Sowjetunion drohe mit Krieg und
Unterwerfung anderer Völker, entgegenzutreten, da diese Unwahrheit
besonders geeignet ist, die Antikriegsbewegung zu schwächen und die
Lauterkeit ihrer Motive herabzusetzen.

4. Gerade die Wissenschaftler müssen sich energisch bemühen, zu
verhindern, daß wieder Schranken gegen eine ersprießliche
internationale wirtschaftliche, wissenschaftliche und kulturelle
Zusammenarbeit errichtet werden und daß im Interesse von Feinden des
Friedens Kooperationen zerstört werden, die sich als fruchtbar für
alle Beteiligten erwiesen haben.

"Man kann nicht umhin", sagte ein Redner, "dem Akademiemitglied W. A.
Engelhardt zuzustimmen, wenn er die Frage nach der größeren
Verantwortung der Gelehrten und der Wissenschaft beim Entstehen von
Gefahren globalen Charakters aufwirft, an deren Entstehen die
Wissenschaft und ihre Schöpfer, das heißt die Forscher, mitgewirkt
haben", und er mahnte abschließend, daß "die Intensität des
Rüstungswettlaufs ... auch von jenen Menschen der Wissenschaft
aufrechterhalten wird, die im Westen ihr Wissen und Talent bewußt in
den Dienst des Krieges stellen. Mögen diese Gelehrten ihre
Verantwortung erkennen, mögen sie ihre nicht unerheblichen
Möglichkeiten darauf richten, den Lauf der Ereignisse im Interesse des
Friedens zu beeinflussen!" Deshalb muß auch unsere tiefe Besorgnis um
die Geschicke der Menschheit sich in immer wirksameren Aktionen
ausdrücken und niederschlagen; denn es soll später niemand sagen
können, er habe nicht gewußt, was er anrichtete.

Es darf nicht geschehen, daß die Menschheit ihr Wissen zu nichts
Besserem zu gebrauchen weiß, als sich selbst umzubringen und die Erde
völlig zu zerstören. Auch die Meinung, die man bisweilen hört, es gäbe
immer noch genügend Chancen für Überlebende, und diese würden das
Zerstörte wieder aufbauen, ist eine gefährliche Illusion. Biologen und
Mediziner haben erneut in Moskau schwerwiegende Gründe genannt, daß es
nur genetisch Geschädigte als "Überlebende" geben wird, und daß
niemand die biologischen Konsequenzen eines Nuklearkrieges voraussagen
kann. Daher ist es mehr als gewissenlos, wenn die US-Administration
den Standpunkt vertritt, sie könne die Überlegenheit in einem
Kernwaffenkrieg gewinnen, und wenn Edward Teller erklärt, ein
Atomkrieg sei durchaus möglich und nicht so verhängnisvoll, wie
behauptet würde. Der ganze Widersinn der Befürworter einer
"Neurüstung" oder "Nachrüstung", die das bestehende Gleichgewicht
zerstört, wird offenbar, wenn das unablässige Bemühen der Mediziner,
Biologen und Pharmakologen um die Ausrottung von Krankheiten und
Seuchen diesem Streben nach Aufrüstung mit den alles vernichtenden
ABC-Waffen, die im Falle ihres Einsatzes die Erde unbewohnbar machen,
gegenübergestellt wird. Eben deshalb müssen die Wissenschaftler dazu
beitragen, die Beseitigung dieser Waffen aus den Rüstungsarsenalen zu
erreichen, um die Erde vor der Vernichtung zu bewahren.

Die Konferenz war - trotz vieler schrecklichen Offenbarungen - dennoch
nicht dazu angetan, Angst zu verbreiten. Sie schaffte Klarheit,
Klarheit auch darüber, "was und wer uns bedroht". Wir müssen - und das
gilt gerade auch für die Wissenschaftler der DDR, die wir an der
Grenze der beiden Weltanschauungen leben - die Wahrheit verbreiten,
daß allein der Frieden Grundlage der sozialistischen Gesellschaft ist,
weil diese Gesellschaftsordnung nur im Frieden gedeihen kann. Wir
müssen aber auch - ich wiederhole das noch einmal - diejenigen bei uns
und überall in Europa zu erreichen suchen, die bewußt nichts hören
wollen und sich "abschotten", und wir müssen sie über die Folgen
dieses möglicherweise tödlichen Desinteresses aufklären. Wir müssen
darüber hinaus Vertrauen schaffen, indem wir uns mit unserer ganzen
Person für die Wahrheit einsetzen, indem wir angehen gegen die infame
Lüge, der Sozialismus und der Kommunismus bedrohten die Welt, indem
wir mit der Beantwortung der einfachen und ebenso alten Frage
beginnen, wer denn an Kriegen verdient hat und wer jetzt die Gewinne
aus der Aufrüstung einstreicht. Wir müssen uns mit allen Mitteln, die
uns unser Wissen und Gewissen in die Hand geben, wehren dagegen, daß
einige wenige mit der verlogenen These, sie müßten die Demokratie und
die Freiheit retten, bereit sind, Hunderte Millionen von Menschen in
den sicheren Tod zu schicken. Ein Krieg mit ABC-Waffen wäre heute
nicht mehr "die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln", er wäre
das Ende der Menschheit.

Hermann Klare

(RF-Archiv, 1983)
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Bei Marx - unter seinem Banner

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

DAS HISTORISCHE STICHWORT

Der 6. Juli 1918

Moskau, 6. Juli 1918, 14 Uhr. Der Leiter der Geheimabteilung
der Tscheka, der Sozialrevolutionär Bljumkin, und das Mitglied des
Revolutionstribunals Andrejew verlassen gegen 14 Uhr das Gebäude der
"Gesamtrussischen Außerordentlichen Kommission zum Kampf gegen
Konterrevolution, Sabotage und Spekulation". Ein Auto bringt sie zur
deutschen Botschaft. Unter Vorlage schriftlicher Vollmachten bitten
sie um eine persönliche Unterredung mit dem Botschafter Graf Mirbach.
Als Mirbach um 14.47 Uhr in Begleitung von Dr. Riezler und Leutnant
Müller erscheint, ziehen Bljumkin und Andrejew nach kurzem Wortwechsel
Pistolen, schießen auf den Grafen Mirbach und werfen zwei
Handgranaten. Der Botschafter des kaiserlichen Deutschland in Moskau
wird getötet. Die Täter können flüchten. Der Vorsitzende des Rates der
Volkskommissare, Lenin, wird wenig später über das Attentat
informiert. Er fordert sofort den Vorsitzenden der Tscheka, Felix
Dsershinski, auf, persönlich die Untersuchung vorzunehmen. Die
Ermordung Mirbachs erfolgte auf Beschluß des Zentralkomitees der
Partei der Sozialrevolutionäre; sie gibt das Zeichen für Rebellionen
in Moskau, Petrograd und Jaroslawl. Ihr Ziel ist es, die Bolschewiki
von der Macht zu verdrängen. Felix Dsershinski wird im Hauptquartier
der Sozialrevolutionäre verhaftet.

Kreml, 17.50 Uhr. Lenin wird über die Meuterei der
Sozialrevolutionäre informiert. Er gibt Weisung, den offenen Aufstand
niederzuschlagen und die Fraktion der Sozialrevolutionäre auf dem V.
Gesamtrussischen Kongreß der Sowjets der Arbeiter-, Bauern-, Soldaten-
und Rotarmistendeputierten zu verhaften. Die Aufrührer besetzen in den
Abendstunden das Telegrafenamt, das Elektrizitätswerk, das Gebäude der
Tscheka. Sie bereiten sich für den 7. Juli zum Sturm auf den Kreml,
den Sitz der sowjetischen Regierung, vor. Die Situation ist
bedrohlich. Der Regierung stehen zur Verteidigung des Kreml nur ein
Regiment und eine Gruppe Offiziersschüler zur Verfügung. Größere
Einheiten befinden sich in den Sommerlagern außerhalb der Stadt. Auf
der Seite der Sozialrevolutionäre stehen einige tausend aufgewiegelte
und irregeführte Soldaten. Den Bolschewiki gelingt es in der Nacht zum
7. Juli, revolutionäre Arbeiter Moskaus gegen den Putschversuch zu
mobilisieren. Dramatische Stunden ziehen herauf, von deren Ausgang das
Schicksal des ganzen Landes und der jungen Revolution abhängen. Die
Bolschewiki können die Soldaten einer Division lettischer Schützen vom
konterrevolutionären Charakter der Meuterei der Sozialrevolutionäre
überzeugen. Die lettischen Schützen ziehen in die Stadt ein. In den
Morgenstunden des 7. Juli ist die Meuterei der Sozialrevolutionäre
niedergeschlagen.

9. Juli. Der V. Sowjetkongreß nimmt seine Arbeit wieder auf.
Nach dem Bericht der Regierung über die Ereignisse billigt er die
Maßnahmen zur Liquidierung des Putsches und faßt einstimmig den
Beschluß, die linken Sozialrevolutionäre aus den Sowjets zu verjagen.

10. Juli. Der Kongreß bestätigt die Verfassung der Russischen
Föderativen Sowjetrepublik. Mit diesem Akt erklärt er der ganzen Welt,
daß der erste Staat der Arbeiter und der Bauern auf seinem Wege zum
Aufbau des Sozialismus weiter vorwärtsschreitet.


Es hat während des Verlaufs der proletarischen Revolution in
Rußland, in den Tagen des Oktober 1917, wahrlich nicht an dramatischen
Situationen gefehlt. Sie waren nicht weniger erregend als die
Ereignisse des 6. Juli 1918. Und doch hing das Schicksal der
Revolution an diesem Tage an einem seidenen Faden. Der gefährliche
Stoß gegen die junge Sowjetmacht kam diesmal nicht aus den Reihen der
erklärten Feinde der proletarischen Revolution, sondern von Menschen,
die auch ihren Anteil am Kampf gegen den Zarismus, am Sturz des
verhaßten Regimes hatten.

Die Sozialrevolutionäre waren eine russische kleinbürgerliche Partei
mit einer starken bäuerlichen Basis. Sie waren für den Sturz der
zaristischen Selbstherrschaft, traten für die Aufteilung des
Großgrundbesitzes und die Gründung einer demokratischen Republik ein.
Eine wesentliche, der Taktik der Bolschewiki widersprechende Methode
des politischen Kampfes dieser Partei war der individuelle Terror als
Hauptkampfmittel gegen den Zarismus. Der Klassencharakter des Staates
und die führende Rolle des Proletariats wurden von den
Sozialrevolutionären geleugnet.

Nach der bürgerlich-demokratischen Februarrevolution 1917 gewannen die
Sozialrevolutionäre zeitweise starken Einfluß in den Sowjets der
Arbeiter und Soldaten, sie waren die Hauptstütze der Provisorischen
Regierung. Aber ihre schwankende politische Haltung führte zur
Spaltung der Partei. Als die linken Sozialrevolutionäre die
Errungenschaften der Oktoberrevolution anerkannten, wurden ihre
Vertreter von den Bolschewiki in die Regierung aufgenommen - Zeichen
der Bereitschaft, mit allen Parteien zusammenzuarbeiten. Aber die
linken Sozialrevolutionäre entpuppten sich bald wieder als
kleinbürgerliche Opportunisten, die das Volk mit Phrasen und falschen
Versprechungen fütterten und immer entschiedener gegen die
sozialistische Umgestaltung des Landes auftraten.

Aus Protest gegen die Unterzeichnung des Brester Friedens (3. März
1918) mit dem imperialistischen Deutschland waren sie aus der
Regierung ausgetreten, nicht erkennend, daß dem Lande keine andere
Wahl blieb, um eine Atempause zur Festigung der Revolution und zum
Aufbau einer proletarischen Armee zu bekommen. Die ultimativ
vorgetragenen Bedingungen des deutschen Imperialismus waren
schmachvoll. "Es ist unglaublich, unerhört schwer, einen
unglückseligen, maßlos schweren, unendlich erniedrigenden Frieden zu
unterzeichnen, wenn der Starke dem Schwachen das Messer an die Kehle
setzt." (Lenin, Werke Bd. 27, S. 35)

Und Lenin schreibt weiter: "Den Frieden zum gegenwärtigen Zeitpunkt
nicht zu unterzeichnen heißt dem deutschen Imperialismus den
bewaffneten Aufstand oder den revolutionären Krieg zu erklären. Das
ist entweder eine Phrase oder eine Provokation der russischen
Bourgeoisie, die begierig den Einmarsch der Deutschen erwartet."
(Ebenda, S. 41)

Die Sozialrevolutionäre in ihrer politischen Kurzsichtigkeit, erfüllt
von kleinbürgerlichem Revoluzzertum und Anarchismus, sahen nur die
schmachvollen Friedensbedingungen. Sie erkannten nicht, daß der
Brester Frieden ein Schlag gegen die herrschenden Kreise der USA,
Großbritanniens und Frankreichs war, die darauf spekulierten, daß das
imperialistische Deutschland, mit dem sie sich selber noch im Kriege
befanden, zum Totengräber der sozialistischen Revolution werden
sollte. Die Sozialrevolutionäre beschritten in ihrer Verblendung den
Weg des offenen antisowjetischen Kampfes und konterrevolutionärer
Aktionen. In der provokatorischen Absicht, den Brester Frieden zu
sabotieren, ließen sie den deutschen Botschafter Graf Mirbach
ermorden. RF

Programm (1968) zu dem sowjetischen Film "Der 6. Juli" von Juli
Karassik nach dem Drehbuch von Michail Schatrow (deutsche
Synchronsprecher waren u. a. Gerry Wolff, Hans-Peter Minetti und
Norbert Christian) 

 * 

Georgi W. Plechanow - Parteigründer und Theoretiker

Sucht man unter den Schriften zu namhaften Politikern und Theoretikern
der internationalen Arbeiterbewegung nach Georgi Walentinowitsch
Plechanow, findet man fast nichts über diesen Kampfgefährten Lenins,
seine Rolle bei der Entwicklung der Arbeiterbewegung und seine
Bedeutung für die Vertiefung marxistischen Denkens. Sein 100.
Todestag - er starb am 30. Mai 1918 - ist Anlaß, mit diesem Beitrag
zur schrittweisen Schließung dieser Lücke beizutragen. Um es vorweg zu
sagen: Lenin betonte 1921, daß man kein wahrer und bewußter Kommunist
werden könne, wenn man nicht alles, was Plechanow über Philosophie
geschrieben hat, studiere, denn es sei das "Beste in der gesamten
internationalen marxistischen Literatur".

Worauf stützt sich diese Einschätzung? Georgi W. Plechanow - geboren
am 11. Dezember 1856 - lebte in einer Zeit, in der Rußland durch Peter
I. den Übergang vom Mit telalter in die Moderne und den Anschluß an
Westeuropa vollzogen hatte.

Wie die Aufklärer Lomonossow oder Belinski lobte auch Plechanow den
Zaren dafür, daß er "den ungeheuren Umschwung vollendet habe, der
Rußland vor der Verknöcherung rettete".(1) Aber dieser russische Weg
war verbunden mit einer zunehmenden Unterdrückung der Bauernschaft
sowie mit der zaristischen Diktatur im gesamten Land. Auf diesem
Hintergrund entstand die antizaristische Organisation der Volkstümler
(Narodniki), der sich der Gutsbesitzersohn aus dem Gouvernement Tambow
aus humanistischem Geist heraus anschloß. Er hatte nach Absolvierung
der Kadettenanstalt in Woronesch von 1874 bis 1876 am Petersburger
Institut für Bergbau studiert. In dieser Zeit wurde sein
sozialpolitisches Denken stark von den Ideen der russischen
revolutionären Demokraten Tschernyschewski, Dobroljubow, Herzen und
Belinski beeinflußt. Seit 1875 nahm er an revolutionären Aktivitäten
der Volkstümler teil, weshalb er 1877 und 1878 zweimal verhaftet wurde
und daher 1880 emigrierte. Von 1880 bis 1917 lebte er abwechselnd in
der Schweiz, in Italien und Frankreich. Obwohl sich Plechanow in
dieser Zeit mit Schriften von Marx beschäftigte, hing er noch der
Volkstümlerideologie mit ihrer Hoffnung auf die Entwicklung der
bäuerlichen Dorfgemeinde an.

Nachdem der russische Nationalökonom V.I. Orlow (1848-1885) in einer
ausführlichen Analyse nachgewiesen hatte, daß die Dorfgemeinde
insbesondere im Bezirk Moskau bereits im Verfall begriffen war und
dieser Zerfallsprozeß tendenziell das ganze Land erfaßte, verstand
Plechanow, daß auf einer zerfallenden Wirtschaftsform keine neue
sozialökonomische Gesellschaft errichtet werden kann, orientierte sich
auf die Arbeiterbewegung und vertiefte sich in die marxistische
Literatur.

Auf dieser Basis und unter Einbeziehung der Erfahrungen der
westeuropäischen Arbeiterbewegung brach er 1881/1882 mit der
Volkstümlerideologie und wurde Marxist. 1883 gründete er in Genf
zusammen mit Paul Axelrod, Vera Sassulitsch u. a. die erste russische
marxistische Organisation "Befreiung der Arbeit", die Lenin als
Gründung der Sozialdemokratie in Rußland bezeichnete. Er schrieb: "Die
literarischen Erzeugnisse dieser Gruppe, die unzensiert im Ausland
gedruckt wurden, begannen zum erstenmal mit der systematischen und
alle praktischen Schlußfolgerungen enthaltenden Darlegung der
marxistischen Idee (...)"(2) Und Lenin schlußfolgert: "Die Gründung
der russischen Sozialdemokratie ist das Hauptverdienst der Gruppe
Befreiung der Arbeit - Plechanows, Axelrods und ihrer Freunde."

Plechanows wissenschaftliche Aktivitäten bestanden in dieser Zeit
darin, das "Kommunistische Manifest" ins Russische zu übersetzen und
herauszugeben. Auch die "Thesen über Feuerbach" von Marx sowie die
Arbeit von Engels "Ludwig Feuerbach und der Ausgang der klassischen
deutschen Philosophie" hat er übersetzt.

In seiner ersten eigenen marxistischen Arbeit "Sozialismus und
politischer Kampf" (1883) sowie in dem 1885 nachfolgenden Buch "Unsere
Meinungsverschiedenheiten" analysierte er erstmals ausführlich die
kapitalistische Entwicklung Rußlands, orientierte auf die
Arbeiterklasse als die entscheidende revolutionäre Kraft und rief die
Volkstümler dazu auf, sich an ihre Seite zu stellen.

Damit begann Plechanows intensiver politischer und theoretischer Kampf
gegen die Ideologie der Volkstümler und andere antimarxistische
Auffassungen. Im Verlaufe dessen wurde er zum Hauptvertreter des
Marxismus in Rußland, erhielt internationale Bedeutung und trug
wesentlich zur Vertiefung marxistischen Denkens bei.

Eine maßgebliche Rolle spielten dabei seine beiden Schriften "Zur
Frage der Entwicklung der monistischen Geschichtsauffassung" (1895)
und "Über die Rolle der Persönlichkeit in der Geschichte" (1898).

Die internationale Wirksamkeit zeigte sich darin, daß er 1889 am
Gründungskongreß der II. Internationale in Paris teilnahm und in den
90er Jahren zu den führenden Theoretikern der II. Internationale
gehörte. In diesem Zusammenhang beauftragte die Sozialdemokratische
Partei Deutschlands 1894 Plechanow damit, die Schrift "Anarchismus und
Sozialismus" zu verfassen, die in fast alle europäischen Sprachen
übersetzt wurde.

Er wurde zum Mitglied des Ständigen Internationalen Komitees der
Internationale gewählt, was Lenin damit begründete, es sei "besonders
notwendig, auf diesen wichtigen Posten einen Mann zu stellen, der
fähig ist, der Strömung zu widerstehen und ein gewichtiges Wort gegen
das ideologische Schwanken zu sagen. Aus diesem Grunde (...) stimmen
wir für G.W. Plechanow."(3)

Damit wurde Plechanow in dieser Periode zum Initiator der Verbreitung
des Marxismus in Rußland. Er war der geistige Führer der jungen
russischen Intelligenz sowie klassenbewußter Teile der Arbeiterschaft.
Mit seinen Arbeiten wurde eine ganze Generation russischer Marxisten
erzogen. Lenin und Trotzki erkannten ihn als ihren Lehrmeister an.

1895 lernte er in Petersburg Lenin kennen, der sich bereits mit den
Schriften von Marx und Engels, aber auch von Plechanow beschäftigt
hatte. Von da an führten sie gemeinsam die Auseinandersetzung mit den
Volkstümlern, mit dem "legalen Marxismus" und dem Revisionismus. Lenin
stellte dazu fest: "Plechanow, einer der Begründer und Führer der
russischen Sozialdemokratie, hatte durchaus recht, als er
schonungslose Kritik an der neuesten 'Kritik' Bernsteins übte ..."(4)
Dieser gemeinsame Kampf führte zur Gründung der ersten marxistischen
Zeitschrift in Rußland im Jahre 1900, der "Iskra".

Beim Parteikongreß, auf dem sich die Trennung von Bolschewiki und
Menschewiki vollzog, stand Plechanow fest an der Seite Lenins. Er
vertrat das gemeinsam erarbeitete Programm, polemisierte gegen die
Volkstümler und betonte die Rolle der Arbeiterklasse als
entscheidendes revolutionäres Element. Lenin hat in dieser Phase eng
mit Plechanow zusammengearbeitet. Das betraf besonders die
Auseinandersetzungen über die Leitungsorgane des Parteitages wie Büro,
Org.-Komitee, Stimmberechtigungen und Redaktionskommission. Beide
standen in allen wichtigen Gremien auf gleicher Position. Besonders
wichtig war dabei die Unterstützung Plechanows für Lenins Definition
der Parteimitgliedschaft im Statut.

Hier ist der Platz, um die wissenschaftlichen Leistungen Plechanows
bei der Verbreitung, Verteidigung und Vertiefung marxistischen Denkens
zusammenfassend zu skizzieren. Und das an dieser Stelle deshalb, weil
von da an der weitere Lebensweg von Plechanow von verschiedenen
Widersprüchlichkeiten begleitet war. Das begann mit seinem
vorsichtigen Bemühen, die Aktivitäten von Bolschewiki und Menschewiki
zur Lösung der eigentlich gemeinsamen Aufgaben zu vereinen. Damit
geriet er auf die Position des Versöhnlers. Das darf aber den Blick in
bezug auf seine marxistischen wissenschaftlichen Leistungen nicht
verstellen.

Die volkswirtschaftlichen Arbeiten Plechanows konzentrierten sich auf
die Frage nach dem Entwicklungsstadium der russischen Wirtschaft. Er
analysierte diese seit der Reform von 1861, untersuchte die Entfaltung
der Warenproduktion, stellte den kapitalistischen Charakter dieser
Warenproduktion fest und kommt zu der von Lenin zustimmend zitierten
Erkenntnis: "Rußland hat den kapitalistischen Weg beschritten."(5)

Diese Feststellung beruhte auf der Anwendung der Marxschen Methode des
historischen Materialismus. Das ermöglichte ihm den Nachweis von
objektiven Gesetzmäßigkeiten der historischen Entwicklung. Dazu
gehörte auch die Anerkennung des zunächst progressiven Charakters des
Kapitalismus mit seiner Entfaltung der Warenproduktion sowie der
tiefgreifenden Umwälzung von Industrie, Handel und Finanzwesen. Er
erkennt darin die Entstehung der materiellen Voraussetzungen für den
Sozialismus und leitet daraus die aufsteigende Rolle der
Arbeiterklasse und ihre historische revolutionäre Funktion ab.

In diesem Zusammenhang schrieb er: "Diese vollständig materialistische
Auffassung der Geschichte ist eine der größten Entdeckungen unseres an
wissenschaftlichen Entdeckungen so reichen Jahrhunderts" und fährt
fort: "Die von Marx bewirkte Revolution der sozialen Wissenschaft kann
mit der von Kopernikus in der Astronomie bewirkten verglichen
werden."(6) Hier wie anderswo zitiert er ausführlich aus "Zur Kritik
der politischen Ökonomie" von Marx, aus dem "Kommunistischen Manifest"
und beschäftigt sich mit den Kategorien Kapital, Ware, Wert- und
Mehrwert, Arbeitskraft und Arbeitslohn. Dies z. B. in der Schrift "Die
Werttheorie von Marx und ihre Bedeutung".(7) In dieser Phase der
Propagierung der marxistischen politischen Ökonomie waren die
analytischen Publikationen Plechanows ein bedeutsamer Beitrag zu ihrem
Verständnis.

Im Zusammenhang mit der Philosophie beschäftigte er sich zunächst mit
deren Geschichte. Nach ihrem Studium folgte er den Gedanken von Marx
bei der Analyse von Hegels idealistischer Dialektik und unterstützte
es, sie vom Kopf auf die Füße zu stellen. Damit kam er zum
dialektischen Materialismus, zu dessen weiterer Ausarbeitung und
Verbreitung er in bedeutendem Maße beitrug. Die entsprechenden
Arbeiten Plechanows waren nach den Worten Lenins "das Beste in der
ganzen internationalen marxistischen Literatur" jener Epoche.

Dazu gehören auch seine Ausarbeitungen über historischen
Materialismus. 1894 kennzeichnete er die materialistische
Geschichtsauffassung als Antwort auf die Frage, "wie die konkrete
Tätigkeit des Menschen sich entwickele, wie sich durch sie das
Selbstbewußtsein des Menschen entwickele, wie die subjektive Seite der
Geschichte entstehe". Bei seiner Polemik gegen Treitschkes These
"Männer machen die Geschichte" erläuterte er die Rolle der Volksmassen
als entscheidendem Faktor des gesellschaftlichen Fortschritts. Ihm war
klar, daß die revolutionäre Volksbewegung nicht spontan
gesellschaftliche Veränderungen herbeiführt. Bereits in seinen ersten
politischen Reden sprach er von der Notwendigkeit, eine revolutionäre
Partei zu gründen.

Zurück zu den Differenzen mit Lenin. Diese bezogen sich zunächst auf
die Besetzung der Redaktion der "Iskra". Als Redaktionsvorsitzender
hat Plechanow entgegen Parteibeschlüssen Martow und zwei weitere
Menschewisten in die Redaktion kooptiert und damit die
Mehrheitsverhältnisse verändert. Daraufhin trat Lenin aus der
Redaktion aus. Das ZK der SDAPR hat in seiner Sitzung am 27. November
1903 in Genf einstimmig folgenden Beschluß gefaßt: "Die Kooptierung
von Anhängern Martows in die Redaktion (der "Iskra" - H. M.)
durch Genossen Plechanow stellt einen direkten Übergang Plechanows auf
die Seite der Minderheit des Parteitags dar, einer Minderheit, von der
Plechanow selbst wiederholt öffentlich erklärt hat, daß sie zum
Opportunismus und Anarchismus neigt."(8) In einem Artikel erklärte
Plechanow, man müsse "mitunter selbst demjenigen nachgeben, der
irrtümlich zum Revisionismus und als anarchistischer Individualist
handle".(9) Damit bestätigte er seine Rolle als Zentrist.

Diese Position, durch Kompromißbereitschaft beide Flügel zu vereinen,
wurde auf dem III. Parteitag in einer speziellen Resolution noch als
verständlich akzeptiert, wobei jedoch sein anschließender völliger
Übergang auf die Seite der Menschewiki verurteilt wurde.(10)

Die Auseinandersetzungen vor allem zwischen Lenin und Plechanow
setzten sich über die Folgejahre fort, wobei Plechanow mehrfach
Schwankungen unterlag. Das veranlaßte Lenin, ihn mitunter vom
Menschewiki und Revisionisten zum Versöhnler herunterzustufen.

Die Differenzen verschärften sich bei der Vorbereitung der
Oktoberrevolution. Obwohl Plechanow grundsätzlich auf revolutionärer
Position stand, hielt er den Zeitpunkt für verfrüht.(11) Es war ihm
infolge schwerer Krankheit und frühen Todes nicht mehr vergönnt, an
der weiteren Entwicklung teilzunehmen. In der Grabrede, die kein
Geringerer als Lunatscharski hielt, heißt es: "Von Plechanow muß
begraben werden, was an ihm sterblich, eine Frucht der Schwäche und
des Alters war. Wir werden das von ihm in seiner Blüte geschaffene
Unsterbliche bewahren. So ehren wir den Helden revolutionären Geistes
ungeachtet dessen, daß er in den letzten Jahren vor seinem Tode vom
richtigen Wege abkam." Dennoch stand er bis zu seinem Ende in allen
theoretischen und weltanschaulichen Grundfragen fest auf dem Boden des
Marxismus.

Ungeachtet der Differenzen hat Lenin schon 1918 angewiesen, für die
Sammlung, Bewahrung und Publizierung von Plechanows wissenschaftlichem
und politischem Erbe zu sorgen. Daraus entstand 1928 in Leningrad das
"Plechanow-Haus", welches auch in St. Petersburg fortgeführt wird.

Drei Jahre nach Plechanows Tod schrieb Lenin: "... alles, was
Plechanow über Philosophie geschrieben hat, (...) muß in die Reihe der
obligatorischen Lehrbücher des Kommunismus aufgenommen werden."(12)

Prof. Dr. Herbert Meißner
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Von Privateigentum, "Quasi-Eigentum" und Volkseigentum

In heutigen Diskussionen zur Rolle des Eigentums in der
Wirtschaftspolitik sind diametrale Positionen feststellbar: einerseits
eine Verherrlichung des Privateigentums an Produktionsmitteln und
andererseits eine Verteufelung vergesellschafteten Eigentums
("Volkseigentum"; "Staatseigentum" o. ä.).

So werden dem Privateigentum wahre Wunderwirkungen zugesprochen. Nur
so könne sich Schöpfertum, Kreativität, Innovation entfalten, Freiheit
und Verantwortung verwirklichen, Durchsetzungsvermögen und
Organisationsfähigkeit beweisen, Lust und Freude an der Nutzung und
Mehrung von Produktivkräften entwickeln usw. Demgegenüber wird
vergesellschaftetes Eigentum identifiziert mit Schlamperei,
Uneffektivität, Verfall und anderen Charakterisierungen und somit
rundweg abgelehnt. Ich bin dagegen der Meinung, daß solche
Schwarz-Weiß-Malereien keiner sachlichen Prüfung standhalten.

Sollte es wirklich so sein, daß nur Privateigentum Initiativen
und Schöpfertum hervorbringen kann, solches also per se kreativ ist?
In Wirklichkeit gibt es eine Vielzahl von Impulsgebern für
Kreativität. Sicher mag das Eigentum eine besondere Rolle spielen und
ein wichtiger Motivator für Aktivitäten verschiedenster Art sein, aber
er ist bei weitem nicht der einzige und vor allem auch nicht der
unproblematischste. Schaut man etwas genauer hinter die Kulissen,
stellt man fest, daß es gar nicht das (juristische) Eigentum ist, das
solche "Wunderwirkungen" hervorbringt. Es ist ohnehin nicht das
Eigentum an sich, sondern es sind bestenfalls die
Eigentümer, die besondere Taten vollbringen können und sich
dabei ihrer Verfügungsmacht über Produktionsmittel bedienen.

Vielleicht trifft es noch bei Einzelunternehmen oder anderen
Kleinstunternehmen zu, vielleicht auch noch bei Neugründungen von
Firmen, daß der oder die Eigentümer selbst "Hand anlegen" und die
tatsächlichen Macher, Erfinder, Organisatoren sind. Aber schon in
Unternehmen mit mehreren Beschäftigten findet eine Übertragung von
bestimmten Aufgaben, auch mit solchen eines bestimmten Maßes
unternehmerischer Verantwortung auf einzelne Mitarbeiter statt, also
auch auf "Nicht-Eigentümer". In einer GmbH ist es selbstverständlich,
daß zwischen Gesellschaftern und Geschäftsführern unterschieden wird.
Sie können, müssen aber keineswegs personell identisch sein. Und in
Großunternehmen, vor allem Aktiengesellschaften, verschwindet ein
sicht- und spürbarer Zusammenhang von Eigentümern und handelnden
Akteuren vollends. Der Siemenskonzern z. B. weist 538.000 Aktionäre -
also Eigentümer - aus. Viele von ihnen wissen wahrscheinlich gar
nicht, daß sie bei Siemens (Mit)-Eigentümer sind und was und wie in
den Fabriken überhaupt produziert wird. Das Eigentum hat sich bis zur
Unkenntlichkeit "anonymisiert". Wie kann dieses Eigentum dann Quelle
von Effektivität sein?

Bemerkenswert ist aber, daß trotz dieser "Anonymisierung - was ja dem
Volkseigentum als Grund des Scheiterns nachgesagt wird - in den
Einzelbetrieben keineswegs Chaos und Schlamperei herrschen.

Die Rolle, welche die tatsächlichen Eigentümer spielen, reduziert sich
darauf, die Ziele der Unternehmen vorzugeben - unter Verhältnissen des
Privateigentums nämlich Maximalprofit zu erzielen - und dafür die
erforderlichen Personalentscheidungen zu treffen. Mit Hilfe der
Aufsichtsräte - als Herrschaftsgremien der Eigentümer/Aktionäre -
werden die eigentlichen Organisatoren der Unternehmen, nämlich die
Vorstände, bestimmt, von denen erwartet wird, daß sie im Sinne der
Zielsetzung - Profitmaximierung - die Unternehmen planen und leiten.

Das ist der Hintergrund dafür, daß z. T. exorbitante Managergehälter
gezahlt werden, bis in zweistellige Millionenbeträge als
Jahresgehälter. Denn die tatsächlichen Eigentümer verfügen in der
Regel überhaupt nicht über die Fähigkeiten, große Unternehmen zu
führen oder die wissenschaftlich-technischen bzw. die
betriebswirtschaftlichen Prozesse zu beherrschen. Vielfach sind es
auch nur die Erben der ursprünglichen, vielleicht damals tatsächlich
sehr befähigten Unternehmensgründer. Sie müssen sich also solcher
personeller Kapazitäten bedienen und an das Unternehmen binden, die
den Eigentümern höchstmöglichen Profit sichern. Die Manager sind
sozusagen die beauftragten, willfährige Vollstrecker des
Profitstrebens der Eigentümer - die dann selbst öffentlich gar nicht
mehr in Erscheinung treten.

Das Problem besteht darin - der Kapitalismus hat diesbezüglich
jahrhundertelange Erfahrungen gesammelt - Manager und Mitarbeiter so
an das Unternehmen zu binden, daß sie sich praktisch mit diesem
identifizieren und so ein eigenständiges (nicht-juristisches)
"Eigentümerbewußtsein" entwickeln. Ich verwende hierfür gern den
Begriff "Quasi-Eigentum". Diese "Quasi-Eigentümer" denken, entscheiden
und handeln dann so, als wären sie selbst Eigentümer, obwohl sie es
juristisch nicht sind.

Aber auch "einfache" Arbeiter und Angestellte werden geschickt
eingebunden in die Arbeit der kapitalistischen Unternehmen und sind
durchaus bereit, sich initiativreich und auch opferbereit für "ihr"
Unternehmen einzusetzen. In gutgehenden, also profitablen Unternehmen
haben auch die "kleinen" Mitarbeiter Chancen, angemessene Löhne und
Gehälter zu erlangen, auch wenn diese mitunter erst hart erstritten
werden müssen. Geht es dagegen den Unternehmen schlecht, sind sie zu
manchen Zugeständnissen bereit, verzichten teilweise auch auf Lohn,
aus Angst, sonst ihren Arbeitsplatz zu verlieren.

Man kann durchaus davon reden, daß eine gewisse
Interessenübereinstimmung hergestellt werden konnte zwischen
Eigentümern und den "Quasi-Eigentümern", Managern wie Arbeitern. Das
Bindeglied dieser Interessenübereinstimmung ist ganz offensichtlich
der Profit. Für die Eigentümer ist er das alles entscheidende Ziel der
Unternehmung; aber die Mitarbeiter partizipieren - wenn auch in höchst
unterschiedlichem Maße - an dem Profit. Hier mag es Protest geben,
weil zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten ja niemals übereinstimmende
Interessen bestehen können. Ich sehe das aber ganz pragmatisch.
Solange auch die Arbeiter ihren gesicherten Arbeitsplatz und
auskömmlichen Lohn bekommen, werden sie nicht so ohne weiteres bereit
sein, ihre "Ausbeuter" davonjagen zu wollen, also sich nicht den Ast
absägen wollen, auf dem sie sitzen. Das Gefühl, ausgebeutet zu werden,
ist zumindest in entwickelteren kapitalistischen Ländern praktisch
kaum noch vorhanden. "Ausbeutung" hat weitgehend den Charakter von
physisch und seelisch schmerzhafter, lebensbedrohender Schufterei
verloren, wie wahrscheinlich viele Menschen den Begriff auch heute
noch deuten. ("Ausbeutung" im Sinne von Aneignung fremder Arbeit bzw.
von Naturressourcen ist natürlich weiterhin wesentliches Merkmal
kapitalistischer Produktionsverhältnisse.)

Zu unterstreichen ist nochmals, daß es wichtig ist zu unterscheiden
zwischen den eigentlichen (juristischen) Eigentümern und den
tatsächlich aktiven Organisatoren der wirtschaftlichen Prozesse in den
Unternehmen, also den Managern wie Arbeitern, den Ingenieuren und
Technikern, den Marketingund sonstigen Spezialisten. Es ist deshalb
ein verhängnisvoller Trugschluß, dem Privateigentum derartige
sagenhafte Fähigkeiten zuzusprechen, was in Wirklichkeit "nur" eine
Frage einer geschickten Organisation der betrieblichen
Reproduktionsprozesse ist.

Davon ausgehend sehe ich nicht den geringsten Grund, nicht auch im
Rahmen eines (angeblich so "anonymen") Volkseigentums Bedingungen zu
schaffen, daß die Werktätigen sich voll als "Quasi-Eigentümer" fühlen
und entsprechend handeln. Mehr noch. Auf dieser Basis können sie sogar
noch enger an das Eigentum gebunden werden, sie müssen keine Ängste
ausstehen, rausgeschmissen zu werden, weil die hohen Herren um ihre
Profite bangen, oder davor, noch mehr Arbeitshetze ausgeliefert zu
werden. Das Volkseigentum hat darüber hinaus einen noch viel größeren
Spielraum, die ergiebigsten und nützlichsten Methoden der
Wirtschaftsführung zu entwickeln, als jedes auf Privateigentum
basierende System. Man ist nicht durch Begehrlichkeiten und
Sonderrechte der Einzelunternehmer gezwungen, Rücksicht zu nehmen.

Dr. Peter Elz
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Ökologie - ein Feld im Klassenkampf

Die Linkspartei meint: "Ökologie ist die beste Sozialpolitik!" Bei der
SPD-Führung heißt es, sie wolle Widersprüche zwischen Umweltschutz und
"Arbeit" überwinden, CDU und FDP glauben an "mehr unternehmerisches
Engagement" auf diesem Politikfeld. Die Grünen wiederum sehen in
ökologischen Verfahrensweisen "Treibsätze für Wirtschaftswachstum und
Wohlstand". Lediglich die AfD leugnet die Gefahren von Klimawandel und
Umweltzerstörung, lobt Dieselantriebe und lehnt erneuerbare Energien
ab. Deutschland gehört heute zu den wenigen Ländern, in denen die
öffentliche Meinung den Umweltschutz-Gedanken mehrheitlich positiv
bewertet. Deshalb gibt es hierzulande zahllose verschiedene
Umweltgruppen, Bürgerinitiativen, Modellversuche, alltägliche
nützliche Kleinarbeit, Innovationsideen und Projekte, von manchem als
"bürgerliches Engagement" ebenso gepriesen wie die ehrenamtliche
karitative Arbeit im Sozialbereich.

Die Umweltwissenschaft befaßt sich mit den Wechselwirkungen zwischen
Mensch, Fauna, Vegetation, Klima, Hydrologie, Böden und Bodenschätzen.
Alle Lebewesen sind vom Gebrauch begrenzter Ressourcen abhängig. Der
Mensch konnte seine unmittelbare Abhängigkeit zwar durch Wissenschaft
und Technologie verringern, bleibt aber auf die künftige Verfügbarkeit
der materiellen Lebensgrundlagen angewiesen. Auch vermag er es nicht,
elementare Naturgewalten zu kontrollieren. Das noch im 19. Jahrhundert
gepriesene Denken in immer größeren Maßstäben ist der Sorge um unsere
Zukunftsfähigkeit gewichen.

Heute ist die Nachhaltigkeitsforschung ein unverzichtbarer
Hoffnungsträger: Dabei geht es um die vorausschauende Erkenntnis der
Konsequenzen und Wechselwirkungen wirtschaftlicher und technologischer
Aktivitäten mit dem Ziel sparsamen Verbrauchs, Recyclings und
anhaltender Nutzbarkeit. Alle Wissenschaftszweige müssen die
Entwicklung neuer umweltschonender Energiequellen, Landwirtschaft,
Werkstoffe und industrieller Produktionsmethoden forcieren. Einerseits
bieten Cyber-Technik und globale Vernetzung beste Voraussetzungen
einer weltweiten ökologischen Bestandsaufnahme des Planeten und der
Gewichtung seiner verschiedenen Bedrohungen. Andererseits erfordern
konkrete Maßnahmen gegen die gefährlichsten, tendenziell irreversiblen
Umweltschäden eine international abgestimmte solidarische Regulierung
der Weltwirtschaft, also eine soziale umweltpolitische Planwirtschaft.

Es gibt Probleme, die vorwiegend global, zwischenstaatlich, national
oder regional lösbar sind. Und es gibt Probleme unterschiedlicher
Tragweite und Brisanz. Das könnte bei der Festlegung von Prioritäten
bei ökopolitischen Entscheidungen zum Hauptkriterium werden. Zugleich
muß jeder dadurch eintretende Verlust existenzsichernder Arbeitsplätze
oder Handelssegmente lokaler wie nationaler Standorte vorausplanend
aufgefangen werden. Unsozialer, privilegierender und
repressiv-diskriminierender Umweltschutz schafft neue Probleme für die
wachsende Weltbevölkerung und diskreditiert die unerläßliche Sicherung
unserer Lebensgrundlagen.

Während die Konzerne gern auch mittels Werbetrommel und Mode-Trends
ihre Angebotspalette mit profitablen ökologischen Wirtschaftssegmenten
ergänzen, integrieren sie diese aber in den Strudel des
Konzentrationsprozesses einer globalisierten agrarindustriellen
Massenproduktion. Gefördert von Regierungen als willigen Handlangern
des neoliberalen Kapitalismus: Ihre ökologischen Vorzeigeprogramme wie
die "energetische Sanierung" sind Konjunkturprogramme, deren Kosten
allein der Bevölkerung aufgebürdet werden. So setzt sich die
Ausbeutung des Planeten und seiner Bewohner unbeirrt fort: Steigende
Energie- und Rohstoffverschwendung, das Anheizen maßloser
Konsumabhängigkeit und des privaten Automobilverkehrs, zerstörerische,
vom Wachstumszwang getriebene Konkurrenzkämpfe, der rücksichtslose
Gebrauch auch umweltschädlichster Mittel zur Profitmaximierung
bewirken die flächendeckende Zerstörung und Vergiftung von Nahrung,
Böden, Luft und Wasser, sogar einen Klimawandel.

Mahatma Gandhis Fazit: "Die Welt hat genug für die Bedürfnisse aller,
aber nicht genug für einiger Leute Gier." Unter den Rahmenbedingungen
der kapitalistischen freien Marktwirtschaft ist eine nachhaltige
Ökologie nicht möglich. Umweltschutz ist deshalb auch Klassenkampf.
Klassengegensätze gibt es gerade auch auf ökologischem Gebiet:
Parkvillen für "gesunden nachhaltigen Wohnkomfort" hier und
Slum-Hütten dort, Bio-Champagner einerseits und schadstoffbelastete
industrielle Massennahrung andererseits, Luxuskarossen und überfüllte
Pendlerzüge, Export von EU-Schlachtabfällen in Hungerländer und
"Vermaisung" für "Bio-Diesel". Die Öko-Schikkeria läßt Premium-Kaffee
mit Segelschiffen (für den Preis von 15 Euro pro Pfund) in Hamburg
anlanden. Für das Volk gibt es von den Wirtschafts-Lobbyisten noch das
"Green-Washing", z. B. die VW-Abgastests, welche die Harmlosigkeit von
Dieselautos beweisen sollen, oder den "Nachhaltigkeitspreis der
Deutschen Unternehmer-Initiative Energieeffizienz" für Studenten, die
eine Handy-App zum Vortemperieren gebuchter Hotelzimmer erfunden
haben. Die Umweltwissenschaft ist von einer vollständigen Kenntnis und
der Lösung aller komplexen Probleme noch weit entfernt. Täglich neue
Erkenntnisse erschweren dabei die Entwicklung einer wirksamen
politischen Umweltstrategie, lassen Spielraum für kollektive Ängste,
für Irrationalismus und Subjektivismus umweltpolitischer Ideologismen,
kontraproduktive Irrwege, Täuschungen und eigennützige
Instrumentalisierung. Eine fundierte marxistische Umwelt-Strategie
gibt es nach meiner Kenntnis bislang noch nicht.

Ziele sozialistischer internationalistischer Umweltpolitik wären z. B
die globale Verteilungsgerechtigkeit gesunder Ernährung;
Konsumbedarf-Standards, die soziale Teilhabe sichern; freie
ÖPNV-Mobilität; ökologisch unbedenklicher und bezahlbarer Wohnraum;
gute medizinische Versorgung für alle; gesunde Atemluft; intakte
Naturräume; strafrechtliche Verbote umweltschädlicher Produktions-,
Konsum- und Wirtschaftsweisen. Friedenspolitik muß die militärische
Verwüstung ganzer Landstriche verhindern. Auch in der Ökologie geht es
um den Kampf um unsere Zukunft - im Sozialismus oder in der Barbarei.

Jobst-Heinrich Müller
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Dialektik der Natur
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LUTZ JAHODA: LUSTIG IST ANDERS ...

Der schutzmachthörigen Vasallenpresse

die lebenserhaltende Hinweisadresse,

aber auch als siebten Sinn

zugeeignet der Kanzlerin

Nicht der Russe bedroht den Frieden.

Es ist die Gemeinschaft der perfiden

Unruhestifter und Verächter,

Wortverdreher, Menschenschlächter,

mit den rotweißen Streifen und Sternen

in Unschuldsweiß auf tiefblauem Grunde.

Ihr solltet aus der Geschichte lernen:

Selbst Rom ging eines Tags vor die Hunde!

Aus Lutz Jahoda / Reiner Schwalme:

Lustig ist anders, Norderstedt 2017




Guantánamo-Verträge

fristlos kündigen!

Ich würde es begrüßen, wenn die

kubanische Regierung so souverän

wäre, die Guantánamo betreffenden,

ihr aufgezwungenen Mietverträge mit

den USA als sittenwidrig fristlos zu

kündigen und die dort stationierten

US-Bürger unverzüglich des Landes

zu verweisen. Das in Guantánamo

stationierte US-Foltergefängnis ist

- notfalls mit polizeilicher Gewalt -

zu räumen. Die Gefangenen sind

in Schutz zu nehmen und in neuen,

rechtsstaatlichen Verfahren unter

Achtung ihrer Menschenrechte und

Menschenwürde zu vernehmen,

vor allem aber im Falle erwiesener

Unschuld zu rehabilitieren und in jedem

Falle für die erlittenen Folterqualen

optimal zu entschädigen.

Die US-Folterknechte sowie die

US-Behörden, auf deren Anweisung

oder mit deren Duldung sie gegen

die Menschenrechte der Gefangenen

verstoßen haben, sind zugleich ihrerseits

vor Gericht zu stellen und einer

gerechten Strafe zuzuführen.

Theodor Weißenborn

 * 

John Lennons FBI-Akte

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (4)

Trommelfeuer zwischen Autos

Aufgewachsen in Westdeutschland, bis in die 70er Jahre unterrichtet
von Nazi-Lehrern, belegt mit Ausbildungsverbot, entdeckt der Verfasser
negative, aber auch positive Seiten an diesem Land. In loser Folge
berichtet er über Entdeckungen auf seinen Wanderungen durch
Westdeutschland.

Auf steilen Pfaden erklimmt der Wanderer den Schwarzwald. Das deutsche
Pendant zu den französischen Vogesen - Mittelgebirge rechts und links
des Rheins - war in den vergangenen Jahrhunderten wie viele bewaldete
Gegenden eine Region bitterer Armut. Von hier gingen Aufstände im
Bauernkrieg aus, von hier flohen im neunzehnten Jahrhundert viele vor
dem Hungertod nach Übersee ins "gelobte Land" Nordamerika. Etliche
Kommunen unterstützten die Auswanderung finanziell, entledigten sie
sich doch dadurch der Ärmsten.

Einer der Berufe, die arme Familien halbwegs über Wasser halten
konnten, war der des Köhlers. Tief im Wald wurden Meiler
aufgeschichtet, und der Köhler mußte nahebei in einer Hütte wohnen, um
den Zustand des Schwelbrandes jederzeit kontrollieren und regeln zu
können. Die erzeugte Kohle und Pottasche fand unter anderem in der
Glasherstellung Verwendung.

Mit Schiffbau in den Niederlanden und dem Aufkommen der Dampfmaschinen
stieg der Holzverbrauch drastisch an. Innerhalb weniger Jahre wurden
ganze Wälder abgeholzt, so auch der später so genannte Schwarzwald,
der ursprünglich noch ein heller Mischwald mit vielen Laubbäumen war.
Um rasch wieder neues Holz ernten zu können, wurden in Monokulturen
schnell wachsende Fichten gepflanzt, die durch ihr dunkles Kleid der
Gegend ihren Namen gaben.

Welcher Übersee-Tourist kennt nicht die Kuckucksuhren aus dem
Schwarzwald? Ursprünglich wurden sie nur aus Holz gefertigt, dann mit
metallenem Innenleben, und mit der Zeit boomte die Uhrenindustrie in
der strukturschwachen Gegend. Eines von mehreren Uhrenmuseen steht in
Schramberg im mittleren Schwarzwald.

Den Wanderer zieht es jedoch eher in die unteren Räume des Gebäudes,
das eine ziemlich einzigartige Sammlung von Fahrzeugen und skurrilen
Gefährten der Nachkriegszeit beherbergt. Das Museum trägt den sinnigen
Namen "Erfinderzeiten".

Museen sollten die jeweilige Geschichte zeit lich distanziert und mit
Hang zur Wahrheit zeigen. Doch wie an vielen Orten wurden auch in
Schramberg bei der Beschriftung etlicher Exponate die ideologischen
Scheuklappen angelegt. Zum Trabant-Vorläufer P70 lautet die Erklärung
auf der zugehörigen Tafel: "(...) Hergestellt wurde das Duroplast aus
Baumwolle, Lumpen und Phenolharz. Tiefziehblech war einst in der DDR
Mangelware. Der Besitz eines Privat-PKWs war ideologisch bedenklich
und ein unzulässiger Luxus. Erst nach dem Arbeiteraufstand von 1953
gab das Politbüro die Produktion frei. Vorbild war der
(westdeutsche, H. D.) Lloyd 400. Preis Ostmark 7650,-"

Zu einem Krause-Motorroller von 1958
heißt es: "(...) Krause kam als Privatbetrieb anfangs ganz ordentlich
durch die sozialistischen Zeiten. Der Betrieb lief gut, doch es durfte
ideologisch nicht sein. 1972 wurde auch Krause verstaatlicht und zu
einem VEB-Betrieb umgewandelt." Abgesehen vom Mangel an ordentlichem
Deutsch kann der Wanderer dem Texteverfasser auch geistige Ladehemmung
bescheinigen.

Dazu passen die nebenan aufgehängten zeitgenössischen Plakate:
"Schlußstrich drunter! Schluß mit Entnazifizierung, Entrechtung,
Entmündigung (...) - wählt FDP!" und "Wer sperrt die Grenzen? Die
Kommunisten! Der Weg der SPD führt zur Einheit in Freiheit". Das sind
Plakate, wie sie der Wanderer aus seiner westdeutschen Kindheit kennt.
Ein Plakat der KPD sucht er jedoch vergebens in Schramberg.

So interessant die Sammlung ist, so atmet sie doch den dumpfen Geist
der Adenauer-Ära. Der Wanderer hält sie dennoch für empfehlenswert.
Denn sie zeigt neben äußerst seltenen Nachkriegsfahrzeugen und
Einzelstücken, wie über 70 Jahre ideologisches Trommelfeuer bei
manchen nicht ohne Wirkung geblieben ist.

Hans Dölzer

 * 

Zur sozialen Aufgabe der Literatur

Der Schriftsteller als Sprecher der Sprachlosen

Ich bin nicht Robinson. Ich lebe in einer Gemeinschaft unter Menschen,
und Wirklichkeit ist für mich nicht ein Gegenstand privater
Entdeckerfreude, unverbindlichen ästhetischen Vergnügens oder gar
interesselosen Wohlgefallens, sondern die gesellschaftliche Realität,
in der ich lebe. Greifen wir einen konkreten Bereich aus dieser
gesellschaftlichen Wirklichkeit heraus: die Welt des psychisch
Kranken.

"Wie kommt es", so hat man mich gefragt, "daß Sie gerade diesen
Bereich zu einem Hauptthema Ihrer literarischen Arbeit gemacht haben?
Warum schreiben Sie über Außenseiter?"

Vorab: Ich habe den Außenseiter nicht erfunden, weder das Wort noch
die Sache - beides finde ich vor. Es ist mir Vorwurf im doppelten Sinn
des Wortes, und diesen Vorwurf greife ich auf.

Ärzte, Psychologen, Sozialarbeiter, auch einige Politiker haben den
Teufelskreis erkannt, in dem unsere gesellschaftlichen Einrichtungen
die Übel, die zu beseitigen sie beauftragt sind, fortlaufend in sich
selbst erzeugen. Man weiß das, und wenn es dennoch dabei bleibt, so
deshalb, weil die Verantwortlichen keinem Leidensdruck ausgesetzt sind
und somit keinen Handlungsbedarf sehen. Aber nein! Man hat - fast
hätte ich's vergessen - enorme Fortschritte gemacht: in den
geschlossenen Abteilungen der Universitäts-Nervenkliniken und in den
psychiatrischen Landeskrankenhäusern hat man die unschönen und für
jedermann sichtbaren Gitterstäbe vor den Fenstern durch
unzerbrechliche Glasscheiben, durch Panzerglas, ersetzt. Wer hätte
derlei vor 500 Jahren auch nur zu denken gewagt! Auch Klimaanlagen
wurden installiert, Zwangsjacken ausgemustert und durch
Fixationsbetten ersetzt, und vorbei sind die Zeiten, in denen
Patienten Tüten klebten - heute sortieren sie kleine Elektroteile für
die Firma Siemens. In den Niederlanden, in der Provinz Amsterdam,
wurde der Elektroschock als Körperverletzung gänzlich verboten.
(Inzwischen wurde er freilich wieder erlaubt, und zwar mit Rücksicht
aufs Pflegepersonal, damit auf der Station mehr Ruhe herrscht.)

Was die Profitmaximierung der Pharmaindustrie betrifft - man denke
dabei auch an die vielen Arbeitsplätze, ähnlich wie in der
Tabakindustrie! - so wird zwar gelegentlich die eine oder andere
"chemische Keule", ein Psychopharmakum wie etwa Lepronex oder
Haloperidol, die zum Nierenversagen führen, aus dem Handel gezogen,
gelangt aber alsbald in etwas anderer Zusammensetzung und unter
anderem Namen wieder auf den Markt. Und sollte es einmal ganz kraß
kommen, etwa wenn Medizinstudenten, die im Landeskrankenhaus
Zwiefalten praktiziert haben, berichten, daß dort 30 von 100 Patienten
keinen eigenen Waschlappen haben, so genügt es, wenn die
Verantwortlichen sagen: "So etwas gibt es einfach nicht!"

Der Außenseiter ist eine Kategorie der Verdrängung, das lebendige
Denkmal gescheiterter Integration, Sand im sozialen Getriebe, denn die
zivilisierte Gesellschaft ist vornehmlich damit beschäftigt, ihr Image
zu pflegen. Sie verbannt die Obdachlosen ins Asyl und die psychisch
Kranken hinter Panzerglas - an die Peripherie der Städte, ins
landschaftlich idyllische Abseits, ins Aus. Der städtische Rasen
bleibt sauber.

Dies der sozialpathologische Befund - Stachel im Fleisch und
semesterfüllendes Thema für kritisch engagierte Literaten.

Bei Beherzigung des Satzes von Ernest Hemingway, der Schriftsteller
solle nur über das schreiben, was er kennt, ist es daher nur
folgerichtig, wenn Autoren ihren Platz am Schreibtisch verlassen und
in die Institutionen gehen, um konkrete Kenntnis von den Vorgängen in
dieser Gesellschaft zu erlangen, daß sie gerade die hinter Mattglas
und Panzerglas und Gitterstäbe verdrängten unschönen, bedrückenden und
beschämenden Inhalte in das öffentliche und private Bewußtsein
zurückholen, um auf diese Weise eine Grundvoraussetzung für die
kollektive praktische Bewältigung dieser Inhalte zu schaffen. Dies
eben, das Bewußtmachen des Verdrängten, halte ich für die soziale
Aufgabe einer Literatur, die sich als gesellschaftliche Einrichtung
versteht und bejaht: Aufklärung (oder modischer: Information) und
damit permanente Therapie des chronisch an Verdrängungen leidenden
öffentlichen und privaten Bewußtseins.

In den vergangenen Jahren und Jahrzehnten habe ich auf Einladung
Sozialpolitischer Arbeitskreise wiederholt in
Universitäts-Nervenkliniken, so in Düsseldorf, Erlangen, Tübingen und
andernorts, meine Krankheitsbeschreibungen vorgetragen und mit
Patienten, Pflegern und Medizinern über meine Texte diskutiert. Dabei
zeigte sich, daß die poetische Darstellung leidvoller seelischer
Vorgänge dem Hörer Identifikationserlebnisse ermöglicht und dazu
beitragen kann, ihm seine eigene gesellschaftlich bedingte oder doch
gesellschaftlich mitbestimmte Situation durchsichtig zu machen und ihm
Entstehung und Verlauf seiner Krankheit zu deuten.

Der medizinische Fachjargon beschreibt den Patienten als "Fall", eher
wie ein Abstraktum denn als lebendigen Menschen, und das medizinische
Lehrbuch liefert, mehr oder weniger korrekt, nur die rational
zugänglichen, meßbaren Fakten, während die poetische Rede den Bereich
des Arationalen erschließt und zugleich die aus ihm sich aufdrängenden
Emotionen allererst bewußt und benennbar macht. Dabei ist der Autor,
das sprachliche Medium, sowohl Fürsprecher als auch Dolmetscher oder
Interpret des Patienten. Denn der Patient selbst, gerade er als der
doch primär Betroffene, ist oft gar nicht in der Lage, seine Ängste
und Nöte wie auch seine Wünsche und Sehnsüchte zu artikulieren, sei es
aus Scham, sich seelisch bloßzustellen, sei es aus Furcht vor Spott
oder moralischer Einschüchterung oder weil die seelischen
Verletzungen, die er erlitten hat, so entsetzlich sind, daß das
Erlebte ihm schlicht die Sprache verschlagen hat. Der Schriftsteller
kann dann wie ein Schauspieler die Rolle des Patienten übernehmen,
sich in ihn hineinversetzen und aus seiner, des Patienten Sicht alles
das zur Sprache bringen, was dieser selbst nicht sagen kann oder
verschweigen will.

Dies wird um so mehr gelingen, je besser der Autor sein Handwerk, vor
allem die Erzähltechnik des inneren Monologs, beherrscht, je
vielfältiger und genauer seine Menschenkenntnis ist und je weiter
seine soziale Phantasie reicht, so daß er womöglich auch in
schwierigen Fällen anhand nur spärlich zugänglicher Daten die
verborgenen seelischen Vorgänge erschließen kann. Korrektiv für die
Verbindlichkeit, die Authentizität oder die Wahrheit einer solchen
Literatur ist dabei stets die als Erkenntnisziel vorgegebene objektive
Realität, denn mit Recht fordern wir vom Schriftsteller wie von
jedermann, daß er nicht lüge, und von dem, was er schreibt, daß es den
wahren Sachverhalt zeige.

Während ich dies schreibe, sitzt der schwachsinnige Knecht eines
Bauern vor der Schuppentür auf der Erde, schneidet Bilder aus alten
Illustrierten und verwahrt sie in einem Karton. Vor einem halben Jahr
haben die Ärzte seinen Kehlkopf entfernt. Er sammelt Bilder von
Prinzessin Maxima. Er wiegt noch hundert Pfund. Manchmal zeigt er mir
die Bilder. Er krächzt. Er küßt die Bilder. Er lächelt. Er kann nicht
sprechen. Er hat nie schreiben gelernt. Er hat nie sprechen können.

Ich werde nicht arbeitslos.

Theodor Weißenborn

 * 

George Grosz zum 125.

Revolte gegen Obrigkeit, Spießbürger, Kriegstreiber

Grosz, geboren am 26. Juli 1893 als Georg Ehrenfried Groß in Berlin,
gehört zu den einflußreichsten Bildenden Künstlern Deutschlands des
vorigen Jahrhunderts. Satirische Schärfe und ein antimilitaristisches,
politisch Partei nehmendes Bekenntnis zeichnen seine grafischen
Blätter, Malereien und Karikaturen aus. Im der künstlerisch offenen
Liberalität der Weimarer Republik erreichte der junge Grosz früh
Beachtung und Erfolg. Er gab den bedrückenden menschlichen
Abseitigkeiten, dem sittlichen Verfall im Nachkriegselend der 20er
Jahre Gestalt, geißelte die sozialen Gegensätze zwischen Arbeit und
Kapital, attackierte schonungslos die moralische Verderbtheit in
Klerus, Großbourgeoisie und Offiziersclique. Als er 1933 unmittelbar
nach Hitlers Machtergreifung floh und in die USA emigrierte, war er
einer der ersten, dessen Werk im Nazireich verboten, vernichtet und
als "entartet" beschimpft wurde. Erst zwei Jahre vor seinem Tod, 1957,
kehrte der deutsch-amerikanische Grafiker, Maler und Bühnenbildner
George Grosz - nunmehr auch international anerkannt als Künstler und
Hochschullehrer - in seine Heimatstadt Berlin zurück. Zeitlebens blieb
er einer politisch-realistischen Kunst verpflichtet.

Kunsthistoriker ordnen George Grosz als einen führenden Vertreter der
"Neuen Sachlichkeit" ein, jener die europäische Nach- und
Zwischenkriegszeit ab 1918 bezeichnenden neuen Stilrichtung. Sie
gewann schnell und nachhaltig an Einfluß, denn sowohl der
realitätsferne Avantgardismus als auch die traditionalistisch
idealisierende Bildsprache hatten sich als untauglich erwiesen, die
tief zerklüftete, gebrochene neue Lebenswelt zu interpretieren. Ein
kühler Blick, eine von Illusionen befreite Besinnung auf das Wirkliche
prägte die Darstellungsweise der "Neuen Sachlichkeit". Doch fällt es
schwer, die Bilder eines George Grosz in die Schublade "sachlich
objektivierend" zu stecken. Denn jedes der Blätter, Tafeln oder
Pressezeichnungen erschreckt den Betrachter wie ein schriller
Protestschrei: Lüge! Abscheu! Inferno!

Der Kriegsteilnehmer Georg Groß hatte sogar seinen Namen anglifiziert,
um sich noch schärfer gegen nationalistische Kriegshetze abzugrenzen.
Besser als mit "Neue Sachlichkeit" ist der Rebell George Grosz wohl
mit Dadaismus charakterisiert. Dada steht als künstlerische Richtung
für geistige Revolte und radikale Demontage der bestehenden
bürgerlichen Ideen und Normen. Zusammen mit dem Plakatkünstler John
Heartfield und dem Schriftsteller Wieland Herzfelde hat George Grosz
die später berühmte Berliner Dada-Szene begründet. Aufgrund der
bildnerisch gestalteten sowie provokatorisch gelebten Rebellion gegen
Obrigkeitsstaat, Spießbürgertum und Militarismus ergab sich für George
Grosz folgerichtig die revolutionäre Aktion. Er bekannte sich zu den
Zielen der Novemberrevolution 1918 und wurde Gründungsmitglied der
KPD. In der darauffolgenden, fruchtbaren Schaffensperiode wandelte
sich die Programmatik seiner Arbeiten vom satirisch-provokanten
Protest zur Kunst im Dienst der kämpfenden Arbeiterklasse.

Im Unterschied zu den frühen dadaistischen Bildern mit Kneipen-,
Straßen- und Großstadtszenen schuf Grosz nunmehr kämpferische
Darstellungen des politischen Gegners. Sehr eindringlich zeigt dies
sein Gemälde "Stützen der Gesellschaft": Pfaffe, Offizier, Professor,
dazu ein rangniederer Reservist als williger, gläubiger Mitläufer und
eine Hure als willfähriges, demoralisiertes Subjekt. 1922/23 gab der
Malik-Verlag Grosz' Arbeiten als gebundene Bildermappe unter dem Titel
"Ecce homo" ("Siehe da, der Mensch") heraus. Sie umfaßte Aquarelle,
Zeichnungen und Gouachen, die in den Jahren 1915 bis 1922 entstanden
waren. "Kantige stumpfsinnige Militärschädel, dekadente
Oberschichtbohemiens, lüsterne Finanzmagnaten, halbnackte
Prostituierte, (...) - ein erbarmungsloser Querschnitt vor allem der
höheren Gesellschaft" - beschreibt ein Online-Lexikon diese Blätter
treffend.

Grosz solidarisierte sich mit den notleidenden Proletarierfamilien,
obwohl er selbst als erfolgreicher Künstler mit seiner Familie im
noblen Berliner Stadtteil Wilmersdorf lebte. Eine Studienreise in
Begleitung des Schriftstellers Maxim Gorki führte George Grosz 1922
für fünf Monate in die junge Sowjetunion. Doch die dort gewonnenen
Eindrücke überzeugten den radikalen Freiheitskämpfer George Grosz
nicht. Sei es aus Enttäuschung über die schlechten Lebensverhältnisse
der arbeitenden Massen im krisengeschüttelten Sowjetland, sei es aus
anderen Gründen, wandte sich der Künstler vom sowjetrussischen Modell
der Revolution ab und verließ die KPD. Seine Parteinahme für die
ausgebeuteten und entrechteten Arbeiter, sein Eintreten gegen den
Krieg blieben davon jedoch unberührt.

Die Exiljahre in den USA brachten eine Rückbesinnung auch auf
"zartere", dekorativere Themen wie Stilleben, Porträts und
Landschaften. Der Emigrant mußte seinen Broterwerb organisieren und
tat dies mit dem Vermarkten von gut verkäuflichen Bildern wie auch als
Hochschullehrer. Weltgeltung in der Geschichte der Bildenden Kunst
jedoch hat George Grosz mit seinem revolutionären Kämpfertum erlangt.

Marianne Walz
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Mordsache Helmut Just

Eine Schneedecke lag über Berlin. Tausende füllten an diesem kalten 5.
Januar 1953 den Gendarmenmarkt, dessen Ruinen immer noch von einstiger
architektonischer Schönheit kündeten und der inzwischen Platz der
Akademie hieß. Sie nahmen Abschied von einem jungen Volkspolizisten,
dessen tragischer Tod wenige Tage zuvor manchem in Erinnerung brachte,
wie explosiv die Situation in der gespaltenen Stadt war. Ein
Trauergeleit, das sonst nur für Staatsbegräbnisse vorgesehen war,
brachte die sterbliche Hülle des Unterwachtmeisters nach
Friedrichsfelde.

Es geschah am 30. Dezember 1952. Die schlecht beleuchteten Straßen von
Berlin-Prenzlauer Berg lagen im Nebel. Gegen 20.45 Uhr begab sich der
Unterwachtmeister Helmut Just zum Kontrollpunkt auf der Behmbrücke,
die in den französischen Sektor führte. Eigentlich hatte er gar keinen
Postendienst. Er war für einen Kollegen eingesprungen, erreichte den
Kontrollpunkt aber nie. Zwei Schüsse aus nächster Nähe trafen ihn von
hinten in den Kopf. Jede Hilfe kam zu spät. Noch auf dem Weg in das
Krankenhaus verstarb Just.

Der 19jährige war in Berlin-Karlshorst aufgewachsen und zur Schule
gegangen. Seine Mutter arbeitete in einer Wäscherei, der Vater in
einem Kraftstoffwerk in Rummelsburg. Die Leidenschaft des
heranwachsenden Helmut gehörte dem Boxen. Er galt als hoffnungsvolles
Nachwuchstalent. Der hilfsbereite Junge war bei Nachbarn und Kollegen
beliebt. Erst wenige Monate zuvor hatte er seine Malerlehre
abgeschlossen und sich im Sommer zum Polizeidienst gemeldet.

Im Osten Berlins ordnete man die Tat Agentenzentralen und Parteien in
den Westsektoren zu. In der Tat lag der Verdacht eines politisch
motivierten Racheaktes nahe. Presseveröffentlichungen und die
öffentliche Trauerfeier am Rathaus Schöneberg heizten die
antikommunistische Stimmung an. Besatzungsmächte und Behörden beider
Seiten sparten nicht mit wechselseitigen Schuldzuweisungen.
Geheimdienstoperationen und Übergriffe hatten in den Monaten zuvor für
genügend Konflikte und Mißtrauen gesorgt. Politisch motivierte
Angriffe auf Volkspolizisten und Angehörige der Reichsbahn waren
damals keine Seltenheit. Der Eisenbahner Ernst Kamith verstarb im
November 1952 an den Folgen einer gewaltsamen Polizeiaktion. Der
Westberliner Polizeiinspektor Zunker mußte sich deswegen vor dem
Moabiter Schwurgericht verantworten. Im Bezirk Magdeburg war im
Oktober 1952 der VP-Oberwachtmeister Hans Panneck in einer Gaststätte
mit faschistischen Liedern provoziert und anschließend von einem
Fleischermeister niedergeschlagen worden. Auch er verstarb.

Keiner der Zeugen half ihm. Im Mordfall Helmut Just konnte aber auch
das kriminelle Milieu, das von der Teilung der Stadt, illegalen
Warentransfers und Währungsmanipulationen profitierte, als
potentieller Täterkreis nicht ausgeklammert werden. Restriktionen
ihrer Geschäfte hatten die feindselige Haltung gegen Ostberliner
Ordnungskräfte verstärkt.

Die Sonderkommission, die zur Aufklärung des Polizistenmordes am 6.
Januar eingesetzt wurde, fand zwar zahlreiche Verdachtsmomente, aber
keine der Spuren führte zum erhofften Erfolg. Der offizielle Verdacht
ließ sich nicht untermauern. Die Ermittlungen liefen ins Leere. Der
von Zeugen benannte tatverdächtige Personenkreis konnte nicht namhaft
gemacht werden. Am 16. Februar stellte die Sonderkommission ihre
Arbeit ein. Sie hatte zwar Verwicklungen von Gastwirten und
VP-Angehörigen in kriminelle Machenschaften nachweisen können, der
Mordfall Helmut Just blieb trotz verdeckter Ermittlungen ungeklärt -
bis heute.

In der DDR war der Name von Helmut Just auf Straßen und in
Einrichtungen allgegenwärtig. Die konkreten Umstände seines tragischen
Todes gerieten hingegen mit der Zeit in Vergessenheit. Wenig Sinn für
Tatsachen zeigten vor allem diejenigen, die in ihm nach 1989 einen
"Mauermörder" zu erkennen glaubten und die Erinnerung an den Vorfall
eilfertig aus dem Berliner Straßenbild tilgten. Nur noch das Grabmal
auf dem Zentralfriedhof Berlin-Friedrichsfelde, das Steinmetzlehrlinge
seines ehemaligen Ausbildungsbetriebes für ihn gefertigt hatten, mahnt
zu Nachdenklichkeit.

Gestützt auf einen Bericht von Jürgen Hofmann

 * 

Sie schützten die Botschaften in der DDR

Die Autoren erinnern mit ihrem Buch "Die Sicherheit der Botschaften in
der DDR. Über die Arbeit des Missionsschutzes" an fast Vergessenes -
an die hohe Einsatzbereitschaft der 1102 Angehörigen des Wachkommandos
Missionsschutz (WKM), die in enger Kooperation mit speziellen
Bereichen der Spionageabwehr des MfS, für den Schutz, die Sicherheit,
die Arbeitsfähigkeit, aber auch für die operative Kontrolle
diplomatischer Vertretungen und deren Personal in der DDR
verantwortlich waren. Partner für diese wichtigen politischen Aufgaben
waren die Protokollabteilung des DDR-Außenministeriums, das
Dienstleistungsamt für ausländische Vertretungen (DAV), das Zollamt 1
(Diplomatenzollamt) und die jeweils örtlichen VP-Inspektionen.

Die Autoren erläutern zunächst einige Grundbegriffe des
Völker-/Diplomatenrechts und schildern die Geschichte des WKM ab 1965,
die aber faktisch in den 70er Jahren erst richtig beginnt. Erinnert
sei an den Grundlagenvertrag 1972, die Aufnahme von DDR und BRD in die
UNO 1973, die Welle der Anerkennung der DDR, die Schaffung von
Ständigen Vertretungen der DDR und der BRD 1974 oder den
Helsinki-Prozeß 1975.

In der Anlage sind bisher geheime bzw. nicht bekannte Befehle des MdI
und des MfS der DDR sowie wichtige Sicherungsobjekte des WKM
zusammengefaßt. In den 80er Jahren wurden aus unterschiedlichen
Gründen die Botschaften der UdSSR, der USA und einiger arabischer
Staaten, vor allem aber die Ständige Vertretung der BRD zu
Schwerpunkten der Schutz- und Sicherungsarbeit des WKM und der
MfS-Abteilungen. Aufgezeigt wird, wie nachrichtendienstliche, aber
auch allgemein kriminelle Aktivitäten zahlreicher Diplomaten in der
DDR durch die unmittelbare Nachbarschaft Westberlins sowie die
Privilegien bevorrechteter Personen (Kontrollbefreiung u. a.)
stimuliert worden sind.

Für ihre gewissenhafte, stets einsatzbereite und effektive
Sicherungsarbeit zum Rund-um-die-Uhr-Schutz von 72 Botschaften, 69
Residenzen, 24 Handelsvertretungen, 24 konsularische Vertretungen und
einer ganzen Reihe von Folgeeinrichtungen sowie die enge Kooperation
mit speziellen Bereichen des MfS wurde das Wachkommando Missionsschutz
der DDR 1984 mit dem Vaterländischen Verdienstorden der DDR in Gold
ausgezeichnet. Die drei Autoren berichten darüber sehr informativ und
kenntnisreich. Sie würdigen diese Arbeit mit einem Dankeschön an alle
Beteiligten, weil sie halfen, die internationale Autorität der DDR zu
stärken.

Es war wohl kein Zufall, daß die größte Polizeidienststelle Berlins
ausgerechnet am 3. Oktober 1990 ihren Dienst ohne jegliche
Versorgungsansprüche der dort tätig Gewesenen beenden mußte.

Wolfgang Stuchly, Berlin

H.-J. Dahle, L. Fröhlich und B. Tuczek:

Die Sicherheit der Botschaften in der DDR.

Verlag am Park, Berlin 2018, 160 Seiten, 14,99 €
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Produktionsgenossenschaften haben Zukunft

Mit dem Jahr 1989 kam das Ende der LPGs der DDR wie überhaupt aller
landwirtschaftlichen Nacheinrichtungen, einschließlich der
hocheffektiven Landmaschinenindustrie unseres Landes.

Als ich 1961 in der LPG "Vereinte Kraft" anfing zu arbeiten, bestand
diese aus den Bauernwirtschaften der beiden Dörfer Vippachedelhausen
und Thalborn und war rund 850 ha groß. 1969 wurde sie mit rund 5000 ha
Landwirtschaftlicher Nutzfläche (LN) in der DDR die erste
spezialisierte LPG Pflanzenproduktion, in der 750 Mitglieder
arbeiteten.

Bemerkenswert ist, was dann 1990, als mit dem
"Landwirtschaftsanpassungsgesetz" die LPGs liquidiert werden sollten,
geschah.

Wir begannen, ein Konzept zu entwickeln, mit dem es gelang - nun unter
kapitalistischen Bedingungen -, auf der Grundlage des
Genossenschaftsgesetzes der BRD erneut auf genossenschaftlicher
Grundlage zu arbeiten. Nach wochenlanger Diskussion mit den
Bodeneigentümern - sie waren ja durch die DDR nicht enteignet worden -
kam es zur Bildung einer neuen Produktionsgenossenschaft. Die meisten
entschieden sich das zweite Mal für den genossenschaftlichen
Großbetrieb auf nun 4000 ha LN. Kaum einer wollte wieder auf
Klein-Klein zurück. Heute arbeitet diese Erzeugergenossenschaft sehr
erfolgreich und produziert Spitzenerträge auf dem Acker und in der
Milchproduktion: bei Weizen 85 dt/ha, auf Teilschlägen sogar 100
dt/ha; Gerste 75 dt/ha, Zuckerrüben 800 dt/ha, Silomais 750 dt/ha, ca.
1500 ha stehen unter Bewässerung. Noch zu DDR-Zeiten wurde dafür ein
Staudamm gebaut. Der Betrieb hält 1620 Kühe mit Nachzucht. Die
Milchleistung beträgt 9000 kg je Kuh. Eine Biogasanlage liefert rund
10.000 KWh.

So oder so ähnlich verlief die Entwicklung auf dem Gebiet der
Landwirtschaft in vielen Einrichtungen der DDR. Ca. 60 % der
Ackerfläche werden heute von großen Genossenschaften oder GmbHs
bewirtschaftet, die z. T. bis zu 900 ha LN umfassen. Zur Wahrheit
gehört aber auch, daß es für Großbetriebe dieser Art nicht einfach
ist, unter den Bedingungen eines entwickelten Kapitalismus in der BRD
und der EU zu wirtschaften. Und natürlich ist kapitalistischer
Gigantismus nichts anderes als der Weg zur Erlangung von
Maximalprofit. Ich denke da z. B. an die riesigen Ölplantagen in
Brasilien, in Süd- und Ostasien oder anderswo, auf denen Mensch und
Natur gnadenlos ausgebeutet werden.

Vor allem Politiker der "Grünen" favorisieren die Vorstellung, daß
eine kleine, arbeitsteilige, ökologisch geförderte familiäre
bäuerliche Landwirtschaft ein Heilmittel gegen den Klimawandel und ein
Schutz von Nutztieren sei. Natürlich gibt es in Deutschland wie in
vielen Ländern der Erde, vor allem in Afrika, Südamerika und Asien,
Kleinbetriebe. Doch die Tendenz ist abnehmend. In Moçambique z. B.
entwickeln sich bereits genossenschaftliche Formen der Arbeit. Immer
mehr Klein- und Mittelbauern freunden sich mit dem
Kooperationsgedanken an, denn er entspricht den Interessen der
Menschen überall auf der Welt, die den Boden bearbeiten und Sicherheit
brauchen.

Eberhard Herr
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BUCHTIPS

- Egon Krenz: China. Wie ich es sehe

China - die neue Bedrohung für die europäischen Wirtschaftsmächte? Ein
Land, in dem Korruption an der Tagesordnung ist?

China - die zweitgrößte Wirtschaftsnation unter Führung einer
kommunistischen Partei auf dem besten Weg, die Weltmacht USA zu
überholen? Land im Aufbruch oder Land des enthemmten Kapitalismus?
Diese Fragen beschäftigen auch Egon Krenz. Er kennt China nicht nur
aus Zeiten, als er es in politischer Funktion bereiste, sondern ist
bis heute regelmäßig zu Gast, zuletzt im Oktober 2017 bei einer
wissenschaftlich-historischen Konferenz. Er fuhr, wie jedes Mal,
durchs Land, sprach mit Betriebsleitern und Parteifunktionären, mit
den neuen Managern der boomenden Industrie, mit Studenten und Bankern,
schaute genau hin. Und nimmt für sich in Anspruch, gelernt zu haben,
"nicht überheblich gegenüber anderen und neuen Wegen" zu sein. Wie
sieht Chinas eigener Weg aus? Wie und zu welchem Preis erreichen die
Chinesen ihr selbsterklärtes Ziel, eine "Gesellschaft mit bescheidenem
Wohlstand" zu sein?

Edition Ost, Berlin 2018, 160 S., 12,99 €




- A. Groth / N. Paech / R. Falk (Hg.):

Palästina - Vertreibung, Krieg und Besatzung

Wie der Konflikt die Demokratie untergräbt

Seit Israel die palästinensischen Gebiete und Ostjerusalem besetzt
hält, werden Palästinenser aus ihren Heimatorten vertrieben, ihrer
Rechte und ihres Besitzes beraubt. In diesem Buch werden der
Siedlungsbau, die Situation von Kindern in israelischen Gefängnissen,
die massive Einschränkung der Bewegungsfreiheit durch Checkpoints und
Mauer, die Lage in Gaza, die Rolle der UNO und der Abbau
demokratischer Rechte in Israel und Palästina erörtert. Um die
öffentliche Debatte der israelischen Menschen- und
Völkerrechtsverstöße zu verhindern, werden in Europa mit haltlosen,
teilweise grotesken Antisemitismusvorwürfen Kampagnen gegen
Veranstaltungen, Personen und Publikationen wie den "RotFuchs"
geführt. Insofern geht es auch um Meinungsfreiheit und Demokratie bei
uns.

PapyRossa-Verlag, Köln 2018, 284 S., 16,90 €


- Eyal Sivan, Armelle Laborie: Legitimer Protest

Plädoyer für einen kulturellen und akademischen Boykott Israels

Im Juli 2005 startete die palästinensische Zivilgesellschaft einen
Aufruf für den Boykott des israelischen Staates auf wirtschaftlicher,
politischer und kultureller Ebene. Dieser Protest soll mithelfen,
jahrzehntelange Forderungen der palästinensischen Bevölkerung
durchzusetzen, nachdem unzählige Resolutionen der UNO gegen Israel
wirkungslos geblieben waren. Es geht um ein Ende der
Siedlungstätigkeit in den besetzten Gebieten, eine rechtliche
Gleichstellung der arabisch-palästinensischen Bürger Israels und das
Recht auf Rückkehr für die vertriebenen Palästinenser. Eyal Sivan und
Armelle Laborie berichten über den erfolgreichen Boykott israelischer
Forschungs- und Kultureinrichtungen durch immer mehr internationale
Wissenschaftler und Künstler. Sie setzen sich aber auch mit dem
Gegenangriff der israelischen Seite auseinander, die mit ganzer Kraft
den Versuch einer Delegitimierung und Kriminalisierung der
Boykottbewegung betreibt.

Promedia-Verlag, Wien 2018, 184 S., 17,90 €
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Karl Nendel - General der Mikroelektronik

Als ich mich mit dem ehemaligen Direktor des ZFTM Dresden, Prof. Dr.
Ulf Gottschling, zur Wertung dieses Buches austauschte, waren wir uns
einig: Gelungen. Ein Stück DDR-Geschichte im Blickpunkt der eigenen
Entwicklung vom Schlosser und Elektriker bis zum Staatssekretär und
Regierungsbeauftragten nachhaltig aufgearbeitet. In der Reihe der
"Rohnstock-Biografien" nimmt die Autobiographie von Karl Nendel einen
bedeutenden Platz ein - ebenso wie die Bände von "Jetzt reden wir"
ehemaliger Generaldirektoren von Industriekombinaten der DDR.

Karl Nendel beschreibt nicht nur seinen beruflichen, klassenbewußten
Weg von der Braunkohle bis zum Staatssekretär im Ministerium für
Elektrotechnik und Elektronik - nein, er zieht eine klare und
nüchterne Bilanz der Entwicklung der Mikroelektronik in der DDR. Vor
dem Hintergrund vieler Schwierigkeiten, Devisenhandel und
Embargopolitik inbegriffen, zeigt Nendel die Mühen auf, in der
internationalen Entwicklung der Computertechnologien mitzuhalten.

Wer mit Karl Nendel zusammenarbeitete, weiß, daß seine
Durchsetzungskraft - beispielgebend für einige -, aber auch manchmal
"zu hoch" angesetzt war. Am Schluß jedenfalls zählte das Ergebnis. Und
das war unter vielen Ministern der Elektrotechnik und Elektronik so.
"Machtmensch und Macher" - das ist der richtige Ausdruck, mit dem Jörg
Roesler und Hermann Leihkauf Nendel im Buch treffend charakterisieren.

Ich war zu Nendels Zeiten Direktor der Zentralschule des Ministeriums
für Elektrotechnik und Elektronik (MEE) in Crostau/Landkreis Bautzen
und konnte Karl Nendel mehrfach in der Fortbildung leitender Kader des
Industriebereichs Elektrotechnik und Elektronik erleben. Sein Auftritt
war immer ein Höhepunkt im Bildungszyklus. Er sparte weder mit Lob
noch mit Kritik und ebnete so manchem den Weg für Fortschritte in der
Arbeit des Industriebereiches mit 15 Kombinaten. Am Siegeszug der
Mikroelektronik hat er einen nicht unerheblichen Anteil. Die
1-MB-Story: Unbedingt lesenswert auch der Einstieg des MEE in das
Rüstungsgeschäft. Auch hier stand Karl Nendel, fachlich fundiert,
immer auf festen Füßen.

1989 brach für Karl Nendel wie für viele von uns nicht nur eine Welt
zusammen - unsere Ideale auch als Wirtschaftspolitiker wurden
zerstört. Aber, aufrappeln und zu neuen Ufern kommen waren wir
gewohnt. Für mich, beginnend in der Verteidigungsindustrie, dem
Landmaschinenbau, der Elektrotechnik und Elektronik und der späteren
Fortbildung leitender Kader. Mehr als 12 Jahre konnte ich als Mitglied
des Wissenschaftlichen Rates der AfG beim ZK der SED wesentliches zur
Führung von großen Wirtschaftseinheiten vermitteln. So ist sicher für
mich und viele Leser das Handeln von Karl Nendel nachvollziehbar.
Nichts hat er übertrieben.

Dem Leser und uns, die in der DDR eine einmalige berufliche
Entwicklung erfahren haben, ist das Buch als "Standardwerk zum
Nachdenken" zu empfehlen.

Prof. Dr. Dieter Rost, Kirschau

Karl Nendel - General der Mikroelektronik.

Autobiographie. Rohnstock-Biografien.

edition berolina, Berlin 2017. 238 S., 19,99 €

(Taschenbuch 12,99 €)
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Aus einem Brief vom 8. April 1966 an Irma Gabler-Thälmann

Ich bin der ehemalige Kommandant von Bischofswerda

Verzeihen Sie mir, daß ich Ihnen aus dem fernen sonnigen Usbekistan
schreibe. Ich bin der ehemalige Kommandant von Bischofswerda, Major
der Reserve Grigorij Dmitrijewitsch Borisenko ...

Wir begannen mit Otto Bertel und mit der Hilfe der Kommunisten,
Sozialdemokraten und Antifaschisten in Bischofswerda ein neues Leben
für das deutsche Volk aufzubauen ...

Erlauben Sie mir bitte, daß ich kurz berichte, wie ich
Militärkommandant von Bischofswerda geworden bin. Ihnen ist ja
bekannt, daß die Sowjetarmee unter Führung der KPdSU in Ihrem Lande
den Faschismus zerschlagen hat. Nach Deutschland kam die Sowjetarmee,
um das deutsche Volk und die Staaten Europas vom Hitlerfaschismus zu
befreien.

Am 2. Mai (1945), um 4 Uhr früh, befreite ich mit meinen Kämpfern die
Einwohne Bischofswerdas vom Hitlerfaschismus. Später wurde ich vom
Kommando der Sowjetarmee zum Kommandanten der Militäradministration
für den Kreis und die Stadt Bischofswerda ernannt. Die Faschisten
hatten keine Gelegenheit mehr, den 1. Mai 1945 zu feiern, obwohl die
Stadt Bischofswerda schon zur 1.-Mai-Feier vorbereitet worden war.

Als Vertreter der Sowjetmacht hatte ich als erstes alle Kommunisten,
Sozialdemokraten und Antifaschisten zu mir in die Kommandantur
eingeladen, wo wir die erste Volksversammlung von Bischofswerda im
Haus des früheren faschistischen Bürgermeisters durchführten.

Die Versammlung wurde von meinem Stellvertreter, dem Politleiter der
Militärkommandantur, Hauptmann Manin, eröffnet. Ich hatte dann die
Möglichkeit, in gebrochenem Deutsch zu sagen: "Zu Ihnen nach
Bischofswerda kam die Sowjetarmee. Sie befreite Sie vom
Hitlerfaschismus. Alle Gesetze und Anordnungen der Hitlerfaschisten
werden außer Kraft gesetzt. Es gelten ab sofort die Gesetze und
Anordnungen der Volksmacht, alle faschistischen Bilder, Losungen und
Plakate sind zu entfernen." ...

Die dringlichste Aufgabe aber war, die Äcker im Kreis Bischofswerda zu
bestellen, und so sagte ich den Anwesenden, es gäbe ein russisches
Sprichwort: "Der Sommer ernährt den Winter!" Die Sowjetmacht wolle
nicht, daß Ostdeutschland hungert ...

Wir sind dann zur Bautzener Haftanstalt gefahren, wo Ihr Vater, Ernst
Thälmann, inhaftiert war. Dort wurde ein Denkmal für Ihren Vater
errichtet. Daneben befindet sich das Grab des sowjetischen Sergeanten
Maslow, der bei der Befreiung der Bautzener Haftanstalt gefallen war.
Sergeant Maslow wollte als erster Ihren Vater aus der Haftanstalt
holen. Er wußte, daß Ihr Vater Kommunist war. Was er aber nicht wußte,
war, daß er schon am 16. August 1944 aus der Bautzener Haftanstalt in
das Todeslager Buchenwald fortgebracht worden war, wo er von den
Gestapoleuten auf direkten Befehl Hitlers umgebracht wurde ...

Major der Reserve

Grigorij Dmitrijewitsch Borisenko

Ehemaliger Militärkommandant von Bischofswerda

Jangijul (Usbekische SSR), 8. April 1966

Auswahl und Übersetzung: Cilly Keller, Hamburg
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.


Miyako Shigeto

Verantwortliche für Frauenfragen in der Sozialistischen Partei
Japans 

In vielen Betrieben, die ich während meines Aufenthaltes in der DDR
besucht habe, arbeiten Frauen wie Männer. Als ich das Petrolchemische
Kombinat Schwedt besuchen sollte, äußerte ich meinen Wunsch, einen
Frauen-Betrieb zu besichtigen. Alle Leute sahen mich etwas verzweifelt
an, und ich spürte, daß ich eine falsche Vorstellung hatte. Ich
glaubte bis dahin, daß der Industriezweig der Petrolchemie mit
werktätigen Frauen wenig zu tun habe. Hier mußte ich mich vom
Gegenteil überzeugen lassen. Als ich das Zentrum der dringlichen
medizinischen Hilfe von Berlin besuchte, sah ich, daß es von einer
Ärztin geleitet wird. In der DDR ist die Zeit längst vorbei, in der
nur vereinzelt Frauen einen Beruf ausübten. Die Arbeit hat im Leben
der Frauen einen festen Platz eingenommen. Ihre berufliche Tätigkeit
bedeutet für sie Selbstverwirklichung. Es war wunderbar, so viele
Mütter zu sehen, die neben der Kinderbetreuung und -erziehung ihre
fachliche und politische Qualifizierung vervollkommnen.

Mutter zu sein und gleichzeitig berufstätig bedeutet für die
japanischen Frauen Sorge und Unsicherheit. Wir leben in einer
Gesellschaft, in der die Rolle der Mutter zwangsweise eingeschränkt
ist, wenn Frauen ihre Gleichberechtigung fordern. Unsere Bewegung in
Japan hat viele schwierige Aufgaben. Wir wissen jedoch, daß sie lösbar
sind. Dies haben uns die Frauen der DDR mit großer Zuversicht gezeigt.


Giorgio Morpurgo

Präsident des Parlamentsausschusses für öffentliche Arbeiten,
Städtebau und Territorialplanung der Region Lombardei, Italien

Am meisten imponiert mir, wie in der DDR gute Pläne auch wirklich in
die Tat umgesetzt werden. Ich meine vor allem die sozialpolitischen
Vorhaben, die Zug um Zug realisiert werden - nicht zuletzt im
Wohnungsbau. Zu meinem Gesamteindruck gehören auch das sichtbare
Wohlergehen, die soziale Sicherheit, die Herzlichkeit und
Gastfreundschaft der vielen Bürger, die ich kennenlernte.

Das Vorhaben der Regierung der DDR, in absehbarer Zeit so viele
Wohnungen zu bauen, daß jede Familie in guten Verhältnissen wohnen
kann, ist eine - so meine ich - für alle beglückende Perspektive. Das
wäre in Italien gegenwärtig nicht einmal denkbar, geschweige denn
realisierbar. Es gibt bei uns viele Familien, die nicht nur fünf oder
zehn Jahre, sondern faktisch ihr ganzes Leben lang auf eine zumutbare
und zugleich erschwingliche eigene Wohnung warten müssen. Wenn ich
höre, daß man in der DDR durchschnittlich nur 4,3 Prozent des
Familieneinkommens für die Wohnungsmiete aufzubringen braucht, so ist
auch das unter kapitalistischen Verhältnissen einfach unvorstellbar.

Ich war 1970 schon einmal in der DDR. Damals war beispielsweise der
Berliner Alexanderplatz ein einziges Baugelände riesigen Ausmaßes.
Heute ist er das attraktive, moderne Zentrum der DDR-Hauptstadt. So
haben alle Städte, die ich damals sah, inzwischen ein neues, schöneres
Gesicht erhalten.

Das historische und doch moderne Zentrum Leipzigs, die rekonstruierten
Gebäude der anziehenden Fußgängerboulevards in Weimar und Halle, das
in historischer und zugleich neuer Schönheit wiederaufgebaute Dresden
- überall in der DDR habe ich menschenfreundliche Städte gesehen. In
diesem Zusammenhang ein sicherlich aufschlußreicher Vergleich der
Umweltgestaltung: In meiner Heimatstadt Milano kommen 2,8 Quadratmeter
Grünfläche auf einen Bürger. In den Großstädten der DDR werden, wie
ich sah und hörte, durchschnittlich 15 bis 20 Quadratmeter Grünfläche
je Einwohner angelegt und gepflegt. Noch ein Detail: Bei uns in Milano
wurde in den letzten 30 Jahren nicht ein einziger öffentlicher
Springbrunnen angelegt - in den Städten der DDR aber bewunderten wir
geradezu auf Schritt und Tritt Springbrunnen aller Größen und
Stilarten.


Dr. Leader Stirling (1906-2003) 

Gesundheitsminister der Vereinigten Republik Tansania von 1975 bis
1980 

Eine Fülle guter Eindrücke und Beweise ehrlicher, uneigennütziger
Hilfe der DDR begleiten unsere Delegation bei der Heimreise nach
Tansania. Am stärksten bewegt bin ich von dem hohen Leistungsstand des
Gesundheitswesens und der Qualität medizinischer Betreuung.
Imponierend ist die große Zahl der Ärzte und mittleren medizinischen
Fachkräfte. Das dicht geknüpfte Netz medizinischer Fachbetreuung, wie
wir es in der DDR vorfanden, ist für uns und auch andere Länder
beispielhaft. Insgesamt hat mich das spürbare ideelle, ethische,
moralische und politische Engagement aller medizinisch und sozial
Tätigen in der DDR überaus beeindruckt.

Viele tansanische Ärzte haben in der DDR eine solide Ausbildung
erhalten. Mit diesen jungen Kräften haben wir unser Gesundheitswesen
nicht nur personell stärken können, sondern auch Möglichkeiten
geschaffen, daß diese Mediziner ihr in der DDR erworbenes respektables
Wissen an Kollegen weitergeben. Das sind Früchte unserer
Zusammenarbeit.

Wir haben uns sehr darüber gefreut, daß uns Dr. Weigelt bei unserer
Studienreise begleitet hat. Dieser DDR-Arzt war drei Jahre als
leitender Arzt der NUTA-Kliniken in Daressalam und Tanga tätig. Dort
hat er zusätzliche Fortbildungskurse organisiert und damit geholfen,
medizinische Behandlungskapazitäten in unserem Land zu erweitern.


Dr. Abdul Matjid Abdul-Madi

Staatssekretär im Sekretariat für Gesundheitswesen der
Sozialistischen Libyschen Arabischen Volksjamahiriya

Als ich im Juni 1978 zum erstenmal den Boden der DDR betrat, fühlte
ich mich sofort unter Freunden und hatte das angenehme Empfinden, als
wäre ich schon lange mit ihnen vertraut. Beim Besuch von
Gesundheitseinrichtungen unterschiedlicher Größe und Aufgabenstellung
habe ich einen guten Überblick der Struktur und Kapazität eines
staatlichen Gesundheitswesens erhalten, dessen international
anerkannte Leistungen meine Erwartungen weit übertrafen. Ärztliche
Mühen, die liebevolle Fürsorge um die Patienten in ambulanter und
klinischer, prophylaktischer, therapeutischer, rehabilitativer und
dispensairer Betreuung, die erforderlichen Arzneimittel und alle
erdenklichen medizinischen Hilfsmittel bis zum elektrisch
angetriebenen Versehrtenmobil - all das ist kostenfrei für die Bürger
in der DDR.

Geradezu begeistert hat mich die intensive Betreuung der Schwangeren,
das medizinische wie gesellschaftliche Engagement für Mütter und
Kinder wie für junge Familien, was zu der weltbekannt geringen
Säuglings- und Kindersterblichkeit sowie zu dem für europäische
Industrienationen erstaunlichen Geburtenzuwachs geführt hat.

 * 

Ab und zu etwas Verrücktes

Im Alter läßt die Lust am Ausgeflippten nach, müde Knochen und
Ruhebedürfnis bremsen, die Experimentierfreude der Jugendzeit nimmt
ab. Doch das Vergnügen, an all die wunderbar freudigen Verrücktheiten
vor 60 Jahren zurückzudenken, ist immer noch da.

Eigentlich wollte ich Lehrer für Deutsch und Sport werden, aber da
hätte ich zu Hause in Rostock studieren und weiter unter der Fuchtel
der Mut ter stehen müssen. Deshalb griff ich, ohne zu wissen, was mich
genau erwartet, sofort zu, als das Angebot "Biologie, Werken" vom
Pädagogischen Institut Güstrow kam.

Besonders geschickt war ich nicht mit Hammer, Feile, Lötkolben,
Falzbein und Schraubzwinge. Später konnte ich das Fach zugunsten von
Sport und Deutsch sehr schnell wegorganisieren. In der Familie aber
hieß es immer mit spitzbübischer Miene, wenn der Vater etwas
reparieren sollte: "Ich denke, du hast Werken studiert?"

Die Zeit in Güstrow war die sorgloseste Zeit meines Lebens,
unbekümmert, nur mir selbst verantwortlich, hatte ich drei wunderbare
Jahre. Wir kamen zu dritt aus Rostock: Inge, Sprudel und ich. Mir aber
fiel sofort ein schönes braunhaariges Mädchen in kariertem Hemd und
Jeans auf, das ich von Anfang an mochte: Schigu. Eigentlich hieß sie
Renate Pfeif, aber niemand von uns nannte sie so, wie auch mich alle
nur Atze riefen.

Ich bewunderte sie, wenn sie allein für sich tanzte, sang oder pfiff.
Für mich war sie die verkörperte Freiheit, so wäre ich gern gewesen,
und ich ahmte sie sogar beim Pfeiferauchen nach. Es hat uns Spaß
gemacht, auf den Mensastufen sitzend, Leute mit unserem Auftreten zu
schockieren. Manchmal sind wir dabei übers Ziel hinausgeschossen. "Das
ist mir in meiner ganzen pädagogischen Praxis noch nicht passiert",
staunt Frau Müller, die Wirtin der Studentenkneipe, als wir verärgert,
ich weiß nicht mehr warum, zwei doppelte Wodka bestellen und grimmig
unsere Pfeife dampfen.

Schigu gibt sich gern rauhbeinig, hat aber einen herzensguten Kern.
Sie trägt ein leuchtend rotes Leintuch mit weißen Punkten, das ich
bestaune. Da nimmt sie eine Schere, teilt das schöne Stück, und stolz
trage ich nun auch ein Gepunktetes. Aus unserem Wohnheim kann man die
Wiesen und den Sumpfsee sehen. Wir nutzen das Gelände zu allen Tages-
und Nachtzeiten. Vor dem Frühstück klettern wir über den Zaun und
laufen zum Baden. In der Vorlesung erzählt der Psychologe genüßlich,
daß er heute Morgen schon zwei junge Damen überm Zaun hängen sah.
Jeder kann an zwei rot anlaufenden Köpfen sehen, wer das war.

Seltsame Sitten haben die Jungen: Peti beleckt seine Hand, dann knallt
er sie auf seinen Pudding, "Meine", sagt er und grient uns an. Harry
steht auf dem Stuhl, dann auf dem Tisch und wickelt drei Kilometer
Faden von seiner Roulade. Eugen kauft seine Socken viel zu groß,
zerlatscht die Spitze, kippt die zerlöcherten einmal um und ein
zweites Mal. So hat er für ein Geld drei Paar Socken.

Peti will FDJ-Beitrag kassieren. Deshalb werden wir doch bei so
schönem Wetter nicht aus dem Garten gehen. Er schnappt sich in unserem
Zimmer Sigrids BH, den sie zum Trocknen ausgebreitet hat, und winkt
uns damit zu. Wir stürzen nach oben, bezahlen, bevor er sich neue
Dummheiten ausdenken kann.

Einmal rennen wir von Zimmer zu Zimmer und kündigen, ohne mit jemandem
vorher zu sprechen, eine Nachtwanderung an und staunen: alle kommen.
Mit Taschenlampen geht es zum Sumpfsee. Sternenschein, das Käuzchen
schreit, eine Igelmutter mit einer Reihe rosafarbener Jungen im
Gefolge kreuzt unseren Weg. Die Jungen machen Feuer, und wir singen
leise zu Roberts Mundharmonika.

Unser Haus wird von Minna Kuhblum betreut. Wenn sie ihre Treppe
geputzt hat, sagt sie: "Haste mal ne Ziejaredde, mech piebt de Longe."
Schigu kreischt vor Vergnügen. Das vergeht ihr aber, wenn Minna durch
die Gänge tobt: "Wer hat mich wieder von de Blumen jeklaut, ich wer
eich melden, wer ich eich." In solchem Fall lachen wir erst, wenn
Minna weg und die Gefahr vorbei ist.

Wenn am Abend alle im Bett liegen, geht das Lachen weiter. Wir
erzählen uns Witze, jeder seinen und immer den gleichen. Schigu kommt
herein: "Bei mir ist eine eingezogen, die heißt Iwe Bier und hat
gefragt: 'Seid ihr auch kindisch? Ich bin kindisch.'" Waren wir, waren
wir, haben das damals aber anders gesehen und uns über die
kindisch-kindliche Verwechslung schadenfroh amüsiert.

Schadenfroh waren besonders einige unserer sieben Jungen. Ich höre
noch immer Eugen und Robert hämisch, egal was wir taten: "Ach die
Schnallen!" Wie sie jede Note, die schlechter als ihre war, gefeiert
haben! Noch zwanzig Jahre später schafft einer von ihnen es nicht,
meinen Erfolg auf dem VIII. Pädagogischen Kongreß gelassen zu nehmen.
"Na mit deiner Schwärmerei von Kuckuck und Nachtigall im Wuhletal hast
du aber gelogen." Wieder denke ich nur "Dämlicher Neidhammel" und
lasse mich wie damals nicht beeindrucken.

Das Institut erhält einen Neubau. Als Werkstudenten werden wir bei
Maurerarbeiten eingesetzt. Gemeinsam mit Schigu ziehe ich eine
Zwischenwand aus Ziegeln hoch. Als wir aus der Pause zurückkommen,
lächeln uns die Maurer freundlich zu. Aha, sie sind also zufrieden mit
unserer Arbeit. Wir müssen jetzt Mauerwerk verfugen. Die Wasserwaage
und die breite Maurerkelle geben wir ab. Richtfest. Stolz erzählen
wir: "Diese Wand haben wir hochgezogen." Und jetzt kommt es heraus.
Der Polier sagt: "Eure Mauer war so schief, die hätte nicht
standgehalten, die Lehrlinge haben sie heimlich in der Pause
eingerissen und neu aufgebaut." Unser Lachen klingt etwas gequält.

Beim Landwirtschaftspraktikum wird uns viel abverlangt, besonders das
Melken fällt mir schwer, kümmerlich tropft die Milch aus meiner Kuh.
Geduldig steht sie, wedelt mit der Schwanzquaste nach Fliegen, dann
dreht sie den Kopf zu mir: "Was wirtschaftest du da?", scheint sie zu
fragen.

Das Essen auf dem Dorf ist reich und deftig. Ich habe mir den Bauch so
mit Bratkartoffeln vollgeschlagen, daß ich abends beim Landfilm meinen
Rock öffnen muß. Das Licht geht wieder an, ich stehe in der ersten
Reihe, der Rock fällt - zum Vergnügen der hinteren Reihen. Das
erinnert doch sehr an unsere Fahrt mit dem LKW über den Schweriner
Schloßplatz, auf dem Weg zu den Mehrkampfmeisterschaften der GST. Wir
lästern über den Rock einer jungen Frau. Er lugt unordentlich unter
ihrem Mantel hervor: "So läuft man doch nicht herum!" Da wird der Rock
immer länger und landet auf dem Pflaster. Schön lacht es sich, wenn
man selbst nicht betroffen ist ...

Der Kontakt zu meinen Studienfreunden reißt nie ab. Wir schmunzeln
immer noch über die ollen Kamellen, und neue kommen hinzu. Tochter
Antje macht Ferien bei Schigu. Danach soll uns das Kind in Wismar
übergeben werden. Die beiden verpassen den Zug. Sie stellen sich an
die Straße, Schigu hält ein Auto an und erzählt uns begeistert, daß es
der Klützer Leichenwagen war, mit dem sie pünktlich angekommen sind.

Sie schreckt vor nichts zurück, wenn sie etwas erreichen will. Als
kürzlich mein Knie streikt, gibt sie jede Menge Ratschläge, wie ich
mir helfen soll, und schickt mir ein selbstgewebtes Fell von ihrem
letzten Schaf. Es ist nicht nur die Wärme des Fells, die mir guttut.

Edda Winkel

 * 

Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Es ist Sommer. Im Wald und auf der Heide macht sich ein einziges
Hochgefühl breit. Kann jemand, oder etwas, die Natur überbieten? Muß
ja nicht! Aber wenn du lachen, lächeln, dich erinnern und Neues
erfahren willst oder die schönen Gefühle mit einem Hauch Verwunderung
würzen, dann kann ich etwas anbieten und meine es sogar dringlich:
Mein alter Freund Schneidi, bürgerlich Klaus Schneider, begegnete mir
eines Tages auf der Treppe im Rundfunkhaus Nalepastraße. Der Fahrstuhl
war wie immer gerade kaputt, so daß es zu dieser historischen
Begegnung kommen mußte. Ich trug ein Blatt Papier bei mir, auf dem ich
ungewöhnlich lange an einem Text gearbeitet hatte, bis die Gedanken
sich endlich zu Versen hinbewegten.

Klaus Schneider war Musikredakteur und schneller Leser. Ich gab ihm
das Papier (DIN A4), er warf zwei Blicke auf den Text, murmelte etwas
von "Lange nich so 'n guten gesehn" und trollte sich.

Es könnte länger gedauert haben, und es mag auch sein, daß ich nicht
besonders ungeduldig auf seinen Teil der Arbeit gewartet habe, weil
ich mir nicht sicher war, ob es sich wirklich um einen guten Text
handelte.

Historisch gesehen hat er uns mit seiner Komposition ein Volkslied
geschenkt. So nannte es ein Zuhörer, als der Ernst-Busch-Chor auf der
Bühne vom Einfachen Frieden sang, und er und ich zuhörten. "Schönes
altes Volkslied", sagte er, und ich erwiderte: "Ja."

Mein Freund Schneidi gilt als unerträglich lange und zäh fummelnder
Werk-Tätiger. Daß er dieses Buch "Leute & Lieder" zu einem
druckfertigen Werk gebracht hat, dabei sicher auch Freunde wie Walter
Cikan und Jörn Fechner verschleißend, das kann ich nur mit Respekt
wahrnehmen. Da liegt nun ein Buch vor, das ich allein vom
Arbeitsaufwand unterlassen hätte. Und du hättest es auch nicht
geschafft. Guck nicht so! Denn: über Jahre hinweg hat Schneider
bekannte Leute nach ihren Lieblingsliedern gefragt, schriftlich und
auch mehrmals, scheinbar in aller Ruhe und unverdrossen - bis sie
Auskunft gaben über ihre drei durch das Leben getragenen
Lieblingslieder. Mir scheint, sogar ehrlich. Und das will besonders
erwähnt sein, weil es sich bei vielen Persönlichkeiten um Leute
handelt, die nie unbeobachtet sein konnten oder können. Sie sind alle
bekannt und einige sogar berühmt. Darunter solche, die wir nicht in
unser Abendgebet einschließen würden neben denen, die uns Grund
gegeben haben, ihnen nachzutrauern, oder ein langes Leben für sie zu
erhoffen. Das heißt nicht, daß ihre Auswahl nicht manchmal zu denken
gibt, aber durch das Buch haben wir ja die Möglichkeit, viel mehr zu
erfahren.

Erkenne ich das Unternehmen und seine Art und Weise schon als wichtig,
schon als so wichtig wie auch schön, gilt mein Respekt der aufwendigen
Erkundung von Herkunft und Lebensgeschichte so vieler Lieder, von
denen wir fast alle kennen, sie selber gesungen oder gesummt haben,
aber ihre Legende kannten wir nicht. Nicht einmal bei den von mir
selber genannten Liedern, außer dem einen, dem unseren.

All die angeschriebenen Persönlichkeiten haben oft, auf langem Weg,
oder spontan, tatsächlich geantwortet. Und wenn nicht, ist der Meister
ihnen nachgestiegen, bis sie sich aufgerappelt und geantwortet haben.
Eine solche Unternehmung kostet Lebenszeit, innere Gewißheit. Es
braucht gute Kumpels, die man so nerven muß, daß sie lieber zugreifen,
auch ermitteln, und zum Ende hin mit wertvollem Eingreifen und
Durchsetzung von Abschluß der Arbeit die nötige Hilfe geben. Ich kenne
die in Dank erwähnten Mitmacher aus unserer Zeit, Ende der Sechziger.
Sie waren Liedermacher und Mitsingende, so alltäglich war das wie das
kollektive Stullenschmieren nach Veranstaltungen.

Dieses Buch entstand aus Erfahrung, als Aufbruch und Anspruch, es
verlangte Langmut und wissenschaftliche Methode. Ich liebe es, halte
es in meiner Nähe und greife täglich danach, um mich zu freuen, zu
wundern, gelegentlich auch zu korrigieren. Manches zwingt zum
Umdenken, manches bestätigt Urteile, seltsam: oft über den
Antwortenden und die Lieder gleichzeitig.

Die mindestens bekannten Leute, wenn nicht gar solche, die in die
Schriften eingehen, oder jener, der in anderen Zusammenhängen eher
aneckend wirkt, läßt uns teilhaben an einem Erleben, das ihn weit von
seinem frühen Ich weggeführt hat, oder die Meinung, die wir von ihm
haben, wird bestätigt, ob uns das immer angenehm ist oder nicht. Bei
manchem habe ich gedacht: Gerade dieser Mensch und diese Lieder, das
hätte ich nicht erfinden können.

Also: Klaus Schneider-Bierschulz: Leute & Lieder. 

Herausgegeben von Jörn Fechner, Nora-Verlagsgemeinschaft. 

Berlin 2018, 200 S., 19,90 €, ISBN 978-3-86557-434-3

Es ist Sommer, und dieses Buch wird dich fesseln, amüsieren und kann
später, viel später einmal, mit gutem Gewissen den Erben
weitergereicht werden.


Der einfache Frieden

1. Wenn ein Gras wächst, wo nah ein Haus steht, und vom Schornstein
steigt der Rauch / soll'n die Leute beieinandersitzen, vor sich Brot
und Ruhe auch, und Ruhe auch.

Das ist der einfache Frieden, den schätze nicht gering. Es ist um
den einfachen Frieden 

Seit Tausenden von Jahren ein beschwerlich Ding.

2. Wo ein Mann wohnt, soll eine Frau sein, daß das eine das andre
wärmt / soll'n sich lieben und soll'n sich streiten, von der Angst
nicht abgehärmt, nicht abgehärmt.

Das ist der einfache Frieden ...

3. Wo ein Ball liegt, da soll nah ein Kind spiel'n, das zwei gute
Eltern hat, und soll alle Aussicht haben, ob im Land, ob in der Stadt,
ob in der Stadt.

Das ist der einfache Frieden ...

4. Wo die Welt war, da soll die Welt sein und die Erde mittendrin, daß
ich selber auch ein Ahne ungeborner Menschen bin, Menschen bin.

Das ist der einfache Frieden ...

5. Wo ein Leben war, da soll ein Tod sein, unter Tränen still ins
Grab, wo der Nachfahr manchmal hingeht zu dem Menschen, den es gab.

Das ist der einfache Frieden ...


Das Lied "Der einfache Frieden" wurde 1981 von Gisela
Steineckert (Text) und Klaus Schneider (Musik) für den
Rundfunk-Kinderchor Berlin geschrieben, der es am 5. April 1981 im
Apollo-Saal der Staatsoper Berlin uraufführte. Zahlreiche Interpreten,
zuerst Kurt Nolze und Gisela May, sowie viele Chöre nahmen das Lied in
ihr Repertoire auf.

 * 

LESERBRIEFE

Zu Anton Latzo: Friedensvertrag von Brest-Litowsk (RF 242, S. 11f.)
 

Mit Interesse las ich den Artikel über den Friedensvertrag von
Brest-Litowsk. Ein Thema, das recht gut erforscht ist und auch
Gegenstand literarischer Bearbeitung wurde (z. B. durch Michail
Schatrow). Der Artikel hat mich veranlaßt, noch einmal bei Lenin und
in den veröffentlichten Sitzungsprotokollen des ZK nachzulesen, wie
sich die Kontroverse zwischen den drei Auffassungen: 1.
annexionistischer Separatfrieden, 2. revolutionärer Krieg, 3. der
Krieg wird für eingestellt erklärt, die Armee demobilisiert, der
Frieden jedoch nicht unterzeichnet, abgespielt hat. Diese
Auseinandersetzung ist sehr lehrreich. Erstens zeigt sie die
außergewöhnliche Fähigkeit Lenins, von Tatsachen auszugehen, diese
allseitig zu analysieren und zu sagen, was ist. Damit hängt dann
zusammen, daß er jegliche "revolutionäre" bzw. "linke" Phraseologie in
der Politik der kommunistischen Partei und des sozialistischen Staates
(der Sowjetmacht) verurteilt und schonungslos entlarvt, weil es um die
Frage des Überlebens der Revolution geht. 

Zweitens ist es keineswegs unwichtig zu erfahren, daß Lenins
Auffassung nicht per se gesiegt hat. Er griff sogar zu dem Mittel
eines Ultimatums. Man darf in diesem Umstand ernsthaftester Debatte,
in der es um Sein oder Nichtsein ging, nicht etwas Feindseliges
hineininterpretieren. Diejenigen, die hier diskutierten, Stalin
eingeschlossen, dem Lenin am 23. Februar 1918 widersprechen mußte,
weil er meinte, man brauche die Bedingungen nicht zu unterzeichnen,
stritten leidenschaftlich und alle von einer bestimmten
Lagebeurteilung ausgehend, wobei sich letztlich nur die Beurteilung
Lenins als richtig erwies. Das betrifft auch seinen äußerst weiten
Blick für die Agitation durch das Beispiel: "Unsere Agitation geht
weiter. Wir agitieren nicht mit Worten, sondern mit der Revolution.
Und das bleibt."

Drittens erscheint es sehr wichtig, zwischen der Auffassung und
dem Verhalten Bucharins und der Auffassung und dem Verhalten Trotzkis
zu unterscheiden. Bei Anton Latzo werden beide in einen Topf geworfen.
Ein gründlicher Blick in den Band 27 der Werke Lenins zeigt, daß
dieser differenziert: "Daß aber die neuen Bedingungen schlimmer,
schwerer, erniedrigender sind als die schlimmen, schweren und
erniedrigenden Brester Bedingungen, daran tragen die Schuld
gegenüber der großrussischen Sowjetrepublik unsere jammervollen
'Linken' Bucharin, Lomow, Urizki und Konsorten." (LW Bd. 27, S. 67) Zu
den "Konsorten" zählte Lenin nicht Trotzki, mit dem er sich allerdings
auch sehr gründlich und offensiv auf dem Außerordentlichen VII.
Parteitag der KPR(B) auseinandersetzte. Trotzki brach das Versprechen,
das er Lenin gegeben hatte, nämlich im Falle eines Ultimatums den
Friedensvertrag zu unterschreiben. Er gab in Brest-Litowsk folgende
Erklärung ab: "Wir scheiden aus dem Krieg aus, aber sehen uns
gezwungen, die Unterzeichnung des Friedensvertrages abzulehnen." (A.
Reisberg: Lenin - Dokumente seines Lebens. 1870-1924, Bd. 2, Leipzig
1977, S. 148) Das war eine halsbrecherische Politik der Halbheiten.
Dennoch führte Lenin auf dem VII. Parteitag aus: "Trotzkis Taktik war
richtig, insofern sie darauf ausging, die Sache in die Länge zu
ziehen: sie wurde unrichtig, als der Zustand des Krieges für beendet
erklärt und der Frieden nicht unterzeichnet wurde. Ich schlug in der
bestimmtesten Form vor, den Frieden zu unterzeichnen. Einen besseren
Frieden als den Brester konnten wir nicht bekommen. Es ist allen klar,
daß wir dann eine Atempause von einem Monat gehabt, daß wir nicht
verspielt hätten. Da die Geschichte diese Möglichkeit zunichte gemacht
hat, so lohnt es sich nicht, daran zu erinnern, aber es ist
lächerlich, wenn Bucharin sagt: 'Das Leben wird zeigen, daß wir recht
hatten.' Ich habe recht behalten ..." (LW, Bd. 27, S. 100)

Herbert Münchow, Leipzig



Die farbigen Grafiken im März-"RotFuchs" sind ganz toll - das
eindrucksvolle Gorki-Bild und der Rücktitel (der eigentlich auf die
Titelseite gehört!). Besonders gefreut hab ich mich natürlich über den
Kisch-Beitrag.

­... ach so, und die Titelgrafik der Beilage. Fast wie ein Plakat!
Super! Das nur auf den ersten Blick, ohne schon irgendeine Zeile
gelesen zu haben.

René Senenko, Hamburg



Es ist ungeheuerlich, daß wieder großes Kriegsgerät durch Deutschland
gen Osten transportiert wird. Schweres Gerät, vornehmlich Panzer,
rollen auch über die Straßen des sächsischen Frankenberg und sind
damit Bestandteil eines Bedrohungsszenarios gegenüber Rußland. Anstatt
deeskalierend zu wirken, wird seitens der verantwortlichen Politiker
und Militärs Öl ins Feuer gegossen, und Deutschland ist dabei.
Erinnert sei an die friedenspolitischen Forderungen aus der
"Wendezeit" und das Versprechen, daß es keine NATO-Erweiterung geben
wird. Schon vergessen?

Statt gegenseitige Achtung und Toleranz zu fördern, übt man sich in
Schuldzuweisungen, Arroganz und militärischer Machtdemonstrationen -
alles untauglich zum Erreichen eines friedlicheren Europas, das uns
allen am Herzen liegen sollte.

Man muß dem Nachbarn die Hand reichen und nicht die Faust zeigen.

Deutschlands verantwortliche Politiker sollten sich mit ganzer Kraft
für eine europäische bzw. internationale Friedenskonferenz einsetzen
und dafür werben.

Matthias Schwander, Chemnitz



Weder die US-Amerikaner noch die Deutschen haben einen vernünftigen
Grund, die Russen zu provozieren, mit Sanktionen zu belegen, an der
Staatsgrenze Militär zu stationieren oder gar militärische Angriffe zu
planen. Die Russen sind in ihrer jahrhundertelangen Geschichte immer
fertig geworden mit Aggressoren, egal, ob diese aus der Mongolei, aus
Polen, aus Frankreich oder aus Deutschland kamen. Und nun - nach dem
Ende der Sowjetunion - ist das größte Land der Erde mit dem
bevölkerungsreichsten (China) eng verbunden. Das ist die beste
Garantie dafür, daß weder ein Möchtegern-Weltpolizist USA noch eine
zerstrittene EU eine reale Chance zur Vernichtung Rußlands und Chinas
haben. Denkende Menschen begreifen das und verurteilen das
US-EU-NATO-Säbelrasseln gegen Rußland.

Horst Jäkel, Potsdam



Im März 1945 war es noch bitterkalt. Ich lag an einer Friedhofsmauer
in Neustadt an der Reda von Kugeln getroffen zusammengekauert und
wartete auf den Tod. Doch nach einer Bewußtlosigkeit erwachte ich. Ich
lag in einem weißbezogenen Bett und starrte die Decke an, neben mir
lag ein sehr junger russischer Soldat. Seine Wangen waren eingefallen.
Die Gesichtsfarbe ähnelte einer Apfelblüte. Er wollte, aber er konnte
mir auf meine Fragen keine Antwort geben. Als nach kurzer Zeit eine
Ärztin das Zimmer betrat und den Soldaten auf russisch ansprach, wußte
ich, ich war in einem russischen Lazarett. Angst stieg in mir auf,
eine Hitzewelle nach der anderen durchströmte meinen Körper,
schließlich konnte ich die Tränen nicht mehr halten. Mit wenigen
zärtlichen und auch ermahnenden Worten, dabei auf den Soldaten
zeigend, beruhigte mich die Ärztin. Ich war damals neun Jahre.

Am anderen Tag erfuhr ich die Schwere der Verwundung des Soldaten,
mehrere Kugeln hatten seinen Bauch durchschlagen. Er kämpfte seinen
letzten Kampf.

Ich reichte ihm meine Hand, um ihn zu trösten. Er sah mich an und
flüsterte "Woina kaputt". Er atmete tief und schwer, und nach einem
tiefen Seufzer verstarb Igor.

Igor starb für sein Vaterland und für die Befreiung des deutschen
Jungen, der mit Hilfe russischer Ärzte gesund wurde und leben durfte.


Dieses Ereignis war der Ausgangspunkt meiner immerwährenden
Freundschaft mit dem russischen Volk.

Wahrscheinlich im gleichen Alter wie damals Igor, tat ich in den 50er
Jahren Dienst an der Demarkationslinie zwischen dem wiedererstarkten
militaristischen und dem demokratischen Teil Deutschlands. Meine ganze
Kraft widmete ich den Friedensbemühungen meines Staates. Leider haben
wir den Kampf verloren. Wir sollten ihn wieder aufnehmen, dann wäre
Igor nicht sinnlos gestorben.

Gerhard Perlick, Bützow



Rußland steht heute mehr denn je im Blickpunkt jener, die sich dem
Frieden verpflichtet fühlen. Doch die Hoffnungen auf ein gedeihliches
Verhältnis, geboren aus den Lehren der Geschichte und dem Bemühen, den
Weg des sich erneuernden Rußlands frei von Vorbehalten zu sehen,
scheinen sich gegenwärtig nicht zu erfüllen. Völlig unbefriedigend ist
die Umsetzung des NATO-Rußland-Vertrages, der doch beide Seiten auf
gleicher Augenhöhe sieht. Die Sowjetunion war bei der Zerschlagung des
Hitlerfaschismus ein willkommener starker Partner an vorderster Front.
Heute ist Rußland ein willkommenes Feindbild, auch als Rechtfertigung
für militärische Aufrüstung. Im Gegensatz zu dem desolaten Zustand
Rußlands unter Gorbatschow und Jelzin ist es heute unbestritten wieder
eine Großmacht.

Die große Mehrheit sieht in Putin ihren "Kapitän". Mit Sanktionen eine
derartig stolze und patriotische Haltung aufzuweichen, wird nicht
gelingen. Gibt nicht auch die Tatsache zu denken, daß vor allem die
westlichen Großmächte schon vor dem 2. Weltkrieg und erst recht danach
im kalten Krieg dem Land mit Vorbehalten und oft feindlich begegneten?
Manchem Mächtigen unserer Tage fällt es offensichtlich schwer
einzugestehen, daß wir es mit einer multipolaren Welt zu tun haben,
deren Konflikte nicht militärisch, sondern ausschließlich auf dem Weg
der friedlichen Koexistenz gelöst werden können. 

Ohne Kompromisse und beiderseitigem gutem Willen sind die Aussichten
auf Frieden gleich null, nicht nur in der Ukraine, sondern weltweit.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz



Es empört mich immer wieder, wenn sich unsere "Volksvertreter" in
rhetorischer Überheblichkeit gegenüber Rußland äußern, wie es vor
kurzem Außenminister Maas bei seinem Treffen mit dem französischen
Amtskollegen nach Putins Präsidentschaftswahl tat. Er erklärte, daß er
nun von russischer Seite erleichternde Schritte im Syrien- und im
Ukraine-Krim-Konflikt gegenüber der EU erwarte. Sonst würde Rußland
bald isoliert in der Welt dastehen. Was für eine Anmaßung!

Hans-Georg Vogl, Zwickau



Eine Vorverurteilung ist, wenn es gegen "die Russen" geht, in
westeuropäischen Ländern offenbar geltendes Recht. Das fehlende
Einknicken Putins vor der "freiheitlichen Welt" läßt die obersten
Herren der NATO und der EU die Kriegsfanfare blasen, durch Ursula von
der Leyen und Angela Merkel noch verstärkt. Das will mir nicht
gefallen!

Mir ist in Erinnerung: Es gab einen englischen Premier namens Sir
Winston Churchill, dessen Fulton-Rede 1946 die Zeit des kalten Krieges
einleitete. Von dieser Rede ausgehend wurde später dann für die
Grenzsicherungs- und Schutzmaßnahmen der DDR das Wort "Eiserner
Vorhang" erfunden. Diesen kalten Krieg habe ich seit meinem
Dienstantritt im Januar 1951 in den polizeilichen Organen der DDR, aus
denen sich die die Teilstreitkräfte der NVA bildeten, erlebt. Wie
dieser für Angehörige der bewaffneten Organe verlief, wann, wo, was
geschah oder verhindert wurde, welchen Strapazen oder welchen
Eingriffen in das persönliche Leben wir ausgesetzt waren, weiß jeder,
der in den operativen Verbänden Dienst versehen hat.

Heute ist immer öfter die Rede von "moderner Kriegsführung", was
besonders den Jungen schmackhaft gemacht werden soll, aber nichts
anderes bedeutet als Einstimmung der Massen auf die Möglichkeit eines
heißen Krieges. Modernste Kampfflugzeuge fliegen mit
Überschallgeschwindigkeit und verschießen weitreichende, selbst ihr
Ziel suchende Raketen mit enormer Vernichtungskraft. Im Zielgebiet
sehen weder Kämpfer noch Zivilisten, was auf sie zufliegt. Der Tod
scheint aus dem Nichts zu kommen. So oder so ähnlich vermitteln es
Wort und Bild in den Medien.

Wird ein solcher Krieg ausgelöst, wird die ganze Erde ein vielfaches
Hiroshima und Nagasaki und künftig unbewohnbar sein. Es ist höchste
Zeit, dagegen aufzustehen!

Hans Friedrich Bieler, Hollingstedt



Journalisten sollten recherchieren, berichten, analysieren,
kommentieren und aufdecken. Leider kann ich davon in den bürgerlichen
Massenmedien nichts erkennen. Im Gegenteil, es wird immer mehr eine
Konfrontationspolitik gegen Rußland und Syrien betrieben.

Sollten wir uns nicht daran erinnern, mit welcher Lüge der erste Krieg
gegen den Irak begonnen wurde? Es waren die Worte einer angeblichen
kuwaitischen Krankenschwester, die unter Tränen sagte: "Ich habe
gesehen, wie die irakischen Soldaten mit Gewehren in das Krankenhaus
kamen ..., die Säuglinge aus den Brutkästen nahmen, die Brutkästen
mitnahmen und die Kinder auf dem kalten Boden liegen ließen, wo sie
starben." Den Text für die "Brutkastenlüge" hatte die Managerin der
PR-Agentur Hill & Knowlton formuliert.

Und ähnlich verhielten sie sich, als am 5. Februar 2003 der
Außenminister der USA Colin Powell den längst beschlossenen Krieg der
Regierung Bush gegen den Irak mit falschen Beweisen begründete, der
Irak besitze erhebliche Mengen chemischer und biologischer
Massenvernichtungswaffen. Daß er sich Jahre später für seine
Falschdarstellung entschuldigte, brachte die Hunderttausenden von
Toten des Krieges nicht wieder ins Leben zurück.

Daher kann ich auch den Berichten der Mainstream-Medien zum
angeblichen Giftgaseinsatz der Truppen Baschar al-Assads nicht folgen.
Und völlig außerhalb meines Rechtsverständnisses befindet sich die
Tatsache, daß die USA, Frankreich und Großbritannien todbringende
Raketen auf Syrien starten, noch bevor dieser angebliche
Giftgaseinsatz und seine Hintergründe durch die dafür zuständige OPCW
aufgeklärt wurden.

Karl-Heinz Popp, Römhild


Zu Theodor Weißenborn: Über die Dialektik von Vertrauen und
Kontrolle (RF 242, S. 23 ) 

Vertraut sein bedeutet innig zugeneigt sein. Vertrauen kommt von
Treue, einer Tugend von Beständigkeit und Zuverlässigkeit. Ein
Kontrolleur aber ist ein Aufsichtsbeamter, der überwacht, prüft, um zu
beherrschen. Nun ist aber nach der Interpretation Theodor Weißenborns
Letzteres Ersterem vorzuziehen; und dies, weil, so seine Behauptung:
"Wer Kontrolle zuläßt, begründet Vertrauen - wer sich der Kontrolle zu
entziehen sucht, weckt Argwohn." Dies sei die dialektische Beziehung
zwischen beiden Begrifflichkeiten.

Das Leben bringt uns aber eine solche Mannigfaltigkeit der
Wechselbeziehungen und Ursächlichkeiten, daß man schon mal Ursache und
Wirkung durcheinanderbringen kann. Es bedarf keiner besonderen
Kenntnis des Menschwerdens, um die Frage, was auf wem beruht, zu
beantworten: Basiert das Vertrauen auf der Kontrolle oder
umgekehrt?

Nun schreibt Weißenborn selbst vom "'Urvertrauen', dessen der Mensch
bedarf, da er im Leben sonst keinen einzigen Schritt mit Zuversicht
tun könnte, keine einzige Entscheidung treffen könnte, von deren
Richtigkeit er überzeugt wäre, keinen erfolgversprechenden Plan
entwickeln und niemals eine beherzte Tat vollbringen könnte". Es muß
eben zunächst einmal eine Eigenart sich entwickelt haben, ehe man
diese kontrollieren kann!

Der Ausspruch "Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser" bezieht sich
auf eine Frage von Gut und Böse. Dieser Gegensatz bewegt sich auf
moralischem, also auf einem ausschließlich der Menschengeschichte
angehörigen Gebiet, und darf nicht, wie es Theodor Weißenborn macht,
abstrakt behandelt werden. Alle bisherige Moraltheorie ist das
Erzeugnis der jeweiligen ökonomischen Verhältnisse. Und wie die
Gesellschaft sich bisher in Klassengegensätzen bewegte, so ist die
Moral stets eine Klassenmoral.

Der Sozialismus ist positives Selbstbewußtsein des Menschen, wie das
wirkliche Leben positiv vermittelte Wirklichkeit des Menschen ist. Im
Verhältnis des Menschen zum Menschen zeigt sich, inwieweit das
Bedürfnis des Menschen zum menschlichen Bedürfnis, inwieweit ihm also
der andere Mensch als Mensch zum Bedürfnis geworden ist, inwieweit er
in seinem individuellsten Dasein zugleich Gemeinwesen ist.

Tilman Rosenau, Hamburg



Warum werden eigentlich Thüringen, Sachsen-Anhalt und Sachsen von
manchen als "Mitteldeutschland" bezeichnet und das nicht erst seit
1989?

Was verbirgt sich hinter der Behauptung, die genanten Bundesländer
seien "Mitteldeutschland"? Wenn wir die Landkarte des "Deutschen
Reiches" in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 ansehen, befinden sich
diese Bundesländer tatsächlich in der Mitte Deutschlands.

Leider betrachten nicht nur deutsche Historiker und Strategen
Schlesien und Pommern (heute Polen) sowie Königsberg (heute
Kaliningrad, Rußland) immer noch als "ihr" Ostdeutschland. Ist aber
dieses einstige "Ostdeutschland", also die deutschen Ostgebiete, seit
1945 nicht längst Geschichte? Rennen da nicht einige "Träumer"
nostalgisch einem veralteten Ideal hinterher, das heute wieder
instrumentalisiert werden soll?

Will man uns weismachen, daß Thüringen, Sachsen-Anhalt und Sachsen
nicht nur historisch "Mitteldeutschland" seien, sondern auch
"Ostdeutschland" ostwärts der Oder liegt?

Peter Dornbruch, Schwerin



Im Vorwort zu seinem Buch "Who's who in CIA?" aus dem Jahre 1968
schreibt Julius Mader.

"Noch nie in der Geschichte der USA war der Einfluß ihres
Geheimdienstsystems auf die Innen- und Außenpolitik sowie auf die
militärische Strategie und Taktik so groß wie heute. Denn die
Geheimdienstzweige der USA spielen als Werkzeuge der in Nordamerika
herrschenden Monopolgruppen in der Globalstrategie eine besondere
Rolle.

Der nordamerikanische Imperialismus nimmt für sich das Recht in
Anspruch, gewissermaßen als Weltgendarm auf dem ganzen Globus gegen
jegliche demokratische, fortschrittliche und nichtkapitalistische
Entwicklung zu intervenieren. (...) Die Globalstrategie der USA wirkt
sich indes in den jungen Nationalstaaten und auch zunehmend in jenen
Staaten aus, die von ihren Regierungen durch Verträge an die USA
gekettet worden sind. Die jüngste Vergangenheit lieferte den Völkern
massive Beweise von vier Kontinenten für die permanente antinationale
Wühlarbeit und die verbrecherische Kriegsvorbereitung der
Geheimdienste der USA. Diese senden ihre Spione und Diversanten aus,
konspirieren mit neo- und profaschistischen Kohorten, bereiten Putsche
sowie die bewaffnete Intervention vor und stimulieren die ideologische
Subversion. (...)

In jedem Falle aber bereiten geheimdienstliche Aktionen die direkten
militärischen Operationen vor. Oft soll die großangelegte
geheimdienstliche Subversion die Kampfhandlungen der Streitkräfte der
USA unterstützen und den angestrebten antinationalen Effekt
potenzieren helfen. (...) Unter diesem Aspekt formulierte der damalige
Präsident der USA schon 1962: 'In dem Maße, in dem die militärischen
Waffen mörderischer werden und eine zunehmende Zahl von Ländern über
solche verfügt, erlangen der Subversionskrieg, Guerillakampf und
andere Formen von Kämpfen immer größere Bedeutung. In dem Maße, wie
die thermonuklearen Waffen mächtiger werden und man weniger
Möglichkeiten für ihre Anwendung hat, spielt der Subversionskrieg eine
ohne Unterlaß bedeutender werdende Rolle.' Damit wurden die
psychologische Kriegführung und alle schmutzigen Methoden der
Subversion auch öffentlich zur Staatspolitik der USA erhoben." Wie
recht der Autor doch hatte!

Johann Weber, Niederbayern



Am 18. Mai 2000 stellte ich der Zeitschrift "Disput" folgende kurze
Lageeinschätzung zur Verfügung:

"Die BRD driftet auf amerikanische Verhältnisse zu: 'Bad' Jobs,
Kriminalität, krasser werdendes, soziales Gefälle nach Himmelsrichtung
und Gesellschaftsstatus ... Wenn weiter SPD und CDU - natürlich im
'demokratischen' Wechsel - ohne entschiedene Gegenwehr wursteln
dürfen, wird der Rest des 'Sozialstaats'gebotes bald über Bord
geworfen sein. Denn alles, was an 'Sozialstaat' möglich war, wegen und
nicht trotz des Fortschritts, wegen und nicht trotz der
Systemauseinandersetzung bis 1990, wird nunmehr dem alles
beherrschenden 'Sachzwang' unterworfen: Profit machen, egal was dafür
geopfert werden muß. Nicht der Computerfortschritt zerstört die
zivilisatorischen Errungenschaften wie Achtstundentag, Rente,
Gesundheitsfürsorge und soziale Mindestexistenzsicherung. Nur die
Unwilligkeit der politischen und vor allem der hinter diesen
agierenden wirtschaftlich führenden Kräfte führt zu dem Desaster.
Diese Kräfte haben wegen der Riesenprofite keine Lust, 'die
menschlichen Ressourcen mit den unerfüllten Bedürfnissen der
Gesellschaft in Übereinstimmung zu bringen' (Bill Gates)." Denn das
würde zur Verteilung der Früchte des Fortschrittes an viele führen und
damit die Profite schmälern. Die PDS (jetzt Die Linke - R. L.)
sollte in Ihrem Programm sehr konkret die Schritte beschreiben, die
aus dem kapitalistischen Sumpf herausführen und aufzeigen, wie man
zwingend zu 'mehr Gerechtigkeit und Demokratie' kommt. An der
Eigentumsfrage wird man dabei wohl nicht vorbeikommen."

Renato Lorenz, Berlin



Ich bin ein strikter Befürworter der Bündelung aller linken Kräfte in
diesem Land zur Eindämmung der akuten Gefahr für den Weltfrieden. Aus
ganzem Herzen stimme ich den Ausführungen des Genossen Oberst a. D.
Hackenberg im "RotFuchs" vom Mai 2018 zu, daß es einen "Aufschrei
gegen die kriegstreiberischen bundesdeutschen Ambitionen geben muß
­..., es dazu die Kraft der Straße braucht und die Partei Die
Linke sich an die Spitze stellt".

Das ist das Gebot der Stunde, wenn es um die Erhaltung des Friedens
geht.

In der gleichen "RotFuchs"-Ausgabe denkt auch Andreas Wehr in seinem
Artikel über eine linke Sammlungsbewegung nach. Die von ihm
vorgenommene Analyse linker Parteien in Europa und auch des Zustandes
in der Partei Die Linke offenbart Probleme in der Führung linker
Parteien. Man kann den inhaltlichen Ausführungen auf den ersten Blick
zustimmen, wenn da nicht ein Argument aufgeführt würde, das in
Wirklichkeit einer Sammlung aller linken Kräfte zuwiderläuft.

Andreas Wehr argumentiert, daß der Partei Die Linke eine
Sammlungsbewegung nur gelingt, wenn sie ein geschlossenes
theoretisches Weltbild ausbilden kann, an dem sich die Mitglieder
ausrichten können. Doch genau das verhindert m. E. ein Zusammengehen
aller linken Kräfte. Andreas Wehr formulierte an anderer Stelle: "Es
bedarf einer politischen Kraft, die sich dem starken Rechtstrend
entgegenstemmt ... Die Partei Die Linke ist diese Kraft nicht."
Was soll man davon halten?

Mir bleibt nur, an alle linken Kräfte zu appellieren, die Lehren aus
der Geschichte zur Vereinigung aller Friedenskräfte zu ziehen.

Nehmen wir auch die Rede von Putin am 9. Mai, dem Tag des Sieges, auf,
in der er sagte: "Alle Länder, die ganze Menschheit, sollte sich
bewußt werden, wie zerbrechlich die Welt ist, und daß nur unser
gemeinsames Bestreben, einander zuzuhören, sich zu vertrauen und
einander zu achten, sie stabilisieren kann."

Oberstleutnant a. D. Peter Meißner, E-Mail



Eine "Wende-Erzählung", die zu lesen sich lohnt, ist in meinem kleinen
Mövenort-Verlag erschienen, "Nachkriegsbastard" von Maria Charlotte
Wulff. Sie schlägt einen Bogen von der Nachkriegszeit bis heute. 40
Jahre Schwerin (mit neun beruflichen Stationen, u. a. Fleischkombinat,
Lederwarenwerk, Staatsapparat und Handwerkskammer), Konterzeit in
Rostock ("Kurze Zeit lief ich mit einem Behelfsausweis der SPD herum
­... Nachdem ich Dr. Ingo Richter, Käthe Woltemath und Joachim
Gauck eine Weile zugehört hatte, wollte ich kein echtes SPD-Mitglied
werden ..."), hernach ostdeutsche Ostseeküste. Das Buch ist auf der
einen Seite unpolitisch und subjektiv, beschreibt die Arbeitswelt der
DDR und ist ein Mutmacher für Frauen, einmal mehr aufzustehen als
hinzufallen. Es ist politisch, weil die DDR in ihr Recht gestellt wird
und keinerlei Anwandlung besteht, dem Zeitgeist zu dienen, also sie zu
schmähen. Es handelt sich um ein schönes Stück Belletristik, mit
leichter Hand notiert. Erhältlich über den Verlag in Rämel 1, 18374
Zingst oder über moevenortverlag@gmail.com, 268 Seiten, 12 €,
ISBN 978-3-9818955-2-0.

Dr. Walter Lambrecht, Zingst



In meinen Unterlagen befindet sich ein NDArtikel vom 25. November 2000
über Untersuchungsergebnisse des Sozialwissenschaftlichen
Forschungszentrums Berlin-Brandenburg im "Sozialreport 50+". Frau Dr.
Haupt und Herr Prof. Dr. Winckler stellen darin fest, daß die
Rentenangleichung Ost an West nicht vor 2030 erfolgen würde. Die
Solidität dieser Analyse steht außer Zweifel; zudem ist zum
Problemkreis Rente noch längst nicht das letzte Wort gesprochen. Ein
Ausdruck dafür, daß Rentenfragen in ihrer Kompliziertheit und
Komplexität noch weiter im Mittelpunkt sozialpolitischer Arbeit stehen
werden, ist der von Frau Nahles eingereichte Gesetzentwurf des
Rentenüberleitungsabschlußgesetzes, das die Rentendiskussion 2025
abschließen und endgültig beenden soll. Die angekündigten sieben
Schritte werden noch einen hohen Aufwand erfordern. SPD-Minister in
der jetzigen Koalitionsregierung, die Herren Scholz und Heil, haben
mit Gerhard Schröder die Agenda 2010 erarbeitet, auch der jetzige
Bundespräsident Steinmeier war federführend daran beteiligt, und
Riester hatte schon im Januar 1999 zugesichert, daß die Rentenfrage
bis zum Jahresende gelöst sei. Die immer nur ständige Betonung der
"historischen Leistung bei der Angleichung der Rentenwerte" führt zu
der Schlußfolgerung, daß alle anderen, die Rente nach wie vor
begrenzenden Faktoren und Überführungslücken ausgeklammert werden. Das
vorliegende Gesetz hat das zum Inhalt - es soll einen beispiellosen
Prozeß der Enteignungspolitik abschließen und den Sozialraub nach drei
Jahrzehnten mit diesem Gesetz festschreiben. Der Kampf um soziale
Gerechtigkeit, um eine lebensstandardsichernde Rente bleibt also auf
der Tagesordnung.

Wilhelm Bente, Stralsund



In der Mai-Ausgabe des "RotFuchs" wurde anläßlich des Kampftages für
das freie Buch am 10. Mai ein Artikel aus der "Weltbühne" 18/1983
wiederveröffentlicht. In ihm wurde über die Bücherverbrennung der
Faschisten im Jahre 1933 geschrieben.

U. a. wird darin dargelegt: "Die Bücherverbrennung war keine Erfindung
der Faschisten. Bücher verbrennen, das bedeutet Intoleranz,
Antihumanismus, Unterdrückung. Die Geschichte der
Klassengesellschaften ist reich an diesen Merkmalen." Es folgen
Beispiele von Vorkommnissen in anderen Ländern.

Nach der Konterrevolution von 1990 folgte auf die Tilgung unzähliger
Straßennamen und die Entsorgung der Namensschilder wie 1933 eine
"Bestandsbereinigung" in den Bibliotheken. Die DDR-Literatur landete
zu einem großen Teil u. a. in bereitstehende Müllcontainer. (Wir
haben bereits mehrfach ausführlich über diese schändliche
Kulturbarbarei berichtet. Die Red.) 1933 sprach man von
"Bücherverbrennung". Welcher Begriff wäre wohl für die brachiale
Aktion zur Vernichtung von DDR-Literatur angebracht?

Aus Anlaß des 75. Jahrestages der faschistischen Bücherverbrennung
hielt Bundespräsident Köhler eine Ansprache. Er rief dazu auf, "die
Freiheit des Wortes und der Kunst" zu verteidigen, was angesichts der
getätigten Vernichtung von DDR-Literatur nur als Hohn empfunden werden
kann.

Die massenhafte Vernichtung von DDR-Literatur ist ebenso verwerflich,
ja verbrecherisch wie die Bücherverbrennung der Faschisten.

Arndt Maser, Riesa 



Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

HERAUSGEBER: "RotFuchs"-Förderverein e. V.

Postfach 02 12 19, 10123 Berlin


Das Impressum für die obenstehende Ausgabe ist zu finden unter:

http://www.rotfuchs.net/files/rotfuchs-ausgaben-pdf/2018/RF-246-07-18.pdf

 * 

Quelle:

RotFuchs Nr. 246, 21. Jahrgang, Juli 2018

Internet: www.rotfuchs.net
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FORSCHUNG/135: Das Liken der Anderen (idw)


Universität Siegen - 08.08.2018

Das Liken der Anderen



Was steckt hinter den Verhaltensweisen der NutzerInnen auf Twitter?
Warum ist die Plattform so erfolgreich? Der Siegener Medienwissenschaftler
Johannes Paßmann hat die Besonderheiten des sozialen Netzwerks
erforscht.

Donald Trump macht in wenigen Zeichen Politik und Mesut Özil entfacht eine
Rassismus-Debatte. Twitter ist ein Phänomen, dem sich der Siegener
Medienwissenschaftler Dr. Johannes Paßmann angenommen hat. In "Die soziale
Logik des Likes" zeigt er auf, wie durchdrungen unsere Gesellschaft von
Followern, Likes und Retweets ist. Der Anfang seiner Doktorarbeit liest
sich dabei eher ungewöhnlich. "Ich habe schon längst einen
Twitteraccount!" Mit diesen Worten beginnt Paßmann sein Werk, das in aller
Munde ist. Im April erhielt der Medienwissenschaftler den "Preis der
Universität Siegen für die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses".
Inzwischen hat er seine Dissertation als Buch veröffentlicht. Ob FAZ, Die
Zeit oder Neue Zürcher Zeitung, seine Erkenntnisse stoßen auch außerhalb
der sozialen Netzwerke auf großes Interesse. Was auch daran liegen dürfte,
dass sich viele Verhaltensweisen aus der Twittersphäre im alltäglichen
Leben wiederfinden.

"Ich fand es unheimlich interessant, wie das Geben und Nehmen dieser Favs,
Likes und Retweets funktioniert", erläutert Paßmann. Bei Twitter wurden
die ursprünglichen Favs durch Likes ersetzt. Mit dem Verteilen des
Herzchens zeigen die NutzerInnen, dass ihnen ein Beitrag gefällt. Paßmann
ging der Frage nach, welche Rolle diese sogenannten Plattform-Einheiten
für das soziale und kulturelle Leben spielen. So beobachtete und
analysierte er ab 2011 das Verhalten eines Teils der Community und
reaktivierte seinen eigenen, ein wenig in Vergessenheit geratenen Account.

Da sich die sozialen Netzwerke und ihre Nutzergruppen schnell verändern,
war es eine "intensive Zeit", wie Paßmann berichtet. Vom Zuhause für viele
Blogger und der Piratenpartei zum Kommunikationskanal für immer mehr
Politiker, Journalisten und Unternehmen. Twitter hat einen enormen Wandel
hinter sich, ist dabei deutlich politischer geworden. Paßmann hat sich bei
der Suche nach Gründen für den Erfolg auf eine spezielle Gemeinschaft
konzentriert: die sogenannten Favstar-Twitterer, deren Ziel es ist, Tweets
zu verfassen, die möglichst viele Likes erhalten sollen. "Entscheidend ist
dabei, dass fast alle darauf erpicht sind, sich nicht zu sehr davon leiten
zu lassen", hat Paßmann festgestellt. Die Suche nach Anerkennung, ohne
danach zu gieren. Es klingt paradox, aber: "Erfolg auf Twitter bedeutet,
sich von den Erfolgskriterien unabhängig zu machen", so Paßmann, der dafür
den Begriff der Souveränität verwendet.

Für seine Forschungen besuchte der Medienwissenschaftler auch
Twitter-Treffen in verschiedenen Städten - und gewann aufschlussreiche
Erkenntnisse: "Wie der Alltag eigentlich funktioniert, merken wir
normalerweise nicht, weil es Routinen sind. Wenn sich die Leute dann
offline treffen, kommen die Strukturen unseres Handelns an die
Oberfläche." Einer der vielleicht wichtigsten Punkte: Likes als Geschenke
sind vage und deshalb ein Erfolgsmodell. Sobald man sich gegenüberstehe,
gehe diese Vagheit verloren, durch Mimik, Gestik und das Gespräch an sich.
"Die große Stärke der sozialen Medien besteht nicht darin, dass sie
besonders gut Informationen übertragen, sondern dass so wenig gesagt wird,
dass Likes uneindeutig sind und sich jeder seine eigene Version davon
bilden kann."

Letztendlich ist das Verteilen eines Herzchens unter einem Tweet eine
freiwillige Gabe. Doch mit einem Geschenk wird stets sehr viel mehr
gegeben, als das Geschenk selbst, so eine Erkenntnis, die schon lange vor
Twitter Bestand hatte. Der Beschenkte fühlt sich möglicherweise
verpflichtet, sich zu revanchieren. Eine soziale Bindung entsteht. Der
Unterschied: Während Menschen in ihrem "normalen" Umfeld nicht jedes
Geschenk eines Fremden annehmen würden, haben Twitter und andere soziale
Netzwerke diese kleinen Präsente zur Normalform gemacht. Geplant war das
nicht: "Vielmehr haben die Plattformen den Nutzerinnen und Nutzern einfach
ermöglicht zu tun, was Menschen schon immer tun: Durch kleine Signale der
Anerkennung baut man das Soziale auf", erklärt Paßmann.

Interessant sei, wie die Geschenke funktionieren. "Diese Praktik gibt es
so lange wie den Homo Sapiens. Der Erfolg von Twitter liegt einerseits im
Bezug auf eine ganz alte Kulturtechnik. Auf der anderen Seite steht die
neue Technik, die es ermöglicht, zu quantifizieren. Das ist ziemlich neu.
Diese Seiten zusammenzubringen war das Entscheidende." Die Twitterer
erhalten Anerkennung - und können diese in nackten Zahlen festhalten.
Likes werden gezählt, verglichen und in Statistiken übertragen. Die alte
Kulturtechnik des Gebens trifft auf die relativ neue Kulturtechnik der
Verdatung.

Paßmanns Dank gilt dabei auch der Universität Siegen, die die Bedeutung
des Themas früh erkannt und ihn in der Forschungsphase sehr gut
unterstützt habe. "Man ist in der Medienwissenschaft in Siegen und an der
Uni bereit, neue Wege zu gehen. Es wird innovativ gearbeitet. Das ist
toll." Mit der Veröffentlichung des Buches ist das Thema Twitter für ihn
noch längst nicht abgehakt. An der Forschungsstelle "Populäre Kulturen"
soll auf den Forschungsergebnissen aufgebaut werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution198

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Siegen, 08.08.2018

WWW: http://idw-online.de
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FEATURE/1075: Deutschlandfunk Kultur - Geher auf dem Weg zur EM, 11.+18.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

219 Tage - Geher auf dem Weg zur EM (1+2/4)

Neue Perspektiven: Vierteilige Dokuserie begleitet deutsche
Medaillenhoffnungen vor, während und nach der EM

Von Julia Illmer und Massimo Maio

Deutschlandfunk Kultur 2018/54'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 11. August 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur

(Teile 3+4 am 18.8.2018)



Auf dem Wandkalender des Deutschen Leichtathletik-Verbandes hat das
Jahr 219 Tage - von Neujahr bis zur Europameisterschaft im August in
Berlin. ...

Deutschlandfunk Kultur und SWR begleiten in einer vierteiligen Reihe
Sportler 219 Tage lang ganz persönlich auf ihrem Weg zum wichtigsten
Ereignis des Jahres. Am 11. August um 18.05 Uhr sind die ersten beiden
Folgen im Programm von Deutschlandfunk Kultur zu hören, die Folgen 3
und 4 werden am 18. August um 18.05 Uhr gesendet. Die letzte Folge
erzählt vom Wettbewerb selbst und davon was passiert, wenn alle Mikros
schon längst weg sind.

"219 Tage - Geher auf dem Weg zur EM" widmet sich aber vor allem den
Tagen vor dem Turnier.

Es sind die Tage, in denen die Sportler mit sich selbst kämpfen
müssen. Das Feature begleitet den medaillenerfahrenen Christopher
Linke und die große Nachwuchshoffnung Emilia Lehmeyer, wenn sie
trainieren, Krisen und Krankheiten durchlaufen und mit ihren Familien
diskutieren. Wer sie kennt, der weiß, was am 11. August beim finalen
20-km-Wettkampf der Geher in Berlin für die deutschen Favoriten auf
dem Spiel steht. "219 Tage - Geher auf dem Weg zur EM" erkundet, was
Hochleistungssport mit Menschen macht und welche Menschen ihn
betreiben.

11. August, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur

Folge 1: Angenehme zwei Grad

Folge 2: Es geht ums Ego

18. August, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur

Folge 3: Nie genug

Folge 4: Der Erfolg muss kommen

Die Folgen 1-3 sind bereits online abrufbar. Folge 4 ist nach der EM
zu hören.

deutschlandfunkkultur.de/219-Tage

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. August 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/845: WDR 5 - "Prawda - Eine amerikanische Reise" von Felicitas Hoppe, 11.8.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Felicitas Hoppe: Prawda. Eine amerikanische Reise

Bearbeitung: Cornelia Müller

WDR 5 Ohrclip - Der Literaturabend

Samstag, 11.08.2018, 21.04 - 23.00 Uhr, WDR 5



Felicitas Hoppe fährt durch Nordamerika, genauso, wie es die zwei
sowjetrussischen Autoren Ilf und Petrow 80 Jahre zuvor getan haben:
von Boston nach San Francisco und zurück. Der Weg ist der gleiche, die
Wirklichkeit eine andere. In WDR 5 Ohrclip liest Felicitas Hoppe
selbst Auszüge aus ihrer literarischen Reportage.

Das russische Schriftstellerduo war Mitte der dreißiger Jahre im
Auftrag der Zeitung "Prawda" unterwegs, um über ihre Ansichten eines
hochindustrialisierten Landes zu berichten. Felicitas Hoppe folgt
ihren Spuren, besichtigt die Fordwerke und den ersten elektrischen
Stuhl, kommt in die Wüste und nach Springfield, die Heimat der
Simpsons, trifft sonderbare und erstaunliche Menschen. Alle
Beobachtungen verknüpft die Büchnerpreisträgerin ebenso mit ihrem
Wissen über die amerikanischen Mythen, wie mit ihrer überbordenden
Fantasie - und bleibt dabei zugleich stets in Kontakt mit Ilf und
Petrow: "Schreiben Sie das in Ihre Notizbücher, Gentlemen".

Redaktion: Simone Thielmann


Literaturangaben:

Hörbuch:

Felicitas Hoppe: Prawda. Eine amerikanische Reise

Ungekürzte Autorinnenlesung

Argon-Verlag, 480 Minuten Laufzeit 2 MP3-CDs, 24,95 Euro

Buchvorlage:

Felicitas Hoppe: Prawda. Eine amerikanische Reise

S. Fischer-Verlag, 320 Seiten, 20 Euro

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. August 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2659: Deutschlandfunk - Die Jazzsängerin Céline Rudolph, 11.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Jazzsängerin Céline Rudolph

Samstag, 11. August 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Céline Rudolph wuchs im Berlin der 70er-Jahre auf, als Tochter einer
Französin, die das Chanson liebt, und eines Deutschen, der für Jazz
und Bossa Nova schwärmt. Beim Gitarrespielen in ihrer Jugend
orientierte sie sich am Sound brasilianischer Musik. Saudade, diese
spezifische und sanfte Melancholie der Portugiesen, begleitete sie
schon beim Gedichteschreiben und wirkt bis heute in ihre Aufnahmen,
gepaart mit einem Gefühl für Swing. Céline Rudolph studierte unter
anderem Jazzgesang in Berlin sowie Perkussion in Westafrika und
arbeitete mit Musikern wie Gary Peacock, Bobby McFerrin und Julia
Hülsmann zusammen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 31. Juli 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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STELLUNGNAHME/016: Maduro war zwar nicht tot zu kriegen ... (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Dr. Gniffkes Macht um acht

Maduro war zwar nicht tot zu kriegen ...


 ... aber die Tagesschau nutzte das fehlgeschlagene Attentat weidlich,
um den venezolanischen Präsidenten zu diskreditieren 

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 8. August 2018



Reiner Tendenzjournalismus im Dienste der Westlichen Wertegemeinschaft,
WWG: Die Tagesschau, wichtigster Fernsehnachrichten-Anbieter der Nation,
lieferte mit ihrer Berichterstattung über den Attentatsversuch auf
Venezuelas Staatspräsident Maduro am 5. August dafür Anschauungsmaterial
vom Feinsten. Chefredakteur Dr. Gniffkes Qualitätsjournalisten sahen auch
zwei Tage danach keinen Grund, ihre schräge Darstellung zu korrigieren und
wesentliche Informationen nachzureichen - gesetzliche Verpflichtung zu
wahrheitsgetreuer Nachrichtenarbeit hin oder her.

Auch im Venezuela-Fall geht es uns nicht um das Ereignis an sich - das wäre
aktueller Nachrichtenjournalismus -, sondern um die Art der
journalistischen Verarbeitung des Attentatsversuchs in den
gleichgeschalteten deutschen Massenmedien. Für diesen "Mainstream" stehen
das Erste Deutsche Fernsehen und seine Hauptabteilung ARD-aktuell
mit ihren Sendungen Tagesschau, Tagesthemen, tagesschau.de,
Tagesschau24 und so weiter federführend.

Ihre Venezuela-Nachricht vom 5.8. in voller Scheinsachlichkeit:

"Venezuelas sozialistischer Staatschef Maduro ist
 möglicherweise einem Attentat entgangen. Laut Regierung
 explodierten während einer Rede Maduros in Caracas mit Sprengstoff
 beladene Drohnen. Sieben Soldaten seien verletzt worden. Die
 Opposition bezweifelt, dass es sich tatsächlich um ein Attentat
 handelte, zumal es von den Drohnen offenbar keine Bilder gibt. Sie
 befürchtet, Maduro könnte den Vorfall instrumentalisieren und härter
 gegen Regierungskritiker vorgehen." (1)



Schon das zweite Wort im ersten Satz betont, was im Zusammenhang mit dem
Mordversuch an einem demokratisch gewählten Staatsoberhaupt vollkommene
Nebensache ist: Das Zielobjekt ist sozialistisch (das insinuiert: nur ein
weniger wertvoller Politiker).

Das sechste Wort - "möglicherweise" - enthält eine absurde Infragestellung,
denn Maduro entging dem Attentat unübersehbar, nicht bloß eventuell.

Der zweite Satz beginnt mit "Laut Regierung..."; diese Formel ignoriert das
umfangreiche Filmmaterial und unterschlägt zugleich die Aussagen
internationaler Zeugen sowie der Nachrichtenagenturen.

Schon im vierten Satz der Meldung wird der Anschlag bagatellisiert und eine
staatliche Inszenierung - "zumal es von den Drohnen offenbar keine Bilder
gibt" - angedeutet: eine bösartige Geheimdienst-Nummer also, wie man sie
auch in Deutschland seit dem "Celler Loch" zur Genüge kennt. (2)

Im fünften und letzten Satz schließlich folgt eine nicht begründete
Unterstellung seitens der vage so genannten "Opposition". Dass zu ihren als
ehrenwert akzentuierten "Regierungskritikern" eine Bande von Mördern
gehört, die bereits zahlreiche Menschenleben auf dem Gewissen hat,
unterschlägt die Tagesschau hier.

Im Anschluss an die Meldung aus dem Studio folgt ein Filmbericht von Xenia
Böttcher vom Sender SWR. Böttcher hat nichts Besseres zu tun, als nach
einer Kurzbeschreibung der Explosion und deren Folgen (sieben Verletzte,
Auflösung und heillose Flucht der Teilnehmer einer Militärparade) zu
unterstreichen, Maduro habe Kolumbiens Staatschef Santos und die USA sofort
- ergo voreilig, beweislos? - als "Drahtzieher" des Anschlags bezichtigt.
Diese hätten das jedoch als "absurd" zurückgewiesen.

Zum schlechten Schluss bringt die ARD-Reporterin per Straßeninterview noch
ein paar Sprüche von Leuten, die zwar nicht selbst bei dem Anschlagsversuch
zugegen waren, wohl aber etwas gegen Maduro einzuwenden haben. "Opportune
Zeugen" nennt der Fachmann solche Leute, die sich jederzeit, überall und
für fast jede gewünschte Aussage auftreiben lassen. (3)

Die ARD unterhält zwei Auslandsstudios in Lateinamerika - weitab, in Mexico
City und im schönen Rio de Janeiro. Ihre Korrespondenten wissen zwar, wo
nach einem Zwischenfall wie dem Anschlag in Caracas zuverlässige
Informationen zu holen wären, falls man nicht selbst über solche verfügt.
(4,5,6,7). Genutzt haben sie solche Quellen offenkundig nicht.

Der Tageschau war bekannt beziehungsweise muss bekannt gewesen sein, dass
sich die Gruppe "Movimiento Nacional Soldados de Franelas"
(= "Flanellsoldaten", ironisch, im Sinne von nicht-verweichlicht) zu dem
Anschlag bekannt und dass es sich tatsächlich um einen Attentatsversuch
gehandelt hatte. Zweifel, dass überhaupt ein Anschlag stattgefunden hatte,
und jegliche Bagatellisierung waren damit nicht mehr zu rechtfertigen.

Bei dem verwendeten verheerenden Sprengstoff soll es sich um C4 gehandelt
haben. Wikipedia:

"C4 (englisch: 'Composite Compound 4') ist ein sehr effektiver und
 häufig militärisch verwendeter Plastiksprengstoff."



Die "Soldados de Franelas", angeführt von einem Offizier namens
Óscar Pérez, sollen Ende des vergangenen Jahres an verschiedenen
militärisch organisierten Anschlägen auf Einrichtungen der Streitkräfte
beteiligt gewesen sein.

Den Tagesschau-Journalisten war vom Informationsdienst ALAI her
bekannt (8), dass Kolumbien sehr wohl hinter dem Attentat stecken könnte,
denn dessen scheidender Präsident Juan Manuel Santos hatte mehrmals drohend
das baldige Ende seines Kollegen Maduro vorausgesagt; zuletzt erst fünf
Tage vor dem Anschlag in Caracas. (9,10)

Das Propagandabild, das die Tagesschau über Venezuelas
Staatspräsidenten vermittelt, ist das eines brutalen Machthabers, der
autoritär eine legitime, berechtigte Opposition unterdrückt und sein Land
diktatorisch führt. Keine Rede ist hingegen von den zahlreichen
Mordanschlägen, die auf ihn und auf seinen Vorgänger Hugo Chavez verübt
wurden und deren Hintermänner aus gutem Grund in den USA vermutet wurden.
Der Vorfall in Caracas passt in seiner Stümperhaftigkeit zur gewaltaktiven
"Opposition" in Venezuela und zu den strategischen Vorstellungen des
US-Admirals Kidd. (11) Der baute in seine Pläne für Venezuela alle
denkbaren Methoden und Mittel zur Zermürbung ein, inklusive eine finale US-
Landeoperation und Invasion. (12)

Systematisch unterschlägt der ARD-Agitprop-Journalismus, dass Maduro ein
überprüfbar demokratisch gewählter Politiker ist. Die Tagesschau
blendet aus, dass seine Versuche legal und auch legitim sind, die
gewalttätige, vom Ausland massiv gestützte und finanzierte "Opposition" im
Zaum zu halten und eine typische "Farbenrevolution" zu verhindern; dass
eine deutliche Mehrheit des Wahlvolkes hinter Maduro steht und man ihn
keinesfalls als einen autokratisch-autoritär herrschenden Präsidenten
bezeichnen darf.

Bereits am 6. August fand in Caracas eine Massendemonstration für Maduro
und gegen die Attentäter statt, mit zehntausenden Teilnehmern. (13) Kein
Wort davon in der Tagesschau...

An gleichen Tag gab der venezolanische Außenminister Jorge Alberto Arreaza
ein interessantes Detail bekannt: Fünf Mitglieds-Nationen des
lateinamerikanischen "Non-Aligned Movement" (MNOAL. Gegründet 1955, als
Teil der "Blockfreien", zur Distanzierung sowohl von den USA und der NATO
als auch von der Sowjetunion und den Warschauer Vertragsstaaten), haben
verhindert, dass die insgesamt 115 Mitglieder der MNOAL nach dem Anschlag
eine Solidaritätsadresse an Maduro übersandten. (15) Das Veto kam von den
US-Vasallen Peru, Kolumbien, Chile, Guatemala und Panama. Diese Fünf
forderten sogar, dass Maduro Beweise der Attacke vorlege (sieben Verletzte
und Filmdokumente reichten anscheinend nicht aus).

Nachrichten über all das und über die Zusammenhänge hätten dem deutschen
Fernsehpublikum eine halbwegs sachgerechte Einordnung des Geschehens
ermöglicht. Zugleich hätten sie die Chance einer Korrektur der primären
ARD-Schlagseite geboten. Doch die Chance blieb ungenutzt. Die
Unfehlbarkeits-Tagesschau unterschlug, was nicht in ihr Narrativ vom
"Diktator Maduro" passte.
Die ARD-aktuell-Methode, erst einmal Schwefel und Gestank zu verbreiten und
hernach "Hier stinkt es aber!" zu melden, hat inzwischen Tradition.


Quellen:

(1) http://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-26899.html

(2) Horst Schäfer, "Löcher in Celle uns anderswo." Ossietzky, Heft 14/2018,
S. 494, ff. evtl. auch unter:

http://www.ossietzky.net/14-2018&textfile=4444

(3) Lutz M. Hagen et al., "Die opportunen Zeugen", in: Synchronisation von
Nachricht und Werbung, PUBLIZISTIK, Vierteljahreshefte für
Kommunikationsforschung, Heft 4, 2014, evtl.

https://tu-dresden.de/gsw/phil/ifk/ressourcen/dateien/news/2014/12_Synchronisation_Nachricht_Werbung?lang=de

(4) https://www.telesurtv.net/

Multistaatlicher Satelliten-TV-Sender in Lateinamerika mit Verwaltungssitz
in Venezuela

(5) https://www.alainet.org/

Informationsdienst "Lateinamerika in Bewegung"

(6) http://resumen-english.org/

"Lateinamerika und die Dritte Welt"

(7) https://amerika21.de/

deutschsprachig. Hier konkret über den Anschlag: 

https://amerika21.de/2018/08/209048/venezuela-attentat-maduro

(8) https://www.alainet.org/es/articulo/194514?utm_source=email&utm_campaign=alai-amlatina

(9) http://resumen-english.org/2018/08/threats-by-colombian-president-against-maduro-five-days-before-the-assassination-attempt/

(10) http://www.resumenlatinoamericano.org/2018/08/05/las-amenazas-de-juan-manuel-santos-contra-maduro-que-hizo-5-dias-antes-del-atentado/

(11) s.a. Wolf Gauer, "Maduros Wahl und die Tücke des Piraten Tidd", in:
Ossietzky, Zweiwochenschrift für Politik, Heft 13/2018, S. 462 ff., evtl.


http://www.ossietzky.net/14-2018&textfile=4444

(12) Stella Calloni: "Der Meister-Schlag der USA gegen Venezuela". 

http://www.voltairenet.org/article201150.html

(13) https://www.telesurtv.net/english/news/Venezuelans-March-in-Support-of-Maduro-After-Failed-Attack-20180806-0009.html?utm_source=planisys&utm_medium=NewsletterIngles&utm_campaign=NewsletterIngles&utm_content=8

(14) www.resumenlatinoamericano.org/.../canciller-venezolano-cinco-...1.


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008 Mitarbeiter des
NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats und des
ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996 im NDR, zunächst
in der Tagesschau, von 1985 an in der Kulturredaktion für N3. Danach Lehr-
und Forschungsauftrag an der Fu-Jen-Uni in Taipeh.

Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung. Wir schreiben nicht für
Honorar, sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden zumeist auf der Seite
https://publikumskonferenz.de/blog dokumentiert.

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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DER FILM/395: Berlin - 12 Monde Filmlounge - 8. Mond, Schwules Museum 11.08.-08.09.2018


12 Monde Filmlounge - 8. Mond

Geschichte_n der Zweiten Welle - Frauen- und Lesbenbewegung in
Deutschland '70-'90

vom 11. August bis 8. September 2018



Im 8. Programm stellen wir vier Filme vor, die das gesellschaftliche
Klima und die Situation von Frauen und Lesben in den 70er bis 90er
Jahren in Deutschland beleuchten und deren Widerstand bezeugen.
Während der sogenannten Zweiten Welle der Frauenbewegung formten
Lesben entscheidende Initiativen für das gesellschaftliche Aufbegehren
gegen repressive, patriarchale und sexistische Strukturen.

Rahmenprogramm:

Bewegte Geschichte_n:

Feministinnen der Zweiten Welle im Gespräch

Do.,23.8.2018, 19.00 Uhr

Wir zeigen kurze Ausschnitte aus den Filmen des 8. 12 Monde Programms und
sprechen mit den Filmemacherinnen und Zeitzeuginnen über Politik und
Identität, Erinnerungen und Impulse, Dokument und Phantasie.

Mit:

Katharina Oguntoye war eine Wegbegleiterin von Audre Lorde in Berlin
und ist im Film A Litany for Survival zu sehen als Studentin Lordes. Sie
ist Historikerin, Mitherausgeberin des wegweisenden Buches Farbe
bekennen: Afro-deutsche Frauen auf den Spuren ihrer Geschichte (1986),
Gründungsmitglied von ADEFRA (Schwarze Frauen in Deutschland) und
Mitgründerin und Leiterin des Joliba e.V.

Barbara Teufel erzählt ihre eigene Geschichte vom Leben in der
Frauen-WG in Die Ritterinnen. Sie studierte an der Deutschen Film- und
Fernsehakademie Berlin (dffb) und an der französischen Filmhochschule
La FÉMIS in Paris. Zwölf Jahre arbeitete sie als freie Regisseurin und
Autorin in Berlin und Paris. Von 2007-2015 lehrte sie Spielfilmregie
an der Kunsthochschule für Medien in Köln. Seit 2016 arbeitet die
Regisseurin und Autorin im aktiven Kernteam und im Vorstand von Pro
Quote Regie/Pro Quote Film.

Marinka Körzendörfer ist Journalistin und Dokumentaristin und war seit
1984 aktives Mitglied der Lesbenbewegung der DDR, u.a. bei den
"Gethsemane-Lesben", ist Mitbegründerin des Unabhängigen
Frauenverbands (UFV), und wirkte n", ist Mitbegründerin des
Unabhängigen Frauenverbands (UFV), und wirkte an vielen
Dokumentationen über die DDR-Lesbenbewegung mit, u.a. an dem Film
warum wir so gefährlich waren.

Monne Kühn war als Mitglied des Lesbischen Aktionszentrums (LAZ) am
Film Zärtlichkeit und Rebellion beteiligt und ist Mitkuratorin der
aktuellen Retrospektive im Schwulen Museum über das LAZ.

Moderation:

Vera Hofmann, Kuratorin der 12 Monde Filmlounge, Co-Kuratorin des Jahr
der Frau_en, Künstlerin und Vorstandsmitglied des Schwulen Museums.

 * 

Filme der 12 Monde Filmlounge:

Zärtlichkeit und Rebellion - zur Situation der homosexuellen Frau

(1973, 46 Min., D, dt.) von Eva Müthel

Als erster Beitrag im deutschen öffentlich-rechtlichen Fernsehen (ZDF)
über Lesben und bisexuelle Frauen wurde diese Dokumentation u.a. beim
überregionalen Pfingsttreffen unter Mitwirkung der Frauengruppe der
Homosexuellen Aktion Westberlin (später LAZ, Lesbisches Aktionszentrum)
gedreht. n Aktion Westberlin (später LAZ, Lesbisches Aktionszentrum)
gedreht. Der Film gibt einen Einblick in das Klima der Zeit, in dem
laut einer im Film vorgestellten repräsentativen Studie 34% der
Bevölkerung konstatieren, lesbische Frauen seien ihnen zuwider und 71%
der Befragten angeben, Lesben seien ihnen nicht sympathisch. Eine
Welle des Protests in der Bevölkerung auslösend und umstritten bei den
politisierten Lesben, führte er jedoch zur Erstarkung der
Lesbenbewegung und ebnete den Weg für die Repräsentation von Lesben im
Fernsehen.

 * 

A Litany for Survival: the Life and Work of Audre Lorde

(1995, 80 Min., US, engl. mit dt. UT) von Ada G. Griffin und Michelle
Parkerson

Die früheste Langspieldokumentation über Audre Lorde gibt einen
umfassenden Einblick in das öffentliche und private Leben bis kurz vor
ihrem Tod, in die Persönlichkeit und das Werk der Schwarzen, Lesbe,
Feministin, Mutter, Poetin, Kriegerin. Der Film dokumentiert die
Lebensumstände in den USA zu ihrer Lebzeit, die Lordes Blick auf die
Lebensbedingungen marginalisierter Personen schärften. Ihre Texte und
Reden prägen und inspirieren Frauen*- und Lesben-, Afro-amerikanische
und Women* of Color-Bewegungen weltweit. Immer wieder forderte sie
darin weiße Feministinnen zu gen weltweit. Immer wieder forderte sie
darin weiße Feministinnen zu intersektionalem Denken und Handeln auf.
In ihren langen Aufenthalten in West-Berlin, während derer sie sich
u.a. einer alternativen Krebsbehandlung unterzog und als
Gastprofessorin an der FU arbeitete, bestärkte sie die Frauen* der
sich gerade formenden Afro-deutschen Community, ihre eigenen Stimmen
zu finden.

 * 

Die Ritterinnen

(2003, 96 Min., D, dt. mit engl. UT) von Barbara Teufel

Sieben Frauen einer WG in der Ritterstrasse in Kreuzberg werfen die
Männer aus ihrer Etage und wollen am großen Rad drehen: IWF und
Weltbank stürzen, Macht- und Kommunikationsmuster aushebeln,
Privatheit, Arbeitsverhältnisse, Eigentum und Geschlechterverhältnisse
in Frage stellen. Der aus sse, Eigentum und Geschlechterverhältnisse
in Frage stellen. Der aus der eigenen Biografie heraus entstandene
Hybrid aus Inszenierung, Archiv-und dokumentarischem Material zeichnet
die Zeit um 1987-1992 nach: den 1. Mai ?87 und die von der Gruppe
mitinitiierten Protestaktionen gegen den IWF und die Weltbank bis zu
den nach dem Mauerfall folgenden Hausbesetzungen im Osten Berlins.
Sehnsüchtig und selbstironisch verdichtet der Film das Lebensgefühl
dieser Kreuzberger Szene der 80er Jahre: "links, radikal,
anarchistisch, zornig, zärtlich, zauberhaft". Die Vorbereitungen
politischer Protestaktionen vermischen sich mit persönlichen
Geschichten und den Höhen und Tiefen des Alltagslebens in der WG. Die
Originalbesetzung der WG kommt 10 Jahre später für den Film wieder
zusammen. Das große Rad hatte sich weiter gedreht, statt des
Patriarchats fiel die Mauer.

 * 

warum wir so gefährlich waren

(2006, 50 Min., D, dt.) von Songül Bitis, Samira Mahmud, Colin Müller,
Marie Schlingmann

Lesbisches Leben war in der DDR kaum sichtbar. Die Kirche bot damals
die einzige Möglichkeit, sich zu organisieren und Öffentlichkeit zu
erzeugen. Zwischen 1984 und 1986 versuchten Frauen der Ostberliner
Gruppe Arbeitskreis Homosexuelle Selbsthilfe Berlin - Lesben in der
Kirche (LiK) an mehreren Gedenkveranstaltungen im ehemaligen
Frauenkonzentrationslager Ravensbrück teilzunehmen. Sie wollten an die
Verfolgung lesbischer Frauen im Nationalsozialismus erinnern und
erlebten dabei das Verschweigen lesbischer Existenzen durch den
antifaschistischen Staat. Zwanzig Jahre später erinnern sich vier
dieser Frauen an die Geschehnisse, Motive, an die harschen staatlichen
Reaktionen und an die politische Arbeit in der Gruppe und gehen der
Frage nach, warum Lesben für die SED eine solche Bedrohung
darstellten.

12 Monde ist eine ganzjährig angelegte queerfeministische Filmreihe
mit wechselndem Programm zu jedem Neumond. Die Filme laufen im
täglichen Museumsbetrieb des Schwulen Museums in der Filmlounge auf
einer Projektionsfläche und zwei Monitoren.

Gesamtkuration: Vera Hofmann

Projektassistenz: Felix Roadkill und Anina Falasca

Szenografie mit Carolin Gießner und Théo Demans

12 Monde ist Teil des Jahresprogramms Jahr der Frau_en - eine
konzertierte queerfeministische Intervention. Das Jahr der Frau_en
wird gefördert von der Senatsverwaltung für Kultur und Europa.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: "Jahr der Frau_en"

Schwules Museum

Lützowstraße 73, 10785 Berlin

Tel: 030 69 59 92 52

Fax: 030 61 20 22 89

Internet: www.schwulesmuseum.de
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KURSUS/1792: Herten - Sommerschule "Digitale Fotografie", 5 Termine ab 14. August


Sommerschule - Digitale Fotografie

Für Einsteigerinnen und Einsteiger ab 55 Jahren



Eine Digitalkamera bietet viele Möglichkeiten tolle Fotos zu machen.
Aber welche Funktionen hat eine Kamera? Wie kann man die persönlichen
Aufnahmen verbessern? In kleinen Gruppen lernen Interessierte die
eigene Digitalkamera besser kennen. In Theorie und Praxis widmet sich
der Kurs den Grundregeln der digitalen Fotografie und nutzt dabei die
nähere Umgebung. Alle Teilnehmenden sollten eine digitale Kamera mit
aufgeladenem Akku, eine Speicherkarte und die Bedienungsanleitung
mitbringen. Maximal 8-10 Teilnehmende

3990

Manfred Nousch

dienstags 16.45 - 19.00 Uhr

ab 14. August 2018

5 Termine (15 UStd)

Rathausanbau

45 Euro (erm. 32 Euro / HP 23 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich
möglich - online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per
Anmeldekarte. Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KURSUS/1791: Herten - Sommerschule "CEWE-Fotobuch am PC erstellen", 4 Termine ab 20. August



Sommerschule - CEWE Fotobuch am PC gestalten

Für Einsteigerinnen und Einsteiger ab 55 Jahren



Die eigenen "Fotoschätze" kommen in einem selbst gestalteten Fotobuch
wunderbar zur Geltung. Von der Planung über die Bildauswahl bis zum
Layout werden die Schritte bis zum fertig gestalteten Fotobuch anhand
einfacher Beispiele im Seminar durchlaufen. Wer möchte, kann eigene
ausgewählte Digitalfotos auf USB-Stick, CD oder DVD mitbringen und im
Seminar bereits ein Fotobuch am Computer gestalten. Mit einem
Fotobuch-Gutschein im Wert von 21,95 Euro können Interessierte nach
dem Kurs das erste Fotobuch kostenfrei bei der Firma CEWE bestellen.
Voraussetzung: PC-Grundkenntnisse

3760

Manfred Nousch

montags 10.00 - 11.30 Uhr

ab 20. August 2018

4 Termine (8 UStd)

Rathausanbau

40 Euro (erm. 29 Euro / HP 22 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich
möglich - online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per
Anmeldekarte. Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AUGEN/474: Sehschwäche in der Schwangerschaft - Bei diesen Warnzeichen sollten Sie zum Augenarzt (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 07.08.2018

Sehschwäche in der Schwangerschaft: Bei diesen Warnzeichen sollten Sie zum Augenarzt



Jede sechste werdende Mutter ist während der Schwangerschaft von
Augenproblemen betroffen. Die meisten Beschwerden sind harmlos und bilden
sich nach der Schwangerschaft von selbst zurück, sagen Experten der DOG -
Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft. In seltenen Fällen können aber
auch Symptome auftreten, die auf einen Schwangerschaftsdiabetes oder eine
Schwangerschaftsvergiftung - die sogenannte Präeklampsie - hinweisen. Bei
wechselnder Sehschärfe, Flimmern oder Schatten vor den Augen oder bei
komplettem Sehverlust sollten Schwangere sofort einen Augenarzt aufsuchen.

Viele Schwangere bekommen bräunliche Flecken um die Augen herum, die zum
Nasenrücken auslaufen. Diese Pigmenteinlagerungen sind harmlos und
verschwinden nach der Schwangerschaft von selbst. Seltener kommt es zu
leichten Einblutungen unter die Bindehaut, die zwar beängstigend aussehen,
das Sehvermögen jedoch nicht beinträchtigen.

Trockene Augen und Sehschwäche - auf Kontaktlinsen und Lasern vorerst verzichten

Schwangerschaftshormone können auch die Zusammensetzung der
Tränenflüssigkeit verändern. Dadurch trocknen die Augen schneller aus,
sind häufig gereizt und brennen. "Während einer Schwangerschaft ist es
deshalb ratsam, auf Kontaktlinsen zu verzichten oder Augentropfen mit
künstlicher Tränenflüssigkeit zu verwenden", empfiehlt Privatdozent Dr.
med. Thomas Neß von der Klinik für Augenheilkunde am Universitätsklinikum
Freiburg. Bei 14 Prozent der werdenden Mütter ändert sich in den
Schwangerschaftsmonaten die Brillenstärke - eine Kurzsichtigkeit kann sich
um bis zu 1,5 Dioptrien verschlechtern. "Das liegt daran, dass sich
Flüssigkeit in der Linse und in der Hornhaut einlagert, die die Brechkraft
verändert", erklärt Neß. Bei den meisten Frauen bilden sich diese
Veränderungen laut dem Experten nach der Geburt wieder zurück, sodass der
Kauf einer neuen Brille in der Regel nicht lohnt. Aus diesem Grund sollten
Schwangere sich auch nicht die Augen lasern lassen - frühestens ein Jahr
nach der Geburt ist die Brillenstärke wieder ausreichend stabil dafür.

Wechselnde Sehschärfe - Auf Diabetes untersuchen lassen

Ändert sich die Sehschärfe plötzlich oder mehrmals am Tag, kann das ein
Zeichen für einen Schwangerschaftsdiabetes sein - eine Form der
Zuckerkrankheit, die erstmals in der Schwangerschaft auftritt: Durch die
hormonelle Umstellung kann der Körper Zucker aus der Nahrung nicht so
schnell verarbeiten wie vor der Schwangerschaft. Durch die
Blutzuckerschwankungen kommt es zu Wassereinlagerungen in der Augenlinse,
die die Brechkraft verändern, sodass das scharfe Sehen verloren geht. "Wer
solche Anzeichen bei sich bemerkt, sollte unbedingt einen Augenarzt
aufsuchen", rät DOG-Experte Neß. Der Arzt kann mit einer Spiegelung des
Augenhintergrundes die Gefäße der Netzhaut untersuchen und
diabetesbedingte Veränderungen erkennen, bevor die Stoffwechselerkrankung
sich mit anderen Symptomen bemerkbar macht. Erhärtet sich der Verdacht,
wird die Patientin an den Hausarzt oder Internisten überwiesen, der sie
auf Diabetes hin untersucht. Frauen, die bereits vor der Schwangerschaft
einen Diabetes haben, müssen engmaschig überwacht werden, da die
diabetesbedingten Veränderungen an der Netzhaut im Laufe der
Schwangerschaft behandlungsbedürftig werden können.

Schatten, Flimmern, Sehverlust - Gefahr für Mutter und Kind

Wenn Teile des Gesichtsfelds schwarz werden oder Blitze vor den Augen
auftreten, können das Anzeichen einer Präeklampsie sein, einer
gefährlichen Schwangerschaftskomplikation, die unter anderem durch einen
erhöhten Blutdruck hervorgerufen wird. Bis zu zehn Prozent aller
Schwangeren leiden - nicht selten unbemerkt - an Bluthochdruck. "Bei
vielen Betroffenen lässt sich der Hochdruck an einer veränderten Netzhaut
ablesen", sagt Neß. "Diese müssen dringend weiter untersucht werden, denn
Bluthochdruck kann Mutter und Kind in Gefahr bringen", betont der Experte.
Bei nahezu allen Augenerkrankungen ist eine normale Entbindung möglich.
Weder Kurzsichtigkeit noch ein Glaukom, eine vorherige Netzhautablösung
oder eine vorherige Augenoperation sind ein Grund für einen Kaiserschnitt.


DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als 7.400
Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen, lehren und
behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die Forschung in der
Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt wissenschaftliche Projekte und
Studien, veranstaltet Kongresse und gibt wissenschaftliche
Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt sich die DOG für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in der Augenheilkunde ein, indem sie zum
Beispiel Stipendien vor allem für junge Forscher vergibt. Gegründet im
Jahr 1857 in Heidelberg ist die DOG die älteste augenärztliche
Fachgesellschaft der Welt und die älteste fachärztliche Gesellschaft
Deutschlands.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dog.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 07.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/972: Möglicher Botenstoff zur Früherkennung von Demenzkrankheiten gefunden (idw)


Universität Basel - 07.08.2018

Möglicher Botenstoff zur Früherkennung von Demenzkrankheiten gefunden



Forschende der Universität Basel haben einen Stoff entdeckt, der als
Biomarker die Früherkennung neurodegenerativer Krankheiten wie Alzheimer
oder Parkinson unterstützen könnte. Dieser Botenstoff ist auch bei
Stressreaktionen nach Störungen in den Mitochondrien, den
«Zell-Kraftwerken», beteiligt, berichten die Neuropathologen im Fachblatt «Cell
Reports».

Die normale Funktionsweise der menschlichen Zellen basiert auf dem
koordinierten Zusammenspiel verschiedener Zellorganellen. Ist diese
Kommunikation zwischen den Organellen gestört, wird in vielen Fällen eine
für das Überleben der Zellen wichtige Stressantwort aktiviert. Dies konnte
die Forschungsgruppe im Detail für Nervenzellen des Gehirns demonstrieren.
Geleitet wird sie von Prof. Dr. Stephan Frank vom Institut für
Medizinische Genetik und Pathologie von Universität und Universitätsspital
Basel; beteiligt waren auch die Universitäten Cambridge, Grossbritannien,
und Padua, Italien.

Wie die Neuropathologen weiter zeigen konnten, wirken sich Störungen in
den als «Kraftwerke der Zelle» bekannten Mitochondrien auch auf
benachbarte Organellen aus, etwa auf das sogenannte endoplasmatische
Retikulum. Die damit aktivierte Stressreaktion führt in Nervenzellen mit
gestörten Mitochondrien zur Ausschüttung des Stoffs Fibroblast growth
factor-21 (FGF21). Gleichzeitig beobachteten die Basler Wissenschaftler,
dass derselbe Botenstoff ebenso in verschiedenen Modellsystemen
neurodegenerativer Erkrankungen freigesetzt wird - und zwar bereits bevor
die Nervenzellen absterben.

Therapien gegen Zellstress?

Da chronischer Zellstress als wichtiger Faktor bei der Entstehung
neurodegenerativer Erkrankungen gilt, könnte sich FGF21 als Biomarker für
die Früherkennung von Krankheitsbildern wie der Alzheimer-Demenz oder der
Parkinson-Erkrankung eignen. Weitere Studien hierzu sind notwendig, da der
Botenstoff auch durch andere Gewebe und Organe produziert werden kann,
etwa durch Fettgewebe und Leber. Ein robuster Biomarker wäre eine wichtige
Voraussetzung für die Entwicklung kausaler, gegen chronischen Zellstress
gerichteter Therapieansätze.

Neurodegenerativ bedingte Demenzkrankheiten schlagen für das
schweizerische Gesundheitssystem jährlich mit rund 7 Milliarden Franken zu
Buche. Laut demografischen Schätzungen wird die Häufigkeit dieser
Erkrankungen wegen der steigenden Lebenserwartung in den kommenden zehn
Jahren um das 1,7-Fache zunehmen.


Originalpublikation:

Lisa Michelle Restelli, Björn Oettinghaus, Mark Halliday, Cavit Agca,
Maria Licci, Lara Sironi, Claudia Savoia, Jürgen Hench, Markus Tolnay,
Albert Neutzner, Alexander Schmidt, Anne Eckert, Giovanna Mallucci, Luca
Scorrano, Stephan Frank

Neuronal mitochondrial dysfunction activates the integrated stress response to induce fibroblast growth factor 21

Cell Reports (2018), doi: 10.1016/j.celrep.2018.07.023


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 07.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/931: Neues Positionspapier zur Digitalisierung der Notfallmedizin (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 07.08.2018

Neues Positionspapier zur Digitalisierung der Notfallmedizin



Beste Voraussetzungen für eine erfolgreiche und nachhaltige
Digitalisierung der Notfallmedizin - dafür setzt sich die Deutsche
Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) ein.
Jetzt hat die Fachgesellschaft zusammen mit der Deutschen Gesellschaft
interdisziplinäre Notfall- und Akutmedizin (DGINA), der Technologie- und
Methodenplattform für die vernetzte medizinische Forschung (TMF) sowie dem
Verbundforschungsprojekt AKTIN ein neues Positionspapier zur
Digitalisierung der Notfallmedizin in Deutschland veröffentlicht. Die
Autoren definieren darin fünf Maßnahmen für eine nachhaltige
Digitalisierung der Notfallmedizin in Deutschland.

"Wir brauchen einen einheitlichen Dokumentationsstandard in der
Notfallversorgung", sagt DIVI-Generalsekretär Professor Felix Walcher im
Interview anlässlich eines gemeinsamen parlamentarischen Abends mit dem
Titel "Digitalisierung in der Notfallmedizin" des
Verbundforschungsprojekts AKTIN und der TMF in Berlin. Im Projekt AKTIN
(Verbesserung der Versorgungsforschung in der Akutmedizin durch Aufbau
eines nationalen Notaufnahmeregisters) werden die Grundlagen für ein
nationales Notaufnahmeregister erarbeitet. Auf Basis des
Notaufnahmeprotokolls der DIVI, einer standardisierten, strukturierten
Dokumentation in der Notaufnahme, wird mithilfe des Notaufnahmeregisters
eine bundesweit einheitliche standardisierte elektronische Infrastruktur
für Qualitätsmanagement in den Notaufnahmen, Surveillance und
Versorgungsforschung in der Akutmedizin geschaffen.

Dokumentation der Patientenversorgung an Minimalstandards orientieren

Im aktuellen Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschuss über die
Erstfassung zu einem gestuften System von Notfallstrukturen in
Krankenhäusern wird in § 12 gefordert, dass sich die Dokumentation der
Patientenversorgung an Minimalstandards orientieren muss. "Dies ist eine
gute Chance auf dem Weg zu einer standardisierten Dokumentation und damit
Datenbasis, die wir in Deutschland dringend benötigen", so Dr. Dominik
Brammen, Leiter der Interdisziplinären Arbeitsgruppe Versorgungsforschung
in der Akut und Notfallmedizin der Universitätsmedizin Magdeburg. Nun ist
die Politik gefragt.


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e.V. (DIVI)

Die 1977 gegründete Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für
Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) ist ein weltweit einzigartiger Zusammenschluss
von mehr als 2.000 persönlichen Mitgliedern und entsprechenden
Fachgesellschaften. Ihre fächer- und berufsübergreifende Zusammenarbeit
und ihr Wissensaustausch machen im Alltag den Erfolg der Intensiv- und
Notfallmedizin aus.

Die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953 und ist
damit ein nicht-wirtschaftlicher Verein gemäß § 21 ff BGB.

Mehr über die DIVI im Internet:

www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-neues-positionspapier-zur-digitalisierung-der-notfallmedizin

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66264

Neues Positionspapier zur Digitalisierung der Notfallmedizin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 07.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMENZ/374: Urlaubsreisen für Menschen mit Demenz und Angehörige - aktuelle Infos veröffentlicht (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 7. August 2018

Urlaubsreisen für Menschen mit Demenz und Angehörige - Deutsche Alzheimer Gesellschaft veröffentlicht aktuelle Infos



Berlin, 7. August 2018. Urlaub ist für viele die schönste Zeit des
Jahres. Auch Menschen mit einer Demenz und ihre Angehörigen sehnen
sich oft nach einer Auszeit vom Alltag und Entspannung mit netten
Leuten. Doch eine Demenzerkrankung kann das Reisen schwierig und
anstrengend machen. All jenen, die sich das Reisen alleine bzw. als
Paar nicht mehr vorstellen können, gibt die Deutsche Alzheimer
Gesellschaft in einem kostenlosen Informationsblatt einen Überblick
über das Thema Betreute Urlaube für Menschen mit Demenz und
Angehörige.

In den letzten Jahren sind zahlreiche Urlaubsangebote entstanden, die
speziell auf die Bedürfnisse dieser Gruppe zugeschnitten sind. Sie
sollen Erkrankten und Angehörigen eine positive gemeinsame Zeit
bescheren und die Angehörigen möglichst entlasten. Urlaubsreisen sind
in der Biografie der meisten Menschen mit angenehmen Erinnerungen
verknüpft. Ein Teil der Pflege- und Betreuungskosten kann, auf Antrag,
von der jeweiligen Pflegekasse erstattet werden. Alles Wichtige über
verschiedene Formate, über Organisation und Finanzierung findet sich
jetzt in der aktuellen Auflage des Infoblatts.

 * 


Hintergrund

Heute leben in Deutschland etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon leiden an einer Demenz
vom Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz.

Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre Familien. Sie
informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist ein
unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und Forschung.
In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie das
Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von 134 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik
vertritt sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft. Sie nimmt zentrale Aufgaben wahr, gibt
zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und Kongresse und
unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der Service-Nummer
01803 - 17 10 17 (9 Cent pro Minute aus dem deutschen Festnetz) oder
030 - 259 37 95 14 (Festnetztarif).

Quellen

https://www.deutsche-alzheimer.de/fileadmin/alz/pdf/factsheets/infoblatt17_betreuter_urlaub_dalzg.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 7. August 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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KREBS/1186: Wer hilft bei hoher psychischer Belastung? (dkfz)


Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft - 7. August 2018

Diagnose Krebs: Wer hilft bei hoher psychischer Belastung?



"Sie haben Krebs" - kaum ein Betroffener wird diesen Satz je
vergessen. Von jetzt auf gleich gerät das Leben aus den Fugen. Fragen,
Ängste, Traurigkeit, Wut - alles wirbelt durcheinander. Auch die Zeit
der Behandlung bis hin zur Nachsorge bringt Belastungen mit sich, die
Betroffene an ihre Grenzen bringen können. Nimmt die psychische
Belastung überhand oder dauert sie lange an, kann psychotherapeutische
Hilfe sinnvoll sein. Der Krebsinformationsdienst des Deutschen
Krebsforschungszentrums bietet unter 

https://www.krebsinformationsdienst.de/wegweiser/adressen/psychoonkologen.php 

eine bundesweite Online-Suche. Dahinter verbirgt sich ein Verzeichnis
mit rund 600 Adressen von psychoonkologisch weitergebildeten
Fachleuten, die ambulant psychotherapeutisch arbeiten.

Beherrschen Ängste und Sorgen den Alltag von Krebspatienten über eine
längere Zeit, kann eine Psychotherapie angezeigt sein. Experten gehen
davon aus, dass mehr als die Hälfte aller Krebspatienten eine
allgemein hohe psychische Belastung hat. Bei rund einem Drittel aller
Betroffenen liegt sogar eine seelische Belastung mit Krankheitswert
vor, beispielsweise eine Depression. Viele, die nach Ansprechpartnern
suchen, wissen jedoch nicht, wie sie Fachleute mit speziellen
Kenntnissen in der Begleitung von Krebspatienten finden können. "Unser
Online-Verzeichnis erspart vielen Betroffenen und Angehörigen die
mühselige Suche nach kompetenter psychoonkologischer Hilfe", so Dr.
Susanne Weg-Remers. Sie ist Leiterin des Krebsinformationsdienstes des
Deutschen Krebsforschungszentrums. Der Dienst beantwortet seit über
30 Jahren alle Fragen rund um das Thema Krebs
kostenlos  - telefonisch unter 

0800-420 30 40 und per E-Mail unter 

krebsinformationsdienst@dkfz.de

Online-Suche leicht gemacht

Nach Eingabe der Postleitzahl und Auswahl des gewünschten Suchradius
auf der Seite 

https://www.krebsinformationsdienst.de/wegweiser/adressen/psychoonkologen.php

werden die Treffer aus einem Pool von 600 Adressen gefiltert. "Wir
achten bei unseren Adressen darauf, dass bestimmte Qualitätsstandards
erfüllt sind", erläutert Doris Lintz, Psychoonkologin beim
Krebsinformationsdienst und verantwortlich für das Verzeichnis. "Alle
bei uns gelisteten Adressinhaber haben eine von der Deutschen
Krebsgesellschaft anerkannte psychoonkologische Weiterbildung
absolviert und verfügen über eine psychotherapeutische Qualifikation.
Die meisten von ihnen sind als Psychologische oder Ärztliche
Psychotherapeuten in einer Praxis tätig."

Informationen zur Kostenübernahme

Neben den Kontaktdaten erhalten die Nutzer weitere Informationen zum
jeweiligen Anbieter, beispielsweise zur Ausbildung und zu
therapeutischen Schwerpunkten. Wichtig für Patienten ist auch die
Angabe zur Kostenregelung, da diese unterschiedlich sein kann. Bei gut
zwei Dritteln der Anbieter können die Psychotherapie-Kosten regulär
von den Gesetzlichen Krankenkassen übernommen werden. Bei anderen ist
eine Kostenerstattung in begründeten Einzelfällen möglich, oder aber
das Angebot ist auf Privatversicherte oder Selbstzahler beschränkt.
Das Verzeichnis wird regelmäßig aktualisiert und darüber hinaus
kontinuierlich erweitert. Dazu arbeitet der Krebsinformationsdienst
mit der Weiterbildung Psychosoziale Onkologie (WPO) und anderen von
der Deutschen Krebsgesellschaft anerkannten Anbietern
psychoonkologischer Weiterbildungen zusammen.

Häufig genutzt

Das Online-Verzeichnis wurde im Juni 2018 rund 8.600 mal aufgerufen.
Weg-Remers dazu: "Die Zahl zeigt, wie groß der Bedarf an transparenten
Informationen und verlässlichen Ansprechpartnern ist." Die Versorgung
ist allerdings nicht flächendeckend gewährleistet. Nicht jeder
Betroffene findet einen psychoonkologisch spezialisierten
Psychotherapeuten mit freien Kapazitäten in Wohnortnähe. Ist das der
Fall, können auch Psychotherapeuten ohne Spezialisierung auf Krebs
Betroffene oder auch Angehörige behandeln.

Psychoonkologische Hilfe in Kliniken und Krebsberatungsstellen
Kurzfristig verfügbare Unterstützungsangebote machen inzwischen auch
viele Kliniken, die Krebspatienten behandeln. Eine gute erste
Anlaufstelle können darüber hinaus ambulante Krebsberatungsstellen
sein. Diese beraten in der Regel kostenfrei und richten ihr Angebot
explizit auch an Angehörige. Der Krebsinformationsdienst bietet ein
bundesweites, trägerübergreifendes Adressverzeichnis mit über 300
Anlaufstellen unter 

https://www.krebsinformationsdienst.de/wegweiser/adressen/krebsberatungsstellen.php


Der Krebsinformationsdienst (KID) 

des Deutschen Krebsforschungszentrums beantwortet alle Fragen rund um
das Thema Krebs - am Telefon (0800-420 30 40), per E-Mail
(krebsinformationsdienst@dkfz.de) sowie in persönlichen Sprechstunden
in Heidelberg und Dresden. Das geschulte Ärzteteam geht mit fundierten
fachlichen Informationen auf individuelle Fragen ein. Die
Internetseite www.krebsinformationsdienst.de liefert aktuelles Wissen,
nützliche Tipps und Adressen. Mit eigener Telefonnummer 

(0800-430 40 50) und E-Mail-Adresse (kid.med@dkfz.de) ist der KID auch
Anlaufstelle für medizinische Fachkreise. Der Krebsinformationsdienst
ist ein kostenfreies Angebot des Deutschen Krebsforschungszentrums. Er
kann daher unabhängig informieren, frei von Interessenkonflikten und
ohne Werbung.

Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

ist mit mehr als 3.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die größte
biomedizinische Forschungseinrichtung in Deutschland. Über 1000
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler erforschen im DKFZ, wie Krebs
entsteht, erfassen Krebsrisikofaktoren und suchen nach neuen
Strategien, die verhindern, dass Menschen an Krebs erkranken. Sie
entwickeln neue Methoden, mit denen Tumoren präziser diagnostiziert
und Krebspatienten erfolgreicher behandelt werden können. Die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Krebsinformationsdienstes (KID)
klären Betroffene, interessierte Bürger und Fachkreise über die
Volkskrankheit Krebs auf. Gemeinsam mit dem Universitätsklinikum
Heidelberg hat das DKFZ das Nationale Centrum für Tumorerkrankungen
(NCT) Heidelberg eingerichtet, in dem vielversprechende Ansätze aus
der Krebsforschung in die Klinik übertragen werden. Im Deutschen
Konsortium für Translationale Krebsforschung (DKTK), einem der sechs
Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung, unterhält das DKFZ
Translationszentren an sieben universitären Partnerstandorten. Die
Verbindung von exzellenter Hochschulmedizin mit der hochkarätigen
Forschung eines Helmholtz-Zentrums ist ein wichtiger Beitrag, um die
Chancen von Krebspatienten zu verbessern. Das DKFZ wird zu 90 Prozent
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent vom
Land Baden-Württemberg finanziert und ist Mitglied in der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren.
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FORSCHUNG/1270: Alzheimer und Diabetes - Hoffnung auf Hemmstoffe gegen Amyloidplaques (idw)


Technische Universität München - 07.08.2018

Alzheimer und Diabetes: Hoffnung auf Hemmstoffe gegen Amyloidplaques



Bislang gibt es noch keine wirksamen Therapeutika, die der Bildung von
Amyloidplaques bei Alzheimer und Diabetes Typ 2 entgegenwirken. Nun sind
Wissenschaftler der Technischen Universität München (TUM) ein kleines
Stückchen näher an eine Lösung gerückt: Sie beschreiben eine neue Klasse
von designten makrozyklischen Peptiden, die hochpotente Hemmstoffe der
Amyloidplaque-Bildung darstellen.

Durch Eiweißablagerungen, die so genannten Amyloidplaques, wird Alzheimer
und Typ 2 Diabetes begünstigt. Diese Plaque-Bildung im menschlichen Gehirn
zu verhindern oder zu hemmen, daran forschen mehrere Wissenschaftlerteams
weltweit.

An einer Idee hat auch das Team um Aphrodite Kapurniotu, Professorin für
Peptidbiochemie (TUM) am Wissenschaftszentrum Weihenstephan zusammen mit
Forschern um Professor Martin Zacharias (TUM), Professor Gerhard Rammes
(TUM Klinikum rechts der Isar) und Professor Jürgen Bernhagen (Institut
für Schlaganfall und Demenzforschung (ISD) der
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU)) seit einiger Zeit geforscht und präsentiert nun
makrozyklische Peptide (MCIPs), die für eine Amyloid-Hemmung infrage
kommen. Über Ihre Ergebnisse berichten die Forscher in der Fachzeitschrift
"Angewandte Chemie".

Neue Klasse von Amyloid-Hemmstoffen

In seiner neuen Studie präsentiert das Team makrozyklische Peptide, die
als eine neue Klasse von Amyloid-Hemmstoffen entwickelt wurden. "Dabei
haben wir ein MCIP entdeckt, welches im menschlichen Blutplasma stabil ist
und außerdem die menschliche Blut-Hirn-Schranke im Zellmodell überwinden
kann", erklärt Professorin Kapurniotu - "zwar konnten wir diese
Eigenschaften bislang "nur" im Reagenzglas nachweisen - es ist also noch
weitere Forschung nötig. Aber das wären zwei sehr wünschenswerte
Eigenschaften für Alzheimerplaque-Hemmstoffe."

Ein Patent auf die neu-entwickelten makrozyklischen Peptide ist von der
TUM bereits angemeldet worden. "Sie könnten eine gute Alternative zu
aktuell verfolgten Antikörper-basierten Ansätzen als Therapeutika gegen
Alzheimerplaque-Bildung werden, weil sie leicht herstellbar sind,
vielversprechende Eigenschaften besitzen und als Peptidwirkstoffe deutlich
preiswerter als Antikörper sein werden", sagt Professorin Kapurniotu.

"Daher sind nun weitere Untersuchungen geplant, um zu überprüfen, ob die
MCIPs auch in in-vivo Modellen wirksam sind. Weiterhin könnten sich die
MCIPs auch als Grundgerüste für die Entwicklung von kleinmolekularen
Peptidomimetika (chemische Verbindungen, die einem Peptid nachempfunden
sind) als Anti-Amyloidplaque Therapeutika bei Alzheimer und Typ 2 Diabetes
eignen".


Weitere Informationen:

Die Forschungsarbeiten wurden von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) im Rahmen des SFB 1035 gefördert.

Originalpublikation:

Anna Spanopoulou, Luzia Heidrich, Hong-Ru Chen, Christina Frost, Dean
Hrle, Eleni Malideli, Kathleen Hille, Alexandros Grammatikopoulos, Jürgen
Bernhagen, Martin Zacharias, Gerhard Rammes and Aphrodite Kapurniotu:

Designed Macrocyclic Peptides as Nanomolar Amyloid Inhibitors Based on
Minimal Recognition Elements, 

Angew Chem Int Ed Engl. 06/2018.

DOI: 10.1002/anie.201802979.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34885/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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FORSCHUNG/1269: Neue Erkenntnisse über die Wirkungsweise von Pilz-Medikamenten (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 06.08.2018

Wirkungsweise von Pilz-Medikamenten: Neue Erkenntnisse



Forscher der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) haben die
Funktionsweise eines wichtigen Wirkstoffs gegen Pilzerkrankungen weiter
aufschlüsseln können. Über ihre Arbeit berichtet die aktuelle Ausgabe des
Fachmagazins "Nature Communications".

Aspergillus fumigatus ist ein Schimmelpilz und Verursacher schwerer und
häufig tödlich verlaufender Infektionen beim Menschen. Menschen mit stark
geschwächtem Immunsystem, etwa nach einer Stammzell- oder einer
Organtransplantation, sind davon betroffen. Zur Therapie etwa der
"invasiven Aspergillose" gibt es nur eine begrenzte Zahl an Antimykotika.
Diese Mittel sind sozusagen das Pilz-Gegenstück zu Antibiotika. Forscher
der JMU konnten nun neue Details zur Wirkweise der aktuell wichtigsten
Antimykotika-Klasse, den sogenannten Azolen, entschlüsseln.

Azole entfalten ihre Wirkung durch Hemmung der Ergosterol-Biosynthese.
Ergosterol erfüllt in Pilzzellen eine ähnliche Funktion wie das
Cholesterin in menschlichen Zellen und arbeitet unter anderem als
"Weichmacher" an der Zellmembran. Dies ist von Bedeutung, damit die
Membran flexibel, beweglich und somit widerstandsfähig ist und der
Zellinhalt dadurch geschützt bleibt.

Erst fungistatisch, dann fungizid

Je nach Pilzart, so der bisherige Stand der Wissenschaft, wirken Azole
entweder wachstumshemmend oder abtötend. Auf Hefepilze, wie etwa Candida
albicans, wirken Azol-Antimykotika üblicherweise fungistatisch
(wachstumshemmend) und auf Aspergillen, beispielsweise A. fumigatus,
wirken sie fungizid (abtötend).

"Wir konnten zeigen, dass Azol-Antimykotika initial auch eine
fungistatische Wirkung auf A. fumigatus haben", sagt Dr. Johannes Wagener,
Hauptautor der im Fachmagazin Nature Communications veröffentlichten
Arbeit. Stunden später kommt es dann erst zur Aktivierung eines
"Zellwandstress-Signalwegs" und zur unkontrollierten Synthese pilzlicher
Zellwand. "Es bilden sich Einstülpungen, so genannte "Patches", die Zelle
hat Stress und letztlich kommt es zur Zelllyse: Die Zelle stirbt", erklärt
Wagener.

Frühere Erkennung von Resistenzen möglich

"Dieser zusätzliche fungizide Effekt ist abhängig von der Atmungskette des
Pilzes und lässt sich durch gleichzeitige Hemmung der Zellwandsynthese
abmildern", sagt Wagener weiter. Die exzessive Synthese von Zellwand lässt
sich mikroskopisch nachweisen und könnte somit in Zukunft zur frühzeitigen
Diagnose einer Azol-Resistenz herangezogen werden.

"Die Auswirkungen von Azol-Antimykotika auf die Zellwandsynthese und
Zellwandintegrität waren für uns völlig unerwartet" sagt Wagener, der an
der JMU am Lehrstuhl für Medizinische Mikrobiologie & Mykologie bei
Professor Oliver Kurzai arbeitet. Es gibt andere Antimykotika, die an den
Zellwänden ansetzen. "Somit gibt es nun zwei völlig unterschiedliche
Antimykotika-Klassen mit völlig unterschiedlichen Wirkungsmechanismen, die
nun in einen unerwarteten Zusammenhang gebracht werden können", sagt
Wagener.

"Außerdem konnten wir zeigen, dass die durch Azole induzierte
Zellwandsynthese in Azol-resistenten Aspergillus-Isolaten unterbleibt", so
Wagener. Azol-Resistenzen seien ein ernstzunehmendes Problem in bestimmten
Regionen, etwa den Niederlanden. Die Azol-induzierte Zellwandsynthese
könnte daher zur Unterscheidung von Azol-resistenten und
Azol-empfindlichen Aspergillus-Isolaten genutzt werden.

"Die Arbeit ist interessant, weil sie nicht nur neue Erklärungsansätze für
die unterschiedliche Wirkung dieser Medikamente auf verschiedene Pilze
ermöglicht, sondern eventuell auch die Basis für neue therapeutische
Ansätze oder neue Verfahren zur Resistenztestung bietet", sagt auch
Lehrstuhlinhaber Professor Oliver Kurzai.

Für die weitere Forschungstätigkeit von Wagener und Kurzai bedeuten die
aktuellen Ergebnisse: "Wir müssen uns weiter um die genaue Aufklärung des
Wirkmechanismus kümmern. Eine Frage wäre etwa: Wieso machen Azole
Patches?"


Originalpublikation:

https://www.doi.org/10.1038/s41467-018-05497-7
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FORSCHUNG/256: Veränderter Baustein im Gehirn beeinflusst Entstehung psychiatrischer Störungen (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 07.08.2018

Veränderter Baustein im Gehirn beeinflusst Entstehung psychiatrischer Störungen



Es ist bekannt, dass Stress die Aktivierung unserer Gene verändern kann.
Epigenetische Mechanismen reagieren auf Stress und verändern, wie die DNA
als Träger der Erbinformation abgelesen wird. Damit die Erbinformation im
Körper umgesetzt werden kann, bedarf es weiterer Schritte. Die DNA wird in
RNA abgelesen, die wiederum der Bauplan für Proteine ist. In einer
bahnbrechenden Studie haben Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
Psychiatrie (MPI) das erste Mal gezeigt, dass Stress auch auf Ebene der
RNA zu ähnlichen "epigenetischen" Veränderungen führen kann. Die
Forschungsergebnisse wurden jüngst in der international renommierten
Fachzeitschrift Neuron veröffentlicht.

Das Team um Studienleiter Alon Chen hat die Rolle der RNA bei der
Regulierung der Stressantwort und bei stressbedingten psychiatrischen
Erkrankungen untersucht. Konkret haben sie Veränderungen eines Bausteins,
die m6A-Methylierung, im Gehirn erforscht. Ihre Resultate zeigen, dass die
"epigenetische" Modifizierung der RNA an der Regulierung der Stressantwort
beteiligt ist.

RNA sind Biomoleküle, die Erbinformation in sich tragen und für deren
Übertragung zuständig sind: Sie sorgen dafür, dass genetische Information
z.B. in Proteine umgesetzt wird. Kürzlich wurde wiederentdeckt, dass die
RNA durch chemische Markierungen verändert werden kann, ähnlich wie die
DNA bei epigenetischen Veränderungen. Auch die sogenannte Messenger-RNA
(mRNA) (bestehend aus den vier molekularen Bausteinen Adenosin, Cytidin,
Guanidin und Uridin) kann durch chemische Markierungen oder
RNA-Veränderungen umgeformt werden. Dabei handelt es sich um eine ausgefeilte
zusätzliche Ebene der Genregulierung. Eine auftretende Modifizierung der
mRNA ist die Methylierung des Bausteins Adenosin. Am häufigsten ist
N6-Methyladenosin (m6A). Obwohl m6A erstmals 1974 beschrieben wurde,
ermöglichten erst neueste technologische Fortschritte die Durchführung
einer detaillierteren Analyse des Epitranskriptoms.

Im Mausmodell schalteten die MPI-Wissenschaftler gezielt die Enzyme aus,
die an der m6A-Methylierung erwachsener Nervenzellen beteiligt sind. So
konnten sie die Rolle dieser Enzyme im Gehirn untersuchen. Je nachdem,
welches Enzym sie ausschalteten, reduzierte sich m6A oder stieg an. Die
Forscher fanden heraus, dass die Ausschaltung der Enzyme die Art
verändert, wie Mäuse mit Stress umgehen: Die Enzyme werden zur Bildung des
Angstgedächtnisses benötigt und wirken bei der synaptischen Plastizität
mit.

Alon Chen, Institutsdirektor und Projektleiter, erklärt: "Es mehren sich
die Hinweise, dass die Feinabstimmung, die wir bei der mRNA-Methylierung
beobachten, der Entstehung psychiatrischer Störungen zugrunde liegt. Wir
nehmen an, dass die Erforschung der Rolle, die die mRNA-Methylierung bei
der Regulierung der Gehirnfunktion spielt, uns dabei helfen wird,
psychiatrische Störungen besser zu verstehen."

Von der Maus zum Menschen

Im letzten Teil der Studie verglichen die Wissenschaftler Blutproben von
Patienten, die an Depression litten, mit denen von gesunden Probanden.
"Besonders interessant war für uns, dass die m6A-Signatur im Blut von
Patienten mit Depression nach einer Aktivierung des Stresssystems eine
Veränderung ihrer Dynamik zeigte", sagt Institutsdirektorin Elisabeth
Binder, die für diesen Teil der Studie verantwortlich zeichnet. Ihr
Kollege Alon Chen fasst zusammen: "Unsere Resultate weisen darauf hin,
dass m6A zur Pathophysiologie stressbedingter psychiatrischer Störungen
beiträgt. Künftige Studien sollten die Rolle zusätzlicher Gene und
Proteine in der Methylierungsmaschinerie RNA sowie deren Rolle bei der
Regulierung der Stressantwort und bei stressbedingten Psychopathologien
erforschen."

Die Studie entspricht dem Ziel des MPI, translationale Forschung in der
Psychiatrie zu leisten. Durch die einzigartig enge Verbindung von
Grundlagenforschung, klinischer Forschung und Patientenversorgung ist es
den Wissenschaftlern möglich, neueste Erkenntnisse aus dem Mausmodell auch
auf den Menschen zu übertragen und auch menschliche Proben zu untersuchen.
Nur so können langfristig die biologischen Ursachen einer Erkrankung beim
einzelnen Menschen als Basis für eine personalisierte, verbesserte
Behandlung dienen.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.neuron.2018.07.009
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ENTWICKLUNG/1387: Herztöne per Radar statt mit dem Stethoskop detektieren? (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 07.08.2018

Radar statt Stethoskop?



Elektrotechniker der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
(FAU) haben gemeinsam mit der Brandenburgischen Technischen Universität
(BTU) Cottbus und der Palliativmedizinischen Abteilung des
Universitätsklinikums Erlangen ein Verfahren entwickelt, mit dem Herztöne
per Radar zuverlässig detektiert und diagnostiziert werden können. Mobile
Radargeräte könnten künftig herkömmliche Stethoskope ersetzen, außerdem
ist eine permanente berührungslose Überwachung der Vitalfunktionen mit
stationärem Radar möglich. Die Ergebnisse wurden jetzt im renommierten
Fachjournal "Scientific Reports" veröffentlicht.

Das Stethoskop ist - neben dem weißen Kittel - das Markenzeichen von
Ärztinnen und Ärzten. Es wird verwendet, um Geräusche von Herz und Lunge
zu diagnostizieren. Beim klassischen "Abhorchen" werden Schwingungen der
Körperoberfläche auf eine Membran im Kopf des Stethoskops übertragen, an
das Trommelfell des Untersuchenden weitergeleitet und als Töne
wahrgenommen. Akustische Stethoskope sind vergleichsweise preiswert und
arbeiten seit vielen Jahrzehnten zuverlässig, aber sie haben einen
Nachteil: Die Diagnose von Herzgeräuschen, etwa die Beurteilung der
Herzklappenfunktion, erfolgt subjektiv und ist unmittelbar von der
Erfahrung des Arztes abhängig.

Radar kann Herztöne messen

In einem vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderten
Verbundprojekt haben Erlanger Forscher vom Lehrstuhl für Technische
Elektronik (LTE) jetzt ein Verfahren entwickelt, das die klassische
Phonokardiologie eines Tages ablösen könnte: Mittels eines sogenannten
Sechstor-Dauerstrich-Radarsystems messen sie Vibrationen der Haut, die
durch den Herzschlag verursacht werden. "Wir bedienen uns im Grunde einer
ähnlichen Methode, die auch bei der Geschwindigkeitsmessung im
Straßenverkehr zum Einsatz kommt", erklärt Christoph Will, Doktorand am
LTE. "Dabei wird eine Radarwelle auf die Oberfläche eines Objektes
gerichtet und reflektiert. Bewegt sich das Objekt, ändert sich die Phase
der reflektierten Welle. Daraus errechnen wir dann die Stärke und Frequenz
der Bewegung, in unserem Fall des Brustkorbes." Im Unterschied zum
Verkehrsüberwachungsradar ist das biomedizinische Radarsystem in der Lage,
Bewegungsänderungen im Bereich weniger Mikrometer zu erfassen - eine
wichtige Voraussetzung dafür, selbst kleinste Anomalien zu
diagnostizieren, zum Beispiel Insuffizienzen, Stenosen oder nicht korrekt
schließende Herzklappen.

So zuverlässig wie etablierte Messverfahren

Die ersten Testversuche verliefen überaus erfolgreich: Die Probanden
wurden in verschiedenen Aktivierungszuständen - in Ruhe, nach dem Sport -
untersucht und ihre Herztöne detektiert. Der direkte Abgleich des
Radarsystems mit herkömmlichen Standardinstrumenten - einem digitalen
Stethoskop und einem Elektrokardiografen - zeigte eine sehr hohe
Korrelation. Kilin Shi, ebenfalls Doktorand am LTE: "Bei der Diagnose des
S1, des ersten Herztons, beispielsweise erreichen wir eine Übereinstimmung
von 92 Prozent mit dem EKG. Im direkten Vergleich der Signalformen mit dem
digitalen Stethoskop liegt die Korrelation bei 83 Prozent. Das ist absolut
zuverlässig." Die geringen Abweichungen erklären die Forscher damit, dass
die gleichzeitigen Messungen von Radar- und Referenzwerten nicht an exakt
derselben Stelle des Körpers vorgenommen werden können. Außerdem erfasst
das Radarsystem im Unterschied zum Stethoskop eine Fläche und nicht einen
einzelnen Punkt - auch das ein Grund für unterschiedliche Messwerte.

Berührungslos und objektiv

Die Erlanger Wissenschaftler sind optimistisch, dass mobile Radarsysteme
in naher Zukunft die klassischen Stethoskope bei der Diagnose der
Herzfunktion ersetzen könnte. Ein großer Vorteil des Radars liegt darin,
dass die Werte digital erfasst und somit objektiviert werden - der Mensch
als Fehlerquelle bei der Diagnose von Anomalien oder Krankheiten kann so
zunehmend ausgeschlossen werden. Vorstellbar wäre auch, biomedizinische
Radarsysteme eines Tages für automatisierte prophylaktische Untersuchungen
beispielsweise in Wartezimmern von Arztpraxen, in Arbeitsumgebungen oder
auch zuhause einzusetzen.

In einem weiteren Projekt arbeiten die Forscher bereits daran, die
Vitalfunktionen von schwerkranken Patienten mittels stationärer
Radarsysteme zu überwachen - rund um die Uhr und ohne störende
Verkabelungen. "Ein berührungsloses und somit belastungsfreies Erfassen
von Vitalparametern wie den Herztönen hat das Potenzial, die klinische
Versorgung und die Forschung beispielsweise im Bereich der
Palliativmedizin zu revolutionieren", erklärt Prof. Dr. Christoph
Ostgathe, Leiter der Palliativmedizin des Universitätsklinikums Erlangen
der FAU und Mitautor der Studie. "Zum Beispiel könnten wir Angehörige bei
Beginn der Sterbephase deutlich schneller informieren, weil Änderungen des
Gesundheitszustandes vom Radar sofort erkannt werden. Auch das Erfassen
leidvoller Symptome bei Patienten, die sich nicht äußern können, wird
möglich."


Originalpublikation:

"Scientific Reports": "Radar-Based Heart Sound Detection"

doi: 10.1038/s41598-018-29984-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 07.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
32. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die einige hochkarätige
Highlights: TOTO covern WEEZER, Lary veröffentlicht ihr neues Video
und alles zu The Dark Tenor und seinem neuen Album + Tourdaten.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

LARY präsentiert ihr neues Video zu "Jekyll" mit Sonja Gerhardt,
Jasna Fritzi Bauer uvm. ++ Song aus dem Album "hart fragil" ++ Im
Herbst auf Tour

Mit ihrem neuen Album "hart fragil", das Ende Juli erschienen ist,
setzt Lary nicht nur musikalisch ein Ausrufezeichen: Auch mit ihren
visuell grandios in Szene gesetzten Videos unterstreicht die Sängerin
und Songwriterin, was für eine poetische und gleichzeitig
schlagfertige Powerfrau sie ist. Nun gibt es das das neue Video zum
Song "Jekyll" zu sehen.

Das Video hat Lary mit einer analogen 8mm Filmkamera und vielen
Freundinnen aus der deutschen Filmszene gedreht. "Jekyll" ist eine
Hommage an die Jahre 1886 veröffentlichte Novelle "Der seltsame Fall
des Dr. Jekyll und Mr. Hyde". Wobei Lary das Thema auf
Liebesbeziehungen im 21. Jahrhundert projiziert. Der Inhalt des
Liedes spiegelt dabei die innere Zerrissenheit zwischen dem
"Guten-Ich" und "Bösen-Ich" wider.

Mit dabei sind Sonja Gerhardt, Lea van Acken, Thelma Bouabeng, Vicky
Krieps, Jasna Fritzi Bauer, Leyla Piedayesh, Shelly Phillips uva.

"hart fragil Tour"

06.11.18 Stuttgart, Kellerklub

07.11.18 München, Ampere

08.11.18 Köln, Club Volta

11.11.18 Hamburg, Nochtspeicher

12.11.18 Berlin, Lido

http://www.larysays.com/


The Dark Tenor verkündet Tourdaten ++ Neues Album "Symphony
Of Ghosts" erscheint am 28. September

Schon auf dem Gold-veredelten Debütalbum "Symphony Of Light"
faszinierte der namenlose, aus den USA stammende und in Deutschland
ausgebildete Tenor vor vier Jahren mit seinem Crossover aus Klassik
und Pop. Ein atmosphärischer Kopfkino-Mix, den er auf seinem 2016
erschienenen Nachfolger "Nightfall Symphony" verfeinerte und mit der
Aktion #KLASSIKISTGEIL ein ganz neues Publikum für klassische Musik
begeisterte. Auf dem am 29. September erscheinenden Album "Symphony
Of Ghosts" setzt der Dark Tenor seine Mission fort. Und nicht nur
das: Das ehemals komplett maskierte Phantom lüftet nun vollständig
seine Maske, um sich der Welt völlig unverschleiert zu offenbaren!

Anfang 2019 ist The Dark Tenor dann auf großer "Symphony of
Ghosts"-Tour in Deutschland, Schweiz und Österreich.

THE DARK TENOR

"Symphony of Ghosts - Tour 2019"

18.01.19 Berlin Columbiahalle

19.01.19 Leipzig Haus Auensee

20.01.19 Magdeburg - AMO

23.01.19 Frankfurt - Batschkapp

24.01.19 Würzburg - Posthalle

25.01.19 München - Backstage

26.01.19 Köln - Live Music Hall

01.02.19 Hannover - Capitol

02.02.19 Erfurt - Alte Oper

07.02.19 Stuttgart - Wizemann

08.02.19 CH-Zürich - Theater Spirgarten

09.02.19 Kaiserslautern - Kammgarn

15.02.19 Dresden - Schlachthof

16.02.19 A-Wien - Szene

21.02.19 Dortmund - FZW

22.02.19 Bielefeld - Ringlokschuppen

23.02.19 Hamburg - Grosse Freiheit

http://www.universal-music.de/the-dark-tenor/home


TOTO veröffentlichen mit ihrer Version von "Hash Pipe" die
Antwort auf Weezers Cover von "Africa" und "Rosanna"

TOTO haben ihre eigene Interpretation von Weezers "Hash Pipe"
aufgenommen und antworten damit direkt auf deren Cover-Versionen der
TOTO-Hits "Africa" und "Rosanna". Weezer sind mit den Covern der
Kultsongs aktuell weltweit erfolgreich.

TOTOs Gitarrist Steve Lukather erklärt: "Es hat uns einfach
umgehauen, wie die Leute auf die Weezer-Versionen unserer alten Songs
reagiert haben. Sie haben einen guten Job gemacht, aber wir hätten
niemals gedacht, dass sie solche Hits werden. Es fing alles an mit
einem süßen 15-jährigen Mädchen namens Mary. Das ganze kam in
Bewegung. Sie haben "Africa" gemacht und das ging durch die Decke. Es
schien uns richtig, dass wir - TOTO - auch eine Version von einem
ihrer Songs machen. Meine Kinder, alle über 30 und Weezer-Fans, sind
ausgeflippt, als sie die Cover hörten. Wir hörten uns ihre Songs an,
die mir sehr gefallen und so haben wir "Hash Pipe" ausgewählt. Die
Ironie, dass wir alle schon Hasch geraucht haben, bevor die
Weezer-Jungs überhaupt auf der Welt waren, ist uns natürlich nicht
entgangen. Aber der Song hat auch eine tolle Melodie und einen
fantastischen Groove. Wir wollten etwas machen, das rockt. Wir geben
dem ganzen unsere eigene Version, so wie sie es mit unseren Songs
gemacht haben. Danke an Weezer, an ihren Manager Jonathan und ihre
Fans, die sehr nett zu uns waren... was sie ja gar nicht hätten sein
müssen. Ich glaube, wir werden eines Tages ein verrücktes
Live-Mash-Up machen. Unser Dank geht an alle Fans, die diesen sehr
lustigen "Unfall" feiern. Unsere Version von "Hash Pipe" erscheint am
10. August. Dank an Steve Porcaro, der den Song mit uns produziert
hat."

Keyboarder Steve Porcaro erklärt: "Das Cover hat super viel Spaß
gemacht. Als ich meinen Nachbarn, einen großen Weezer Fan, gefragt
habe, welchen Song wir machen sollen, hat er fünf ihrer Hits
aufgezählt, aber dann gelächelt und gesagt: 'Aber es gibt nichts
besseres, als mit 130 km/h die Autobahn lang zu fahren und dabei
'Hash Pipe' zu hören'. Das hatte ich nicht vergessen, als wir uns
entschieden haben." Sänger Jospeh Williams kann zurzeit nicht befragt
werden, weil er zu high ist, aber als er zuvor zu "Hash Pipe" befragt
wurde, hat er einfach "Yeah" gesagt.

TOTOs "Hash Pipe" erscheint am 10. August. Aktuell sind TOTO auf Tour
in Nordamerika und präsentieren ihr aktuelles Album "40 Trips Around
The Sun".

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Bozza / Thriller / 10.08.2018

Various Artist / Freaky Friday / 10.08.2018

Veysel / Audiovisuell / 08.08.2018

Kerstin Ott / Mut zur Katastrophe / 17.08.2018

Various Artist / Disney Ultimate Hits (LP) / 17.08.2018

Chefket / Alles Liebe (Nach dem Ende des Kampfes) / 17.08.2018

Clueso / Handgepäck I / 24.08.2018

Samy Deluxe - SaMTV Unplugged / 31.08.2018

Various Artist / High School Musical Gold Vinyl Edition (LP) / 31.08.2018

Julian Engelmann / Jetzt, Baby! - Poesie und Musik Live aus dem Admiralspalast Berlin (DVD, Blu-ray, Download) /31.08.

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 14.09.2018

Various Artist / Christopher Robin / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Singles

Twin / Schutzgeld (feat. Haftbefehl) / 10.08.

Shadow030 / Sterben Jung / 10.08.

Bozza / H2H / 08.08.

Sugar MMFK / Allô Allô / 10.08.

Fred Well / Interno / 09.08.2018

Saltatio Mortis / Spur des Lebens / 09.08.2018

Alf / Rimini / 10.08.2018

Jugglerz feat. Miami Yacine, Bausa, Nura, Joshi Mizu / 10.08.2018

Kristian Kostov / Shower Thoughts / 10.08.2018

Leoniden / River / 10.08.2018

Nick Talos / Straight To The Heart / 10.08.2018

Olson / High/ 10.08.2018

Toto / Hash Pipe / 10.08.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

10.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Kerstin Ott

17.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie

19.08.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

20.08.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

21.08.2018 / 18:00 Uhr / BR / Abendschau

26.08.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

31.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Monats

Michelle

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Radio Doria

01.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

Samy Deluxe

10.08.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

Vincent Malin 

11.08.2018 / 22:00 Uhr / MTV / Top 100

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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Universal Music International Presse-Newsletter - 32. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neue Single von
Shootingstar Stefflon Don, neue Album-Veröffentlichungen von Gorgon
City, YG, Thunderpussy und Miles Kane sowie News zu Rise Against.
Machine Gun Kelly und Lany!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

 * 

Neuigkeiten

YG veröffentlicht sein neues Album "Stay Dangerous"

Mit "Stay Dangerous", das am vergangenen Freitag veröffentlicht
wurde, legt West Coast Rapper YG sein neuestes Album vor. "Stay
Dangerous" ist YGs drittes Studioalbum und folgt auf das Debütalbum
"My Krazy Life" (2014) und "Still Brazy" (2016). In den USA standen
beide Alben in den Top 10 der Billboard Charts, das Debüt erreichte
Platinstatus. Jetzt meldet sich YG mit seinem neuen Werk "Stay
Dangerous" zurück und hat einige hochkarätige Feature-Gäste ins
Studio geholt: Auf der aktuellen Single "Big Bank" sind 2Chainz, Big
Sean und Nicki Minaj dabei. Zu den weiteren Gästen gehören A$AP
Rocky, der bei der zweiten Single "Handgun" dabei ist, Ty Dolla $ign,
Quavo (Migos), Jay 305 und Mozzy.

Der in Compton geborene Rapper hat für "Stay Dangerous" wieder mit DJ
Mustard zusammengearbeitet. In der Vergangenheit droppten die beiden
gemeinsame Tracks wie "My_____" und "Who Do You Love?". Jetzt stand
DJ Mustard bei der Hälfte des neuen Werks an den Reglern. YG bleibt
stilistisch auf seiner Linie, thematisiert u.a. Compton, und liefert
eine ganz eigene Hommage an LA ab. YG gelingt mit "Stay Dangerous"
ein weiteres packendes Werk und beweist einmal mehr, dass er zu den
Besten der West Coast gehört.

TRACKLIST

  1. 10 Times

  2. Bulletproof (Feat. Jay 305)

  3. Handgun (Feat. A$Ap Rocky)

  4. Suu Whoop

  5. Can't Get In Kanada

  6. Too Cocky

  7. Big Bank (Feat. 2 Chainz & Big Sean & Nicki Minaj)

  8. Power (Feat. Ty Dolla $Ign)

  9. Slay (Feat. Quavo)

10. 666 (Feat. Youngboy Never Broke Again)

11. Too Brazy (Feat. Mozzy)

12. Pussy Money Fame

13. Deeper Than Rap

14. Free The Homies Interlude

15. Bomptown Finest

https://www.universal-music.de/yg


Seattle-Rockband Thunderpussy veröffentlicht Debütalbum
"Thunderpussy" ++ Im August auf Deutschlandtour

Die Lokal-Matadorinnen aus Seattle machen sich auf, den Rest der Welt
zu rocken: Thunderpussy veröffentlichen am Freitag ihr
Major-Label-Debüt "Thunderpussy". Die Seattle Times kommentierte:
"Sie lassen den Rock'n'Roll weiterleben". Thunderpussy besteht aus
den vier Frauen Moly Sides (Vocals), Whitney Petty (Gitarre), Leah
Julius (Bass) und Ruby Dunphy (Schlagzeug).

Ihr gleichnamiges Debütalbum ist in den USA bereits erschienen und
bescherte der Band viele Fans, wie unter anderem den Pearl
Jam-Gitarristen Mike McCready, der auch als Feature-Gast bei dem Song
"Velvet Noose" zu hören ist. In wenigen Tage werden Thunderpussy auch
live in Deutschland zu sehen sein:

12.08.2018 München - Backstage Club

14.08.2018 Frankfurt - Nachtleben

18.08.2018 Leipzig - Highfield Fest

03.09.2018 Hamburg - Headcrash


Miles Kane veröffentlicht sein drittes Soloalbum "Coup De
Grace" am 10. August bei Virgin EMI ++ Single "Loaded" ist bereits
erhältlich

Nachdem er vor kurzem seine brandneue Single "Loaded" veröffentlicht
hat, steht nun auch das Datum fest, an dem UK-Rocker Miles Kane sein
Album nachlegen wird: Das dritte Soloalbum "Coup De Grace" kommt am
10. August bei seinem neuen Label Virgin EMI. Nicht nur als
Solomusiker bekannt, sondern auch als treibende Kraft von The
Rascals, The Last Shadow Puppets & Co., definiert der 32-Jährige
damit ein weiteres Mal, was er unter zeitgenössischem Rock & Roll
versteht - höchste Zeit, da sind die Fans sich einig, immerhin liegt
die letzte Albumveröffentlichung fünf Jahre zurück. Vorbestellungen
von "Coup De Grace", auf CD und Vinyl sind bereits möglich.

"Coup De Grace" erscheint fünf Jahre nach "Don't Forget Who You Are",
mit dem Miles Kane im Jahr 2013 u.a. die britischen Top-10 erobert
hatte. Das Warten hat sich jedoch gelohnt, denn einen Großteil der
neuen Tracks komponierte der 32-Jährige gemeinsam mit dem bereits
erwähnten Jamie T. Außerdem stand ihm mit John Congleton (u.a. St.
Vincent) ein grandioser Producer zur Seite. "Für mich persönlich ist
dieses Album das mit Abstand wichtigste Werk, das ich überhaupt
aufgenommen habe", so der Brite über das neue Album, das er komplett
in L.A. aufgenommen hat. "Fünf Jahre stecken in diesen Songs! So
viele Gefühle sind das, so viel Aufregung, das alles zeichnet dieses
Album aus!"

MILES KANE live

05.10.2018 - Gebäude 9, Köln

06.10.2018 - Terrace Hill, Hamburg

09.10.2018 - Lido, Berlin


UK-Shootingstar Stefflon Don veröffentlicht neue Single
"Pretty Girl" ++ Video feiert morgen Premiere

Diese Frau braucht keinen Plan B, wenn es um ihr großes Ziel geht:
"Ich verstehe nicht, wieso man so etwas braucht. Wenn du einen hast,
wirst du ihn bei der nächstbesten Gelegenheit, wenn es man nicht so
rund läuft, auch benutzen. Für mich gibt es nur Plan A: Die Welt
dominieren!" Stefflon Don hält nichts von kleinen Ideen, sondern lebt
ihren großen Traum. Bisher ist Stefflon Don als eine der heißesten,
weiblichen Feature-Gäste aufgefallen: Ob Jax Jones, Demi Lovato,
French Montana oder Migos - an Stefflon Don kam 2017 niemand vorbei!
nach ihrer eigenen Single und dem Erfolg ihres Debüt-Mixtapes "Real
Thing" veröffentlicht sie jetzt den energiegeladenen Dancehall-Track
"Pretty Girl". Das Video dazu feiert am morgigen Freitag Premiere.

http://www.universal-music.de/stefflon-don/


Machine Gun Kelly veröffentlicht neue Single + Video
"LOCO"

Machine Gun Kelly meldet sich mit einer neuen Single und dem
dazugehörigen Video zurück! "LOCO" heißt der neue Track, den der
US-Rapper, Sänger und Schauspieler am vergangenen Freitag
veröffentlicht hat. Mit im Video dabei ist Kumpel und Comedian Pete
Davidson - aktuell auch dem ein oder anderen Ariana Grande-Fan als
ihr Verlobter bekannt. Für Machine Gun Kelly ist der neue Track
"LOCO" die erste neue Veröffentlichung seit seinem 2017er Album
"bloom" und den Hitsingles "Bad Things" mit Camila Cabello und "At My
Best", das gemeinsam mit der Oscar-nominierten Schauspielerin und
Platin-gekrönten Sängerin Hailee Steinfeld (u.a. Pitch Perfect 2)
entstanden ist.

http://www.universal-music.de/mgk/home


LANY präsentieren das Video zu "Thru These Tears" ++ Im
Oktober auf Deutschland-Tour

Mit ihrer neuen Single "Thru These Tears" präsentieren LANY den
ersten Vorboten auf ihr kommendes Album "Malibu Nights". Das Video zu
"Thru These Tears" feierte jetzt Premiere. Im Clip ist LANY-Frontmann
Paul Klein als Toter zu sehen, der wiederaufersteht - eine Metapher
auf die schmerzvollen Zeiten, die hinter ihm liegen.

Inspiriert durch eine Beziehung des Frontmanns Paul mit Shootingstar
Dua Lipa, die nach nur fünf Monaten zu Ende ging, ist "Thru These
Tears" ein Track, der nicht lange hadert. Ja, die Tränen sind da und
ja, es tut weh, aber es geht eben auch weiter. "Thru These Tears" ist
allein durch die Beats und die euphorische Hook nichts für die Phase
"Im Schmerz suhlen", sondern für das Weiterleben und Weiterlieben!

Im Oktober kommen LANY auf Deutschland-Tour und werden zwei Shows
spielen:

LANY live

10.10.2018 Köln

16.10.2018 Berlin

http://www.universal-music.de/lany/home


RISE AGAINST veröffentlichen Dokumentation über die
Aufnahmen zu "The Ghost Note Symphonies, Vol. 1"

Ende Juli erschien mit "The Ghost Note Symphonies, Vol. 1" das erste
Akustik-Album von Rise Against. Darauf präsentiert die US-Band
durchweg Alternativ-Versionen ihrer größten Hits, die Rise Against
vollkommen neu orchestriert, instrumentiert und arrangiert haben.
Jetzt haben Rise Against eine Dokumentation über die Aufnahmen
veröffentlicht:

Auf "The Ghost Nore Symphonies, Vol.1" sind Songs von bisherigen Rise
Against-Alben wie "Appeal To Reason", "Revolutions Per Minute",
"Endgame", "The Unraveling" und "Wolves".

"Das sind die Songs, die uns zu dem gemacht haben, wer wir sind. Eine
reduzierte Version zu machen, das lässt sie ein bisschen heller
erstrahlen", sagt Tim McIlrath. "Wir haben uns Fragen gestellt wie
z.B. 'Wie können wir es neu überarbeiten, ohne dass wir dabei einfach
nur die Songs auf Akustik-Gitarren spielen? Was wäre, wenn wir ein
anderes Instrument verwenden, um diesen Teil zu spielen?" Die Band
bekam Verstärkung von anderen Musikern mit einer Auswahl von
Instrumenten, die man normalerweise nicht auf einem Rise
Against-Album hört, u.a. einer Geige, Bratsche, Kontrabass und einer
Ukulele.

www.rise-against.de

http://www.universal-music.de/rise-against/home


Gorgon City veröffentlichen ihr neues Album "Escape"

Am Freitag erscheint mit "Escape" das zweite Album des britischen
Duos Gorgon City. Neben dem zuletzt veröffentlichten Track "Go Deep"
(aufgenommen mit Kamille & Ghosted) und dem brandneuen Song "Hear
That" feat. D Double E, vereint das Album auch die aktuelle Single
"One Last Song" feat. JP Cooper & Yungen.

Im Verlauf der 12 Tracks erweitert die Briten ihre klangliche Palette
erneut, denn "Escape" kombiniert alles von Downtempo- und
Sommer-Chillout-Hymnen bis hin zu absolut clubtauglichen
Produktionen, mit denen sie auch ihrem Trademark-Sound aus Deep
House-Elementen und druckvollen Basslines ein Update verpassen.
Schließlich ist mit dem Song "Real Life" auch der Soundtrack zum
letzten Sommer auf Ibiza auf dem Album vertreten: Die
unmissverständliche Balearic-Hymne, die Gorgon City mit Duke Dumont
und NAATIONS aufgenommen haben, landete hinterher sogar in den Top-10
der britischen Airplay-Charts.

Die Gästeliste des neuen Albums ist dabei gewohnt lang: Zu den vielen
Gastsängern und -sängerinnen der neuen Tracks zählen neben den
bereits Genannten u.a. auch Raphaella ("Kingdom"), Josh Barry
("Blame", "Overdose"), Chenai ("Never Enough"), Vaults ("All Four
Walls"), Lulu James ("Love Me") und Kelly Kiara ("Night Drive").

http://www.universal-music.de/gorgon-city/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben 

Gorgon City / Escape / 10.08.2018

Ariana Grande / Sweetener / 17.08.2018

Nicki Minaj / QUEEN / 17.08.2018

Slaves / Acts of Fear And Love / 17.08.2018

The Gardener & The Tree / 69591, LAXÅ / 24.08.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Paul McCartney / Egypt Station / 07.09.2018

Nile Rodgers & CHIC / It's About Time / 21.09.2018

Billy F Gibbons / The Big Bad Blues / 21.09.2018

Rod Stewart / Blood Red Roses / 28.09.2018

Catalogue

Supertramp / Breakfast In America (LP) / 10.08.2018

Various Artists / Psychedelic And Freakbeat Masterpieces (LP Box) / 10.08.2018

Diana Ross / Diana (Ltd. 2LP Pink Vinyl) / 17.08.2018

Keith Urban / Love, Pain & The Whole Crazy Thing (2LP) / 17.08.2018

Keith Urban / Be Here (2LP) / 17.08.2018

Neil Diamond / Hot August Night III (2CD/2CD-BD/2CD-DVD) / 17.08.2018

The Beach Boys & Royal Philharmonic Orchestra / The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra (2LP) / 17.08.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs (180gm Vinyl Reissue) / 17.08.2018

Bob Marley & The Wailers / Kaya 40 (2CD / D2C Green Vinyl / 2LP) / 24.08.2018

Japan / Gentlemen Take Polaroids - Half Speed (LP/2LP 45rpm) / 24.08.2018

Japan / Tin Drum - Half Speed Master (LP/2LP 45rpm) / 24.08.2018

Little Steven, The Disciples Of Soul / Soulfire Live! (3CD) / 24.08.2018

Various Artists / Grease (Original Motion Picture Soundtrack/2LP) / 24.08.2018

Various Artists / The Man From Mo' Wax (Original Motion Picture Soundtrack/CD/2LP) / 31.08.2018

The Band / Music From Big Pink - 50th Anniversary (Ltd. LP Box/Ltd. 2LP Pink Vinyl/2LP Black Vinyl/CD) / 31.08.2018

Andrew Lloyd Webber / Unmasked: The Platinum Collection (LP Box) / 07.09.2018

Elton John / Diamonds (CD) / 07.09.2018

Soft Cell / Keychains & Snowstorms - The Soft Cell Story (CD Box) / 07.09.2018

The Beach Boys / Pet Sounds (Translucent Green & Translucent Yellow Split LP) / 07.09.2018

Amy Winehouse / Back To Black (2LP Half Speed Master) / 07.09.2018

The Who / Live At Leeds (3LP Half Speed Master) / 07.09.2018

Deep Purple / diverse LPs (Purple Vinyl) / 07.09.2018

Mike Ness / Cheating At Solitaire (2LP) / 07.09.2018

R.E.M. / Document (LP) /07.09.2018

Yes Featuring Jon Anderson, Trevor Rabin, Rick Wakeman / Live At The Apollo (2CD/3LP/DVD/BD) / 07.09.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8789: Aus aller Welt - 09.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Michelle Bachelet soll UN-Menschenrechtskommissarin werden

Die frühere chilenische Präsidentin Michelle Bachelet soll neue
UN-Kommissarin für Menschenrechte in Genf werden. Generalsekretär
Antonio Guterres kündigte die Personalentscheidung am Mittwoch in New
York an. Die UN-Vollversammlung wird am Freitag über den Vorschlag
abstimmen. Bachelet würde im September auf den scheidenden Jordanier
Zeid Ra'ad Al Hussein folgen, der wegen mangelnder internationaler
Unterstützung auf eine weitere Amtszeit verzichtet. Zeid gilt als
scharfer Kritiker von US-Präsident Trump und dem philippinischen
Staatschef Rodrigo Duterte. Die USA waren am 19. Juni aus dem
UN-Menschenrechtsrat ausgetreten. Washington wirft dem Rat vor allem
eine israelfeindliche Haltung vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8789: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



20jähriger liefert sich Verfolgungsjagd mit der Berliner Polizei

Auf der Flucht vor der Polizei ist ein Mann quer durch Berlin gerast.
Selbst zwei Reifenplatzer, eine Kollision mit einem Zaun und rote
Ampeln hatten den 20jährigen nicht aufhalten können. Erst nahe einer
Autobahnausfahrt gelang es der Polizei schließlich, den Wagen zu
stoppen, in dem neben dem Raser eine schwangere Frau und noch zwei
Männer saßen. Es stellte sich heraus, daß der 20jährige ohne
Führerschein, ohne Kfz-Versicherung und mit den Kennzeichen eines
anderen Wagens unterwegs war und möglicherweise unter Drogeneinfluß
stand. Er wurde zur Beobachtung in ein Krankenhaus gebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8786: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



London plant Aufstockung des Militärhaushalts

Die britische Regierung plant offenbar eine Erhöhung ihres
Militäretats von derzeit zwei auf drei Prozent des
Bruttoinlandsproduktes (BIP). Das habe der Verteidigungsausschuß im
Unterhaus des Parlaments angekündigt, berichtete die Zeitung The
Times. Hintergrund sind Bedenken Dutzender Abgeordneter an der
Gefechtsfähigkeit der britischen Streitkräfte. Im vergangenen Jahr
betrugen die britischen Militärausgaben etwa 42,2 Milliarden Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8788: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Vize Stegner: Ohne Grüne keine Mehrheit links der Union möglich

Nach Äußerungen von Jürgen Trittin, in denen sich der Grüne-Politiker
von den Sozialdemokraten distanzierte, rief SPD-Vizechef Ralf
Stegner die Grünen zur Einigkeit auf. Der Hauptgegner sei die Union.
Nur gemeinsam könne es Sozialdemokraten und Grünen gelingen,
Mehrheiten jenseits der Unionsparteien zu erreichen, sagte der Kieler
Politiker in einem Gespräch mit der Zeitung Die Welt. Auch die
stellvertretende Grünen-Chefin Jamila Schäfer appellierte an die
Geschlossenheit der Parteien links der Union.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8787: Tragisches und Kurioses - 09.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zähne von Urzeithai am Strand gefunden

Ein australischer Hobby-Fossiliensammler hat an einem Strand rund
hundert Kilometer westlich der Stadt Melbourne mehrere Zähne eines
vor rund 25 Millionen Jahren lebenden Riesenhais gefunden.
Anschließend entdeckten Paläontologen noch weitere Hai-Zähne. Ein
derartiger Fund ist einzigartig in Australien. Der mehr als neun
Meter lange Raubfisch lebte im Oligozän im Ozean vor Australien. Zum
Vergleich: Der Weiße Hai gehört mit einer maximalen Länge von über
sieben Metern heute zu den größten Haiarten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7872: Aus Forschung und Technik - 09.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA-Sonde soll in die Sonnenatmosphäre eintauchen

Die NASA will am kommenden Samstag eine Raumsonde starten, die der
Sonne näher kommen soll als je ein Satellit zuvor. Nach
Informationen der US-Raumfahrtbehörde wird sich Parker Solar Probe
bis auf 6,2 Millionen Kilometer der Sonne nähern und dabei mehr als 1.370
Grad Celsius aushalten. Der Instrumententräger soll unter anderem
herausfinden, warum der Strahlenkranz um die Sonne herum heißer ist
als ihre Oberfläche. Die rund 1,5 Milliarden Dollar teure
Forschungsmission ist auf sieben Jahre angelegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7884: Aus aller Welt - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Guterres schlägt Bachelet als Uno-Menschenrechtsbeauftragte vor

Der Uno-Generalsekretär Antonio Guterres schlägt der Vollversammlung
der Vereinten Nationen die frühere chilenische Präsidentin Michelle
Bachelet als Nachfolgerin des amtierenden Uno-Hochkommissars für
Menschenrechte, Zeid Ra'ad Al Hussein, vor. Der Jordanier gibt seinen
Posten Ende des Monats ab, weil er international nicht ausreichend
unterstützt wurde.

Die 66jährige Sozialistin Bachelet leitete 2010 bis 2013 UN Women.
Die Organisation unter dem Dach der Uno setzt sich für die
Gleichstellung und die Rechte von Frauen ein. Von 2006 bis 2010 und
von 2014 bis März 2018 bekleidete die ausgebildete Kinderärztin
Bachelet das Präsidentenamt in Chile. Im Widerstand gegen die
Militärdiktatur Augusto Pinochets in den siebziger Jahren war sie
inhaftiert und gefoltert worden. Nach der Haft lebte sie
vorübergehend in der DDR.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7844: Medizin und Gesundheitswesen - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Rettungshubschrauber werden häufiger alarmiert

Einsätze mit dem Rettungshubschrauber sind nicht allein Unfällen
vorbehalten. Auch akute Herzerkrankungen wie ein Herzinfarkt oder
Schlaganfälle profitieren stark vom schnellen Transport durch die
Luft. Gerade in ländlichen Gebieten mit großen Entfernungen zum
Patienten und zur nächsten Spezialklinik können Rettungshubschrauber
einen entscheidenden Zeitvorsprung vor bodengebundenen
Rettungsmitteln haben, erläuterte Peter Huber, Vorstand der
DRF-Luftrettung. Schließlich zählt in solchen Fällen jede Minute.
Laut Deutschem Ärzteblatt verteilten sich die Rettungseinsätze per
Hubschrauber im ersten Halbjahr 2018 wie folgt: Unfälle 5075 mal,
Herzerkrankungen 2450 mal und Schlaganfälle 1007 mal. Damit wurden
Rettungshubschrauber vier Prozent häufiger alarmiert als im gleichen
Zeitraum des Vorjahres.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7872: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Fresenius Kabi klagt gegen Einsatz seiner Medikamente bei Hinrichtung

Die Fresenius Kabi AG aus dem hessischen Bad Homburg vor der Höhe hat
am Dienstagabend (Ortszeit) Zivilklage gegen den US-Bundesstaat
Nebraska eingereicht. Dort soll nächsten Dienstag der 1974 zum Tode
verurteilte Carey Dean Moore durch die Giftspritze hingerichtet
werden. Dabei soll ein Medikamentengemisch zum Einsatz kommen, bei
dem zwei von vier Bestandteilen (Cisatracurium und Kaliumchlorid) aus
der Produktpalette von Fresenius Kabi nur auf illegalem Weg den
Henkern in den USA in die Hände gelangt sein können. Der weltweit
präsente Konzern befürchtet im Zusammenhang mit der vor allem in
Europa vorherrschenden Ablehnung von Hinrichtungen eine erhebliche
Rufschädigung. Fresenius Kabi nimmt mit der Klage explizit nicht
Stellung zur Todesstrafe an sich, betont jedoch, daß man bestimmte
Medikamente nicht an Vollzugsanstalten verkauft, weil man die Nutzung
bei Hinrichtungen ablehnt. Abnehmer der Produkte von Fresenius Kabi
sind verpflichtet, diese nicht außerhalb ihrer Bestimmung
einzusetzen. Der Bundesrichter in Nebraska soll die Verwendung
besagter Mittel vorübergehend oder endgültig verbieten. Laut
Fresenius Kabi war Nebraskas republikanischer Gouverneur Pete
Ricketts dem Wunsch nicht nachgekommen, den Einsatz seiner Produkte
bei der bevorstehenden Hinrichtung auszuschließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7796: Sprache, Kunst und Medium - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Aussicht auf Hilfe für das Filmorchester Babelsberg

Nachdem Intendant Klaus-Peter Beyer in der vergangenen Woche
überraschend das drohende Aus für das renommierte Orchester
angekündigt hatte, das auf dem Potsdamer Studiogelände untergebracht
ist, wurden inzwischen mögliche finanzielle und organisatorische
Hilfen in Aussicht gestellt.

Im Kern geht es darum, daß neben dem Tonstudio von einem fremden
Investor in rund anderthalbjähriger Bauzeit ein neuer Bürokomplex
hochgezogen wird. Beyer erklärte, daß der Baulärm keine sauberen
Tonaufnahmen zulassen würde. Musikaufnahmen seien jedoch die
Haupteinnahmequelle des Orchesters.

Inzwischen haben sich die brandenburgische Kulturstaatssekretärin
Ulrike Gutheil und Potsdams Baudezernent Bernd Rupelt kurzgeschlossen
und erklärt, das Land sei zu einer Erhöhung der Fördermittel für das
erst 2007 mit rund drei Millionen Euro sanierte Studio bereit.

Außerdem soll versucht werden, die Produktionszeiten des Orchesters
mit denen des Bauherrn möglichst abzustimmen. Ein Umzug der Musiker in
ein anderes Studio wurde als unmöglich verworfen. Kurios daran ist,
daß die Studio Babelsberg AG das Grundstück selbst an den Investor
verkauft hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7862: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Riads Kriegsalliierte beschießen Schulbus im Nordjemen

Die Kriegsallianz um Saudi-Arabien hat einen Luftschlag gegen einen
Schulbus auf einem Markt im Norden des Jemen ausgeführt. Dabei wurden
mindestens 43 Menschen getötet und 63 weitere verwundet, wie dpa am
Donnerstag unter Berufung auf einen Sprecher des von Huthi-Rebellen
kontrollierten Gesundheitsministeriums meldete. Bei den meisten
Opfern handelt es sich um Kinder. Der Angriff in der Stadt Dahjan in
der Region Saada wurde von saudischen Militärs als legitime
Vergeltung für eine Attacke jemenitischer Aufständischer auf einen
Raketenangriff der Rebellen auf die saudische Stadt Dschisan
hingestellt. Dort war am Mittwochabend ein Mensch getötet worden.
Andere wurden verletzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7876: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Zehntausende melden sich für Aufstehen an

Die von Sahra Wagenknecht initiierte linke Sammlungsbewegung
"Aufstehen" verzeichnet wenige Tage nach dem ersten Online-Auftritt
mehr als 50.000 angemeldete Unterstützer. Das berichtete der Ehemann
der Fraktionsvorsitzenden Der Linken im Bundestag, Oskar Lafontaine,
der Deutschen Presse-Agentur. Laut Lafontaine steht die Bewegung
jedem offen, der sich wie die Mehrheit der Bundesbürger vom
parlamentarischen System nicht mehr vertreten sieht, wenn es um
höhere Löhne, bessere Renten und soziale Leistungen, Außenpolitik,
Kriegsbeteiligung, Waffenlieferungen und Umweltzerstörung geht. Der
offizielle Start der Bewegung ist für den 4. September geplant. Eine
neue Partei soll "Aufstehen" nicht werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7846: Tragisches und Kurioses - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburgs Schwäne im Winterquartier besser aufgehoben?

Wegen des anhaltend heißen Wetters mit dramatisch steigenden
Wassertemperaturen sind in Hamburg die Alsterschwäne zum ersten Mal in
ihrer jahrhundertealten Geschichte mitten im Sommer eingefangen und in
ihr Winterquartier gebracht worden.

Der für die Tiere verantwortliche Schwanenvater Olaf Nieß hatte sich
dafür entschieden und am Dienstag mit mehreren Helfern und Booten die
ersten rund 40 Tiere an der Rathausschleuse zusammengetrieben und
eingesammelt, um sie per Boot in den Eppendorfer Mühlenteich zu
bringen. Dort sollen sie vorübergehend zur Beobachtung in einem
abgetrennten algenfreien Bereich des Gewässers bleiben.

Zuvor waren laut NDR 90,3 vier tote Schwäne gefunden worden. Außerdem
machten viele der großen Vögel einen apathischen Eindruck. Ob sie in
Folge der Hitze starben, ist bisher nicht geklärt, wird aber
untersucht.

Auch für die Fische wirkt sich das sauerstoffarme Wasser in der Alster
und den Kanälen verheerend aus. Viele sind bereits erstickt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7873: Arbeit, Soziales und Familie - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Syrische Flüchtlinge ertrinken vor Samos in der Ostägäis

In der Ägäis vor dem türkischen Touristenort Kusadasi sind am
Donnerstagmorgen sieben Kinder und zwei Frauen ertrunken, die in
einem Schlauchboot zur nahegelegenen griechischen Insel Samos
übersetzen wollten. Drei Männer und ein weiteres Kind konnten von der
türkischen Küstenwache gerettet werden, wie die amtliche
Nachrichtenagentur Anadolu meldete. Zwölf der Flüchtlinge stammten
aus dem Irak, einer aus Syrien. In der Türkei leben zur Zeit rund 3,5
Millionen Flüchtlinge. Die meisten sind aus dem benachbarten
Bürgerkriegsland Syrien herübergekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7855: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Hitzewelle: Langsam schwinden die Trinkwasservorräte

Die anhaltende Hitzewelle hat nicht nur einige Flüsse und Gewässer
austrocknen lassen und ein großes Fischsterben ausgelöst, inzwischen
schwinden auch die Trinkwasservorräte. Daß solch eine Dürre im sonst
eher feucht-kühlen Deutschland herrschen könnte, hat auch die Politik
überrascht. Inzwischen wurde bekannt, daß die Bundesregierung einen
Notfallplan erarbeiten läßt, nach dem in Zukunft auf regionale oder
bundesweite Trinkwasserknappheiten reagiert werden soll. Allerdings
wird dieser erst im Herbst stehen. Obgleich die Trockenheit nach
einem kurzen Regenintermezzo zurückkehren oder wohl noch einige Zeit
anhalten wird und die Wasservorräte langsam schwinden, gab das
Bundesamt für Bevölkerungsschutz bekannt, daß die Versorgung mit
Trinkwasser in Deutschland nicht gefährdet sein soll. Schließlich
sollen knapp zwei Drittel des Trinkwassers in Deutschland aus
Grundwasser gewonnen werden und nur 30 Prozent dem Oberflächenwasser
entnommen sein.
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WIRTSCHAFT/7861: Märkte und Finanzen - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Ryanair versucht Streik in den Niederlanden zu verhindern

Das Kabinenpersonal der irischen Billigfluglinie Ryanair hat für
Freitag einen 24stündigen Streik in Irland, Belgien, Schweden,
Deutschland und den Niederlanden angekündigt. Den Streikenden geht es
um bessere Arbeitsbedingungen, höhere Löhne und Arbeitsverträge
entsprechend den Ländern, in denen die Piloten stationiert sind.
Ryanair versuchte am Donnerstag über ein Gericht in Haarlem einen
Streik in den Niederlanden am Freitag sowie in der verbliebenen
Sommerperiode zu verhindern. Die niederländische Pilotengewerkschaft
VNV interpretierte den Vorstoß als Versuch, Arbeitnehmerrechte zu
untergraben.

9. August 2018
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WISSENSCHAFT/7878: Aus Forschung und Technik - 09.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Telefonie per Messenger immer beliebter

Wer sich gewundert hatte, weswegen der Messenger-Dienst WhatsApp in
jüngster Zeit sein Telefonie-Angebot noch einmal deutlich verbessert 
hat, findet hier die Antwort: 51 Prozent der Messenger-Nutzer 
telefonieren auch über Whatsapp oder andere Anbieter. Bei den unter 
20jährigen sind es sogar fast 80 Prozent. Dies geht laut afp aus einer 
Umfrage hervor, die der Branchenverband Bitkom durchgeführt hatte. 
Dabei zeigte sich, daß 31 Prozent der Befragten auch Videoanrufe per 
Messenger tätigen. Bei den 14- bis 29jährigen sind es 42 Prozent. Als 
Grund gab Bitkom-Expertin Linda von Rennings an, daß Telefonate per 
Messenger für die Nutzer äußerst komfortabel sind. Selbst über 
Ländergrenzen hinweg entstehen keine Extrakosten, auch wenn es um die 
halbe Welt geht.

9. August 2018
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FORSCHUNG/1110: Hybridisierung als Evolutionsschub (idw)


Universität Konstanz - 08.08.2018

Hybridisierung als Evolutionsschub

Internationale Forschungskooperation wirft neues Licht auf die Entstehung
von Tierarten - Mit Beteiligung von Konstanzer Evolutionsbiologen -
Forschungsergebnisse in der heutigen Ausgabe des Fachmagazins Nature
Communications



Einige eingewanderte oder eingeschleppte Tierarten, wie die japanische
Buschmücke oder der asiatische Marienkäfer, fühlen sich inzwischen durch
klimatische Veränderungen in ihrer neuen Heimat Mitteleuropa durchaus
wohl. Dies hat nicht nur zur Folge, dass sie sich in dieser Region stetig
vermehren, sondern mehr noch: Weisen Neuzugänge mit Angehörigen der
lokalen Spezies genetische Kompatibilität auf, so kann es geschehen, dass
sie sich miteinander kreuzen und so hybride Arten hervorbringen. Abhängig
von lokalen Umweltbedingungen können sich diese wiederum unabhängig
weiterentwickeln - ein Prozess, der sich bereits in der
Entwicklungsgeschichte des Menschen in der Kreuzung zwischen dem Homo
Sapiens und dem Neandertaler nachweisen lässt.




[image: Bild: © Wolfgang Gessl (www.pisces.at)]

Ernährungsspezialisierungen von Cichliden. Links:
Lobochilotus labiatus, ein Fleischfresser aus dem Tanganjikasee, der einen
Mund hat, um wirbellose Tiere aus Felsspalten zu saugen. Rechts:
Pseudocrenilabrus nicholsi, ein Allesfresser aus dem Kongobecken.

Bild: © Wolfgang Gessl (www.pisces.at)



Die neuen Gene zugewanderter Arten ermöglichen somit neue genetische
Kombinationen, die einer Spezies in natürlichen Selektionsprozessen
Vorteile verschaffen können. Der Hybrid-Schwarm-Theorie zufolge kann
wiederum die Kreuzung der so entstandenen hybriden Art mit ihrer Elternart
zu einer vergrößerten genetischen Vielfalt innerhalb der Art wie auch zur
Bildung von ganz neuen Arten mit vorher nicht existierenden Eigenschaften
führen. Doch wie können die Naturwissenschaften heute diese Theorie
belegen und entscheidende Schlüsselmomente in der Artenentstehung
identifizieren?

Die Diversifizierung und Artenentstehung weiter zu erforschen ist das
Hauptziel einer Gruppe von Evolutionsbiologen um Professor Axel Meyer an
der Universität Konstanz und Professor Christian Sturmbauer an der
Universität Graz. "Diese Studie - unsere größte in Bezug auf das
Datenvolumen und den Grad der Kollaboration seit Beginn unserer
Zusammenarbeit im Jahr 1990 - hat uns endlich ein nahezu vollständiges
Verständnis der Evolutionsgeschichte der Buntbarsche sowie der Prozesse
ermöglicht, die zur Diversifizierung dieser Fische am Tanganjikasee
geführt haben", erklärt Axel Meyer.

Im Zentrum ihrer Forschung stehen dabei mehrere hundert Arten von
Buntbarschen aus dem Tanganjikasee in Ostafrika. Mit bereits mehr als 1700
weltweit identifizierten Arten sind Buntbarsche Modellorganismen, um die
Mechanismen ihrer rasch sich entwickelnden und dabei kaum erklärbaren
Artenvielfalt weiter zu entschlüsseln. Den Forschern gelang es nicht nur,
die Beziehungen zwischen den besonders umstrittenen Zweigen der
Buntbarsch-Familien und damit deren frühe Ausbreitung im Tanganjikasee zu
erklären. Sie waren ebenso in der Lage, Licht auf die bisher noch
umstrittene Chronologie der Artenentwicklung der Buntbarsche zu werfen.
Ihre Forschungsergebnisse wurden heute im Fachmagazin Nature
Communications veröffentlicht.

Mit DNA in die evolutionären Stammbäume



Unter Einbezug modernster Verfahren zur Entschlüsselung von
Genom-Sequenzen gelang es dem Forscherteam, mehr als 500 verschiedene
Gensequenzen der Buntbarscharten zu identifizieren. Auf deren Grundlage
konnten sowohl neue evolutionäre Stammbäume entwickelt als auch die Frage
beantwortet werden, warum die Entstehungsprozesse mancher der Arten
explosionsartig auftraten. So fanden die Biologen heraus, dass sich
bereits in der frühesten Verbreitung der Buntbarsche durch
umgebungsinduzierte Bedingungen Hybride aus der ursprünglichen Art
herausbildeten, die sich unter stabilen Verhältnissen rasch vermehrten und
damit einen Schub für die Entwicklungsgeschwindigkeit der gesamten Art
auslösten. Hinsichtlich der evolutionären Entwicklung der "modernen"
Buntbarschbevölkerung des Tanganjikasees entdeckte das Team, dass eine
weitere Buntbarschart aus dem Fluss Kongo den Tanganjikasee ebenso
besiedelte, sich mit ihren bereits dort lebenden Vorfahren kreuzte und so
die adaptive Radiation, die Auffächerung einer Art in stärker
spezialisierte Arten, im ganzen See begünstigte. Obwohl diese Art im
heutigen Tanganjikasee nicht mehr vorhanden ist, kann man sie durch
genetische Stammbaum-Rückverfolgung der vielfältigen "Nachkommenarten"
immer noch nachweisen.

Einige Buntbarsch-Gene, die insbesondere für die Farbgebung und die
spezialisierten Kiefer verantwortlich sind, variieren schneller und
bleiben dann in den differenzierten Formen erhalten bzw. entwickeln sich
noch weiter. Christian Sturmbauer führt dies auf die Verbreitung der
Fische in neue Umgebungen zurück: "Es sorgen also jene Merkmale, die dem
Druck der Selektion ausgesetzt sind, für die Entstehung neuer Arten." Auf
Basis neuester Sequenzierungsmethodik gelang es dem Team als erstem
aufzuzeigen, wie die Veränderungen der Kieferform der hybriden Arten
wesentlich zur Erschließung neuer Futterquellen beitrugen.

Fossilien ergänzen molekulare Eichungsversuche

Ein weiterer Erfolg des Forschungsteams um Axel Meyer und Christian
Sturmbauer ist die Aufdeckung der bislang umstrittenen
chronologisch-evolutionären Entwicklung der Buntbarsche: Bisher
resultierten alle
molekularen Eichungsversuche unter Einbezug der sogenannten
Molekular-Uhr-Technik in zu niedrigen oder zu hohen Altersergebnissen der
Arten, die sich nicht mit der geologischen Geschichte Ostafrikas
vereinbaren ließen. Mit einem neuen methodischen Ansatz in Kombination mit
der Untersuchung eines neuen Fossilfundes erfolgte eine Eichung, die zum
ersten Mal die Abspaltung des südlichen Urkontinents Godwana mit dem
allmählichen Absinken des ostafrikanischen Grabenbruchs - aus welchem
heraus sich die Tanganjikasee-Buntbarsche im Wechselverhältnis zu dessen
anwachsendem Ökosystem entwickelten - vereinbart. " Diese Erkenntnisse
helfen uns, aktuelle Veränderungen im Tierreich, etwa durch den
Klimawandel, zu verstehen", begründet Sturmbauer die wichtige Bedeutung der
Ergebnisse.

Diese Forschungserkenntnisse sind das Ergebnis intensiver wie
internationaler Zusammenarbeit zwischen vier Universitäten - der
Forschergruppen von Alan und Emily Lemmon an der Florida State University
(USA), Christian Sturmbauer von der Universität Graz, Gerhard Thallinger
von der Technischen Universität Graz und Axel Meyer von der Universität
Konstanz. Ebenso unterstützten die Beiträge von Iker Irrisari von der
Universität Konstanz sowie von Pooja Singh und Stephan Koblmüller von der
Universität Graz den Erfolg des Forschungsprojektes. Das Projekt wurde im
Rahmen des ERC Advanced Grants "Comparative genomics of parallel evolution
in repeated adaptive radiations" von Axel Meyer durchgeführt, das vom
Europäischen Forschungsrat (ERC) mit 2,5 Millionen Euro gefördert wird.


Originalveröffentlichung:

Iker Irisarri, Pooja Singh, Stephan Koblmüller, Julián Torres-Dowdall,
Frederico Henning, Paolo Franchini, Christoph Fischer, Alan R. Lemmon,
Emily Moriarty Lemmon, Gerhard G. Thallinger, Christian Sturmbauer & Axel
Meyer. "Phylogenomics uncovers early hybridization and adaptive loci
shaping the radiation of Lake Tanganyika cichlid fishes"

https://doi.org/10.1038/s41467-018-05479-9


Faktenübersicht:

• Evolutionsbiologen von der Universität Konstanz, der Universität
Graz, der Technischen Universität Graz und der Florida State University
(USA) werfen ein neues Licht auf die Artenentstehung von Buntbarschen.

• Die Teams um Professor Axel Meyer an der Universität Konstanz und
Professor Christian Sturmbauer an der Universität Graz untersuchten Fische
aus dem Tanganjikasee-Ökosystem in Ostafrika - Modellorganismen für die
Entschlüsselung der raschen Artenentstehung.

• Sequenzierung von mehr als 500 Fischgene führte zur Entwicklung
neuer Stammbäume für die Buntbarsche und erläutert, warum Hybride sich aus
der ursprünglichen Art herausbildeten und dadurch einen Schub für die
Entwicklungsgeschwindigkeit der gesamten Art auslösten.

• Auf Basis der neusten Sequenzierungsmethodik haben die Forscher zum
ersten Mal gezeigt, dass die Veränderungen der Kieferform der hybriden
Arten für den Zugang zu neuen Nahrungsquellen entscheidend sind.

• Ein neuer methodischer Ansatz und die Untersuchung eines neuen
Fossilfundes führten zu einer Eichung, die zum ersten Mal die Abspaltung
des südlichen Urkontinents Godwana mit dem allmählichen Absinken des
ostafrikanischen Grabenbruchs vereinbart.

• Das Forschungsprojekt wurde im Rahmen des ERC Advanced Grants
"Comparative genomics of parallel evolution in repeated adaptive
radiations" von Axel Meyer durchgeführt, das vom Europäischen
Forschungsrat (ERC) mit 2,5 Millionen Euro gefördert wird.

uni.kn
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MELDUNG/288: Zehn Jahre Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 08.08.2018

Zehn Jahre Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum



Mit einem Festakt hat das Frankfurter Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrum heute [8.8.2018] sein 10-jähriges Jubiläum gefeiert. Zu
den Gratulanten zählte der hessische Minister für Wissenschaft und Kunst
Boris Rhein. Das 2008 aus Mitteln des hessischen
Forschungsförderungsprogramms LOEWE in Kooperation mit der 
Goethe-Universität Frankfurt und dem ISOE - Institut für sozial-ökologische
Forschung gegründete Forschungszentrum ist seit 2015 ein Institut der
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung. Im interdisziplinär
ausgerichteten Zentrum erforschen WissenschaftlerInnen, wie sich Klima und
biologische Vielfalt gestern, heute und morgen verändert haben oder
verändern werden.

Am 1. Juli 2008 fiel der Startschuss für das damals noch LOEWE-,
mittlerweile Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum
(SBiK-F). Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Zentrums
erforschen, wie sich biologische Vielfalt und Klima gegenseitig
beeinflussen und verändern. Sie untersuchen dazu Gene, Arten und
Ökosysteme sowie Prozesse, die mehrere Jahre dauern bis hin zu Prozessen,
die sich über Jahrmillionen erstrecken. Die daraus entstandenen,
international beachteten Forschungsergebnisse leisten einen Beitrag zum
gesellschaftlichen Umgang mit dem Klimawandel und der Veränderung der
biologischen Vielfalt. Diese Probleme sind heute - zehn Jahre nach der
Gründung des Forschungszentrums - durch bereits spürbare Auswirkungen
drängender denn je.

"Das Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum ist ein
wunderbares Beispiel für Forschung 'Made in Hessen' und zeigt
eindrucksvoll, wie wichtig LOEWE für die Wissenschaft ist. Obwohl das
Thema Biodiversität 2008 im Alltag noch nicht so präsent war, haben wir
als Land Hessen vorausschauend in das Thema investiert und können heute
davon profitieren. Die Forscherinnen und Forscher des SBiK-F sind mit
ihrer wissenschaftlichen Expertise international gefragt und arbeiten an
Beiträgen zur Lösung von globalen Herausforderungen wie etwa dem
Insektensterben", sagte Boris Rhein, hessischer Minister für Wissenschaft
und Kunst, beim Festakt anlässlich des zehnjährigen Jubiläums des
Instituts.

Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen des Forschungszentrums
bezifferten beispielsweise erstmals, wie viel genetische Biodiversität
durch das Artensterben verloren gehen könnte, identifizierten die Gewinner
und Verlierer des Klimawandels in Mitteleuropa und weltweit und zeigten,
dass die Gesellschaft das Überleben bestimmter Pflanzenarten im Blick
behalten muss, da deren Verschwinden über die Nahrungskette einen
Domino-Effekt bei Tieren auslösen kann. Außerdem untersuchten Forscher des
Instituts unter anderem, wie sich exotische Mücken in Deutschland
ausbreiten, und modellierten, dass der Klimawandel der afrikanischen
Savanne mehr Bäume bescheren könnte.

"Am Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum werden die
Wechselwirkungen zwischen den beiden Gebieten Biodiversität und Klima in
einer einzigartigen Breite und Tiefe aus der Perspektive der
Naturwissenschaften erforscht. Außerdem setzt das Zentrum auf
interdisziplinäre Forschung und untersucht in Kooperation mit dem ISOE
auch die gesellschaftlichen Ursachen und Folgen von Klimaveränderungen und
des Verlustes biologischer Vielfalt. Erkenntnisse aus beiden Perspektiven
sind notwendig, um mit Veränderungen angemessen umgehen zu können",
kommentiert Prof. Dr. Dr. h. c. Volker Mosbrugger, Generaldirektor der
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung.

Diesem disziplinübergreifenden Grundgedanken zufolge wurde das heutige
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum 2008 als Joint
Venture der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung, der
Goethe-Universität und des ISOE sowie weiterer Partner gegründet. Nach
Auslaufen der LOEWE-Förderung wurde das Zentrum am 1. Januar 2015 Teil der
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und somit in die
Bund-Länder-Förderung der Leibniz-Gemeinschaft aufgenommen.

Neben zahlreichen nationalen und internationalen Kooperationen arbeitet
das Forschungszentrum besonders stark mit der Goethe-Universität zusammen.
Acht leitende Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen des Instituts haben
Kooperationsprofessuren an den Fachbereichen Biowissenschaften und
Geowissenschaften inne, sie selbst und ihre Mitarbeitenden sind in die
Lehre eingebunden und betreuen zahlreiche Doktoranden und Doktorandinnen
sowie Master- und Bachelorarbeiten. "Es ist uns ein besonderes Anliegen,
wissenschaftlichen Nachwuchs auszubilden, denn der Klimawandel und die
Veränderung der biologischen Vielfalt werden die Gesellschaft langfristig
beschäftigen. Entsprechend nachhaltig muss die Forschung dazu ausgelegt
sein. Zudem gibt es gewaltige Wissenslücken, die wir schließen müssen. Es
gibt also noch viel zu tun", lautet das Fazit von Prof. Dr. Katrin
Böhning-Gaese, Direktorin des Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrums.



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert. Mehr Informationen unter:

www.senckenberg.de.
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FORSCHUNG/408: Festes Kohlendioxid im tiefen Erdinneren (idw)


Universität Wien - 08.08.2018

Festes Kohlendioxid im tiefen Erdinneren

Neue Modelle der Entstehung von Diamanten nötig



Ein internationales Forschungsteam aus Wien und Florenz hat durch
Messungen an der Europäischen Synchrotronstrahlquelle ESRF in Grenoble
herausgefunden, dass freies CO2 2.500 km unter der Erdoberfläche in Form
eines kristallinen Festkörpers bestehen kann und nicht zwingend zu Diamant
und Sauerstoff zerfällt. Diese unerwartete Stabilität stellt die gängigen
geochemischen Modelle des tiefen Erdmantels in Frage. Die Ergebnisse der
Studie erscheinen aktuell im renommierten Fachjournal "Nature
Communications".

Nur ein Bruchteil des klimarelevanten Treibhausgases CO2 ist in der
Atmosphäre unserer Erde freigesetzt. Der Hauptteil von Kohlendioxid ist in
fester Form in Karbonatgesteinen gebunden, gelangt durch Plattentektonik
in die Tiefe unseres Planeten oder wird durch vulkanische Eruptionen aus
Gesteinsschmelzen wieder freigesetzt. Mit über 99,9 Prozent Anteil am
Gesamtkohlenstoff stellt die Lithosphäre bis in den tiefen Erdmantel den
größten Kohlenstoffspeicher dar. Als Bestandteil langfristiger Kreisläufe
sind jedoch die eigentlichen Reservoirs und der Austausch zwischen diesen
mit zunehmender Tiefe nur bedingt bekannt.

Ein Forschungsteam aus Kristallographen um Ronald Miletich von der
Universität Wien und Kollegen vom Europäischen Labor für Nichtlineare
Spektroskopie (LENS) in Florenz lieferte nun neue Erkenntnisse zum
Festkörperverhalten von Kohlendioxid bei hohem Druck und Temperatur. Die
Ergebnisse der aktuellen Studie stellen einerseits eines der bisherigen
Modelle der Entstehung von Diamanten und andererseits auch geochemische
Modelle eines oxidierten Erdmantels in Frage. In Experimenten
komprimierten die ForscherInnen CO2 in einer sogenannten
Diamantstempelzelle auf einen Druck von 1,2 Millionen bar. Dies entspricht
einer Tiefe von etwa 2.500 km im unteren Erdmantel. Mit Hilfe eines
fokussierten Infrarot-Lasers erhitzten sie das zu einem glasartigen
Festkörper verdichtete CO2 auf eine Temperatur von etwa 2.700 Kelvin, also
auf jene Temperatur, die im Erdinneren in diesen Tiefen vorherrscht.

Kristallisation von festem CO2

Bei einem experimentellen Aufbau an der Europäischen
Synchrotronstrahlquelle ESRF in Grenoble zeigte sich, dass CO2 sich bei
diesen Temperaturen nicht zwingend, wie bisher angenommen, in Diamant und
Sauerstoff zersetzt. "Unser Forschungsteam vor Ort konnte es anfangs nicht
recht glauben, dass in den gemessenen Röntgen-Beugungsbildern die Peaks
von kristallinem CO2-V auftauchten, also von jener Hochdruckmodifikation
von festem CO2, die unter derartigen Bedingungen längst zu Diamant und
Sauerstoff umgewandelt hätte sein müssen", erklärt Ronald Miletich. Wenn
CO2 tatsächlich instabil wäre, hätte diese beobachtete Rekristallisation
einer mit dem Silikatmineral Cristobalit identischen Struktur keinesfalls
erfolgen können.

Bisherige Zersetzung von CO2 nur experimentelles Artefakt

"Nun haben wir erstmals einen experimentellen Nachweis, dass freies CO2
tatsächlich in der Natur in diesen Tiefen existieren könnte. Auch konnten
wir nachweisen, dass die bislang geglaubte Zersetzung nur ein
experimentelles Artefakt ist, da extrem heißes CO2 mit einer der
Komponenten der Diamantstempelzelle reagieren kann", so Miletich.

Der Befund dieser Studie stellt nun die gängigen Modelle der Bildung von
Diamanten durch einfache Zersetzung von instabilen Kohlendioxid in Frage.
Darüber hinaus wirft es die Frage auf, ob vielleicht weitere bislang nicht
in Erwägung gezogene Reaktionen des CO2 zu ganz neuen CO2-hältigen
Hochdruckphasen möglich sind und so diese bzw. freies CO2 als neuartige
Kohlenstoff-Reservoirs im untersten Erdmantel eine zentrale Rolle
einnehmen können. Auch geochemische Modelle des oxidierten Erdmantels
müssen neu hinterfragt werden.


Publikation in Nature Communications

Crystalline polymeric carbon dioxide stable at megabar pressures
Kamil F. Dziubek, Martin Ende, Demetrio Scelta, Roberto Bini, Mohamed
Mezouar, Gaston Garbarino, Ronald Miletich

DOI: 10.1038/s41467-018-05593-8
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FORSCHUNG/1525: Neuartige Quantenkontrolle über ein Drei-Zustands-Spin-System (idw)


Universität Basel - 08.08.2018

Neuartige Quantenkontrolle über ein Drei-Zustands-Spin-System



Wissenschaftler konnten erstmals die Quanteninterferenzen in einem
quantenmechanischen Drei-Zustands-System untersuchen und damit das
Verhalten einzelner Elektronenspins steuern. Sie verwendeten dafür eine
neuartige Nanostruktur, bei der ein Quantensystem in einen nanoskaligen,
mechanischen Schwingbalken integriert ist. «Nature Physics» hat die Studie
von Wissenschaftlern der Universität Basel und des Swiss Nanoscience
Institute veröffentlicht.




[image: Bild: © Universität Basel / Swiss Nanoscience Institute]

Der schwingende Federbalken beeinflusst den Spin der Elektronen in den
Stickstoffvakanzzentren (rote Pfeile). Dabei bestimmt die Phase des
Oszillators, in welcher Drehrichtung der Spin rotiert.

Bild: © Universität Basel / Swiss Nanoscience Institute



Der Elektronenspin ist eine fundamentale quantenmechanische Eigenschaft,
die jedem Elektron innewohnt. In der Quantenmechanik beschreibt der
Elektronenspin die Drehrichtung des Elektrons um die eigene Achse und kann
deswegen zwei Zustände annehmen, die gemeinhin als «up» und «down»
bezeichnet werden. Die Quanteneigenschaften dieser Spins bieten
interessante Perspektiven für zukünftige Technologien, zum Beispiel in
Form von hochpräzisen Quantensensoren.

Kontrolle von drei Quantenzuständen

Die Wissenschaftler um Professor Patrick Maletinsky und den Doktoranden
Arne Barfuss vom Swiss Nanoscience Institute an der Universität Basel
berichten in «Nature Physics» von einer neuen Methode, mit dem sich
erstmals die Quantenzustände von Elektronenspins durch ein mechanisches
System auf eine neuartige Weise kontrollieren lassen.

Für ihre experimentelle Studie kombinierten sie ein solches Quantensystem
mit einem mechanischen Oszillator. Konkret betteten die Forscher
Elektronenspins in sogenannte Stickstoffvakanzzentren in winzige
mechanischen Resonatoren aus einkristallinen Diamanten ein, die sich in
Schwingung versetzen lassen.

Quantenverhalten steuern

Die Spins der Elektronen in den Stickstoffvakanzzentren zeichnen sich
dabei durch eine besondere Eigenschaft aus: Ihr Gesamptspin besitzt nicht
nur zwei, sondern drei Basiszustände, die man mit «up», «down» und «zero»
bezeichnen kann. Durch die Kopplung des mechanischen Oszillators an den
Spin erreichten sie erstmals eine vollständige Quantenkontrolle über ein
solches dreistufiges System, wie sie bisher nicht möglich war.

Der Oszillator ermöglichte es den Forschern insbesondere, erstmals alle
drei möglichen Übergänge zwischen den Spinzuständen gezielt anzusteuern
und zu untersuchen, wie sich die Zustandsänderungen gegenseitig
beeinflussen.

Dieses als «Closed Contour Driving» bezeichnete Szenario wurde bisher noch
nie untersucht, eröffnet aber interessante fundamentale und praktische
Perspektiven. Das Experiment erlaubte zum Beispiel ein Brechen der
Zeitumkehrsymmetrie, was bedeutet, dass die Eigenschaften des Systems in
zeitlich umgekehrter Richtung prinzipiell anders ausschauen als ohne
Zeitumkehr. Dabei bestimmte die Phase des mechanischen Oszillators, ob der
Spin im «Uhrzeigersinn» (Drehrichtung up, down, zero, up) oder gegen den
Uhrzeigersinn kreiste.

Verlängerung der Kohärenz

Dieses abstrakte Konzept hat praktische Konsequenzen für die fragilen
Quantenzustände. Ähnlich wie Schrödingers Katze können sich Spins nämlich
für einen bestimmten Zeitraum - der sogenannten Kohärenzzeit -
gleichzeitig in einer Überlagerung von zwei oder drei der genannten
Basiszustände befinden.

Werden die drei Spinzustände in der hier entdeckten Weise in einem
geschlossenen Kreis zueinander gekoppelt, verlängert sich die Kohärenzzeit
deutlich, wie die Forscher zeigen konnten. Im Vergleich zu Systemen, bei
denen nur zwei der drei möglichen Übergänge vorhanden sind, nahm sie fast
um das Hundertfache zu.

Der Erhalt der Kohärenz bildet ein Schlüsselelement für zukünftige
Quantentechnologien und ein weiteres Hauptergebnis dieser Arbeit.

Praktischer Nutzen für Sensorik

Die hier beschriebene Arbeit birgt hohes Potenzial für zukünftige
Anwendungen. Denkbar ist, dass das hybride Resonator-Spin-System zur
präzisen Erfassung zeitabhängiger Signale mit Frequenzen im
Gigahertz-Bereich verwendet werden kann - zum Beispiel für Präzisionsmessungen und
die Quanteninformationsverarbeitung. Diese Aufgaben sind für
nanomechanische Oszillatoren bisher nicht einfach zu lösen. Hier könnte
die Kopplung von Spin und einem schwingenden System gerade auch wegen dem
demonstrierten Erhalt der Spinkohärenz Abhilfe schaffen.


Originalpublikation:

Arne Barfuss, Johannes Kölbl, Lucas Thiel, Jean Teissier, Mark Kasperczyk,
and Patrick Maletinsky

Phase-controlled coherent dynamics of a single spin under closed-contour
interaction

Nature Physics (2018), doi: 10.1038/s41567-018-0231-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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MELDUNG/792: Eis unter Hochdruck - Bayreuther Forscher beobachten erstmals den Strukturwandel von Eiskristallen (idw)


Universität Bayreuth - 08.08.2018

Eis unter Hochdruck: 

Bayreuther Forscher beobachten erstmals den Strukturwandel von
Eiskristallen 



Eiswürfel im Kühlschrank oder Eiszapfen an der Dachrinne sind vertraute
Alltagsbeispiele für gefrorenes Wasser. Physikalisch gesehen, handelt es
sich dabei um eine von insgesamt 17 bekannten Arten von Eis. Diese
unterscheiden sich durch ihre Kristallstrukturen und
Entstehungsbedingungen und werden als Eisphasen bezeichnet. Forschern am
Bayerischen Geoinstitut (BGI) der Universität Bayreuth ist es jetzt im
Labor gelungen, einen vor mehr als vier Jahrzehnten vorhergesagten, doch
bisher nie bewiesenen Übergang zwischen zwei Eisphasen zu erzeugen und
zeitgleich zu beobachten. In "Nature Communications" berichten sie über
ihren ungewöhnlichen Forschungserfolg.

Das Bayreuther Forscherteam um Dr. Thomas Meier hat eine winzige
Wasserprobe in eine Diamantstempelzelle eingesetzt und hier einem
Kompressionsdruck von bis zu 100 Gigapascal (eine Million Atmosphären)
ausgesetzt. Zunächst bildete sich die Eisphase VII, daraus entwickelte
sich durch den weiter ansteigenden Druck die Eisphase X. Diesen
Phasenübergang konnten die Wissenschaftler live beobachten, weil
Magnetfelder in den Diamantstempelzellen eine zeitgleiche
NMR-spektroskopische Untersuchung der Proben ermöglichten. Für diese
Kombination von Hochdruckforschung und NMR-Spektroskopie ist das BGI
kürzlich als "Ausgezeichneter Ort im Land der Ideen" ausgewählt worden.
Wie die Bayreuther Forscher herausfanden, spielen die Wasserstoffbrücken
zwischen benachbarten Molekülen eine entscheidende Rolle beim
Strukturwandel von Eisphase VII zu Eisphase X. Der hohe Kompressionsdruck
bewirkt, dass Wasserstoffatome in das unter Normalbedingungen
unzugängliche Zentrum der Wasserstoffbrücken gepresst werden.

Die neuen Erkenntnisse sind ein Beispiel für das ungewöhnliche Potenzial
der Kombination von Hochdruckforschung und NMR-Spektroskopie. Dadurch
lassen sich theoretische Berechnungen von Materialstrukturen und ihrer
Dynamik erstmals empirisch überprüfen und verifizieren. Die so gewonnenen
Erkenntnisse können wiederum wegweisend für technologische Innovationen
sein. Dies gilt auch für die Erforschung der Eisphasen. "Bislang galten
theoretische Berechnungen und Modellierungen der Kristallstrukturen, durch
die sich die diversen Eisphasen unterscheiden, als ein eher exotisches
Gebiet der Physik. Doch wenn es jetzt dank unserer neuen
Forschungstechnologie gelingt, diese Strukturen besser zu verstehen und
sie mit hoher Präzision im Labor zu erzeugen, wird die Entwicklung von
Quantencomputern möglicherweise einige entscheidende Schritte vorankommen.
Diese Computer nutzen die Gesetze der Quantenmechanik für die
Datenverarbeitung und könnten sich eines Tages im Vergleich mit unseren
klassischen Rechnern als viel leistungsfähiger erweisen", erklärt Dr.
Thomas Meier.


Weitere Informationen:

Zur Kombination von Hochdruckforschung und NMR-Spektroskopie vgl. die
Pressemitteilung der Universität Bayreuth vom 6. Juni 2018:

www.uni-bayreuth.de/de/universitaet/presse/pressemitteilungen/2018/068-Land-der-Ideen/


Originalpublikation:

Thomas Meier et al.: Observation of nuclear quantum effects and hydrogen
bond symmetrisation in high pressure ice. Nature Communications 2018 (9).
DOI: 10.1038/s41467-018-05164-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4
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WERKSTOFFE/1063: Reibungsverluste ab der ersten Begegnung - Das Material verzeiht nichts (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 08.08.2018

Reibungsverluste ab der ersten Begegnung: Das Material verzeiht nichts



Verschleiß führt zu erheblichen wirtschaftlichen oder gesundheitlichen
Folgen. Alle beweglichen Teile sind davon betroffen, ob es sich um ein
Lager in einer Windkraftanlage oder ein künstliches Hüftgelenk handelt.
Bis heute ist jedoch weitgehend unklar, wie genau Verschleiß entsteht.
Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) konnten nun
belegen, dass der Effekt bereits bei der ersten Berührung auftritt und
sich immer an einer ganz bestimmten Stelle im Material abspielt. Die
Erkenntnisse sollen langfristig dazu dienen, Materialien zu verbessern, um
Energie und Rohstoffe einzusparen. Ihre Ergebnisse stellen die Forscher
jetzt im Magazin Scripta Materialia vor.

Wo Objekte aneinander haften, übereinander gleiten oder rollen, tritt
Reibung auf. Die Reibungskräfte verursachen Verschleiß, und der kostet
immense Summen. So werden etwa rund 30 Prozent der Energie im
Transportsektor aufgewendet, um Reibung zu überwinden. In Deutschland
kosten Reibung und Verschleiß rund 1,2 bis 1,7 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts, im Jahr 2017 also zwischen 42,5 bis 55,5 Milliarden
Euro. Während die Konsequenzen jedoch beim Reiben der Hände noch einfach
zu verstehen sind - sie werden warm - reagieren Materialien deutlich
komplizierter. "Hier verändert sich gleichzeitig vieles. Aber wie diese
Veränderung genau beginnt, wo Verschleißpartikel wirklich entstehen und
wie sich die Reibungsenergie auswirkt, ist bis heute weitgehend
unverstanden, da wir bisher kaum direkt unter die Oberfläche der
Reibpartner schauen konnten", so Professor Peter Gumbsch, Lehrstuhlinhaber
für Werkstoffmechanik am KIT und Leiter des Fraunhofer-Instituts für
Werkstoffmechanik. "Mit unseren neuen mikroskopischen Methoden gelingt uns
das heute. Dann sieht man im Material eine scharfe Grenzfläche, und an
dieser Grenze werden die Verschleißpartikel abgelöst. Die Frage ist, wo
diese Schwächung im Material herkommt?" Tatsächlich fanden die
Wissenschaftler bei ihren Experimenten immer eine scharfe Linie in 150 bis
200 Nanometer Materialtiefe. Sie entsteht schon nach dem ersten Kontakt
und ist nicht umkehrbar. Damit ist bereits der Grundstein für die
zukünftige Schwachstelle im Material gelegt. Die Wissenschaftler
experimentierten mit verschiedenen Materialien, etwa Kupfer, verschiedenen
Messinglegierungen, Nickel, Eisen oder Wolfram, immer mit dem gleichen
Resultat. "Diese Ergebnisse sind völlig neu. Wir haben mit so etwas
überhaupt nicht gerechnet", sagt Gumbsch. Die Erkenntnisse tragen dazu
bei, Vorgänge, die sich bei der Reibung abspielen, auf einer molekularen
Ebene grundlegend nachzuvollziehen. "Wenn wir die auftretenden Effekte
verstehen, können wir gezielt eingreifen. Mein Ziel ist es, Richtlinien zu
entwickeln, mit deren Hilfe man zukünftig Legierungen oder Materialien mit
besseren Reibungseigenschaften herstellen kann", so Gumbsch.

Das Material macht eine Welle

Bei dem aufgetretenen Defekt im Material handelt es sich um sogenannte
Versetzungen. Diese sind für plastische, also unumkehrbare Verformungen
verantwortlich. Der Effekt entsteht, wenn sich Atome gegeneinander
verschieben. Im Material entsteht dabei gewissermaßen eine atomare Welle
ähnlich der Bewegung einer Schlange. "Wir haben festgestellt, dass sich
diese Versetzungen während des Reibvorgangs selbst organisiert zu der
beobachteten linienartigen Struktur zusammenfügen. Dieser Effekt ist bei
jedem Versuch in gleicher Weise aufgetreten", erläutert Dr. Christian
Greiner vom Institut für Angewandte Materialien - Computational Materials
Science (IAM-CMS) des KIT.

Die Wissenschaftler verglichen den beobachteten Effekt mit der
mechanischen Spannungsverteilung im Material, die sich analytisch
berechnen lässt. Die Berechnungen bestätigten, dass sich bestimmte
Versetzungstypen in einem Spannungsfeld mit einer Materialtiefe zwischen
100 und 200 Nanometer selbst organisieren.

Schnellere Oxidation durch Reibung

Zusätzlich zum erwähnten Effekt untersuchten die Wissenschaftler an
Kupferproben, wie sich Reibung auf die Oxidation von Oberflächen auswirkt.
Nach wenigen Reibungszyklen bildeten sich auf der Oberfläche
Kupferoxidflecken, die mit der Zeit zu halbkreisförmigen nanokristallinen
Kupferoxidclustern anwuchsen. Die etwa drei bis fünf Nanometer großen
Kupfer-2-Oxid-Nanokristalle waren von einer amorphen Struktur umgeben und
wuchsen immer mehr in das Material hinein, bis sie überlappten und eine
geschlossene Oxidschicht bildeten. Dieses Phänomen, so Greiner, sei schon
lange bekannt, aber auch hier sei noch nicht erforscht, wie es zu dem
Effekt käme. "Es ist sehr wichtig zu verstehen, wie durch Reibung
verursachte Oxidation vonstattengeht. In materialwissenschaftlichen
Untersuchungen ist Kupfer ein sehr häufiges Material. Aber auch als
Ausgangsmaterial für bewegliche Teile spielt es eine wichtige Rolle", so
Greiner. Viele Lager bestehen aus Kupferlegierungen wie Bronze oder
Messing. Daher stoßen die Untersuchungsergebnisse in der
kupferverarbeitenden Industrie auf großes Interesse.

Harte Kugel trifft auf weiches Kupfer

Der Versuchsansatz für beide Untersuchungen ist denkbar einfach: Eine
Kugel aus Saphir wird dazu sehr sanft, langsam und kontrolliert in gerader
Linie über ein Plättchen aus hochreinem Kupfer gezogen. Die Saphirkugel
wurde gewählt, da sie einen immer gleichen, reproduzierbaren Kontaktpunkt
garantiert und außerdem der Reibungseffekt auf die Kugel selbst wegen der
Härte von Saphir vernachlässigbar ist. Nach jeder Überfahrung maßen die
Forscher die entstandenen Verformungen und die dadurch hervorgerufenen
strukturellen Veränderungen im Inneren der Metalle. In einem einzigartigen
Ansatz koppelten sie dazu Reibexperimente mit Methoden der
zerstörungsfreien Prüfung sowie mit Data-Science-Algorithmen und
hochauflösender Elektronenmikroskopie.

Video zur Werkstoffforschung

In dem zehnminütigen Videoporträt "Werkstofftechnologie als
Innovationstreiber" der Hector Fellow Academy zeigt Hector Fellow Peter
Gumbsch und seine Forschungsteams, wie sie neue Materialen entwerfen und
innovative Messmethoden erforschen, um zu verhindern, dass Werkstoffe
versagen:

https://youtu.be/QuBHYwesVSQ

Originalpublikationen:

Christian Greiner, Zhilong Liu, Reinhard Schneider, Lars Pastewka, Peter
Gumbsch:

The origin of surface microstructure evolution in sliding friction,

Scripta Materialia, 153 (2018), 63-67

Zhilong Liu, Christian Patzig, Susanne Selle, Thomas Höche, Peter Gumbsch,
Christian Greiner:

Stages in the tribologically-induced oxidation of high-purity copper,

Scripta Materialia 153 (2018) 114-117

Abstracts:

www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1359646218302756

www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1359646218302902

Weitere Materialien:

Video "Werkstofftechnologie als Innovationstreiber - Neues aus der
Materialforschung" der Hector Fellow Academy:

https://youtu.be/QuBHYwesVSQ



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 500 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Diese Presseinformation ist im Internet abrufbar unter:

http://www.sek.kit.edu/presse.php

Originalpublikation:

https://www.kit.edu/kit/pi_2018_096_reibungsverluste-ab-der-ersten-begegnung-das-material-verzeiht-nichts.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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WERKSTOFFE/1062: Weltrekord - Schnellste 3D-Tomographien an BESSY II (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 08.08.2018

Weltrekord: Schnellste 3D-Tomographien an BESSY II



Ein HZB-Team hat an der EDDI-Beamline an BESSY II einen raffinierten
Präzisions-Drehtisch entwickelt und mit einer besonderen, schnellen Optik
kombiniert. Damit konnten sie die Porenbildung in Metall-Körnern während
des Aufschäumens mit 25 Tomographien pro Sekunde dokumentieren - ein
Weltrekord.

Die Qualität vieler Werkstoffe hängt vom Herstellungsprozess ab. So spielt
beim Gießen oder Schweißen eine Rolle, wie rasch die Schmelze erstarrt.
Auch bei metallischen Schäumen kommt es darauf an, wie das Aufschäumen
abläuft. Um diese Prozesse zu beobachten, sind besonders schnelle
Untersuchungen nötig. Die bisher schnellsten 3D-Tomographien sind nun an
der Röntgenquelle BESSY II gelungen, die das Helmholtz-Zentrum Berlin
betreibt.

Das Team um Dr. Francisco Garcia-Moreno hat einen Drehtisch konstruiert,
der sich ultrastabil mit konstanter Rotationsgeschwindigkeit um seine
Achse dreht. Dabei kommt es wirklich auf höchste Präzision an: Jedes
Taumeln um die Drehachse oder selbst minimale Abweichungen bei der
Drehgeschwindigkeit würden die zuverlässige Berechnung der 3D-Tomographie
verhindern. Während kommerziell erhältliche Lösungen einige hunderttausend
Euro kosten und bis zu 20 Tomographien pro Sekunde ermöglichen, konnten
die Berliner Physiker eine deutlich günstigere Lösung entwickeln, die noch
dazu schneller ist. "Meine beiden Doktoranden an der Technischen
Universität Berlin haben die Probenhalter selbst an der Drehmaschine
angefertigt", sagt Garcia-Moreno, der knifflige technische Lösungen nicht
nur gern austüftelt, sondern auch selbst handwerkliches Geschick besitzt.
Weitere Teile wurden in der HZB-Werkstatt produziert. Außerdem hatten
Garcia-Moreno und seine Kollegin Dr. Catalina Jimenez schon im Vorfeld
dieser Arbeit eine Spezial-Optik für die schnelle CMOS-Kamera entwickelt,
die sogar simultane Diffraktion erlaubt. Damit sind nun ca. 2000
Projektionen pro Sekunde möglich, aus denen insgesamt 25 dreidimensionale
Tomographien erstellt werden können.

Als erstes Beispiel untersuchte das Team Körnchen aus
Aluminiumlegierungen, die beim Erhitzen zu einem Metallschaum werden.
Dafür montierten sie eine leistungsstarke Infrarotlampe über dem
Metallgranulat und erhitzten die Probe auf etwa 650 Grad Celsius. Alle 40
Millisekunden entstand eine komplette 3D-Tomographie mit einer
Ortsauflösung von 2,5 Mikrometern (Pixelgröße). Die insgesamt knapp 400
Tomographien ermöglichen es nun den Prozess mit hoher Zeitauflösung zu
analysieren.

"Wir wollen besser verstehen und quantitativ analysieren, wie sich Poren
in den Körnern bilden, ob sie auch Oberflächen erreichen und inwieweit
dieser Prozess in verschiedenen Körnern unterschiedlich abläuft" erklärt
Garcia-Moreno. Dies ist eine praxisrelevante Frage, die auch die Industrie
interessiert. Denn Granulate aus Metallverbindungen könnten beim
Aufschäumen komplizierte Formen besser ausfüllen als Schäume, die aus
einem Metallblock entstehen. Doch das Formteil wird nur dann belastbar
sein, wenn sich beim Aufschäumen auch die Körner miteinander eng
verbinden. Mit der an BESSY II entwickelten ultraschnellen 3D-Tomographie
lässt sich dies genauso wie andere dynamische Prozesse nun sehr genau und
zeitaufgelöst beobachten.

Da für das Upgrade von BESSY II zu BESSY VSR die EDDI-Beamline abgebaut
werden muss, hat Garcia-Moreno Kontakt zu anderen Röntgenquellen
aufgenommen und plant, diese Methode dort aufzubauen.


Originalpublikation:

Zur Publikation im Journal of Synchrotron Radiation (2018): Time-resolved
in-situ tomography for the analysis of evolving metal foam granulates;
Francisco García-Moreno, Paul H. Kamm, Tillmann R. Neu & John Banhart

DOI: 10.1107/S1600577518008949

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111
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AUSSTELLUNG/253: Berlin - Adi Hoesle, "Ich male, also bin ich", Eröffnung 21.8., Ausstellung bis 25.9.


Kulturveranstaltung des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung

21. August 2018; 19 Uhr Ausstellungseröffnung

Kleisthaus, Mauerstraße 53, 10117 Berlin

Adi Hoesle: "Ich male, also bin ich"



Im Rahmen seiner Ausstellung "Ich male, also bin ich" stellt Adi
Hoesle die Frage nach dem Entstehungsort und der Autorschaft von
Kunstwerken, hinterfragt unsere Fremd- und Selbstbilder und diskutiert
das Thema der Selbstbestimmung und Teilhabe.

Die Ausstellung wird eröffnet von Jürgen Dusel (Beauftragter der
Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen) und
Dr. Reinhard Spieler (Direktor des Sprengel Museums Hannover).
Adi Hoesle stellt in "Ich male, also bin ich" die Frage nach dem
Entstehungsort und der Autorschaft von Kunstwerken, hinterfragt unsere
Fremd- und Selbstbilder und diskutiert das Thema der Selbstbestimmung
und Teilhabe.

Die Besucher sind eingeladen, Perspektiven auf und von Menschen mit
Behinderungen zu reflektieren. Gezeigt werden Fotografie,
Videoinstallation und Performance. Außerdem findet ein Workshop statt,
bei dem mit der Kraft der Gedanken ("Brain Painting") gemalt wird.

Weitere Informationen finden Sie auf den Internetseiten des
Künstlers:

www.retrogradist.com

www.pingo-ergo-sum.com

Der Eintritt ist frei und barrierefrei. Anmeldung erforderlich

Weitere Informationen:

Die Ausstellung findet statt zwischen dem 22. August bis 25. September
2018 immer wochentags zwischen 6 und 22 Uhr.

Währenddessen wird es wochentags zwischen 15 und 19 Uhr die
Performance "I'm still present" von Angela Jansen geben (mögliche
Änderungen der Performancezeiten entnehmen Sie bitte unserer
Webseite).

Brain Painting Workshop

3. bis 22. September 2018, immer wochentags zwischen 10:30 und 19 Uhr


jeweils 90 bis 120 Minuten

Teilnehmer*innen malen mit Hilfe eines Brain Computer Interfaces,
elektrische Gehirnströme ersetzen Hand und Pinsel.

Nur für Einzelpersonen nach Anmeldung (Anmeldemöglichkeiten in Kürze).

Finissage/Podiumsdiskussion

25. September 2018, 19 Uhr

Moderiert von: Kristina zur Mühlen

mit: Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die Belange
von Menschen mit Behinderungen // Adi Hoesle, Künstler // Angela
Jansen, Living Sculpture Performerin // Prof. Dr. Andrea Kübler,
Lehrstuhl für Interventionspsychologie Uni Würzburg, N.N.

Di., 21.08.2018 19:00 - 21:30 Uhr

Mauerstraße 53, 10117 Berlin

 * 

Quelle:

Herausgeber: Beauftragter der Bundesregierung

für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Postanschrift

11017 Berlin

Telefon 03018 527-1797, Fax 03018 527-1871

E-Mail: presse@behindertenbeauftragter.de

Internet: www.behindertenbeauftragter.de
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BERATUNG/713: Borken - "Runder Tisch Psychiatrie" hilft und berät am 16.8.2018


Kreisweiter "Runder Tisch Psychiatrie" hilft und berät

Nächster Termin am Donnerstag, 16. August, mit dem Thema "Psychisch
krank - na und??!"



Kreis Borken / Rhede. Über manche Dinge spricht es sich nicht so
leicht - psychische Erkrankungen sind eines dieser Dinge, gerade wenn
Menschen im engen Umfeld oder jemand selbst betroffen ist. In diesem
Fall möchte der "Runde Tisch Psychiatrie" helfen: Regelmäßig lädt er
Betroffene, Angehörige und Fachleute aus dem ganzen Kreisgebiet zum
gegenseitigen Austausch auf Augenhöhe ein. Der nächste Termin ist am
Donnerstag, 16. August, von 18 bis 20 Uhr im Pfarrheim St. Gudula,
Gudulastraße 16, in Rhede.

Der Abend steht unter dem Thema "Psychisch krank - na und??! Wie
blicken wir positiv in die Zukunft". Dabei soll es unter anderem um
folgende Fragestellungen gehen: Wie kann ich zufrieden leben, trotz
eigener psychischer Erkrankung oder Erkrankung meines Angehörigen? Wie
kann ich selbst zum "Chef" über mein Leben und meine Erkrankung
werden? Wo liegen meine Potenziale zur Neuorientierung nach einer
psychischen Krise? Der Abend ist offen für neue Besucherinnen und
Besucher. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Der Runde Tisch ist ein gemeinsames Angebot von Mitgliedern des
Sozialpsychiatrischen Verbundes im Kreis Borken. Mitwirkende sind der
Förderverein Fähre, der Verein InSel, der Sozialpsychiatrische Dienst
des Kreises Borken und das St.-Vinzenz-Hospital in Rhede. Weitere
Informationen zum "Runden Tisch Psychiatrie" gibt es bei Bernadette
Fuest vom Sozialpsychiatrischen Dienst unter der Telefonnummer
02861/82-1079.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. August 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1760: Paulyuk Bykowski muss sofort freigelassen werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. August 2018

Paulyuk Bykowski muss sofort freigelassen werden

Festnahme verstößt gegen die Pressefreiheit



In Weißrussland wurde der Korrespondent der Deutschen Welle Paulyuk
Bykowski verhaftet. Dazu erklärt die kultur- und medienpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

"Der Journalist Paulyuk Bykowski muss freigelassen werden. Seine
Verhaftung verstößt gegen die Pressefreiheit. Die angegebenen Gründe
seiner Verhaftung sind fadenscheinig und unverhältnismäßig. Der
Vorwurf, Bykowski hätte illegal auf kostenpflichtige Inhalte der
staatlichen Nachrichtenagentur Belta zugegriffen, rechtfertigt die
Verhaftung in keiner Weise.

Die Festnahme Bykowskis steht offenkundig im Zusammenhang mit
Ermittlungen gegen unabhängige Journalisten in Weißrussland. Auch für
diese mahnen wir rechtsstaatliche Verfahren an.

Weißrussland muss die Medien- und Meinungsfreiheit zu achten. Der
weißrussische Präsident Alexander Lukaschenko entfernt sich und sein
Land immer weiter von Europa. Pressefreiheit und die Unabhängigkeit
der Justiz sind unveräußerliche Werte. Sie gehören zu den Grundfesten
einer freien Gesellschaft."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3397: Gedenken in Auschwitz - Wichtiges Signal von Juden und Muslimen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. August 2018

Gedenken in Auschwitz: Wichtiges Signal von Juden und Muslimen



Jüdische und muslimische Jugendliche gedenken heute gemeinsam in
Auschwitz der Opfer des Holocausts. Die Gedenkfeier, an der die
Ministerpräsidenten von Schleswig-Holstein Daniel Günther (CDU) und
von Thüringen Bodo Ramelow (Linke) teilnehmen, ist Teil einer
Bildungsreise des Zentralrats der Muslime in Deutschland und der
Union Progressiver Juden. Hierzu können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Stephan
Harbarth, wie folgt zitieren:

"Die gemeinsame Gedenkfeier von Muslimen und Juden in Auschwitz ist
ein wichtiges Signal. Gerade nach den Übergriffen auf Juden in
jüngerer Zeit und der Zunahme antisemitischer Äußerungen im Internet
ist es besonders wichtig, den gegenseitigen Respekt der
Religionsgemeinschaften füreinander öffentlich zu zeigen. Der
gewählte Ort steht in ganz besonderer Weise für das millionenfache
Leid, das Juden zugefügt wurde.

Wir alle sind verpflichtet, Antisemitismus in jeder Form entschlossen
zu bekämpfen. Deshalb hat der Bundestag im Januar auf maßgebliche
Initiative der CDU/CSU-Fraktion einen Maßnahmenkatalog gegen
Antisemitismus verabschiedet. Dessen Umsetzung treiben wir
entschlossen voran."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/874: Kinderpornografie endlich stoppen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. August 2018

Kinderpornografie endlich stoppen



Der Präsident des Bundeskriminalamtes, Holger Münch, hat erklärt,
dass im vergangenen Jahr wegen der nicht umgesetzten
Vorratsdatenspeicherung 8 000 Hinweise auf Kinderpornografie nicht
weiter ermittelt werden konnten. Dazu können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Stephan Harbarth, wie folgt zitieren:

"Die Zahlen nicht nachverfolgbarer Missbrauchsfälle sind
erschreckend. Hinter jedem einzelnen Fall der Verbreitung von
Kinderpornografie steht das Schicksal eines Kindes, das missbraucht
wurde. Wenn uns Ermittler immer wieder sagen, dass sie
Mindestspeicherfristen brauchen, um Kinderpornografie im Netz
aufzuklären, dann nehmen wir das sehr ernst. Die IP-Adresse ist oft
die einzige Spur zu den Tätern. Wir brauchen daher dringend endlich
funktionierende und rechtlich umsetzbare Speicherfristen, damit
Ermittler Sexualstraftätern das Handwerk legen können, die sich an
Kindern vergehen oder daran beteiligen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/889: 10.000 Lehrerinnen und Lehrer für die Grundschulen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. August 2018

10.000 Lehrerinnen und Lehrer für die Grundschulen



Zum akuten, bundesweiten Lehrermangel äußert sich Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Jahrzehntelange schwere Versäumnisse in der Bildungspolitik sorgen dafür,
dass der Lehrermangel bundesweit brisanter wird. Die Folgen des
Lehrermangels sind oft Unterrichtsausfall, zu große Klassen, bis hin zu
fehlenden Noten auf den Zeugnissen. Allein in den Grundschulen werden bis
2025 um die 35.000 Lehrerinnen und Lehrer fehlen, damit werden den Kindern
sehr früh wichtige Bildungsgrundlagen entzogen, auf die sie im Idealfall
aufbauen sollten.

DIE LINKE fordert die Soforteinstellung von 10.000 Grundschullehrerinnen
und -lehrern, das Anheben der Besoldung für Regel- und Förderschullehrer,
und das Anheben der Besoldung angestellter Lehrerinnen und Lehrer auf das
Beamtenniveau, denn dem Lehrerkräftemangel steht eine wachsende Anzahl an
Schülerinnen und Schülern entgegen. Bis 2030 wird die Zahl bundesweit um
278.000 Kinder, auf 11,2 Millionen Schüler und Schülerinnen steigen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. August 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1040: Spahns 'Weiter so' gefährdet die Versorgungsqualität in Krankenhäusern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. August 2018

Spahns 'Weiter so' gefährdet die Versorgungsqualität in Krankenhäusern



"Ein weiteres Mal werden die unhaltbaren Zustände an deutschen Krankenhäusern deutlich, wenn das Sterberisiko beispielsweise bei einer Bauchaorten-OP davon abhängig ist, wie und in welchem Krankenhaus operiert wird. Eine der Möglichkeiten zur Verbesserung wäre, bundesweit einheitliche Standards für die Pflegequalität an Krankenhäusern einzuführen, die Bundesregierung schreibt jedoch den Ist-Zustand einfach fort", erklärt Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Vorstellung des Barmer-Krankenhausreports 2018. Weinberg weiter:

"Spahn verkündete Anfang Juli: 'Wir haben verstanden, was in der Pflege los ist. Und machen etwas dagegen!'. Damit steht er bei den Pflegekräften und den Patienten im Wort. Die Änderungen im Kabinettsentwurf zum Pflegepersonalstärkungsgesetz sorgen aber nur für eine Fortschreibung des Ist-Zustands, statt den Krankenhäusern Vorgaben bezüglich der Personalausstattung zu machen. Die Maßnahmen sind untauglich und sollten aus dem Gesetz entfernt werden.

Ein Prozent Zuwachs an Pflegekräften reicht nicht aus, um die Qualität zu verbessern. Ein 'Weiter so' gefährdet die Versorgungsqualität, das Ruder muss dringend rumgerissen und der richtige Kurs eingeschlagen werden. Überfällig ist ein pflegewissenschaftlich erstelltes Personalbemessungssystem, das Vorgaben in Form von Pflegekraft-Patienten-Verhältniszahlen je Station und Schicht enthält."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. August 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1039: Pflegekräfte aus dem Ausland


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. August 2018

Pflegekräfte aus dem Ausland



Zur Forderung des Arbeitgeberverbandes Pflege nach mehr ausländischen Pflegekräften, äußert sich der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Die Forderung nach mehr ausländischen Fachkräften für die Pflege in Deutschland kann nur dann Bestand haben, wenn die legalen Rahmenbedingungen geschaffen werden und endlich das marode Pflegesystem grundsaniert wird. Insbesondere müssen die Frauen und Männer, die aus dem Ausland kommen, um in Deutschland zu pflegen, angemessen bezahlt sowie sozial- und krankenversichert werden.

Ein Pflegemindestlohn von 14,50 Euro und ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag sind überfällig! Daneben müssen selbstverständlich die arbeitsrechtlichen Standards eingehalten werden. Dazu zählt, dass es sich bei der sogenannten 24-Stunden-Pflege nicht um eine Rund-um-die-Uhr Betreuung handeln darf. Rechtlich vorgeschrieben ist eine tägliche Höchstarbeitszeit von acht Stunden und die Einhaltung einer täglichen Mindestruhezeit von elf Stunden. Außerdem wird ein freier Tag pro Woche gewährleistet.

Das sind leider alles Forderungen, die oftmals nicht eingehalten werden. Im Gegenteil: Zu häufig sind die Pfleger und Pflegerinnen aus dem Ausland rund um die Uhr, sieben Tage in der Woche im Einsatz. Das ist die augenblickliche Situation in jedem 10. Haushalt in Deutschland. Das ist nur möglich, weil diese legale Grauzone existiert. Hier wird seit Jahrzehnten die Not der Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen gegen die Not der Pflegekräfte ausgespielt und die Bundesregierung sieht zu. Eine fortwährende Entwertung der Arbeit am Menschen hat uns diese Bredouille beschert. Wir brauchen sofort 40 000 Kräfte in der Altenpflege. Ob aus dem Ausland oder dem Inland, faire Konditionen sind dabei für alle überlebensnotwendig!

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. August 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/7432: Heute im Bundestag Nr. 582 - 09.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 582

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. August 2018, Redaktionsschluss: 14.24 Uhr

1. Einnahmen der Fraktionen

2. Situation der Bundespolizei 2018

3. Sammelabschiebungen nach Afghanistan

4. Grenzkontrollen in Bayern

5. Versorgung mit psychiatrischen Leistungen



1. Einnahmen der Fraktionen

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/CHE) Die CDU/CSU-Fraktion hat im vergangenen Jahr 35,56
Millionen Euro aus der staatlichen Parteienfinanzierung erhalten, die
SPD-Fraktion 24,05 Millionen Euro, die AfD-Fraktion rund drei
Millionen Euro, die FDP-Fraktion 2,7 Millionen Euro, die Linke 13,30
Millionen Euro und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erhielt 13,16
Millionen Euro. Das geht aus der Unterrichtung (19/3700) durch den
Präsidenten des Deutschen Bundestags über die Rechnungsprüfungen der
Fraktionen für das Jahr 2017 hervor.

 * 

2. Situation der Bundespolizei 2018

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die aktuelle Situation und die Planungen der
Bundespolizei im Jahr 2018 interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/3707) möchte sie von der
Bundesregierung unter anderem erfahren, wie sich der Stellenanstieg
auf die einzelnen Direktionen verteilt und wie hoch die
Bundesregierung den Personalbedarf an den deutschen Grenzen in den
nächsten Monaten einschätzt.

 * 

3. Sammelabschiebungen nach Afghanistan

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/3709) zu Sammelabschiebungen nach Afghanistan gestellt. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem, welche Bemühungen die
Regierung unternommen habe, um rechtswidrig Abgeschobene wieder nach
Deutschland zurückzuholen. Auch möchte sie wissen, wie die
Kommunikation zwischen Bund und Ländern bezüglich der Wiederaufnahme
der Abschiebungen gelaufen ist.

 * 

4. Grenzkontrollen in Bayern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Grenzkontrollen der Bayerischen Grenzpolizei
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/3710). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem erfahren,
auf welcher Rechtsgrundlage die Grenzpolizei arbeitet und wie die
Zusammenarbeit mit der Bundespolizei organisiert ist.

 * 

5. Versorgung mit psychiatrischen Leistungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/3725) zum Stand der Umsetzung des Gesetzes zur
Weiterentwicklung der Versorgung und Vergütung für psychiatrische und
psychosomatische Leistungen (PsychVVG) gestellt. Die Grünen
interessieren sich unter anderem für die Umsetzung der Nachweispflicht
der notwendigen und vereinbarten Stellen in Krankenhäusern.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 582 - 9. August 2018 - 14.24 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/7431: Heute im Bundestag Nr. 581 - 09.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 581

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. August 2018, Redaktionsschluss: 13.42 Uhr

1. Landwirtschaftliche Nutzung von Mooren

2. CO2-Reduktionsziele im Pkw-Bereich

3. Programm zum Insektenschutz

4. Jülich-Exporte in die USA im Fokus

5. AKW-Sicherheit in Belgien



1. Landwirtschaftliche Nutzung von Mooren

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht bei der
landwirtschaftliche Nutzung von Moorböden erhebliches Potenzial, den
Ausstoß von Treibhausgasen zu reduzieren. 2015 wurden aus den so
genutzten Böden zirka 38,5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent
freigesetzt. Das entsprach zirka vier Prozent der gesamten deutschen
Treibhausgasemissionen in dem Jahr. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/3386) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2823) zur organischen CO2-Speicherung hervor.

Grundsätzlich ist der Sektor Landnutzung und Forstwirtschaft laut
Bundesregierung derzeit eine Netto-Senke des Treibhausgasausstoßes.
Moore übernähmen wegen ihrer "Pufferfunktion eine wichtige Rolle bei
der Anpassung an den Klimawandel". Der Sicherung und Wiedervernässung
von Mooren komme im Zuge der zunehmend zu erwartenden Trocken- und
Hitzeperioden eine hohe Bedeutung zu, heißt es in der Antwort.

 * 

2. CO2-Reduktionsziele im Pkw-Bereich

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat noch keine abschließende
Position zur Fortschreibung der EU-weiten CO2-Reduktionsziele für neu
zugelassene Personenkraftwagen. Dies geht aus einer Antwort (19/3281)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2342)
zur Haltung der Bundesregierung zu einem entsprechenden
Verordnungsvorschlag der EU-Kommission (KOM(2017) 676 endg.) hervor.
Grundsätzlich befürworte die Bundesregierung den Vorschlag, für 2025
und 2030 Reduktionsziele festzuschreiben. Zu den konkreten
Anforderungen der beiden Ziele habe sie sich aber noch nicht
positioniert, heißt es in der Antwort. Die Kommission hatte laut
Grünen für 2025 eine Emissionsreduktion von 15 Prozent und für 2030
von 30 Prozent für Neufahrzeuge vorgeschlagen.

 * 

3. Programm zum Insektenschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Details zu dem von der Bundesregierung angekündigten
Insektenschutzprogramm erfragt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/3517). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, wann auf die bereits vorgestellten Eckpunkte das
eigentliche Aktionsprogramm folgt. Zudem interessieren sich die
Abgeordneten für die geplanten kurz- sowie langfristigen Maßnahmen.

 * 

4. Jülich-Exporte in die USA im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die sogenannte US-Option im Umgang mit den
abgebrannten Brennelementkugeln des Versuchskraftwerks Jülich (AVR
Jülich) thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/3636). Bei der US-Option handelt es sich um die
Idee, die Brennelemente zurück in die USA zu verbringen, anstatt sie
langfristig in einem Endlager in Deutschland unterzubringen. Die
Grünen wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob sie die
Auffassung der Fraktion bestätigen kann, dass "die Abkehr von einer
geplanten inländischen direkten Endlagerung der abgebrannten
AVR-Brennelementkugeln vom Forschungszentrum Jülich ausging". Zudem
fragt die Fraktion nach den bisher entstandenen Kosten in Verbindung
mit der US-Option.

 * 

5. AKW-Sicherheit in Belgien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fragt nach der
Auffassung der Bundesregierung zum Weiterbetrieb der belgischen
Atomkraftwerke (AKW) Tihange 2 und Doel 3. Vor dem Hintergrund von
Medienberichten, nach denen die Reaktor-Sicherheitskommission (RSK)
den Weiterbetrieb laut Grünen für unbedenklich hält, will die Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/3670) wissen, ob die Bundesregierung
diese Einschätzung teilt. Zudem interessieren sich die Grünen für eine
Bewertung der RSK-Stellungnahme hinsichtlich technischer Details durch
die Bundesregierung.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 581 - 9. August 2018 - 13.42 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BUNDESTAG/7430: Heute im Bundestag Nr. 580 - 09.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 580

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. August 2018, Redaktionsschluss: 12.55 Uhr

1. Regierung verteidigt Umgang mit Hisbollah

2. Milliarden für Fluchtursachenbekämpfung

3. Bilaterale Beziehungen zu Südosasien

4. Abschiebungen nach Afghanistan

5. Linke fragt nach im Fall Skripal



1. Regierung verteidigt Umgang mit Hisbollah

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung steht weiter hinter der
Entscheidung der EU-Außenminister vom Juli 2013, die schiitische
Hisbollah im Libanon als Organisation in einen militärischen und einen
politischen Flügel zu unterteilen und den bewaffneten Flügel auf die
Liste der Terrororganisationen zu setzen. "Die Ratsentscheidung wurde
vor dem Hintergrund der schwierigen Situation in Libanon und der
gesamten Region sorgfältig abgewogen", schreibt sie in einer Antwort
(19/3642) auf eine Kleine Anfrage (19/3088) der FDP-Fraktion.
Ausschlaggebend für die Listung sei gewesen, dass terroristische
Aktivitäten für die EU "unter keinen Umständen akzeptabel sind und
eine entschiedene Antwort Europas erfordern".

Bei der ersten Parlamentswahl im Libanon seit neun Jahren war die
schiitische Hisbollah im Mai 2018 gemeinsam mit ihren Verbündeten
stärkste Kraft geworden. Die Bundesregierung betont auch vor diesem
Hintergrund, wie wichtig es sei, "dass im Libanon ein Dialog mit allen
relevanten politischen Kräften und Parteien möglich bleibt. Dem würde
derzeit eine Listung von Hisbollah als Ganzes entgegenstehen".

 * 

2. Milliarden für Fluchtursachenbekämpfung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung plant, in den Jahren 2018 und
2019 jeweils rund 6,9 Milliarden Euro für die Minderung von
Fluchtursachen einschließlich der Unterstützung von Flüchtlingen in
ihren Herkunftsregionen einzusetzen. Der Schwerpunkt der
Entwicklungszusammenarbeit liege dabei auf der "kurz-, mittel- und
langfristigen Minderung von strukturellen Ursachen von Flucht, der
Schaffung von Lebens- und Bleibeperspektiven und der Unterstützung
dauerhafter Lösungen für Flüchtlinge", schreibt sie in einer Antwort
(19/3648) auf eine Kleine Anfrage (19/3162) der FDP-Fraktion.

Eine von den Abgeordneten geforderte Auflistung konkreter Projekte
stuft die Bundesregierung als VS-NfD ("Verschlusssache - Nur für den
Dienstgebrauch") ein, sie werde der FDP-Fraktion gesondert
übermittelt.

 * 

3. Bilaterale Beziehungen zu Südosasien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Beziehungen zwischen Deutschland und den Staaten
Südostasiens ("ASEAN-Staaten") sind Thema einer Kleinen Anfrage
(19/3659) der Fraktion Die Linke. Sie möchte von der Bundesregierung
wissen, welche abgeschlossenen Verträge und Vereinbarungen zur
bilateralen Zusammenarbeit derzeit in Kraft sind und welche
Prioritäten sie in den bilateralen Beziehungen setzt.

Zu den Asean-Staaten zählen neben Brunei, Indonesien, Kambodscha,
Laos, Malaysia und Myanmar auch die Philippinen, Singapur, Thailand
und Vietnam.

 * 

4. Abschiebungen nach Afghanistan

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Abschiebungen nach Afghanistan beschäftigen die
Fraktion Linke in einer Kleinen Anfrage (19/3604). Von der
Bundesregierung möchte sie wissen, wie diese die Entwicklung der
Sicherheitslage im Land beurteilt und ob der Zugang zur Justiz dort
umfassend gewährleistet ist. Außerdem fragen die Abgeordneten, ob die
afghanische Regierung nach Einschätzung der Bundesregierung ihrer
Schutzverantwortung gegenüber der Bevölkerung in einem "hinreichenden
Maße nachkommen" könne.

 * 

5. Linke fragt nach im Fall Skripal

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Giftgasanschlag auf den ehemaligen
Geheimdienstagenten Sergej Skripal und dessen Tochter am 4. März 2018
in der englischen Stadt Salisbury beschäftigt die Fraktion Linke
erneut in einer Kleinen Anfrage (19/3621). Die Abgeordneten möchten
von der Bundesregierung wissen, ob es sich bei der Probe des "völlig
neuartigen Giftgases", um einen Nervenkampfstoff aus der
hochgefährlichen Nowitschok-Klasse gehandelt habe, und ob
Medienberichte zuträfen, denen zufolge Nowitschok "anders als
behauptet" nicht nur in Russland, sondern auch im Westen produziert
worden sei beziehungsweise noch produziert werde.

 * 
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BUNDESTAG/7429: Heute im Bundestag Nr. 579 - 09.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 579

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. August 2018, Redaktionsschluss: 11.50 Uhr

1. Ziele der Konzertierten Aktion Pflege

2. Anspruch auf HIV-Prophylaxe

3. Behandlung von Geflüchteten

4. Elektronische Patientenakte

5. Frauenanteil in den Bundesministerien

6. Indizierte rechtsextreme Publikationen

7. Fragen der FDP zum Unterhaltsvorschuss



1. Ziele der Konzertierten Aktion Pflege

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Eines der wichtigsten Ziele der "Konzertierten
Aktion Pflege" (KAP) ist es, die Arbeit in der Pflege attraktiver zu
machen. In der KAP will die Bundesregierung gemeinsam mit Akteuren aus
der Pflege die Arbeitsbedingungen in der Pflege spürbar verbessern und
die Ausbildung stärken. Das betont die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/3582) auf eine Kleine Anfrage (19/3322) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Bis zum Sommer 2019 sollen fünf Arbeitsgruppen
ihre Ergebnisse vorlegen. Die fünf Arbeitsbereiche sind demnach: 1.
Ausbildung und Qualifizierung. 2. Personalmanagement, Arbeitsschutz
und Gesundheitsförderung. 3. Innovative Versorgungsansätze und
Digitalisierung. 4. Pflegekräfte aus dem Ausland. 5.
Entlohnungsbedingungen.

 * 

2. Anspruch auf HIV-Prophylaxe

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung will in Kürze einen
Gesetzentwurf vorlegen, mit dem Versicherte mit einem erhöhten
Infektionsrisiko einen gesetzlichen Anspruch auf die sogenannte
Präexpositionsprophylaxe (PrEP) erhalten sollen. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3581) auf eine Kleine Anfrage
(19/3316) der FDP-Fraktion. Die PrEP ist eine neuartige und
wirkungsvolle Präventionsmethode, mit der sich HIV-negative Menschen
durch vorbeugende Einnahme von antiretroviralen Medikamenten vor HIV
schützen können. Die Bundesregierung schätze, so heißt es in der
Antwort weiter, dass bis zu 10.000 Personen in Deutschland an einer
PrEP interessiert sein könnten.

 * 

3. Behandlung von Geflüchteten

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung plant nicht, die
Zulassungsregeln für Ärzte zur psychotherapeutischen Behandlung von
Asylsuchenden und Flüchtlingen zu verändern. Das betont sie in ihrer
Antwort (19/3583) auf eine Kleine Anfrage (19/3347) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Um die Behandlung besonders schutzbedürftiger
Asylsuchender und Flüchtlinge zu verbessern, sei die
Zulassungsverordnung für Vertragsärzte (Ärzte-ZV) bereits so verändert
worden, dass die Ermächtigungstatbestände erweitert wurden. Die
Zulassungsausschüsse seien verpflichtet worden, geeignete Ärzte,
Psychotherapeuten sowie psycho-soziale Einrichtungen auf Antrag für
die Behandlung des genannten Personenkreises zu ermächtigen, schreibt
die Regierung. Die Grünen hatten Zweifel daran geäußert, dass genügend
solcher Ermächtigungen erteilt werden, um alle Betroffenen angemessen
zu behandeln. Die Regierung betont, die Erteilung der Ermächtigungen
sei Aufgabe der Zulassungsausschüsse.

 * 

4. Elektronische Patientenakte

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung geht davon aus, dass die
Einführung einer elektronischen Patientenakte (ePA) im kommenden Jahr
einen deutlichen Schritt vorankommt. Denn bis Ende 2018 müsse die
Gesellschaft für Telematikanwendungen der Gesundheitskarte (gematik)
ihre Vorbereitungsarbeiten dazu abgeschlossen haben. Auf dieser
Grundlage könnten Anbieter elektronischer Aktensysteme entsprechende
Produkte entwickeln und am Markt anbieten, schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3627) auf eine Kleine Anfrage
(19/3309) der FDP-Fraktion.

 * 

5. Frauenanteil in den Bundesministerin

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Von den derzeit 30 beamteten Staatssekretären im
Kanzleramt und den Bundesministerien sind fünf Frauen. Der
Frauenanteil liegt damit bei 16,7 Prozent. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3365) auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion (19/2713) Bei den Abteilungsleitern liege der
Frauenanteil mit 39 von 128 bei 30,5 Prozent und bei den
Unterabteilungsleitern mit 80 von 288 bei 27,8 Prozent.

 * 

6. Indizierte rechtsextreme Publikationen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien hat
im Jahr 2017 26 Schriften, und fünf Bücher wegen rechtsextremer,
rassistischer, antisemitischer und den Nationalsozialismus und den
Krieg verherrlichender oder verharmlosender Inhalte indiziert. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3413) auf eine Kleine
Anfrage der Linksfraktion (19/3059) mit. Zudem seien 72 CDs und
Tonträger sowie 21 Telemedien indiziert worden. Filme und DVDs seien
nicht indiziert worden, ebenso keine Schriften von Soldatenverbänden.

 * 

7. Fragen der FDP zum Unterhaltsvorschuss

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion will über die Entwicklung der Kosten
für den Unterhaltsvorschuss informiert werden. In einer Kleinen
Anfrage (19/3624) will sie unter anderem wissen, in welchem Umfang die
Zahlungen von Unterhaltsvorschuss die Haushalte von Bund, Ländern und
Kommunen von 2015 bis 2018 belastet haben. Zudem möchte sie erfahren,
wie sich die Einnahmen durch die Rückholung bei den
zahlungspflichtigen Elternteile entwickelt haben.

 * 
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BUNDESTAG/7428: Heute im Bundestag Nr. 578 - 09.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 578

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 9. August 2018, Redaktionsschluss: 10.32 Uhr

1. Regierung verteidigt Syrien-Sanktionen

2. Beziehungen zu Zentralasien stärken

3. AfD fragt nach Hilfen für Seenotrettung

4. AfD fragt nach Veteranenabzeichen

5. Linke fragt nach Inlandseinsätzen

6. AfD erkundigt sich nach Irak-Einsatz

7. Programme gegen islamistischen Terror



1. Regierung verteidigt Syrien-Sanktionen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Sanktionen von EU und USA gegen Syrien zielen
laut Bundesregierung ausdrücklich auf die Beendigung der fortwährenden
gewaltsamen Unterdrückung der Zivilbevölkerung durch das syrische
Regime ab. Im Rahmen der Maßnahmen würden insbesondere Einzelpersonen
gelistet, die an der fortwährenden gewaltsamen Unterdrückung der
Zivilbevölkerung beteiligt seien, schreibt sie in einer Antwort
(19/3610) auf eine Kleine Anfrage (19/3114) der AfD-Fraktion.

Die Bundesrepublik beteilige sich seit Inkrafttreten des
Ratsbeschlusses der Europäischen Union am 9. Mai 2011 an den
Sanktionen. Diese umfassten keine militärischen Aktivitäten. "Die
Bundeswehr beteiligt sich weder an 'kriegerischen Eingriffen" gegen
das syrische Regime noch gegen die syrische Zivilbevölkerung", betont
die Bundesregierung. Ihr lägen darüber hinaus keine Informationen vor,
nach denen die Maßnahmen negative Auswirkungen auf das syrische
Gesundheitssystem hätten.

Die Sanktionen könnten nur durch einen einstimmigen Beschluss des
Rates aufgehoben werden, heißt es in der Antwort weiter. Zwingende
Voraussetzung sie die Beendigung der gewaltsamen Unterdrückung der
Zivilbevölkerung.

 * 

2. Beziehungen zu Zentralasien stärken

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Beziehungen zwischen Deutschland und den
zentralasiatischen Staaten stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/3622) der Fraktion Die Linke. Unter anderem wollen die
Abgeordneten wissen, welche Rolle dabei die Erinnerungskultur, vor
allem mit Blick auf den Zweiten Weltkrieg, spielt und ob Deutschland
in den Jahren von 2014 bis 2018 humanitäre für einzelne Staaten
geleistet hat.

Die Fragesteller sind der Ansicht, dass ein intensiverer Dialog mit
der Zivilgesellschaft der jeweiligen Länder zur weiteren
Demokratisierung und wirtschaftlichen Entwicklung beitragen könnte.
Deutschland sollte hierbei ein Vorreiter sein. Zu den
zentralasiatischen Staaten zählen neben Kasachstan und Kirgisistan
auch die Mongolei, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan.

 * 

3. AfD fragt nach Hilfen für Seenotrettung

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Finanzierung von zivilen Organisationen der
Seenotrettung im Mittelmeerraum ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/3515) der AfD-Fraktion. Sie möchte wissen, ob Organisationen wie
Sea Watch, SOS Mediteranée oder Mission Lifeline mit öffentlichen
Mitteln unterstützt werden, und wenn ja, für welche Projekte und in
welchem Umfang.

 * 

4. AfD fragt nach Veteranenabzeichen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über das
Veteranenabzeichen, das einem Bericht der "Jungen Freiheit" zufolge
vom ehemaligen Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU)
beschafft, aber nie verliehen worden sein soll. In einer Kleinen
Anfrage (19/3502) will sie unter anderem wissen, wann dieses Abzeichen
beschafft wurde und welche Kosten dadurch entstanden sind. Zudem
möchte sie erfahren, für welchen Personenkreis das Abzeichen bestimmt
war.

 * 

5. Linke fragt nach Inlandseinsätzen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion verlangt Auskunft über Einsätze der
Bundeswehr im Inland. In einer Kleinen Anfrage (19/3576) will sie
unter anderem wissen, in wie vielen Fällen die Bundeswehr Amtshilfe
gemäß Artikel 35 des Grundgesetzes im zweiten Quartal geleistet hat
und wie viele Unterstützungsleistungen für Veranstaltungen Dritter
erbracht wurden. Zudem möchte sie erfahren, über wie viele Anträge
bevorstehender Einsätze entschieden ist.

 * 

6. AfD erkundigt sich nach Irak-Einsatz

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will über den Einsatz der Bundeswehr
im Irak informiert werden. In einer Kleinen Anfrage (19/3639) will sie
unter anderem erfahren, wie viele Soldaten sich derzeit im Irak
befinden und seit wann Sicherheitskräfte der irakischen
Zentralregierung ausgebildet werden. Zudem möchte sie von der
Bundesregierung wissen, welche Konsequenzen diese aus dem Ausgang der
irakischen Parlamentswahl vom 22. März zieht, die einen
Regierungswechsel zu einer "schiitisch dominierten
Regierungskoalition" wahrscheinlich mache.

 * 

7. Programme gegen islamistischen Terror

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will über das Nationale
Präventionsprogramm gegen den islamistischen Terror (NPIT) informiert
werden. In einer Kleinen Anfrage (19/3565) will sie unter anderem
wissen, welche konkreten kulturellen Projekte und Aktivitäten im
Rahmen dieses Programms gefördert werden und welche Erkenntnisse über
deren Wirksamkeit vorliegen. Zudem möchte sie erfahren, welche Stellen
nach welchen Kriterien über die Förderung entscheiden.

 * 
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BUNDESTAG/7427: Heute im Bundestag Nr. 577 - 08.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 577

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. August 2018, Redaktionsschluss: 15.59 Uhr

1. Zentren für Menschen mit Behinderung

2. Antidiskriminierungsstelle im Fokus

3. FDP fragt nach Freiwilligendiensten

4. Reisen von Gleichstellungsbeauftragten

5. Fragen zur Bekämpfung von Extremismus

6. AfD fragt nach Förderung von Publikation

7. Arbeitsmarktneutralität des BFD



1. Zentren für Menschen mit Behinderung

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung rechnet mit einem stetigen
Anstieg der Zahl medizinischer Behandlungszentren zur Behandlung von
Erwachsenen mit geistiger Behinderung oder schweren
Mehrfachbehinderungen (MZEB). Die für die Umsetzung zuständigen
Akteure auf Selbstverwaltungsebene seien in der Anfangsphase vor allem
mit konzeptionellen Fragen und der Konkretisierung der Anforderungen
befasst gewesen, schreibt sie in einer Antwort (19/3551) auf eine
Kleine Anfrage (19/3308) der FDP-Fraktion. Mittlerweile sei "die
Routine in Bezug auf die für eine Inbetriebnahme erforderlichen
Verfahrensabläufe gestiegen".

Die Ermächtigung für medizinische Zentren war im Jahr 2015 durch eine
Regelung in Paragraf 119c des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)
eingeführt worden. Hierdurch könne den Anforderungen an
Gesundheitsleistungen, "die von erwachsenen Menschen mit Behinderungen
speziell wegen ihrer geistigen oder schweren Mehrfachbehinderungen
benötigt werden, Rechnung getragen werden", betont die
Bundesregierung. Die Behandlung sei auf diejenigen Erwachsenen
auszurichten, "die wegen der Art, Schwere oder Komplexität ihrer
Behinderung durch zugelassene Vertragsärzte nicht ausreichend
behandelt werden können".

Im Jahr 2015 seien insgesamt 5 Neuanträge auf Ermächtigung eines MZEB
gestellt worden, 2016 seien es schon 52 gewesen, heißt es in der
Antwort weiter. 2014 seien vier Anträge positiv beschieden worden, im
Jahr darauf 28.

Daten für 2017 lägen noch nicht vollständig vor. Auch über die Zahl
der in Deutschland derzeit aktiven MZEB kann die Bundesregierung keine
Angaben machen.

 * 

2. Antidiskriminierungsstelle im Fokus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD verlangt Auskunft über die Arbeit der
Antidiskriminierungsstelle. In einer Kleinen Anfrage (19/3503) will
sie wissen, in wie vielen Fällen die Antidiskriminierungsstelle in den
Jahren 2016 und 2017 tätig werden musste und welche Ergebnisse dabei
erzielt wurden. Zudem möchte sie erfahren, wie und von wem die Arbeit
der Antidiskriminierungsstelle evaluiert wird.

 * 

3. FDP fragt nach Freiwilligendiensten

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
Entwicklung der Freiwilligendienste. In einer Kleinen Anfrage
(19/3640) will sie unter anderem wissen, wie viele Menschen seit 2011
einen Dienst im Rahmen des Bundesfreiwilligendienst (BFD), des
Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ) und des Freiwilligen Ökologischen
Jahres (FÖJ) geleistet haben. Zudem erkundigt sie sich nach den Kosten
der Freiwilligendienste.

 * 

4. Reisen von Gleichstellungsbeauftragten

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion erkundigt sich nach den Ausgaben für
Dienstreisen der Gleichstellungsbeauftragten im Bundeshaushalt 2018.
In einer Kleinen Anfrage (19/3572) will sie wissen, wie viele
Dienstreisen von Gleichstellungsbeauftragten 2017 unternommen wurden
und welche Kosten dadurch entstanden sind. Zudem wissen sie erfahren,
wie hoch der Budgetanteil für Dienstreisen im Haushalt 2018 ist.

 * 

5. Fragen zur Bekämpfung von Extremismus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion erkundigt sich nach den im Etat des
Bundesfamilienministeriums für 2018 eingestellten Mitteln für
"Maßnahmen zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und Demokratie". In
einer Kleinen Anfrage (19/3570) will sie wissen, wie sich die 115,5
Millionen Euro auf die Projekte gegen Antisemitismus,
Linksextremismus, Rechtsextremismus und islamistischen Extremismus
verteilen. Zudem wie sie erfahren, welche Institutionen, Vereine und
sonstigen Organisationen aus diesen Mitteln gefördert werden.

 * 

6. AfD fragt nach Förderung von Publikation

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
der Publikation "Wir holen uns unser Land und unser Volk zurück.
Empfehlungen zum Umgang mit rechtspopulistischen Parteien in
Parlamenten und Kommunen" aus Mitteln des Bundesprogramms "Demokratie
leben!". In einer Kleinen Anfrage 19/3478) will die Fraktion wissen,
in welcher Höhe die Publikation des Internetportals "Vielfalt
Mediathek" gefördert wurde. Nach Ansicht der AfD-Fraktion zielt die
Publikation auf ihre Ausgrenzung.

 * 

7. Arbeitsmarktneutralität des BFD

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fragt nach der
Arbeitsmarktneutralität des Bundesfreiwilligendienstes (BFD). In einer
Kleinen Anfrage (19/3480) will sie unter anderem wissen, in wie vielen
Fällen das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
(BAFzA) seit 2011 einen neuen Platz im BFD aufgrund eines Verstoßes
gegen die Arbeitsmarktneutralität nicht anerkannt hat. Zudem möchte
sie erfahren, wie viele Mitarbeiter des Bundesamt mit diesen Prüfungen
zuständig sind.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 577 - 8. August 2018 - 15.59 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1721: Regierungspressekonferenz vom 8. August 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 8. August 2018

Regierungspressekonferenz vom 8. August 2018



Themen: Brand an einer Bahnstrecke in Siegburg, Termine der
Bundeskanzlerin (Reise nach Andalusien, Empfang des Vorsitzenden des
Ministerrats von Bosnien und Herzegowina, Bürgerdialog zur Zukunft Europas
in Jena, Kabinettssitzung, Empfang des Präsidenten der Republik Niger,
Besuch der Firma TRUMPF Sachsen GmbH in Neukirch, Sitzung der CDU-Fraktion
des Sächsischen Landtags, Mediensommerfest in Dresden, Empfang des
Ministerpräsidenten Montenegros), Vereinbarung mit Spanien über
Flüchtlingsrücknahme, Abschiebungen und Rückführungen von Flüchtlingen,
Bewerbungen von EU-Ausländern bei der Bundespolizei, künftiger Handel mit
dem Iran, Beziehungen zwischen Deutschland und Saudi-Arabien, Einladung des
türkischen Präsidenten zu einem Staatsbesuch in Deutschland, deutsche
Staatsangehörige in türkischer Haft, Sperrung am Frankfurter Flughafen,
Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäftigung, Auswirkungen der
Dürre auf Deutschland, Bundeskredit für Air Berlin,
Vorratsdatenspeicherung, Reform der Außenwirtschaftsverordnung, Festnahmen
von Journalisten in Weißrussland


Sprecher: SRSin Demmer, Petermann (BMI), Alemany (BMWi),
Schwamberger (BMF), Breul (AA), Küchen (BMAS), Brandt (BMEL), Steffen
(BMJV)

Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Vorneweg würde ich gerne sagen: Gestern hat es in Siegburg in
Nordrhein-Westfalen einen schweren Brand gegeben, bei dem viele Menschen
verletzt worden sind. Die Bundeskanzlerin wünscht allen Verletzten schnelle
Genesung. Den haupt- sowie ehrenamtlichen Einsatzkräften vor Ort dankt sie.
Sie haben rasch geholfen, Schlimmeres verhindert und dabei Schwerstarbeit
geleistet.

Da am Freitag keine Pressekonferenz stattfindet, informieren wir heute
einmal an einem Mittwoch über die Termine der Bundeskanzlerin in der
nächsten Woche.

Am Samstag und Sonntag, den 11. und 12. August, wird die Bundeskanzlerin
den spanischen Ministerpräsidenten Pedro Sánchez in seinem offiziellen
Urlaubsdomizil im Nationalpark Doñana in Andalusien besuchen. Die beiden
Regierungschefs werden über aktuelle bilaterale, europapolitische und
internationale Themen sprechen.

Am 13. August empfängt Bundeskanzlerin Merkel um 12.30 Uhr den Vorsitzenden
des Ministerrats von Bosnien und Herzegowina, Herrn Denis Zvizdić, mit
militärischen Ehren im Bundeskanzleramt. Bei einer Unterredung im Rahmen
eines Mittagessens werden die bilateralen Beziehungen, die Entwicklungen
auf dem Westbalkan, die Annäherung Bosniens an die EU sowie internationale
Fragen im Mittelpunkt stehen. Um 13.45 Uhr ist eine gemeinsame
Pressekonferenz geplant.

Am Dienstag, den 14. August, setzt die Bundeskanzlerin die Bürgerdialoge
zur Zukunft Europas fort, und zwar in Jena. Wenn Sie sich erinnern: Die
Bundeskanzlerin hat die Bürgerdialoge am 7. Mai eröffnet. Damals hat sie
mit Schülerinnen und Schülern an der Jane-Addams-Schule in Berlin über die
Herausforderungen Europas diskutiert. Jetzt freut sich die Bundeskanzlerin
darauf, mit Jenaerinnen und Jenaern über deren Erwartungen an Europa ins
Gespräch zu kommen. Dabei geht es vor allen Dingen um die folgenden
Leitfragen: Wie erleben Bürgerinnen und Bürger Europa in ihrem Alltag?
Welche Rolle spielt Europa für Deutschland insgesamt? Wie sollte Europa in
Zukunft aussehen?

Der Dialog soll Raum für gute Erfahrungen und prägende Erlebnisse geben. Es
sollen aber auch Sorgen, Kritik und Wünsche zum Ausdruck gebracht werden
können. Die Ansichten und Meinungen der Bürgerinnen und Bürger stehen bei
diesem Dialog im Mittelpunkt. Die Bundesregierung und die Europäische Union
würden Rückschlüsse für die weitere Ausgestaltung Europas daraus ziehen.

Alle Informationen
zu den EU-Bürgerdialogen finden Sie unter www.dialog-ueber-europa.de.

Am Mittwoch, den 15. August, tagt das Bundeskabinett um 9.30 Uhr.

Am Mittwochabend wird die Bundeskanzlerin um 18 Uhr den Präsidenten der
Republik Niger, Issoufou Mahamadou, auf Schloss Meseberg empfangen. Bei
einem gemeinsamen Abendessen werden die bilateralen Beziehungen, die
Zusammenarbeit im Bereich Migration sowie die regionale Entwicklung und die
Stabilität im Mittelpunkt stehen. Für 18.20 Uhr sind kurze Pressestatement
geplant.

Am Donnerstag, den 16. August, besucht die Bundeskanzlerin die Firma TRUMPF
Sachsen GmbH in Neukirch. Nach einem kurzen Firmenrundgang wird sie dort
gegen 15 Uhr an einer Dialogveranstaltung mit den Mitarbeitern der Firma
teilnehmen.

Außerdem wird die Bundeskanzlerin am Donnerstag von 17 bis 19 Uhr an der
Sitzung der CDU-Fraktion des Sächsischen Landtags teilnehmen.

Die Kanzlerin wird später auf dem Mediensommerfest in Dresden ein Grußwort
sprechen.

Am Freitag empfängt die Bundeskanzlerin um 12 Uhr den Ministerpräsidenten
Montenegros, Duško Marković mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt.
In einem anschließenden Gespräch werden die bilateralen Beziehungen, die
Lage auf dem Westbalkan, die EU-Beitrittsverhandlungen mit Montenegro sowie
aktuelle internationale Themen im Mittelpunkt stehen. Nach dieser
Unterredung ist für 13.15 Uhr eine Pressekonferenz geplant.

Frage DR. Marx (zu dem Besuch beim spanischen Ministerpräsidenten): Ich
würde ganz gerne zu dem Termin am Wochenende fragen, ob es dabei auch um
die bilateralen Verhandlungen geht, die ja gerade eigentlich durch
Bundesinnenminister Seehofer geführt werden. Er hat ja schon angedeutet,
dass, wenn es nicht geklappt, die Regierungschefs dran sind. Wird es am
Wochenende auch darum gehen?

SRSin Demmer: Ich kann jetzt den Gesprächen naturgemäß nicht vorgreifen.
Aber ganz sicher steht natürlich das Thema Migration auf dem Plan.

Vorsitzende Wefers: Sie sind auch betroffen. Möchten Sie etwas dazu sagen?

Petermann: Zu dem Stand der bilateralen Verträge; aber ich möchte jetzt
hier nicht eingreifen, wenn es noch Fragen an Frau Demmer zu den Terminen
gibt.

Frage: Welche Möglichkeiten der Berichterstattung gibt es denn in
Andalusien? Ist das ein privates Treffen, wie es vorhin einmal hieß, oder
eines mit Pressebegleitung? In welcher Form gibt es da Möglichkeiten der
Berichterstattung?

SRSin Demmer: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatzfrage: Könnten Sie uns die Planung nachreichen?

SRSin Demmer: Ja. Das Ganze ist noch in der Planung.

Zusatzfrage: Ist das ein privates Treffen?

SRSin Demmer: Das ist eine persönliche Einladung an die Bundeskanzlerin.
Über Details halten wir Sie auf dem Laufenden. Wenn es dazu etwas gibt,
sagen wir Ihnen Bescheid.

Frage: Die Frage nach den Pressemöglichkeiten wäre auch meine Frage
gewesen.

Frau Demmer, Sie haben von einer persönlichen Einladung gesprochen. Können
Sie uns sagen, wann die ausgesprochen wurde? Wurde die kurzfristig
ausgesprochen?

Dazu würde ich auch bei Frau Petermann noch gerne nachfragen, was jetzt der
Stand der Verhandlungen des Innenministers ist und ob er damit das Thema
Spanien sozusagen an die Bundeskanzlerin abgegeben hat.

SRSin Demmer: Die Bundesregierung arbeitet gemeinsam am Thema Migration. Zu
den Details, wie solche Verabredungen zustande kommen, geben wir hier keine
Auskunft.

Petermann: Ich kann gerne ergänzen. Die Verhandlungen mit Spanien zu den
bilateralen Verträgen sind nun abgeschlossen. Wir begrüßen dazu auch die
Kooperationsbereitschaft von Spanien, das hier letztlich vorbildlich
gehandelt hat. Wichtig sind - das darf man nicht vergessen - die Verträge
mit Griechenland und Italien; denn dort ist der migrationspolitische Druck
am größten. Die sind noch nicht beendet.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, die Verhandlungen mit Spanien seien
abgeschlossen. Mit welchem Ergebnis genau?

Petermann: Es ging um die Frage, ob Flüchtlinge, Asylbewerber, die einen
EURODAC-1-Treffer haben, bei den Binnengrenzkontrollen abgewiesen werden
können, wenn sie beispielsweise bereits in Spanien als Asylbewerber
registriert wurden. Die Vereinbarung sieht nun vor, dass diese binnen einer
Frist von 48 Stunden unmittelbar nach Spanien zurückgeschickt werden
können.

Zusatzfrage: Das heißt, mit Spanien hat man jetzt alle Fragen geklärt?

Petermann: Genau.

Frage: Frau Demmer, können wir jetzt daraus schließen, dass der Urlaub der
Kanzlerin damit beendet ist, indem sie am Wochenende den spanischen
Ministerpräsidenten trifft, oder ist das noch Teil ihres Urlaubs? Denn das
Treffen ist ja in einem Feriengebiet.

SRSin Demmer: Die Bundeskanzlerin ist immer im Dienst. Das war eine
persönliche Einladung an die Bundeskanzlerin. Sie wird dort über
europapolitische und Migrationsfragen sprechen. Wie Sie das dann
interpretieren, möchte ich Ihnen überlassen.

Frage: Frau Petermann, ich habe von Herrn Seehofer in den letzten Wochen
gelernt, dass beispielsweise die Griechen und die Italiener Gegenleistungen
für die Vereinbarung fordern. Das werden ja auch die Spanier getan haben.
Was bekommen die Spanier jetzt?

Petermann: Von spanischer Seite wurden keine Gegenleistungen gefordert.

Zusatzfrage: Darum ging das jetzt so schnell?

Petermann: Ich denke, dass es so schnell ging, lag an der
Kooperationsbereitschaft, an dem Willen Spaniens, die Sekundärmigration
einzudämmen, was wir natürlich sehr begrüßen.

Frage: Auch zu Spanien: Ist da schon irgendetwas unterschrieben worden?
Habe ich das richtig in Erinnerung: Ist das quasi der erste große
bilaterale Vertrag mit einem der bestimmenden Anlaufländer, oder gibt es -
ich habe nicht mehr im Kopf, welchen Charakter diese Vereinbarungen von vor
wenigen Wochen am Rande des EU-Gipfels hatten - schon etwas anderes
Schriftliches mit anderen Ländern?

Petermann: Nein. Es ging ganz konkret um den Auftrag der Bundeskanzlerin
und auch des zweiten Koalitionsausschusses zur Eindämmung der
Sekundärmigration, also die Zurückweisung an der deutsch-österreichischen
Grenze in einer Frist von bis zu 48 Stunden in die Länder, aus denen der
Asylbewerber kommt, wenn er dort bereits einen Asylantrag gestellt hat. Das
sind die sogenannten EURODAC-1-Treffer. Das ist die erste
Verwaltungsabsprache, die dazu getroffen wurde. Dies tritt am 11. August in
Kraft.

Frage: Frau Petermann, gab es bei diesem Vertrag Unterschriften? Wer hat da
mit wem verhandelt? Hat Herr Seehofer eine Unterschrift daruntergesetzt?

Petermann: Der Vertrag ist abgeschlossen. Das heißt, er trägt
Unterschriften. Ob er die Unterschrift vom Minister trägt, kann ich Ihnen
gar nicht sagen. Er kann sich ja auch vertreten lassen. Ich weiß es
schlicht nicht.

Zusatzfrage: Wer sind denn die offiziellen Vertragsparteien?

Petermann: Das Bundesinnenministerium und das Innenministerium in Spanien.

Zusatzfrage: Werden wir diese Vereinbarung öffentlich einsehen können?

Petermann: Das kann ich im Augenblick nicht beantworten. Ich muss
erkundigen, wie da das übliche Verfahren ist.

Zusatzfrage: Das würden Sie nachreichen, ja?

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage zu diesem Thema, weil Sie gesagt haben,
die Verwaltungsvereinbarungen mit Griechenland und mit Italien seien noch
in Arbeit. Wenn ich mich recht erinnere, wurde beim EU-Gipfel oder beim
Koalitionsausschuss - ich muss gestehen, ich weiß es nicht mehr genau - die
Deadline August oder die Zielmarke im Laufe des August gesetzt. Ist man
zuversichtlich, dass das erreicht werden kann?

Petermann: Der Minister hat sich zuletzt am Sonntag im ARD-Sommerinterview
dazu geäußert, dass er zumindest zuversichtlich ist, dass man kurzfristig
belastbare Erkenntnisse dazu hat, ob diese Abkommen mit Italien und
Griechenland zum Erfolg führen werden.

Frage: Wann genau wurde dieses Spanien-Abkommen unterzeichnet?

Petermann: Ich habe den Vertragstext jetzt nicht vor mir vorliegen. Am 6.
August, so meine Information, ist dies zustande gekommen.

Frage: Zum Thema Abschiebungen und Rückführungen von Flüchtlingen gibt es
anscheinend neue Zahlen. Im ersten Halbjahr 2018 gibt es da keine
großartige Veränderung im Vergleich zu 2017. Aber anscheinend gab es dann
doch den politischen Willen, bei den Abschiebungen durch das
Bundesinnenministerium etwas verstärkter vorzugehen. Gibt es ein Statement
dazu, dass sich das aber zahlenmäßig noch nicht niedergeschlagen hat?

Petermann: Sie sprechen jetzt von Abschiebungen generell?

Zusatz: Ja.

Petermann: Ich habe im Augenblick nicht die konkreten Zahlen hier vor mir
liegen. Sie wünschen ein Statement zu welcher Frage? Ich habe das akustisch
nicht verstanden.

Zusatzfrage: Wir haben neue Zahlen zu den Zurückweisungen und
Rückführungen. Da gibt es aber keine großartige zahlenmäßige Veränderung
zum ersten Halbjahr 2017, obwohl es durchaus schon einen politischen Willen
aus Ihrem Ministerium gab, etwas verstärkter daran zu arbeiten. Das kann
man aber nicht an den Zahlen ablesen. Ich möchte wissen, ob es dazu ein
Statement von Ihnen gibt.

Petermann: Sie meinen ganz konkret nicht die Zahlen der Abschiebungen,
sondern der Zurückweisungen an der deutsch-österreichischen Grenze?

Zusatz: Es ist beides. Das ist eine Zusammenfassung, eine Gesamtzahl.

Petermann: Abschiebungen oder Zurückweisungen an der 
deutsch-österreichischen Grenze sind nach dem Koalitionsausschuss, zumindest soweit
es um die Personen geht, die einen EURODAC-1-Treffer haben, nur möglich,
wenn auch entsprechende bilaterale Verträge mit den einzelnen Ländern, aus
denen sie kommen, abgeschlossen sind. Das haben wir derzeit nur mit
Spanien.

Es besteht ganz klar die Vereinbarung mit Österreich, ohne dass es einer
schriftlichen Vereinbarung bedarf, dass auch diejenigen dorthin
zurückgeschickt werden, für die Österreich zuständig ist. Das ist auch
keine Frage.

Im Übrigen gibt es Zurückweisungen in den Fällen, in denen kein Asyl
beantragt wird und die Einreisevoraussetzungen nicht vorliegen, wie etwa
ein Visum oder sonstige Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen für den
Fall, dass kein Asylantrag gestellt wird.

Zusatzfrage: Was ist mit den ganz normalen klassischen Abschiebungen in die
Herkunftsländer?

Petermann: Dazu kann ich jetzt kein aktuelles Statement abgeben, außer dass
die Abschiebungen nach wie vor geplant sind und auch durchgeführt werden.

Frage: Frau Petermann, ich muss noch einmal nachfragen, weil ich ein
bisschen verwirrt bin. Am 6. August, am Montag, wurde das unterschrieben.
Haben Sie seitdem irgendwelche Öffentlichkeitsarbeit dazu gemacht? Steht
das irgendwie auf der Seite?

Petermann: Nein. Das steht nirgendwo auf der Seite. Dieses Datum kam erst
nach unserer Montags-Regierungspressekonferenz zustande.

Zusatzfrage: Ich hatte jetzt nicht das Gefühl, dass Sie das heute proaktiv
vorstellen wollten. Haben Sie einfach darauf gewartet, dass jemand danach
fragt, was der Stand ist? Denn das ist ja eine der Sachen, auf die wir alle
hier gewartet haben und die Herr Seehofer auch angekündigt hatte. Jetzt
wundere ich mich ein bisschen, dass Sie das hier überhaupt nicht proaktiv
vorstellen wollten.

Petermann: Ich weiß nicht. Also, ich finde, ich habe das sehr aktiv
vorgestellt.

Zusatz: Auf Nachfrage.

Frage: Könnten Sie uns zu dem Abkommen mit Spanien noch ein bisschen
genauer erklären, welchen Inhalt es hat? Sie haben die 48-Stunden-Frist
erwähnt. Was steht weiterhin noch darin, oder ist es wirklich nur der
Passus "innerhalb von 48 Stunden"? Ich weiß, im Vorfeld war in der ganzen
Debatte die Rede von gemeinsamen Übergabepunkten und Verbindungsbeamten und
was da alles im Zuge dieses Abkommens noch diskutiert oder angedacht worden
war. Enthält diese Vereinbarung auch Verbindungsbeamte, oder beschränkt sie
sich wirklich auf diesen einen Punkt mit den 48 Stunden?

Petermann: Es beschränkt sich auf diesen einen Punkt, soweit ich das in
Erinnerung habe. Wie gesagt: Ich habe dieses Abkommen aktuell nicht hier
vorliegen. Es habe es einmal gelesen. Das ist ein ganz kurzer Text, der
sich darauf beschränkt, in welchen Fällen und in welchem Zeitraum eine
Zurückweisung erfolgen kann.

Frage: Können wir diesen Text bekommen?

Petermann: Der Kollege hatte ja schon diese Frage gestellt.

Frage: Wo wurde das denn am Montag vereinbart? Haben die sich in Madrid
getroffen, haben die sich hier im BMI getroffen?

Frau Demmer, Sie haben gesagt, dies sei auch für die Kanzlerin noch immer
ein Thema. Warum eigentlich? Das Ding mit Spanien ist doch jetzt durch.
Muss das noch durch das Kabinett?

SRSin Demmer: Nein. Das ist ja eine gemeinsame Vereinbarung, die die
Koalitionspartner getroffen haben. Das sind zum Teil Umsetzungen der
Ergebnisse des Europäischen Rates in Brüssel. Selbstverständlich ist das
Thema Migration ein weites Feld. Da gibt es noch immer genügend
Gesprächsbedarf. Denn es geht nach wie vor um gemeinsame Lösungen in
Europa, über bilaterale Abkommen hinaus.

Zusatzfrage: Die Kanzlerin kennt diese Vereinbarung, die am Montag mit
Spanien getroffen wurde, und findet sie richtig und wichtig?

SRSin Demmer: Ich möchte jetzt das Abkommen nicht kommentieren.

Zusatz: Weil Sie es nicht kennen.

SRSin Demmer: Zu den Details ist Frau Petermann die richtige
Ansprechpartnerin.

Petermann: Ohne jetzt zu detailliert zu werden: Reisen gingen nach Madrid
und auch hierher. Aber es fand keine feierliche Unterzeichnung in Madrid
oder im BMI mit beiden Ministern statt.

Frage: Frau Petermann, hat das Innenministerium das Kanzleramt von dieser
Unterzeichnung informiert?

Petermann: Davon gehe ich aus.

SRSin Demmer: Die Bundesregierung arbeitet bei diesem Thema konstruktiv
zusammen.

Petermann: Diese Frage überrascht mich schon sehr. Ich gehe
selbstverständlich davon aus. Ich bin ja nicht diejenige, die die Verträge
schließt. Das macht die zuständige Abteilung, das zuständige Referat, die
natürlich eng mit dem Kanzleramt zusammenarbeiten.

SRSin Demmer: Es ist ja die Regel, dass wir hier nicht über Details und
interne Kommunikation Auskunft geben. Aber Sie können sich sicher sein,
dass dieses Thema mit großem Interesse von der gesamten Bundesregierung
verfolgt wird und dass es da eine konstruktive Zusammenarbeit gibt.

Vorsitzende Wefers: Das ist aber Ihre Regel, dass Sie über Details nicht
Auskunft geben. Unsere Regel ist das nicht. Das wollte ich nur einmal
sagen, weil wir auch so viele Regeln haben.

Frage: Das ist zwar schon gefragt worden, aber ich habe es noch nicht
richtig verstanden. Können Sie etwas zu dem Stand der Verhandlungen mit
Italien und Griechenland sagen? Wo stehen Sie da, oder wann erwarten Sie da
ein konkretes Ergebnis?

Petermann: Zu den Inhalten kann ich nichts sagen. Der Minister hatte noch
einmal betont, dass die Details dazu nicht bekannt gegeben werden sollen,
außer dass Italien und Griechenland natürlich auch Erwartungen mit
einbringen, anders als im Fall Spanien. Konkrete Zeitplanungen kann ich
Ihnen nicht nennen.

Ich hatte es an dieser Stelle schon einmal gesagt - das war durchaus ernst
gemeint -: Griechenland hatte eine ganz schlimme Brandkatastrophe mit sehr
vielen Toten. Deswegen haben wir da die Gespräche nicht weiter forciert, um
auch einmal etwas Zeit zu lassen. Aber die Gespräche laufen weiter.

Zu Italien habe ich keinen aktuellen, neueren Stand.

Frage: Frau Demmer, vielleicht haben Sie sich nicht ausreichend
ausgedrückt. Aber ich habe jetzt verstanden, dass die Kanzlerin den Text
und die Vereinbarung noch nicht kennt und auch noch nicht vom BMI darüber
informiert wurde.

SRSin Demmer: Da haben Sie mich missverstanden. Ich glaube, ich habe
deutlich zum Ausdruck gebracht, dass es bei diesem Thema grundsätzlich eine
gute Zusammenarbeit in der Bundesregierung gibt und wir über interne
Absprachen hier keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Wir reden ja nicht grundsätzlich, sondern über diese konkrete
Vereinbarung. Da können Sie jetzt nicht sagen, dass die Kanzlerin sie
erstens kennt und sie zweitens richtig findet?

SRSin Demmer: Ich glaube, ich habe das jetzt deutlich zum Ausdruck
gebracht, und Sie haben auch verstanden, was ich gesagt habe; davon gehe
ich jedenfalls fest aus.

Frage: Es war lange Zeit genau die entscheidende Frage, ob es
Zurückweisungen gibt und, wenn ja, welche Kategorie das betrifft. Jetzt
betrifft es die Kategorie 1. Das bedeutet, es gibt also Zurückweisungen?

SRSin Demmer: Für die Details ist das Innenministerium zuständig, und Frau
Petermann hat dazu Auskunft gegeben.

Zusatz: Aber die Bundeskanzlerin hat sich ja zu den Details in die
Diskussion eingebracht.

SRSin Demmer: Genau. Jetzt hat Frau Petermann über das Abkommen informiert.
Ich würde Sie bitten, die Fragen dorthin zu richten.

Petermann: Die konkrete Frage habe ich nicht verstanden. Es gab eine
Vereinbarung des zweiten Koalitionsausschusses. Diese Vereinbarung wurde
umgesetzt.

Zusatzfrage: Sie werden mir vermutlich auch nichts zu der Reaktion der
Bundeskanzlerin dazu sagen können.

Petermann: Bitte?

Zusatzfrage: Sie werden mir ja vermutlich auch nichts zu der Reaktion der
Bundeskanzlerin sagen können, wenn es Frau Demmer nicht kann.

Petermann: Nein.

Zusatz: Genau. Deswegen war die Frage auch nicht an Sie gerichtet.

Petermann: Okay.

SRSin Demmer: Es ist doch grundsätzlich zu begrüßen, dass wir Schritte in
die richtige Richtung machen, dass sich solche Abkommen tatsächlich
schließen lassen.

Zusatzfrage: Meine Frage war, ob die Bundeskanzlerin das auch als richtige
Schritte bewertet.

SRSin Demmer: Grundsätzlich ist es gut, wenn wir solche Abkommen schließen.
Wenn ein solches Abkommen geschlossen worden ist, dann ist das zu begrüßen.

Frage: Frau Petermann, handelt es sich bei der 48-Stunden-Frist um eine
direkte Zurückweisung oder um eine Art Schnelldurchlauf im Rahmen des
Dublin-Prüfungsverfahrens?

Petermann: Nein.

Zusatz: Das ist eine direkte Zurückweisung, okay.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Termin der Kanzlerin in Dresden, wo sie
in der CDU-Landtagsfraktion auftreten wird. Ist das presseöffentlich? Gibt
es da irgendeine Presseunterrichtung?

SRSin Demmer: Sie wird dann auf dem Mediensommerfest in Dresden ein
Grußwort sprechen. Im Sächsischen Landtag wird sie an der Sitzung
teilnehmen.

Zusatzfrage: Einfach nur teilnehmen?

SRSin Demmer: Ja.

Zusatzfrage: Ist das presseöffentlich?

SRSin Demmer: Über die Gepflogenheiten des Landtags kann ich Ihnen nichts
sagen, aber ich gehe einmal davon aus.

Petermann: Ich möchte noch etwas nachtragen. Die spanische Kollegin, die
heute nicht hier ist - aber vielleicht sieht sie uns ja -, hatte die Frage
gestellt, ob sich auch EU-Ausländer bei der Bundespolizei bewerben können,
zurückgehend auf die Initiative von Berlin. Ich hatte gesagt: Ja, 
EU-Ausländer können sich bewerben. - Das stimmt auch.

Im Verlaufe des Gesprächs hatte sie noch die Frage nachgeschoben, wie hoch
die Zahl sei. Die ist überraschend hoch; auf jeden Fall fand ich das. Im
Jahr 2016 hatten wir 126 PVBs mit EU-Staatsbürgerschaft.

Vorsitzende Wefers: Könnten Sie PVB noch in Langfassung sagen?

Petermann: Polizeivollzugsbeamte. - 2017 waren es 219, und 2018 waren es
167 PVBs. Bei den Bewerbern lagen wir 2018 bei 379, 2017 bei 353 und 2016
bei 312. Zur Reihung der EU-Staaten: an erster Stelle Polen, gefolgt von
Italien, Frankreich, Großbritannien und Österreich.

Frage: Frau Petermann, wenn Sie "überraschend hoch" sagen: Wie hoch ist
denn der prozentuale Anteil?

Petermann: Das können Sie gerne selbst rechnen: 379 von 21 Bewerbern.

Zusatzfrage : Und von aktuellen PVBs?

Petermann: Da habe ich die Zahl nicht.

Frage: Ich würde die Bundesregierung gerne zum Thema Iran/Iran-Handel
fragen, was sie konkret tut, um die Zahlungskanäle gegenüber dem Iran
aufrecht- und offenzuhalten; denn das ist ja eine wesentliche Bedingung
dafür, dass überhaupt noch Geschäfte gemacht werden.

Ich würde zum Zweiten gerne wissen, was die Bundesregierung von dem
Vorschlag hält, eine Bank zu benennen, die quasi die Iran-Geschäfte zentral
übernehmen soll nach den Sanktionen, die die USA verhängt haben.

Alemany: Ich kann natürlich nur für das BMWi antworten. Wie Sie wissen,
haben sich die Bundesregierung und die gesamte EU dazu schon geäußert. Wir
halten an dem Wiener Nuklearabkommen mit dem Iran fest, solange sich der
Iran auch an seine Verpflichtungen hält.

Wir glauben, dass sich die Aufhebung der nuklearbezogenen Sanktionen nicht
nur für die Wirtschaft im Iran positiv auswirken, sondern auch für das
iranische Volk und für das Leben der Menschen dort positive Folgen haben
kann. Wir bedauern deswegen, dass die USA einseitig ausgestiegen sind, und
halten - das haben wir hier schon einige Male erwähnt - die
extraterritorialen US-Sanktionen für völkerrechtswidrig.

Wie Sie wissen, hat die EU am 7. August die Blocking-Verordnung dazu in
Kraft gesetzt, gleichzeitig mit dem Wiederaufleben der US-Sanktionen, um 
EU-Unternehmen, die im Iran rechtmäßig geschäftlich tätig sind, weiterhin zu
schützen, und zwar vor den Auswirkungen der rechtswidrigen
extraterritorialen US-Sanktionen. Die Verordnung stellt sicher, dass die
Geschäftsakteure oder die Wirtschaftsakteure in der EU weiterhin frei ihre
Geschäftsentscheidungen treffen können und nicht gezwungen werden, sich
oder ihr Geschäft extraterritorialen Sanktionen zu unterwerfen.

Zur Finanzierung hat sich auch die EU geäußert. Ich darf vielleicht auf die
Äußerungen der EU-Außenbeauftragten Mogherini von gestern verweisen, die
noch einmal deutlich gemacht hat, dass allen Partner der
Nuklearvereinbarung, die noch drin sind, also alle außer den USA, sich dazu
verpflichtet haben, an der Aufrechterhaltung effektiver Finanzkanäle mit
dem Iran zu arbeiten. Prüfungen laufen national wie auch europäisch.
Details können wir hier noch nicht nennen.

Vielleicht noch ein Hinweis aus dem BMWi: Wir unterstützen unsere
Unternehmen mit ausführlichen Informationen. Das BAFA hat eine GTAI-Hotline
für Unternehmen im Iran-Geschäft eingerichtet, aber auch das BAFA gibt auf
der Webseite - unter anderem auch auf unserer - natürlich ausführliche
Informationen zu einem sehr hilfreichen Leitfaden bezüglich der 
EU-Blocking-Verordnung, damit die Unternehmen auch wissen, was seit gestern gilt und
was nicht. Zudem unterstützen wir unsere Unternehmen auch mit den
Hermesbürgschaften. Die werden ausdrücklich weitergeführt und stehen den
Unternehmen weiterhin zur Verfügung.

Zusatzfrage: Jetzt weiß ich immer noch nicht, wie die Zahlungsströme
sichergestellt werden können. Ohne dass Geschäfte beglichen werden, gibt es
nämlich letztlich keine Geschäfte. Deshalb frage ich noch einmal nach dem
konkreten Vorschlag, eine Bank zu benennen oder vielleicht auch eine
Alternative zu benennen. Gibt es so etwas aufseiten der Regierung?
Vielleicht hat ja auch der Außenminister, der ja immer von dem Schutz
hiesiger Unternehmen vor den Wirkungen spricht, eine Idee gehabt.

Schwamberger: Vielleicht kann ich vonseiten des BMF ganz einmal kurz noch
bekräftigen, was Frau Alemany gesagt hat, nämlich dass sozusagen mit den
europäischen Partnern und gemeinsam mit der EU-Kommission über Wege
gesprochen wird. Diese Gespräche sind in Arbeit, und über einzelne
Möglichkeiten werden wir dann berichten, wenn diese Ergebnisse und konkrete
Vorschläge dann im nächsten Schritt erarbeitet worden sein werden.

Breul: Ich kann das vielleicht nur kurz aus unserer Sicht ergänzen. Ich
stimme Ihnen zu: Ohne Finanzströme kann man nicht handeln. Das ist ein
Thema, das auf der Agenda steht. Die Verhandlungen darüber laufen. Es gibt
unterschiedliche Ideen, die zirkulieren. Wie die beiden Kolleginnen gerade
schon gesagt haben, machen wir das in ganz enger Abstimmung mit unseren 
E3-Partnern und mit der Europäischen Kommission, und wir möchten jetzt
eigentlich nicht im laufenden Prozess einzelne Ideen bewerten. Aber das
Problem ist offensichtlich, und das Problem wird angegangen.

Ich möchte einen Punkt vielleicht auch noch einmal betonen, damit kein
falscher Zungenschlag aufkommt: Wir machen das Ganze nicht als
Wirtschaftsförderungsprogramm. Uns geht es um den Erhalt des JCPOA. In dem
Abkommen ist klar geregelt, dass auch neue Wege des Wirtschaftens für den
Iran wieder möglich werden, die dann vor allem auch der Bevölkerung
zugutekommen. Die wollen wir retten - nicht, um der deutschen Wirtschaft
Gutes zu tun, sondern weil wir ein Interesse an diesem Abkommen haben, und
zwar ein sicherheitspolitisches Interesse, weil wir denken, dass es unserer
Sicherheit und vor allem der Sicherheit in der Region dient. Daran arbeiten
wir.

Alemany: Vielleicht darf ich auch noch ganz kurz etwas ergänzen: Die 
US-Sanktionen im Bereich der Finanzen sollen ja erst am 5. November aufleben.

Frage: Vor ein paar Wochen haben die Amerikaner ja erklärt, dass sie
wollen, dass es einen Importstopp von iranischem Öl gibt. Hat sich die
amerikanische Seite diesbezüglich mittlerweile schon an die deutsche Seite,
also an die Bundesregierung, gewandt, Frau Alemany, Herr Breul?

Alemany: Ich kann nicht davon berichten. Ich kann nur sagen, dass wir kein
Öl aus dem Iran importieren.

Zusatz : Doch! Sie haben mir hier gerade letztens gesagt, es gehe um 0,9
Prozent pro Jahr.

Alemany: Das weiß ich dann nicht. Soweit ich weiß, importieren wir kein Öl
aus dem Iran.

Zusatzfrage : Doch! - Herr Breul?

Breul: Ich kann vielleicht nur ergänzen, aber ich glaube, das klang gerade
schon an, dass das weitaus größere und wahrscheinlich größere Wirkung
entfaltende Sanktionspaket der USA Anfang November zu erwarten ist. Die
Zeit, die wir bis dahin haben, werden wir nutzen.

Zusatzfrage: Aber angenommen, die Amerikaner kommen jetzt auf die
Bundesregierung zu und sagen "Importiert kein Öl mehr aus dem Iran", wie es
Deutschland ja tut, wird die Bundesregierung dann sagen "Alles klar, das
machen wir nicht mehr"? Welche Position haben Sie dazu?

Breul: Ich kann nur sagen: Wir befinden uns mit den Amerikanern in
Gesprächen über das ganze Thema der Sanktionen. Gerade das Thema der
extraterritorialen Auswirkungen beschäftigt uns. Dazu haben wir eine klare
Position, die wir immer wieder deutlich machen. Aus diesen Gesprächen kann
ich jetzt hier nicht berichten.

Zusatzfrage: Aber welche Position haben Sie?

SRSin Demmer: Wir erwarten von den USA, dass sie europäische Interessen bei
der Anwendung von US-Sanktionen berücksichtigen.

Frage: Herr Breul, können Sie uns vielleicht ein Update zu den Beziehungen
zu Saudi-Arabien geben? Es gibt ja immer noch keinen Botschafter in Berlin.
Macht man Fortschritte dabei, diese Spannungen zu überwinden? Gibt es da
etwas Neues zu berichten?

Frau Demmer, inwieweit kann die Bundesregierung den Schmerz nachvollziehen,
den Kanada im Rahmen dieser neuen Spannungen gerade erlebt?

SRSin Demmer: Vielleicht fange ich kurz an. Wir hatten hier ja schon am
Montag Antwort auf die Frage gegeben und gesagt, dass wir das Verhältnis
von Drittstaaten untereinander natürlich grundsätzlich nicht kommentieren.
Ich kann hier aber zum Ausdruck bringen, dass Deutschland und Kanada in der
westlichen Wertegemeinschaft seit Jahrzehnten miteinander verbunden sind
und dass die Bundesregierung alle Hoffnungen darauf setzt, dass sich die
diplomatischen und die sonstigen Beziehungen zwischen den beiden Staaten,
um die es hier geht, wieder verbessern werden.

Breul: Zum aktuellen Stand der Beziehungen kann ich vielleicht sagen: Es
findet ein reger Austausch mit Saudi-Arabien statt. Außenminister Maas hat
erst letzte Woche mit seinem Amtskollegen telefoniert. Staatsminister Annen
hat Anfang Juli den Außenminister Saudi-Arabiens getroffen, und auch Herr
Maas hat ihn am Rande des G20-Außenministertreffens in Buenos Aires im Mai
getroffen. Es gibt also Gespräche, auch auf Ministerebene.

Nichtsdestotrotz ist es richtig: Der saudi-arabische Botschafter ist noch
nicht nach Berlin zurückgekehrt. Wir arbeiten daran mit der saudischen
Seite und stehen in Kontakt mit der Regierung des Königreichs. Wir müssen
aber auch die Entscheidung darüber, wann die Saudis dafür den richtigen
Zeitpunkt gekommen sehen, respektieren.

Frage: Herr Breul, ich habe das hier am Montag auch verfolgt. Sie haben
lustigerweise nichts zu den konkreten Fällen gesagt, auf denen sich dieses
Verhältnis zwischen Kanada und Saudi-Arabien aktuell stützt, der Festnahme
von Samar Badawi, der Schwester des berühmten saudischen Bloggers Nassima
al-Sadah. Können Sie uns die Haltung der Bundesregierung dazu mitteilen?

Breul: Ich habe dazu wohl etwas gesagt, aber in sehr allgemeiner Form,
woraus man aber durchaus Schlussfolgerungen ziehen kann. Ich habe am Montag
betont, dass es nicht immer eine Nullachtfünfzehn-Antwort für jeden Fall
gibt, sondern dass es genau abzuwägen gilt, wann man was auf welchem Kanal
abstimmt und zu welchen Fällen man öffentlich und zu welchen man vielleicht
eher über vertrauliche Kanäle Stellung nimmt. Gerade mit Blick auf 
Saudi-Arabien ist es gute Tradition, dass wir uns darüber im Kreis der Europäer
eng abstimmen und dort, wo es sich anbietet, auch gemeinsam vorgehen. Genau
das findet auch gerade in Brüssel statt. Wir stimmen uns mit unseren
Partnern ab.

Ich möchte noch einmal betonen: Das Entscheidende ist für uns dabei nicht
die Medienwirksamkeit. Das Entscheidende ist für uns das Interesse der
Betroffenen, und das sollte maßgebend sein.

Zusatz: Was den Bruder angeht, haben Sie hier in der Vergangenheit auch
öfter gesagt, dass Sie die Inhaftierung falsch finden und dass Sie hoffen,
dass er bald herauskommt. Das sagen Sie jetzt zu seiner Schwester nicht,
die eine Frauenrechtlerin in Saudi-Arabien ist. Es ist dann jetzt schon
auffallend, dass Sie uns gegenüber hier weder Sorge mitteilen noch das
verurteilen noch ihre Freilassung fordern. Das habe ich richtig verstanden.

Breul: Ich sage das jetzt nicht heute hier.

SRSin Demmer: Ich kann Herrn Breul da einfach noch einmal unterstützen: Die
Bundesregierung setzt sich weltweit für den Schutz von Menschenrechten ein.
Das geschieht eben manchmal öffentlich, aber manchmal auch auf dem Wege
stiller Diplomatie. Entscheidend dafür ist immer das Interesse der
Menschenrechtsverteidiger selbst.

Zusatzfrage: Wenn jetzt berichtet wird, dass sich die Bundesregierung für
diese Frauenrechtlerin und Schwester von Herrn Badawi einsetzt, ist das
dann richtig?

Breul: Wir setzen uns weltweit für Menschenrechtsverteidiger ein.

Zusatzfrage : Für diesen konkreten Fall?

Vorsitzende Wefers: Ich glaube, wir kommen jetzt hier nicht weiter.

Frage: Ich würde gerne wissen, ob jetzt schon klar ist, ob die
Bundeskanzlerin Herrn Erdogan treffen wird, und in welchem formalen Rahmen
das geschehen soll.

Mich würde zum Zweiten interessieren, ob die Bundesregierung irgendwelche
Bedenken hätte, wenn Herr Erdogan nicht nur in einer Kleinen, eher internen
Veranstaltung, sondern vor einer großen Menge von möglicherweise Tausenden
von Menschen spräche.

SRSin Demmer: Wie Sie wissen, hat das Bundespräsidialamt ja gestern die
Einladung an Präsident Erdogan zu einem Staatsbesuch in Deutschland
bestätigt. Einzelheiten des Programms und des Ablaufs dieses Besuchs stehen
noch nicht fest. Die werden dann wie üblich eine Woche vorher angekündigt.

Ich kann bestätigen, dass die Bundeskanzlerin Erdogan zu einem Gespräch
anlässlich seines Staatsbesuchs empfangen wird. Aber über Einzelheiten kann
ich Ihnen jetzt noch nichts sagen. Ich würde aber schon auch gerne noch
klarmachen, dass so ein Staatsbesuch eben ganz klaren Regeln folgt, die dem
Ganzen ein sehr starres Korsett geben.

Zusatzfrage: Darf ich noch einmal nachfragen, was die Möglichkeit eines
großen Forums angeht, das Herr Erdogan sucht?

SRSin Demmer: Das meinte ich eben: Es gibt bei Staatsbesuchen klare
formelle Vorgaben, die dabei einzuhalten sind und die diesem ganzen Besuch
einen klaren Rahmen geben.

Zusatzfrage: Können Sie mir das nicht konkret sagen?

SRSin Demmer: Nein, zu Details kann ich Ihnen jetzt noch nichts sagen.

Frage: Heißt Ihr Hinweis auf das Korsett, dass Sie von Herrn Erdogan ganz
klar erwarten, dass solche Überlegungen hinsichtlich eines solchen
Auftritts nicht zu einem Staatsbesuch gehören?

SRSin Demmer: Der Staatsbesuch liegt in den Händen des Bundespräsidenten.
Deswegen möchte ich mich jetzt hier auch nicht zu Details dieses
Staatsbesuchs äußern. Ich kann bestätigen, dass die Bundeskanzlerin ihn
treffen wird und dass in jedem Fall auf beiden Seiten Gespräche stattfinden
werden, in denen wie immer alle wichtigen Themen und auch die Differenzen
angesprochen werden. Bezüglich der Details bitte ich Sie wirklich noch um
ein bisschen Geduld; es ist ja noch eine Weile hin.

Zusatzfrage: Ich hatte jetzt auch nicht erwartet, dass Herr Steinmeier den
öffentlichen Auftritt von Herrn Erdogan organisiert. Aber erwarten Sie,
dass er, wenn er nach Deutschland kommt und einen Staatsbesuch erhält,
nicht öffentlich auftritt?

SRSin Demmer: Wie gesagt: Ich habe jetzt tatsächlich alles dazu gesagt, was
ich Ihnen jetzt dazu sagen kann.

Frage: Herr Breul, was machen die deutsch-türkischen Gefangenen in der
Türkei? Wie viele sind es aktuell? Haben Sie zu allen konsularischen
Zugang?

Breul: Ich kann Ihnen gerne berichten, dass sich aktuell insgesamt 49
deutsche Staatsangehörige in türkischer Haft befinden, zusätzlich fünf, die
in Abschiebehaft sind. Daneben sind 34 Fälle von Deutschen bekannt, die
aufgrund von Ausreisesperren die Türkei nicht verlassen können, die meisten
aufgrund politischer Tatvorwürfe. Von den 35 Deutschen, die seit dem
Putschversuch mutmaßlich wegen politischer Strafvorwürfe inhaftiert wurden,
befinden sich noch sieben in türkischer Haft, darunter drei Doppelstaatler.

Zusatzfrage : Drei Deutsche und vier Deutsch-Türken, also Doppelstaatler?

Breul: Andersherum: Drei Doppelstaatler und vier Deutsche.

Alemany: Ich hätte noch eine Ergänzung zu machen. Wir hatten beide recht:
2018 haben wir kein Öl aus dem Iran nach Deutschland importiert. 2017 waren
es 0,9 Prozent.

Frage: Ich weiß es nicht, aber wahrscheinlich ist das Innenministerium der
Adressat. Es hat am Wochenende beziehungsweise in den vergangenen Tagen in
Frankfurt wieder einen Fall gegeben, in dem es aufgrund einer
Sicherheitspanne am Flughafen zu Dingen mit jedenfalls großer
Folgewirkungen und wahrscheinlich auch relativ großen wirtschaftlichen
Schäden gekommen ist. Mich würde zum einen interessieren, inwieweit die
Bundespolizei in solche sicherheitsrelevanten Vorgänge beziehungsweise
Pannen eingebunden ist. Trägt sie möglicherweise Verantwortung? Ergibt sich
aus dem, was vor wenigen Tagen in München passierte und jetzt in Frankfurt
passierte, für das Innenministerium irgendein Handlungsbedarf, um so etwas,
das ja riesige Folgewirkungen hat, in Zukunft zu vermeiden?

Petermann: Die Bundespolizei überwacht fachlich die dort tätigen
Sicherheitsorganisationen beziehungsweise -kräfte und wird natürlich auch
in dem Fall aus Frankfurt von gestern nach den Fehlern forschen und
versuchen, Regularien und Absprachen zu treffen, um solche Pannen in
Zukunft auszuschließen. So weit dazu.

Zusatzfrage: Die Frage ist: Gibt es da irgendeinen Handlungsbedarf? Hat man
da schon einen erkannt, nachdem so etwas jetzt zum zweiten Mal binnen
Kurzem passiert ist?

Wie sieht es eigentlich mit den wirtschaftlichen Schäden solcher Dinge aus?
Landen die beim Betreiber eines Flughafens, oder ist, wenn die
Bundespolizei den Sicherheitsapparat beziehungsweise die Vorkehrungen
überwacht, möglicherweise am Ende auch die Bundespolizei haftbar?

Petermann: Dazu kann ich im Augenblick gar nichts sagen, weil ja erst
einmal erforscht werden muss, wo der Fehler lag und gegenüber wem sich aus
diesen Fällen Schadensersatzansprüche herleiten könnten, müssten
beziehungsweise sollten. Es wäre ein bisschen viel verlangt, das heute an
dieser Stelle sagen zu können.

Frage: Es geht um die Anhebung der Verdienstgrenze (für geringfügig
entlohnte Beschäftigung). Wie steht denn das zuständige Ministerium dazu?

Küchen: Vielen Dank für die Frage. - Geringfügig entlohnte Beschäftigung,
die sogenannten Minijobs, unterliegt ja sozialversicherungs- und
steuerrechtlichen Sonderregelungen. Ein Hauptgrund für die Sonderstellung
der Minijobs ist, dass sie ihrem Wesen nach nicht darauf abzielen, allein
den vollen Lebensunterhalt der Beschäftigten zu gewährleisten.

Die Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäftigung ist derzeit bei
450 Euro festgeschrieben, und schon seit Anbeginn war die Maßgabe dabei,
die Ausweitung der Minijobs zu begrenzen. Ziel muss nämlich sein, möglichst
viele Menschen in voll sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu
bringen, gerade im Hinblick auf die Absicherung im Alter bei der Rente.

Der Gesetzgeber hat zwar, wie Sie sich vielleicht erinnern, zuletzt zum
Beginn 2013 eine punktuelle Anhebung dieser Entgeltgrenze beschlossen. Eine
weitere Anhebung ist derzeit aber nicht vorgesehen und auch nicht
Gegenstand des Koalitionsvertrags.

Frage: Ich habe eine Frage, die sich vielleicht - ich weiß es nicht - wegen
des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe am ehesten an
das Innenministerium richtet. Wir haben ja gestern Schlagzeilen gelesen:
"Trinkwasser wird knapp, Regierung erstellt Notfallplan". Können Sie uns
einfach noch einmal auf den neuesten Stand bringen? Wie sieht es mit
irgendwelchen Notfallplänen aus?

Petermann: Ich kann dazu zumindest nicht sagen, dass ich nicht zuständig
wäre, sondern das BBK ist in der Tat eine Geschäftsbereichsbehörde des
Innenministeriums. Ja, es gibt Notfallpläne. Sie erinnern sich: Vor
ungefähr zwei Jahren hatten wir als Haus die Konzeption Zivile Verteidigung
vorgestellt. Darin war unter anderem auch von Notfallplänen die Rede, unter
anderem auch in Bezug auf Trinkwasser.

Ob ein solcher Notfall jetzt vorliegt, ist mir nicht bekannt. Das müsste
ich erfahren haben. Daher kann ich jetzt an dieser Stelle, glaube ich,
nichts weiter zur Erhellung beitragen.

Zusatzfrage: Hat sonst jemand aus der Bundesregierung Ahnung? Die Frage ist
ja dann auch immer: Wie sind eigentlich die Grundwasserbestände? Wie sieht
es mit den Talsperren aus? Überlassen Sie das alles den Ländern und
Kommunen?

Petermann: Sorry, da hätte ich etwas genauer sein können; danke für das
Stichwort. Wir sind ja als Bund nur für den Bereich der zivilen
Verteidigung zuständig, also nur für den Kriegsfall. Im Friedensfall sind
die Länder als Katastrophenschutzbehörden zuständig, und nach dem Bereich
der Trinkwasserreserven beziehungsweise Brunnen und Talsperren sind dann
auch die Länderorganisationen zu befragen.

Frage: Wenn wir beim Thema "Wetter und Dürre" sind, würde ich gerne einfach
das Bundesagrarministerium bitten, mir zu sagen, ob die Ernteberichte der
Länder inzwischen eingegangen sind. Ich glaube, dass sollte dieser Tage
passieren.

Brandt: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass die Länder immer noch die
Möglichkeit haben, uns ihre Hilfsprogramme und ihre Daten und Fakten zu
liefern. Wir können natürlich nur auf Basis von validen Daten und Fakten
entscheiden. Es besteht noch die Möglichkeit, zu antworten, und deshalb
können wir jetzt im Moment auch noch keinen Zwischenstand bekannt geben.
Ich kann Ihnen also das sagen, was ich Montag auch schon gesagt habe.

Zusatzfrage: Gibt es da eine Deadline?

Brandt: Die Deadline ist heute, 8. August.

Frage: Das geht vermutlich an das BMWi und das BMF. Der Insolvenzverwalter
von Air Berlin hat in Aussicht gestellt, dass der Bund möglicherweise mehr
von seinem Millionenkredit zurückbekommt, weil er da noch irgendwelche
Kautionen und so etwas zurückfordert. Ich wollte einfach einmal fragen: Was
ist denn da der aktuelle Stand? Wie viel von den 150 Millionen Euro hat der
Bund zurückbekommen? Haben Sie irgendwelche genaueren Informationen darüber
- möglicherweise vom Insolvenzverwalter selbst oder von irgendeinem anderen
-, was da möglicherweise noch kommen könnte?

Alemany: Ich kann Ihnen gerne die aktuellen Stände nennen: Der
Rückzahlungsstand bis dato beträgt 74,4 Millionen Euro. Was am Ende noch
zurückgezahlt werden kann, wissen wir noch nicht, weil der
Verwertungsprozess ja noch andauert.

Zusatzfrage: Erhalten Sie vom Insolvenzverwalter regelmäßige Updates
darüber, was gerade passiert, oder gehen einfach irgendwann ein paar
Millionen Euro auf irgendeinem Konto ein? Wie ist der Kontakt?

Alemany: Die Verwertung dauert sukzessive fort. Je nach dem, was - wie soll
ich es sagen - uns als Gläubiger zusteht, wird dann immer wieder
überwiesen. Derzeit ist der Stand eben 74,4 Millionen Euro.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie keine Information darüber haben, wie viel
mehr das eventuell noch werden könnte?

Alemany: Nein. Das wird der weitere Prozess ergeben.

Zusatzfrage: Ich denke, meine Frage geht an das BMI und das BMJV. Aus
Anlass des Urteils im Missbrauchsfall in Staufen fordert der BKA-Chef
Holger Münch noch einmal ganz klar: Wir brauchen die
Vorratsdatenspeicherung.

Haben Sie das Gefühl, dass die Diskussion damit noch einmal aufgemacht
wird? Wenn ich den Fall in Staufen richtig im Kopf habe, dann war dort
eigentlich nicht das Thema der Vorratsdatenspeicherung das wirkliche
Problem, auch nicht bei der Entdeckung oder der Aufklärung usw. Wie wollen
Sie diese eventuell neu aufflammende Debatte begleiten?

Steffen: Ich kann zum Verfahrensstand nur das sagen, was wir an der Stelle
leider immer sagen, nämlich dass vor dem Bundesverfassungsgericht ein
Verfahren anhängig ist und wir uns deshalb dazu im Moment noch nicht weiter
äußern können. Die Vorratsdatenspeicherung ist ausgesetzt, wie Sie wissen.

Petermann: Ergänzend kann ich nur sagen, dass der Chef des
Bundeskriminalamtes aus aktuellen Anlässen darauf hingewiesen hat, wie
wichtig die Vorratsdatenspeicherung für die Verfolgung von Kriminalfällen,
von schweren Verbrechen wäre und dass sie gerade im Bereich der
Kinderpornografie ein sehr hilfreiches Mittel wäre.

Zusatzfrage : Rund um die Vorstellung der Kriminalstatistik gab es ja ein
paar Unstimmigkeiten oder etwas Ärger, weil in der offiziellen
Kriminalstatistik nur ein bisschen mehr als 6000 Fälle von
Kinderpornografie aufgelistet werden, Herr Münch aber immer von mehr als
8000 spricht, die sie nicht aufklären konnten. Er sagt dazu immer: Na ja,
wir konnten sie überhaupt nicht in die Statistik aufnehmen, weil wir gar
nicht wissen, wo wir sie ansiedeln sollen.

Wird, um solche Unklarheiten irgendwann einmal auszuräumen, eigentlich
darüber nachgedacht, wie man mit Statistiken umgeht und welche Zahlen in
der Öffentlichkeit verwendet werden sollten?

Petermann: Mir ist dazu kein Diskussionsstand bekannt. Aber wenn sich der
Präsident des Bundeskriminalamtes zu dieser konkreten Frage schon einmal
geäußert hat, dann vermute ich schon, dass es Überlegungen gibt. Ich kenne
die Hintergründe nicht. Deswegen kann ich Ihnen darauf keine Antwort geben.

Frage: Ich möchte das Wirtschaftsministerium zum Vorhaben der Reform der
Außenwirtschaftsverordnung fragen: Warum brauchen wir eigentlich eine
Reform der Außenwirtschaftsverordnung, wenn es doch die Bundesregierung,
wie sie gerade in den letzten Tagen gezeigt hat, offenbar virtuos schafft,
solche Vorhaben auch ohne ein formelles Nein zu unterbinden? Das heißt,
offenbar bestehen genügende gesetzliche und auch andere Möglichkeiten, um
Vorbehalte gegenüber Übernahmevorhaben deutlich zu machen.

Mich würde zum Zweiten interessieren, ob es eigentlich schon einen Zeitplan
gibt, wie die Außenwirtschaftsverordnung durch das Verfahren gehen soll und
ab wann sie gelten könnte.

Alemany: Es ist gut, dass Deutschland ein attraktiver Standort ist, und es
ist gut, dass wir eine der offensten Volkswirtschaften der Welt sind. Aber
wir sind nicht naiv. Wir achten auf faire Wettbewerbsbedingungen für unsere
Unternehmen.

Anders als das Klima hier in Deutschland ist das Welthandelsklima derzeit
ja eher als rau zu bezeichnen. Wie auch Sie mitbekommen, befinden sich
unsere Übernahmekandidaten oft im Wettbewerb mit Wettbewerbern, die selbst
nicht fairen Wettbewerb betreiben, in dem es zu Joint-Venture-Zwängen
kommt, in dem gewisse Branchen für ausländische Investoren gar nicht
geöffnet werden oder in dem es nicht marktkonforme Finanzierungen bei
solchen Übernahmen gibt. Das heißt, wir sehen es als unsere Pflicht an,
unsere Sicherheitsinteressen in Deutschland und unsere Unternehmen hier zu
schützen. Minister Altmaier hat ja deutlich gemacht, dass auch Achtsamkeit
zur sozialen Marktwirtschaft dazugehört.

In diesem ganzen Rahmen bewegten wir uns, als wir mit der letzten Novelle
im vergangenen Jahr die Außenwirtschaftsverordnung verschärft haben. Wir
haben dabei zum Beispiel Meldepflichten für Übernahmen von kritischen
Infrastrukturen eingeführt. Wir haben die Prüffristen etwas verlängert,
weil es sich zunehmend um sehr komplexe Firmenübernahmen handelt. Wir haben
auch auf EU-Ebene das EU-Investmentscreening angeregt, um dem Phänomen der
nicht marktkonformen Firmenübernahmen ein bisschen besser Herr zu werden.

Jetzt ist unsere derzeitige Außenwirtschaftsverordnungsnovelle, die sich
gerade in der Ressortabstimmung befindet, in Gang gesetzt worden. Wie Sie
wissen, werden wir die Vorgaben zu Investitionsprüfungen auch an die
aktuellen Herausforderungen anpassen. Wir wollen also die Prüfmöglichkeiten
bei Unternehmenserwerben erweitern. Dabei muss ich den Hinweis geben, dass
wir die Prüfverfahren erweitern und die Prüfmöglichkeiten früher ansetzen
lassen wollen. Wir wollen nicht mehr untersagen. Wir wollen aber da
achtsamer sein dürfen, wo legitime Sicherheitsinteressen Deutschlands
betroffen sind.

Die Prüfschwellen werden nur in bestimmten Bereichen abgesenkt. Denn
Firmenübernahmen von Erwerbern außerhalb der EU haben deutlich zugenommen.
Dem begegnen wir mit unserer AWV-Novelle. Prüfen oder senken werden wir die
Prüfaufgreifschwelle - so heißt sie - bei verteidigungsrelevanten
Unternehmen, bei kritischen Infrastrukturen oder zum Beispiel im Bereich
bestimmter anderer ziviler sicherheitsrelevanter Technologien. Ich nenne
hier beispielsweise die IT-Sicherheit.

Zu Ihrer Frage, warum früher, vor all diesen Novellen, noch nie etwas
passiert ist: Das kann ich Ihnen nicht beantworten. Bei Firmenübernahmen,
die wir damals noch nicht prüfen durften, können wir jetzt nicht sagen, ob
die Sicherheitsinteressen Deutschlands betroffen waren; denn wir durften
sie ja nicht prüfen. Das heißt nicht, dass die Sicherheitsinteressen nicht
betroffen waren oder dass es damals nicht zum Beispiel zu
Technologietransfer gekommen ist. Wir wollen dem aber für die Zukunft
achtsam entgegentreten.

Frage: Warum plant die Bundesregierung jetzt eine Absenkung auf 15 Prozent?
Warum gibt es nicht einfach eine völlige Abschaffung der Aufgreifschwelle,
und warum macht man es nicht so wie, glaube ich, in den USA oder auch in
Großbritannien, wo die Regierung einfach entscheidet, welche Fälle geprüft
werden und welche nicht? Warum noch die 15 Prozent?

Alemany: Wir haben die Schwelle von 15 Prozent jetzt in der
Ressortabstimmung vorgeschlagen und halten uns damit an die Schwelle im
Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz, dem WpÜG. Dabei geht es vor allem
darum, dass der Firmenerwerb einen Einfluss auf die gekaufte Firma ausüben
muss. Das wäre bei einem oder bei zwei Prozent wahrscheinlich ein bisschen
schwierig zu belegen, zumal wir Planbarkeit für unsere Firmen haben wollen.
Wenn der Staat quasi willkürlich alle Erwerbe prüfen dürfte - Sie hatten
ein Beispielland angesprochen -, dann gibt es für die Firmen weniger
Planbarkeit als dann, wenn sie wissen, zu welchen Schwellen die Dinge
gelten.

Frage: Ich habe eine Frage zu Weißrussland. Dort gab es gestern und heute
mehrere Festnahmen von Journalisten. Es gab auch mehrere
Hausdurchsuchungen. Unter anderem ein freier Mitarbeiter der Deutschen
Welle ist davon betroffen. Wie bewertet die Bundesregierung diese
Geschehnisse?

Breul: Dazu habe ich aktuell nichts dabei. Das würde ich Ihnen gern
nachreichen.

Frage: Frau Petermann, ich muss noch einmal auf das Thema Spanien
zurückkommen, weil mir eines noch nicht ganz klar ist. Wenn das Abkommen an
diesem Samstag, am 11. August, in Kraft tritt, was passiert dann ganz
praktisch zum Beispiel an der deutsch-österreichischen Grenze? Werden die
Menschen, die man nach EURODAC 1 usw. identifiziert, dann von Deutschland
in ein Flugzeug gesetzt und ähnlich wie bei einer Abschiebung in Begleitung
eines Bundespolizisten zurückgeführt, oder sagt man einfach: "Ihr müsst in
Österreich bleiben, ihr könnt nicht nach Deutschland kommen"?

Petermann: In diesen Fällen gilt ja die Fiktion der Nichteinreise. Das
heißt, sie werden dann in der Regel per Flugzeug, aber möglicherweise auch
anders - das kommt auf den Einzelfall an - nach Spanien zurückgebracht.

Zusatzfrage: Aber es ist nicht so, dass man dafür jetzt auch mit Österreich
noch einmal neue Vereinbarungen getroffen hat, oder?

Petermann: Nein.

Mittwoch, 8. August 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 8. August 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/08/2018-08-08-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AUSSEN/1833: Festnahmen in Weißrussland sind ein Einschüchterungsversuch


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. August 2018

JENSEN: Festnahmen in Weißrussland sind ein Einschüchterungsversuch



Zu den Festnahmen von Journalisten in Weißrussland erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Es ist völlig absurd, rund ein Dutzend Journalisten aufgrund einer
vermeintlich illegalen Nutzung von Inhalten der staatlichen
Nachrichtenagentur festnehmen zu lassen. Selbst wenn es tatsächlich
Urheberrechtsverstöße gegeben haben sollte, sind die Festnahmen
vollkommen unverhältnismäßig. Die Polizeimaßnahmen sind nichts als
ein Einschüchterungsversuch. Wir fordern von der Regierung in Minsk,
rechtsstaatliche Prinzipien einzuhalten und die Journalisten umgehend
wieder auf freien Fuß zu setzen. Meinungs- und Pressefreiheit ist ein
Menschenrecht. Die Bundesregierung muss gerade auf unserem Kontinent
die Verantwortung spüren und sich für die Freilassung
unmissverständlich einzusetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SOZIALES/1485: Kindergeld-Betrug bei der Wurzel packen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. August 2018

SEESTERN-PAULY: Kindergeld-Betrug bei der Wurzel packen



Zum Anstieg ausländischer Kindergeld-Empfänger erklärt der
kinder- und jugendpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Matthias
Seestern-Pauly:

"Der starke Anstieg stellt die Kommunen vor große Herausforderungen,
denen wir dringend begegnen müssen. Insbesondere der
Kindergeld-Betrug muss eingedämmt werden. Die FDP-Fraktion will das
Problem an der Wurzel packen: Zum einen müssen die Familienkassen
besser und vernetzter zusammenarbeiten. Darüber hinaus muss auf
europäischer Ebene auf ein funktionierendes Meldewesen in allen
EU-Mitgliedstaaten und einen verlässlichen Datenabgleich gedrängt
werden. Zum anderen brauchen wir ein Kindergeld 2.0, das
kindesbezogene Leistungen bündelt. Es soll von einer zentralen Stelle
ausbezahlt werden, was Bürokratie mindert und Missbrauch erschwert.
So helfen wir Familien und schieben gleichzeitig dem Betrug einen
Riegel vor."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4953: Offizielle Untersuchung - Muttermilch mit PFOA verseucht (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 9. August 2018

Offizielle Untersuchung: Muttermilch mit PFOA verseucht

SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn: CSU-Umweltminister haben die Familien nicht gewarnt - Jedes mit PFOA belastete Baby geht auf ihr Konto



Die Muttermilch im Landkreis Altötting ist im Durchschnitt höher mit der gefährlichen Chemikalie PFOA belastet, als es das Trinkwasser sein darf. Das ist das Ergebnis von offiziellen Untersuchungen, die das Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit jetzt veröffentlicht hat.

Der SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn ist alarmiert: "Dieses beunruhigende Ergebnis zeigt, dass die Landesbehörden endlich damit aufhören müssen, den Umweltskandal herunterzuspielen. Jahrelang wurde zu wenig getan, um die Bevölkerung zu schützen. Doch wenn jetzt sogar Babys über die Muttermilch mit PFOA belastet werden, ist endgültig eine Grenze erreicht."

Wenn die Behörden sofort eingeschritten wären, als sie vor über zehn Jahren von der PFOA-Belastung des Trinkwassers erfahren hatten, hätten diese Belastungen der Mütter und ihrer Kinder vermieden werden können, betont von Brunn: "Die Mütter hätten schon längst auf Mineralwasser umsteigen und damit die Anreicherung der Chemikalie in ihrem Körper verhindern können - wenn sie gewarnt worden wären. Jedes jetzt mit PFOA belastete Baby geht auf das Konto der CSU-Umweltminister und ihrer Behörden - darunter Markus Söder persönlich."

Von Brunn fordert, dass die Behörden nun für sämtliche Säuglinge und Kleinkinder im Landkreis Altötting eine flächendeckende Blutuntersuchung anbieten: "Die Halbwertzeit von PFOA beträgt drei bis vier Jahre. Bis zu zwölf Jahre lang sind nach Auskunft von Kinderärzten die Werte noch im Blut erhöht. Wahrscheinlich sind hunderte Kinder mit der Chemikalie belastet. Die Familien haben ein Anrecht darauf, endlich umfassend informiert zu werden."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4447: Umfrage zum Lärmaktionsplan - Autoverkehr muss unverzüglich eingedämmt werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. August 2018

Umfrage zum Lärmaktionsplan: Autoverkehr muss unverzüglich eingedämmt werden



85 Prozent, die sich vom Lärm des Straßenverkehrs gestört fühlen. 90 Prozent, denen eine Verringerung des Lärms im eigenen Wohnumfeld wichtig ist. Die Aussagen der Umfrage zum Lärmaktionsplan sind eindeutig. Hamburg hat ein massives Lärmproblem. Dazu Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Die Ergebnisse der Umfrage können niemanden kalt lassen. Sie zeigen, dass nahezu alle in unserer Stadt unter Verkehrslärm leiden. Wir sehen uns in unserer Haltung bestätigt, dass das Lärmproblem ohne eine massive Eindämmung des Autoverkehrs nicht zu lösen ist. In Zukunft muss weniger Auto gefahren werden und es muss langsamer gefahren werden! Das käme nicht nur der Umwelt und dem Klima zugute, sondern ganz unmittelbar den Menschen in unserer Stadt. Statt mickriger zehn Tempo-30-Abschnitte in der Nacht braucht es flächendeckend Tempo 30. Das macht den Verkehr ruhiger und sicherer."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. August 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2347: Inklusion an Schulen (Li)


Landtag intern 7/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Aus dem Plenum

Inklusion an Schulen

Neue Eckpunkte Thema im Landtag

von Susanne Ellert, Thomas Becker, Michael Zabka



12. Juli 2018 - Die schwarz-gelbe Landesregierung will die
Inklusion an Schulen neu organisieren und u.a. Förderschulen stärken.
In einer Aktuellen Stunde haben die Abgeordneten im Landtag kontrovers
über die Pläne zum gemeinsamen Lernen von Kindern und Jugendlichen mit
und ohne Behinderung in Schulen diskutiert.


Der Diskussion lag ein Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
zugrunde (17/3111). Das gemeinsame Lernen von Kindern mit und ohne
Behinderung an Schulen könne nur gelingen, "wenn man vom Kindeswohl
aus denkt", heißt es im Antrag. Kinder und Jugendliche mit
Unterstützungsbedarf könnten erfolgreich an Regelschulen unterrichtet
werden. "Für diejenigen mit größerem Bedarf bieten Förderschulen
jedoch die besseren Voraussetzungen."

Anfang Juli hatte Schulministerin Yvonne Gebauer (FDP) die Eckpunkte
für die Neuausrichtung der Inklusion an Schulen in Nordrhein-Westfalen
vorgestellt. Demnach müssen weiterführende Schulen künftig ein
pädagogisches Inklusionskonzept sowie genug Räume vorweisen, um
inklusiven Unterricht anzubieten. Zudem sollen Sonderpädagogen an
weiterführenden Schulen arbeiten. Eingeschränkt werden soll der
inklusive Unterricht an Gymnasien. Rahmenbedingungen für Förderschulen
sollen dagegen verbessert werden, um Angebote für Kinder und
Jugendliche mit besonderem Förderbedarf wohnortnah vorzuhalten. Die
Neuausrichtung der Inklusion an Schulen soll mit dem Schuljahr
2019/2020 beginnen.

Die Maßnahmen der Vorgängerregierung zur Inklusion seien unüberlegt
gewesen, sagte Kirstin Korte (CDU) bei der Debatte im Landtag:
"Es herrschte das Prinzip Masse in der Klasse." Viele Schulen hätten
ohne sonderpädagogische Expertise auskommen müssen. Bis zum Schuljahr
2024/25 sollten 6.000 weitere Lehrerstellen und zum kommenden
Wintersemester 250 zusätzliche Studienplätze für Sonderpädagogik
geschaffen werden. Ein gemeinsames Lernen solle es nur geben, wenn
Qualitätsstandards, wie ein sonderpädagogisches Konzept und
ausgebildetes Personal, vorhanden seien. Die Zukunft der Förderschulen
solle gesichert werden, sodass Eltern eine Wahlmöglichkeit hätten.

Die Vorgängerregierung habe nur die Quote und nicht das Gelingen der
Inklusion im Blick gehabt, sagte Franziska Müller-Rech (FDP):
"Wir steuern um - denken Inklusion nicht von der Quote, sondern vom
Kind her." Regel- und Förderschulen sollten nicht länger gegeneinander
ausgespielt werden. Die Entscheidung für eine Schulform solle nicht
für die gesamte Laufbahn gelten. Vor allem im Primarbereich leisteten
Förderschulen hervorragende Arbeit und bereiteten viele Kinder auf den
Wechsel an eine Regelschule vor. Die Landesregierung schaffe eine
"echte" Wahlmöglichkeit für Kinder mit Förderbedarf.


Veränderungen für Gymnasien

Eva-Maria Voigt-Küppers (SPD) forderte, dass Qualitätsstandards
für die Inklusion an Schulen neu definiert und mehr Stellen geschaffen
werden müssten. Die SPD-Fraktion lehne aber die Pläne der
Landesregierung ab, nach denen das "zieldifferenzierte Lernen am
Gymnasium zur Ausnahme wird". Man könne nicht von Inklusion sprechen,
"wenn eine einzelne Schulform davon mehr oder weniger ausgenommen
wird". Inklusion sei eine "gesamtgesellschaftliche Aufgabe", auch
Gymnasien seien in der Pflicht. In Zukunft sei zu befürchten, dass die
Gräben zwischen Inklusionsbefürwortern und Inklusionsgegnern wüchsen.

Mit ihren aktuell vorgelegten Eckpunkten zur Inklusion richte die
Landesregierung ein "Chaos" an Schulen an, kritisierte Sigrid
Beer (Grüne). Schulen würden in einen "Inklusionsstreik"
getrieben. Mehr als 20 Schulkonferenzen befassten sich derzeit mit
Ausstiegsbeschlüssen, um auf die gemeinsame Beschulung von Kindern mit
und ohne Behinderung mindestens für die 5. Jahrgangsstufe zu
verzichten. In der Gesamtschule in Wuppertal-Langerfeld sei ein
solcher Beschluss bereits gefasst worden, da Stellen von
Sonderpädagogen zuvor gekürzt worden seien. In ganz NRW würden
Sonderpädagogen aktuell an Förderschulen "zurückgeordert".

Mit dem Umsteuern beim Inklusionsprozess habe die Landesregierung eine
"längst überfällige Korrektur" eingeleitet, sagte Helmut Seifen
(AfD). Raummangel und fehlende Sonderpädagogen hätten zu "chaotischen
Zuständen" an den Regelschulen geführt. Kindern mit Förderbedarf
hätten feste Ansprechpartner gefehlt, weil Sonderpädagogen "von
Einsatz zu Einsatz" gependelt seien. An Förderschulen hätten sie, so
Seifen, diese Ansprechpartner gehabt. Es sei unsinnig, Kinder und
Jugendliche in Schulen zu bringen, an denen sie keine Möglichkeit
hätten, "mitzuschwimmen". Dies treffe besonders auf Gymnasien und
Realschulen zu.

Er sei froh, dass die Landesregierung einen Paradigmenwechsel
vollziehe, sagte Marcus Pretzell (fraktionslos). Allerdings
habe sie Probleme "geerbt", die sie in dieser Wahlperiode nicht lösen
könne.

Immer wieder hätten Eltern und Lehrkräfte zu Recht verbindliche
Qualitätsstandards für das gemeinsame Lernen gefordert, sagte
Schulministerin Yvonne Gebauer (FDP). Um eine hochwertige
inklusive Förderung an allgemeinen Schulen zu ermöglichen, werde man
diese Standards nun "fest verankern". So müssten Schulen u. a. über
ein Konzept zur inklusiven Bildung verfügen. Außerdem müssten
"Lehrkräfte für sonderpädagogische Förderung fester Bestandteil der
Schule sein". Die Landesregierung werde "intensiv" in das gemeinsame
Lernen investieren. Die Wahlmöglichkeit zwischen Förderschule und
allgemeiner Schule solle aber gesichert werden.

 * 

Quelle:

Landtag intern 7 - 49. Jahrgang, 17.07.2018, S. 5
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RHEINLAND-PFALZ/4880: Gewalt gegen Zugbegleiter (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
09.08.2018

Gewalt gegen Zugbegleiter

Matthias Lammert: "Klares Zeichen gegen Gewalt an Zugbegleiter setzen"



Zur Veröffentlichung der rasant gestiegenen Zahlen an Übergriffen auf
Zugbegleiter durch die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft erklärt der
innenpolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Matthias Lammert:

"Was für Polizisten, Feuerwehrleute und Rettungskräfte gilt, gilt auch
für Zugbegleiter: Wir akzeptieren keine Gewalt gegen Helfer der
Öffentlichen Ordnung. Bahnbegleiter sind unerlässlich, um Reisende zu
informieren und ihnen zu helfen. Das Zugpersonal muss vor Aggressionen
und Attacken durch Fahrgäste geschützt werden. Deshalb brauchen wir
mehr Sicherheitspersonal in der Bahn.

An dieser Stelle ist auch die Landesregierung gefragt. Sie muss bei
den Ausschreibungen von öffentlichen Verkehrsleistungen den
Sicherheitsaspekt für die Fahrgäste und die Zugbegleiter stärker als
bisher berücksichtigen."

Lammert kündigt an, das Thema auf die Tagesordnung des

Innenausschusses des Landtages zu setzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. August 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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AGRAR/261: Hofabgabeklausel abschaffen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. August 2018 
Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Hofabgabeklausel abschaffen



Ursula Schulte, stellvertretende Sprecherin:

Die Pflicht zur Hofabgabe ist verfassungswidrig. Das entschied der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts in seinem heute veröffentlichten Beschluss über die Pflicht zur Abgabe landwirtschaftlicher Höfe als Voraussetzung eines Rentenanspruchs. Die SPD-Bundestagsfraktion sieht sich bestätigt.

"Mit ihrem 'Nein' zur Hofabgabeklausel stützen die Verfassungsrichter in Karlsruhe die Position der SPD-Bundestagsfraktion, deren Ziel die vollständige Abschaffung der Hofabgabeverpflichtung bleibt. Sie ist unzeitgemäß, ungerecht und stellt einen Eingriff in die grundgesetzlich geschützte Eigentumsfreiheit dar, urteilt der Erste Senat.

Die Verfassungsrichter weisen außerdem daraufhin, dass die Hofabgabeverpflichtung 'nur noch eine kleine Gruppe von Landwirten erfasst und ihnen damit im Vergleich zu anderen Landwirten eine unangemessene Last zumutet'. Darauf hatte die SPD-Bundestagsfraktion schon in den Beratungen zur Novelle vom 1. Januar 2016 hingewiesen. Leider scheiterte die vollständige Abschaffung am Widerstand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Nach der Entscheidung der Karlsruher Verfassungsrichter sind wir als SPD-Bundestagsfraktion fest entschlossen, dieses Thema wieder auf die Agenda zu setzen. Die Verfassungsrichter haben einen klaren Auftrag erteilt. Der Gesetzgeber ist jetzt gefordert, die richtigen Weichen zu stellen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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AUSSEN/1580: Jemen - Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht müssen umgehend untersucht werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. August 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht müssen umgehend untersucht werden



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Bei einem Angriff auf einen Schulbus in Jemen starben heute mindestens 39 Menschen, über 40 Personen wurden verletzt - darunter zahlreiche Kinder.

"Heute wurden im Jemen nach Angaben des Gesundheitsministeriums der Huthi-Rebellen bei einem Luftangriff auf einen Schulbus mindestens 39 Menschen getötet. Es seien viele Kinder unter den Toten und den mehr als 40 Verletzten. Seit Jahren führen schiitische Huthi-Rebellen und die sunnitisch geprägte Zentralregierung einen Machtkampf, an dem weitere arabische Staaten aber auch die USA, Großbritannien und Frankreich beteiligt sind. Seit Beginn des Bürgerkriegs wurden bereits über 10.000 Menschen getötet.

Gerade die an diesem Konflikt beteiligten europäischen Staaten sind aufgerufen, das humanitäre Völkerrecht zu verteidigen und den Schutz ziviler Einrichtungen zu gewährleisten. Gezielte Angriffe auf zivile Einrichtungen und Zivilpersonen gelten auch nach dem Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs als Kriegsverbrechen, für welche die Täter zur Verantwortung gezogen werden müssen. Daher fordern die Vereinten Nationen von den Staaten unabhängige, rasche, unparteiische und wirksame Untersuchungen der Rechtsverstöße. Trotz der praktischen und politischen Probleme, die solche Untersuchungen aufwerfen, müssen die Vereinten Nationen und die Europäische Union all ihre politischen Möglichkeiten nutzen, um solche Untersuchungen in die Wege zu leiten und auf diese Weise zu einem Ende der Straflosigkeit beizutragen. Nach dem Völkergewohnheitsrecht besteht bei Kriegsverbrechen eine Ermittlungspflicht."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INTERNATIONAL/195: Agrarökologie geht nur mit Ernährungssouveränität (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Agrarökologie geht nur mit Ernährungssouveränität 

Alternative Wirtschaftsformen auf dem Land können Ungleichheit abbauen

von Dr. Bernhard Walter



Auf dem Land ist Ungleichheit besonders groß. 815 Millionen
Menschen hungern und können sich nicht ausreichend und gesund
ernähren. Um diese Ungerechtigkeit zu beseitigen, bieten lokale
Wirtschaftssysteme und kreisläufe vor allem auch für die
kleinbäuerliche Landwirtschaft tragfähige Lösungen an. Dies
gelingt aber nur, wenn Frauenrechte gestärkt werden, die Interessen
dieser Bevölkerungsgruppen politisch durchgesetzt werden und
Ernährungssouveränität mit umweltschonenden agrarökologischen
Anbaumethoden Wirklichkeit wird.

Das Niveau sozialer Ungleichheit ist in vielen Ländern, insbesondere
im Globalen Süden, extrem hoch. Daraus resultiert vor allem
andauernde Armut. Lange Zeit wurde Ungleichheit als notwendiges Übel
für ein 'Herauswachsen' aus der Armut beschrieben. Inzwischen werden
die hohen sozialen, politischen und wirtschaftlichen Kosten von
Ungleichheit wahrgenommen. (1) Große Chancenungleichheit führt zu
Armut. Je größer die Kluft zwischen verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen ist, desto geringer wird soziale Mobilität. Ungleichheit
trägt direkt dazu bei, dass Menschen in einem Teufelskreis der Armut
gefangen bleiben und Kinder aus armen Familien häufig die
Armutssituation ihrer Eltern erben. Durch solche Exklusionsprozesse
werden Chancen für eine breite wirtschaftliche Entwicklung
vergeben. Es braucht deshalb Politikansätze für Umverteilung und
geteilten Wohlstand, um Armut zu überwinden. Der Zusammenhang zwischen
der Überwindung von Armut und der Notwendigkeit zur Umverteilung wird
 noch zwingender, wenn das gegenwärtige Modell der
Wachstumsökonomie infrage gestellt wird und ökologische Aspekte sowie
der Klimawandel in den Blick genommen werden.


Ungleichheit auf dem Lande 

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung ruft im Ziel 10 der
nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs) zum Handeln für die Reduzierung
der Ungleichheit in und zwischen Ländern auf. Ungleichheit zu
reduzieren ist auch essentiell für die Überwindung von Armut (SDG 1)
oder Hunger (SDG 2). Dieser Zusammenhang wird deutlich, wenn
die Zahlen der Hungernden und Fehlernährten betrachtet werden. 2016
waren bei einer Weltbevölkerung von 7,6 Milliarden Menschen 815
Millionen hungernd, 2 Milliarden fehlte es an lebenswichtigen
Mikronährstoffen und Vitaminen. Dabei ist auf dem Land Armut und
Hunger besonders eklatant. An die 80 Prozent leben von der
Landwirtschaft oder den natürlichen Ressourcen. Um deren Armut zu
überwinden und Ungleichheit abzubauen, müssen vor allem tragfähige
Wirtschaftssysteme für ihre Bedürfnisse entwickelt werden,
Frauenrechte gestärkt und der Zugang zu Ressourcen verbessert
werden.


Ungleiche Landverteilung abbauen

Die (klein)bäuerliche Landwirtschaft ist häufig die einzige
existenzsichernde Wirtschaftsform. 2,6 Milliarden Menschen leben
von ihr. Millionen von Kleinbäuerinnen und -bauern, HirtInnen,
FischerInnen und Indigenen produzieren auf kleinsten Flächen den
größten Teil aller Lebensmittel, in den meisten Ländern in Afrika
und Asien bis zu 80 Prozent. Liegt die bewirtschaftete Fläche
unter 2 Hektar, spricht man von kleinbäuerlicher Landwirtschaft. 83
Prozent der weltweit 537 Millionen landwirtschaftlichen Betriebe
bewirtschaften weniger als 2 Hektar und 97 Prozent weniger als 10
Hektar. So sind in Asien bis zu 80 Prozent aller landwirtschaftlichen
Betriebe kleinbäuerlich. Kleinbäuerliche Betriebe bewirtschaften etwa
60 Prozent der weltweiten Ackerflächen - häufig jedoch qualitativ
schlechte und nicht bewässerungsfähige Böden - und leisten den
größten Teil der Agrarinvestitionen. Aber die Durchschnittsgröße
der Betriebe sinkt. Sie liegt in Asien bei 1,06 Hektar und in Afrika
bei 1,3 Hektar. Dadurch ist es vielen Kleinbäuerinnen und -bauern
nicht mehr möglich, ihre Familie ausreichend zu versorgen und sie
müssen sich zusätzliche Erwerbsmöglichkeiten suchen. Dabei ist in
vielen Ländern zwar genügend Land da, jedoch ist die Landverteilung
ungleich. Deshalb sind Land- und Agrarreformen notwendig.
Stellvertretend für eine gerechtere Landverteilung in vielen
Ländern stehen die Landbesetzungen in Brasilien, organisiert von der
Landlosenbewegung 'Movimento dos Sem Terra' (MST).


Bäuerliche Landwirtschaft ist keine 'Armutsökonomie'

Die nachfolgenden Beispiele zeigen, dass bäuerliche Landwirtschaft
keineswegs eine 'Armutsökonomie' ist. Die Schaffung tragfähiger
lokaler Wirtschaftssysteme kann aber nur dann erfolgreich sein,
wenn anerkannt wird, dass die Wirtschaftsweise bäuerlicher
Familienbetriebe sich in erster Linie an Sicherheit und Nachhaltigkeit
orientiert. So nutzen in Tansania Bäuerinnen und Bauern wieder
verstärkt einheimische, widerstandsfähige und nährstoffreiche Sorten
sowie die Vorteile von Mischkulturen und natürlicher
Schädlingsbekämpfung. Auch traditionelle, lokal erprobte
Technologien finden wieder vermehrt Anwendung. Zum anderen nutzen die
Bäuerinnen und Bauern ihre knappen natürlichen Ressourcen in einer
schonenderen Form. Zum Beispiel wird Regenwasser kostengünstig
über die Dachrinnen der Häuser in Zisternen gesammelt und für den
Gemüseanbau verwendet. Verteilungskonflikte um Wasser und Land können
dadurch entschärft werden. Zudem werden der Kapitalbedarf der
ProduzentInnen und ihre Abhängigkeit von externen Betriebsmitteln
geringer. Dies kann erreicht werden, wenn systematisch
Prinzipien von Agrarökologie in der bäuerlichen Landwirtschaft
etabliert werden. Ein Qualifizierung der Bäuerinnen und Bauern ist
hierfür notwendig. Fossile Energieträger und wichtige Nährstoffe
 wie Phosphat und Kalium werden in Zukunft immer knapper und teurer
werden. Ertragssteigerungen durch mehr chemisch-mineralische Düngung
stoßen an ihre ökologischen Grenzen. Außerdem ist ein intensiverer
Energie- und Maschineneinsatz für viele kleinbäuerliche Betriebe
nicht rentabel. Verbesserte Anbaumethoden, geeignetes, regional
und lokal erzeugtes Saatgut, der Aufbau der Bodenfruchtbarkeit durch
ein verbessertes Bodenmanagement, biologischer Pflanzenschutz sowie
wassersparende Anbaumethoden werden notwendig sein, um die Produktion
umweltschonend zu intensivieren. Wenn Bäuerinnen und Bauern genügend
Land, Wasser, Arbeitskraft und das nötige Wissen haben, können sie
einen höheren Nährwert pro Hektar erzielen als die industriell
organisierte Landwirtschaft. In vielen Entwicklungsländern können die
Erträge im Ackerbau daher noch deutlich gesteigert werden - und das
ohne schädliche Umweltauswirkungen.

Diese bäuerlichen Produktionsmethoden sollten gemeinsam erprobt
und weiterentwickelt werden, wie zum Beispiel in Tansania. Dort
beraten über 40 kleinbäuerliche Verbände, organisiert im
panafrikanischen Netzwerk PELUM, kleinbäuerliche Betriebe in
agrarökologischen Anbaumethoden. Neben der Wissensvermittlung über
partizipative Methoden ("von Bauer zu Bauer") setzt sich PELUM auch
für günstige wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen in den
afrikanischen Ländern für agrarökologische Landwirtschaft ein.

Auf lokalen und regionalen Märkten finden die Produkte
kleinbäuerlicher Landwirtschaft einen gewissen Absatz. Auf diese Weise
können sich die Bäuerinnen und Bauern unabhängiger von den
unkontrollierbaren Nachfrage- und Preisschwankungen der nationalen
und internationalen Märkte machen. In Indonesien haben
Bauernorganisationen gemeinsam ökologische Anbaumethoden erprobt
und die lokale Vermarktung ihrer Produkte organisiert. Sie haben
dafür auch Spar- und Kreditgruppen gebildet. Kakaopflanzungen im
Hochland arbeiten nun wieder gewinnbringend. Durch eine
Genossenschaft, die Anbauberatung und Vermarktungswege für ihre
Mitglieder organisiert, wird ein besserer Preis erzielt als beim
Einzelverkauf an ZwischenhändlerInnen. In Südbrasilien haben
Biobäuerinnen und -bauern nachhaltige Produktions- und
Vermarktungsstrukturen für ihre Erzeugnisse aufgebaut. Inzwischen
setzen sie ihre Produkte auf Bauernmärkten in der Region und in
größeren Städten ab.


Frauenrechte und Organisation bäuerlicher Interessen

Diese Wirtschaftsformen sind in ein umfassendes Konzept ländlicher
Entwicklung einzubinden. Dies lässt sich durch die Diversifizierung
des ländlichen Handwerks, des Kleingewerbes und der Kleinindustrie
erreichen. Produktions- und Vermarktungsgenossenschaften,
Erzeugergemeinschaften und Kreditvereine bieten hierfür gute
Voraussetzungen. Unabdingbar ist auch die systematische Teilhabe
von Frauen. Meist sind sie es, die das komplexe Anbauwissen von
Generation zu Generation weitergeben, die Produkte vermarkten und die
Hauptverantwortung für die Existenzsicherung ihrer Familien tragen.
Klar ist, ohne die politische Interessensvertretung und die Stärkung
kollektiver Rechte der ProduzentInnen können Ungleichheiten nicht
abgebaut werden. So haben sich über 200 Millionen Bäuerinnen und
Bauern in den weltweit agierenden Verband 'La Via Campesina' (der
bäuerliche Weg) zusammengeschlossen. Ziel ist es, der ländlichen
Bevölkerung ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen.
Agrarökologische Anbaumethoden - eingebettet in eine Politik
der Ernährungssouveränität und rechtlich abgesichert durch die
Verwirklichung des Rechts auf Nahrung - ist ein wichtiger Baustein für
eine flächendeckende Transformation des Wirtschaftssystems, das
Ungleichheit abbaut. Aber dafür ist auch eine politische Umgestaltung
 des Wirtschaftssystems notwendig.


Anmerkung:

(1) Weltbank (2016): Taking on Inequality. Poverty and Shared
Prosperity.
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LEISTUNGEN/615: Aktuelle Zahlen zur Pflegeversicherung - stark wachsend (idw)


Universität Duisburg-Essen - 08.08.2018

Aktuelle Zahlen zur Pflegeversicherung - stark wachsend



Die 1995 eingeführte Soziale Pflegeversicherung wächst stark: In den
letzten 20 Jahren haben sich die Ausgaben mehr als verdoppelt auf rund
35,5 Milliarden Euro, denn immer mehr Anspruchsberechtigte erhalten
Geld- und Sachleistungen aus den Kassen. Das zeigen aktuelle Zahlen des
Instituts Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen
(UDE), die auf http://www.sozialpolitik-aktuell.de/ veröffentlicht
wurden.

Die hohe Nachfrage führte dazu, dass - trotz guter Beschäftigungslage und
Beitragserhöhungen - 2017 auf Rücklagen zurückgegriffen werden musste. Für
2019 ist eine weitere Beitragssatzanhebung um mindestens 0,2 Punkte
erforderlich und von der Bundesregierung auch vorgesehen. "Auch in den
nächsten Jahren werden die Ausgaben deutlich ansteigen müssen angesichts
der Personalausstattung in der Pflege und den Arbeits- und
Entlohnungsbedingungen", erwartet die IAQ-Forscherin Jutta Schmitz.

Rund 3,3 Millionen Pflegebedürftige werden inzwischen ambulant,
teilstationär oder stationär mit Geld- und Sachleistungen versorgt. Einen
steilen Zuwachs von 20 Prozent gab es im Jahr 2017, verursacht durch die
gesetzliche Neuregelung mit fünf Pflegegraden statt der bisherigen drei
Pflegestufen. Damit gibt es auch neue Leistungsempfänger, insbesondere
Menschen mit demenziellen Einschränkungen.

Da die Pflegeversicherung nur einen Teil der Gesamtkosten der Pflege
übernimmt, müssen immer mehr alte Menschen Hilfe zur Pflege (Sozialhilfe)
in Anspruch nehmen. Vor allem bei Heimunterbringung reichen die
Pflegeversicherung und das eigene Einkommen häufig nicht aus. Von 1989
(289.000) bis 2016 (440.000) hat sich die Zahl der Empfänger von Hilfe zu
Pflege um mehr als die Hälfte (52 %) erhöht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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MELDUNG/282: Weltweit wächst Unterstützung für UN-Atomwaffenverbot (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 9. August 2018

Zum Nagasaki-Gedenktag

Weltweit wächst Unterstützung für UN-Atomwaffenverbot



Am heutigen Jahrestag des Atombombenangriffs auf Nagasaki begrüßen die mit
dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten Organisationen IPPNW und ICAN den
Beschluss des Stadtrats von Los Angeles. In einer gestern verabschiedeten
Resolution werden die Vereinigten Staaten aufgefordert, den UN-Vertrag für
ein Verbot von Atomwaffen zu unterstützen. Zudem soll der US-Präsident
nicht mehr im Alleingang einen Atomschlag befehlen können, die
US-Atomwaffen sollen aus der Stufe der höchsten Alarmbereitschaft genommen
und die Pläne zur sogenannten "Modernisierung" der Atomwaffen gestoppt
werden.

Auch in Deutschland fordern Städte und Abgeordnete den Beitritt der
Bundesregierung zum UN-Vertrag über ein Verbot von Atomwaffen. So hat die
Bremische Bürgerschaft im Dezember letzten Jahres den Bremer Senat
aufgefordert, sich auf Bundesebene für den deutschen Beitritt zum
UN-Atomwaffenverbot einzusetzen. Schon 183 Abgeordnete des Bundestags, der
Landtage und des Europaparlaments unterstützen die ICAN-Erklärung, in der
sie sich verpflichten, auf die Unterzeichnung und die Ratifizierung des
Vertrages hinzuwirken.

"Die Bundesregierung muss ihren Boykott des Atomwaffenverbotsvertrags
angesichts der gestiegenen Atomkriegsgefahr und eines neuen atomaren
Wettrüstens endlich aufgeben", erklärt Dr. Angelika Claußen, Europäische
Präsidentin der IPPNW.

"Die Folgen des Atombombenabwurfs über Nagasaki mahnen uns, dass Atomwaffen
eine Gefahr für uns alle sind. Jede Stadt steht daher in der Verantwortung,
sich für die Ächtung von Atomwaffen einzusetzen. Weitere Länderparlamente
sollten dem Beispiel der Bremer Bürgschaft folgen und sich auf Bundesebene
für einen Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbot einsetzen," sagt Anne
Balzer von ICAN Deutschland.

Weltweit wächst die Zustimmung für den Vertrag, den inzwischen 60 Staaten
unterzeichnet und 14 Staaten ratifiziert haben. Nachdem 50 Staaten
ratifiziert haben, tritt der Vertrag in Kraft.



Die Unterzeichner der Abgeordnetenerklärung finden Sie unter:

https://www.icanw.de/abgeordnetenerklaerung/

Den Beschluss der Bremischen Bürgschaft finden Sie unter: 

https://www.bremische-buergerschaft.de/dokumente/wp19/land/drucksache/D19L1436.pdf

Die Los Angeles-Resolution können Sie hier downloaden:

http://clkrep.lacity.org/onlinedocs/2018/18-0002-s94_reso_07-31-2018.pdf

 * 
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LESUNG/154: Hamburg - Can Dündar stellt sein neues Buch »Tut was!« vor, 16.09.2018


Can Dündar beim Harbour Front Festival in Hamburg 

Can Dündar stellt sein neues Buch »Tut was!«

am 16. September im Gespräch mit Alex Rühle vor



"Sollen wir die Demokratie, die trotz all ihrer Fehler immer noch die
beste Regierungsform ist, die wir haben, schutzlos dastehen lassen,
weil sie zunehmend aus der Mode kommt? Meine Antwort lautet: Nein!
Demokratie muss sich verteidigen." In seinem leidenschaftlichen
Plädoyer für eine aktive Demokratie erklärt Can Dündar, warum es nicht
mehr reicht, alle vier Jahre brav seine Stimme abzugeben. Seit
Populismus zur globalen Krankheit geworden ist und nur noch 4,5
Prozent der Weltbevölkerung in vollständig demokratischen Zuständen
lebt, braucht es Bürger, die sich aktiv an der Politik beteiligen, die
ihre Stimme lautstark zu Gehör bringen. Dündar zeigt, wie jeder
Einzelne sich für soziale Gerechtigkeit und Meinungsfreiheit einsetzen
kann. Wenn wir uns jetzt einmischen und uns erheben, ist noch nicht
alles verloren.

Veranstalter: Harbour Front Festival

Datum: Sonntag, 16. September 2018

Beginn: 11.00 Uhr

Ort: Hamburger Kammerspiele

Hartungstraße 9-11, 20146 Hamburg

Moderation: Alex Rühle

Übersetzer: Recai Hallaç

Lesung: Sebastian Dunkelberg

Eintritt: 15 / 12 Euro

Für den Besuch dieser Lesung ist am Einlass die Vorlage des
Personalausweises notwendig!

Can Dündar, geboren 1961, studierte Journalismus in Ankara und
London und promovierte 1996 in Politikwissenschaften. Er schrieb für
diverse Zeitungen, publizierte über zwei Dutzend Bücher und
produzierte zahlreiche Fernsehdokumentationen. Er war Chefredakteur
der renommierten Tageszeitung Cumhuriyet und schreibt die Kolumne
"Meine Türkei" in der Wochenzeitung Die Zeit. Er ist Gründer und
Chefredakteur der journalistischen Plattform #Özgürüz. Dündar lebt und
arbeitet zurzeit in Berlin im Exil. Bei Hoffmann und Campe erschienen
seine Bücher »Lebenslang für die Wahrheit« (2016) und »Verräter«
(2017).

Can Dündar

Tut was! / Bir sey yap!

80 Seiten, Broschur

8,00 (D)

8,30 (A)

11.50 (CH)

ISBN: 978-3-455-00453-3

ET: 05. Juni 2018

 * 
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MEINUNG/072: Die Gemeinwohl-Ökonomie - eine Alternative zum Neoliberalismus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Die Gemeinwohl-Ökonomie - eine Alternative zum Neoliberalismus

Von Günter Grzega, Makroskop [1], 6. August 2018



Gibt es schon eine Alternative zum Neoliberalismus? Können wir
einfach zurückkehren zum Modell der "Sozialen Marktwirtschaft"? Das
ist zu kurz gesprungen. Wir brauchen ein neues System, das weder
zügelloser Kapitalismus noch gleichmacherischer Kommunismus
ist.

Bevor man über Alternativen zu einem etablierten System spricht,
sollte man sich die aktuellen Wirkungen ins Bewusstsein rufen.
Tatsache ist, dass der Neoliberalismus sich keineswegs auf ein
Wirtschaftsmodell beschränkt, sondern eine gesamtgesellschaftliche
Ideologie verkörpert. Mit Fug und Recht darf man jedoch das in
Grundsätzen auch sozialdarwinistische ökonomische Modell der
Neoklassik als Fundament des Neoliberalismus bezeichnen. Aber ihn
deshalb auf die kapitalistische Marktwirtschaft zu begrenzen, wäre zu
kurz gesprungen, denn es ist ein Weg in einen gnadenlosen
Neo-Feudalismus.

Die US-Politologin Wendy Brown beschreibt in ihrem Buch "Die
schleichende Revolution - Wie der Neoliberalismus die Demokratie
zerstört" treffend, dass der Neoliberalismus eine Ideologie der
Neuordnung des gesamten Denkens ist, die inzwischen alle Bereiche des
Lebens sowie den Menschen selbst einem ökonomischen Bild entsprechend
verändert - mit fatalen Folgen für die Demokratie. Alle Sphären der
Existenz werden einer finanziellen Verwertung unterworfen und dieser
entsprechend vermessen. Also die Politik, das Recht, die Kultur, die
Bildung, die Familie, die Gesundheit, die Geschlechterrollen.

Darüber hinaus werden weltweit und auch in Deutschland massive
Versuche unternommen, die in Jahrzehnte langen Arbeitskämpfen im
letzten Jahrhundert mühsam errungenen und grundsätzlich immer noch
relativ schwach ausgeprägten demokratischen Mitbestimmungsrechte der
abhängig Beschäftigten wieder rückgängig zu machen und Gewerkschaften
massiv zu schwächen. Inzwischen gibt es speziell ausgerichtete
Anwaltskanzleien, die letztlich die Arbeit von Betriebsräten mit nicht
zu rechtfertigenden Methoden umfassend behindern. Der Weg zurück in
einen feudalen "Gutsherren-Kapitalismus" wird durch den
Neoliberalismus immer mehr freigemacht.

Die gesellschaftlichen Auswirkungen sind mit dem Niedergang von Ethik
und Moral in den Top-Etagen von Politik und Wirtschaft angekommen.
Fast gewöhnt man sich an die Meldungen von Betrug oder unethischen und
gesellschaftsschädigenden Handlungsweisen beim Ausnutzen von
sogenannten "Gesetzeslücken". Die Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschäfte im
Bereich der Finanzkonzerne, die Lebensmittel-Skandale, den fast global
zu nennenden Betrugssoftware-Skandal einiger Automobil-Konzerne, die
Steuervermeidungsstrategien globaler Konzerne, die
Krebsmittel-Betrügereien im Gesundheitswesen mit auch tödlichen Folgen
für die Patienten sind Beispiele eines fast umfassenden unethischen
Ökonomieverständnisses der Gewinnmaximierung um jeden Preis.

Vielleicht war die Feststellung von Gabor Steingart im "Handelsblatt"
vom 30.01.2018, dass wir eine "Elitenverwahrlosung" beobachten müssen,
eine moralisch unzulässige Verallgemeinerung. Aber von einem
"Eliteversagen" von einer beachtlichen Zahl von
Führungspersönlichkeiten in Politik und Wirtschaft zu sprechen, ist
absolut gerechtfertigt. Gerade in diesem Kreis ist zu beobachten, dass
der homo politicus, der sich für das Gemeinwesen engagiert, durch den
homo oeconomicus ersetzt wurde.


Kooperation statt Konkurrenz

Aber gibt es schon eine Alternative? Können wir einfach zurückkehren
zum Modell der "Sozialen Marktwirtschaft"? Das wäre zu kurz
gesprungen. Denn auch die Soziale Marktwirtschaft basiert auf dem
Modell der Neoklassik, einstmals verbunden mit starken sozialen Netzen
für abhängig Beschäftigte. Die soziale Komponente war aber nicht das
Hauptmotiv dieses Modells, sondern diente in der Wiederaufbau-Phase
der Nachkriegszeit vor allem der Verhinderung einer Anziehungskraft
des kommunistischen Systems auf die Arbeitnehmer. Das Modell der
perfekten Konkurrenz der Marktteilnehmer und damit das Ziel der
Gewinnmaximierung für die starken Akteure, und zwar beispielsweise
ohne Rücksicht auf Natur und Umwelt, bliebe also auch bei einer
Rückkehr zur Sozialen Marktwirtschaft der Nachkriegszeit bestehen.
Dies ist kein zukunftssichernder Ansatz.

Deshalb brauchen wir ein neues System, das weder zügelloser
Kapitalismus noch gleichmacherischer Kommunismus ist. Wir brauchen ein
System der Kooperation statt der Konkurrenz, das marktwirtschaftliches
Handeln kompromisslos mit drei Fragen verbindet, die in unserer
neoliberalen Gesellschaft fast nostalgisch klingen, aber trotzdem für
die Zukunft der Menschheit unumgänglich sind:

Dient es den Menschen?

Dient es der Umwelt?

Dient es dem Frieden?

Dieses Modell gibt es seit einigen Jahren, nämlich das Modell der
"Gemeinwohl-Ökonomie (GWÖ)", dessen Haupt-Initiator der
Wissenschaftler Christian Felber ist. 2010 haben Felber sowie 15
Unternehmerinnen und Unternehmer das Modell öffentlich gemacht, und
zwar als Graswurzelbewegung von unten - eine Bewegung mit Praxisbezug,
die nicht auf Vorgaben der Eliten in Wissenschaft und Politik wartet,
sondern in der Praxis neue Wege ökonomischen Handelns aufzeigt.

Dabei schlägt die Gemeinwohl-Ökonomie nichts Anderes vor, als die
Umsetzung der Hauptzielsetzung aller Verfassungen weltweit, nämlich
den Auftrag an die Ökonomie, das Gemeinwohl, also das Wohl und die
allmähliche Verbesserung der Lebenshaltung allerVolksschichten zu
fördern. Die Grundsätze der GWÖ lassen sich wie folgt zusammenfassen:


	Soziale Sicherungssysteme schützen vor Absturz und Ausgrenzung.

	Öffentliche Güter ergänzen die privaten.

	Die Startchancen sind durch ein öffentliches Bildungs- und Gesundheitssystem sowie die Beschränkung des Erbrechts gleichmäßig verteilt.

	Die Ungleichheit bei Einkommen und Vermögen ist begrenzt. Privateigentum, Gemeinschaftseigentum, Gesellschaftseigentum und Naturnutzungsrechte koexistieren maßvoll.

	Unternehmen werden ab einer bestimmten Größe am weiteren Wachstum gehindert.

	Handelsräume werden durch gemeinsame Arbeits-, Sozial-, Steuer-, Umwelt-, Transparenz- und Antikorruptionsstandards geschützt (Fairhandel statt Freihandel).



Der individuelle Nachweis der Beachtung dieser Grundsätze wird durch
eine auditierte Gemeinwohl-Bilanz (GWB) erbracht. In dieser GWB
werden, auf Basis der Gemeinwohl- Matrix, die Werte


	Menschenwürde,

	Solidarität und Gerechtigkeit,

	Ökologische Nachhaltigkeit,

	Transparenz und Mitentscheidung,



mit den Berührungs-Gruppen der bilanzierenden Unternehmen und
Gemeinden, also


	Lieferanten,

	Eigentümer und Finanzpartner,

	Mitarbeitende,

	Kundinnen und Kunden sowie Mitunternehmen,

	Gesellschaftliches Umfeld,



verknüpft und nach demokratisch erarbeiteten Kriterien bewertet. Dabei
ist diese Bilanzierung kein starres, sondern ein "atmendes" System,
entwickelt sich also mit den Erkenntnissen aus der Praxis Jahr für
Jahr weiter. Ziel ist vor allem, dass das derzeit neoliberale System
der Belohnung für unethisches Handeln, z.B. höhere Gewinne durch auf
Kosten der Gemeinschaft verursachte Umweltschäden oder Ausbeutung
abhängig Beschäftigter und damit zwangsläufig wirtschaftliche
Bestrafung ethisch handelnder Akteure der Wirtschaft, umgekehrt wird.
Bilanzierende mit einer positiven GWB sollen letztlich auch
wirtschaftlich belohnt werden, etwa durch Bevorzugung bei öffentlichen
Aufträgen oder niedrigere Steuersätze.

Diese Grundsätze der GWÖ eignen sich geradezu beispielhaft auch zur
Bewältigung des wahrscheinlichen Bedeutungsverlusts menschlicher
Arbeit durch die immer schnellere und umfangreichere Digitalisierung
der Arbeitswelt, der sogenannten Industrie 4.0.

Selbstverständlich werden nicht wenige Ökonomen bei den vorhersehbaren
massiven Arbeitsplatzverlusten durch die Digitalisierung darauf
vertrauen, dass diese entsprechend dem Sayschen Theorem durch die
steigende Nachfrage an nunmehr kostengünstigeren Waren durch neue
Arbeitsplätze ersetzt werden. Aber selbst wenn sich diese, auf Grund
der extrem schnellen Entwicklung der "Industrie 4.0", doch gewagte
Hoffnung erfüllen würde, ist der Ansatz der GWÖ eine unverzichtbare
Notwendigkeit zur evolutionären Entwicklung einer humanen, fairen und
in einem sozialen Frieden lebenden Gesellschaft.

Obwohl die GWÖ erst vor sieben Jahren offensiv als Modell für eine
zukunftsfähige Wirtschaft vorgestellt und von 15 Unternehmen
praktiziert wurde, hat sie eine beeindruckend positive Resonanz
erfahren - wenngleich der Teil "Rechtliche Anreize für Unternehmen mit
GWB" noch keineswegs politisch umgesetzt ist. Die Zahl von
unterstützenden Unternehmen ist z.B. von 15 auf über 2300 angestiegen,
wovon rund 500 Unternehmen, einige Gemeinden, Hochschulen und andere
Organisationen bereits eine GWB erstellen. Das Modell hat nicht nur in
ganz Europa, sondern inzwischen auch in sogenannten "Energiefeldern"
international Fuß gefasst - von Schweden bis Chile, von den USA bis
Ghana.

Auf politischer Ebene hat die GWÖ mit der GWB Eingang in den
Koalitionsvertrag der aktuellen Regierung in Baden-Württemberg
gefunden. Sie ist inzwischen ein wichtiges, positiv besetztes Thema
bei der EU-Kommission hinsichtlich der Richtlinien für eine
nichtfinanzielle Bilanzierung durch Großunternehmen in der EU. Der 
EU- Wirtschafts- und Sozialausschuss hat sich mit überwältigender 
Mehrheit für eine Förderung der Gemeinwohl-Ökonomie ausgesprochen.

Es ist nicht übertrieben, zu sagen, dass mit der GWÖ endlich ein
evolutionäres marktwirtschaftliches und praxistaugliches Modell
entwickelt wurde, welches das über Jahrhunderte festgefahrene
dogmatische Bild des "unfehlbaren freien Marktes" überwindet und eine
sinnhafte, "enkeltaugliche" Neuausrichtung der Ökonomie ermöglicht. In
einigen Jahren wird man rückblickend erkennen, dass die GWÖ einen
vergleichbaren Paradigmenwechsel für die Gesellschaft darstellt, wie
das Zeitalter der Aufklärung im 17. und 18. Jahrhundert zur
Überwindung des Absolutismus.

Selbstverständlich wird auch die GWÖ immer wieder in einzelnen
Bereichen in Sackgassen oder in Umwege geraten. Die demokratische
Verfassung der GWÖ-Bewegung garantiert aber eine von der Mehrheit
getragene erfolgreiche Entwicklung. Christian Felber als 
Haupt-Initiator der GWÖ wird zwar wohl kaum den in den Medien in 
unpräziser Weise "Nobelpreis für Wirtschaft" genannten 
"Alfred-Nobel-Gedächtnispreis für Wirtschaftswissenschaft der 
Schwedischen Reichsbank" erhalten. Aber es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die Gemeinwohl-Ökonomie-Bewegung eines Tages 
einen echten Nobelpreis erhält, nämlich den Friedensnobelpreis.
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STEUER/1296: Im europäischen Vergleich werden Pkw in Deutschland gering besteuert (idw)


Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung DIW Berlin - 08.08.2018

Im europäischen Vergleich werden Pkw in Deutschland gering besteuert



Reform der Fahrzeug- und Kraftstoffbesteuerung ratsam - Bei einem
systematischen Europa-Vergleich aller Abgaben auf Pkw belegt Deutschland
einen Platz im unteren Drittel - Pkw-Abgaben sind hierzulande weder
fiskalisch ausreichend ergiebig, noch setzen sie hinlänglich Anreize für
einen weniger umweltbelastenden Pkw-Verkehr

Deutschland sollte die Besteuerung von Personenkraftwagen und Kraftstoffen
reformieren, Priorität sollte dabei die schrittweise Erhöhung der
Dieselsteuer haben. Zu diesem Schluss kommt Uwe Kunert, Verkehrsökonom am
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin).

Kunert hat das Abgabensystem für Pkw in 30 europäischen Ländern (EU-28,
Norwegen und Schweiz) in einer neuen Studie systematisch analysiert und
verglichen. "Es zeigt sich eine sehr variantenreiche Gestaltung der
Steuersysteme, mit vielfältigen Bemessungsgrundlagen und im Ergebnis recht
unterschiedlicher Steuerlast", fasst Uwe Kunert das Ergebnis zusammen. Die
Summe der Abgaben, die beim Erwerb (Umsatzsteuer, Zulassungssteuer und
-gebühren), bei der Haltung (Kfz-Steuer, Versicherungssteuer) sowie bei
der Nutzung (Steuern auf Kraftstoffe) für einen Mittelklassewagen im
Erstgebrauch mit einer jährlichen Fahrleistung von 15.000 Kilometern
anfallen, liegen für die Mehrzahl der Länder zwischen 1.200 und 2.000
Euro. Für die Länder mit noch höheren Abgaben ist die Zulassungssteuer -
die in Deutschland nicht existiert - ausschlaggebend. Zudem ergibt diese
Beispielrechnung unter dem Strich in 26 Ländern eine geringere
Abgabenbelastung für Pkw mit Dieselmotor als für die mit Ottomotor. Unter
den untersuchten Ländern erheben nur die osteuropäischen EU-Länder, die
baltischen Länder sowie die Schweiz und Luxemburg geringere Steuern auf
Pkw-Besitz und -nutzung als Deutschland. Berücksichtigt man die
Kaufkraftparität in den jeweiligen Ländern, liegt Deutschland zusammen mit
Luxemburg und der Schweiz ganz am Ende der Skala.

"Zumindest was die Steuern angeht, kosten Autobesitz und -nutzung in
Deutschland deutlich weniger als in den meisten Nachbarländern",
kommentiert Uwe Kunert. "Die verschiedenen Abgaben sind zudem für den
Staat fiskalisch nicht ergiebig. Gleichzeitig werden offensichtlich nicht
ausreichend Anreize für weniger umweltschädliche Technologien gesetzt,
denn die CO2-Emissionen im Verkehrssektor steigen und die Luftqualität -
vor allem in Städten - ist unzureichend. Das Abgabensystem ist dringend
reformbedürftig."

Energiesteuer und Kfz-Steuer reformieren

Priorität sollte dabei eine schrittweise Angleichung des Steuersatzes auf
Dieselkraftstoff auf das Niveau von Vergaserkraftstoff haben, so Kunert.
In Deutschland wird wie in den meisten europäischen Ländern die
Dieseltechnologie mit einem niedrigeren Satz der Energiesteuer, die auf
jeden Liter verbrauchten Kraftstoffs entfällt, stark begünstigt (47 Cent
für Diesel und 65,5 Cent für Benzin). Das hat Dieselfahrzeugen zu einem
stattlichen Marktanteil verholfen.

In einem weiteren Reformschritt sollten beide Steuersätze angehoben
werden. Die Energiesteuer, die auf jeden verbrauchten Liter Kraftstoff
entfällt, wurde hierzulande seit dem Jahr 2003 nicht mehr erhöht. Dagegen
haben seit dem Jahr 2009 die meisten der untersuchten Länder ihren
Steuersatz für Benzin und für Diesel angehoben. Hieraus erzielte
Mehreinnahmen sollte der Fiskus zum Beispiel durch die Senkung anderer
Steuern, die nicht am Umweltverbrauch ansetzen, ausgleichen.

Ein dritter Reformansatz ist die Bemessungsgrundlage der Kfz-Steuer. Der
Pkw-Bestand ist seit dem Jahr 2008 um etwa 13 Prozent gewachsen. Dennoch
stagnieren die Einnahmen aus der Kfz-Steuer, weil sie sich am Hubraum der
Fahrzeuge und an offiziellen Angaben von CO2-Emissionswerten orientieren.
Sowohl Hubraum als auch angegebene CO2-Emissionen sinken. Dabei liegen die
offiziellen Angaben zu den Emissionen weitaus niedriger als die
tatsächlich emittierten Mengen. "Die Basis für die Kfz-Steuer erodiert,
und das Aufkommen der Steuer reflektiert keinesfalls die Tatsache, dass
immer mehr Autos auf den deutschen Straßen sind. Als alternative
Bemessungsgrundlagen würden sich stattdessen das Gewicht oder die
Motorleistung eignen", so Uwe Kunert. "Beide Größen sind objektiv messbar,
beide stehen im Zusammenhang mit Umweltaspekten, und beide steigen
kontinuierlich."


Weitere Informationen unter:

http://www.diw.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution375
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MELDUNG/230: "Wir brauchen Humanität und Solidarität" - Brot für die Welt legt Jahresbilanz vor (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 9. August 2018

"Wir brauchen Humanität und Solidarität"

Brot für die Welt legt Jahresbilanz vor - Entwicklungszusammenarbeit nicht
instrumentalisieren



Fast 70 Millionen Menschen waren 2017 weltweit auf der Flucht vor Krieg und
Konflikten. Im vergangenen Jahr hat sich die Zahl um drei Millionen erhöht,
hauptsächlich durch die Zuspitzung der Lage im Südsudan, in Syrien und
Myanmar. Mit der Zahl der Flüchtlinge stieg auch die Zahl der Hungernden
weltweit um 38 Millionen auf nun 815 Millionen Menschen an. Zuvor war die
Zahl ein Jahrzehnt rückläufig. Cornelia Füllkrug-Weitzel, die Präsidentin
von Brot für die Welt, sagt: "Das muss uns alarmieren, nicht nur weil es
Fluchtgründe schafft. Leider geht es in Deutschland derzeit jedoch vor
allem darum, wie Entwicklungszusammenarbeit am effektivsten Flüchtlinge aus
Europa fernhalten kann. Hier von Fluchtursachenbekämpfung zu reden, ist
Augenwischerei."

Füllkrug-Weitzel warnt zugleich vor überzogenen Erwartungen: "Wir dürfen
Entwicklungszusammenarbeit weder instrumentalisieren noch überfrachten.
Schon ein Blick auf die Haupttreiber von Flucht und erzwungener Migration
zeigt, dass kriegerische Konflikte, Ernährungskrisen und klimabedingte
Zerstörung von Lebensgrundlagen eine nachhaltige und ressortübergreifende
Politik erfordern. Das muss eine Politik sein, die auch die eigene
Mitverantwortung für die Fluchtursachen wie Waffenexporte und unfaire
Handelsbeziehungen anerkennt."

Mit Sorge sieht Brot für die Welt den weltweiten Trend, Entwicklungsgelder
auch für sicherheitspolitische und militärische Aufgaben oder
Migrationskontrolle zu nutzen. So wurde das europäische Instrument für
Stabilität und Frieden, kurz IcSP, das ausdrücklich für die Verhütung von
Gewaltkonflikten und zivile Aktivitäten der Friedensförderung bestimmt war,
2017 für Militärhilfe geöffnet.

Mit Blick auf Migration erklärte die Präsidentin bei der Präsentation der
Jahresbilanz in Berlin: "Wir brauchen Humanität und Solidarität. Wir
brauchen eine humane, solidarische und entwicklungsförderliche Gestaltung
der Migration. Wir sind überzeugt, dass dafür internationale Vereinbarungen
und nicht nationale Alleingänge nötig sind." Vorbild könnte der
Verhandlungsprozess zum Pariser Klima-Abkommen sein. Die Vereinten Nationen
haben mit dem Globalen Migrationspakt ein sehr gutes Regelwerk entworfen,
das im Dezember bei einer Gipfelkonferenz in Marokko besiegelt werden soll.

Einnahmen und Ausgaben

Brot für die Welt hat im vergangenen Jahr mehr als 61,8 Millionen Euro an
Spenden und Kollekten erhalten. Das ist eine leichte Steigerung um 50.000
Euro gegenüber dem Vorjahr. Neben Spenden und Kollekten erhielt Brot für
die Welt 2017 Mittel des Kirchlichen Entwicklungsdienstes (KED; 54,7 Mio.
Euro) und Beiträge Dritter (150,6 Mio. Euro), vor allem aus dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ).
Insgesamt standen dem Hilfswerk der evangelischen Kirchen und Freikirchen
282,2 Millionen Euro (2016: 273,5 Mio. Euro) zur Überwindung von Armut,
Hunger und Ungerechtigkeit zur Verfügung, das waren 3,2 Prozent mehr als
2016.

Für die Projektarbeit waren 252,7 Millionen Euro oder 91,2 Prozent der
Mittel bestimmt. Das entspricht einer Steigerung um 2,5 Prozent gegenüber
dem Vorjahr. Weltweit wurden im vergangenen Jahr 680 Projekte neu
bewilligt. Regionaler Schwerpunkt war Afrika. Die Ausgaben für Werbung und
allgemeine Öffentlichkeitsarbeit lagen bei 2,7 Prozent und für Verwaltung
bei 6,1 Prozent.

Brot für die Welt arbeitet in mehr als 90 Ländern mit lokalen Partnern
zusammen. Das evangelische Hilfswerk wurde 1959 gegründet und unterstützt
Menschen unabhängig von ihrer Volks- oder Religionszugehörigkeit.


Hintergrund

Zahl der Flüchtlinge:

Im Jahr 2017 waren nach Angaben des UNO-Flüchtlingshilfswerks (UNHCR) 68,5
Millionen Männer, Frauen und Kinder auf der Flucht. Gut 40 Millionen der
Flüchtlinge sind Binnenvertriebene, die in ihrem Heimatland Schutz suchen.
Die meisten, die Grenzen passieren, bleiben in Nachbarländern. Von den 19,9
Millionen Menschen unter UNHCR-Mandat leben 16,9 Millionen in
Entwicklungsländern. 3,1 Millionen Menschen unter den 68,5 Millionen sind
Asylsuchende.

Zahl der Hungernden:

Nach Angaben der Welternährungsorganisation FAO (2017) waren 2016 815
Millionen Menschen unterernährt, das bedeutet einen Anstieg um 38 Millionen
Menschen gegenüber dem Vorjahr. Ursachen sind vor allem Kriege, Vertreibung
und Klimaveränderungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. August 2018

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str.1, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 65211 0

E-Mail: online-redaktion@brot-fuer-die-welt.de

Internet: http://www.brot-fuer-die-welt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06649: Atomisierung einer Variante (SB)


Es läßt sich in Worten kaum ausdrücken, wieviel Mühen und
selbstquälerische Strapazen Schachspieler auf sich nehmen, um eine
bestimmte Variante zu widerlegen oder ihr zu ihrem Recht auf
Anerkennung zu verhelfen. Dieser Ehrgeiz läßt sich mit Vernunft nicht
erklären. Sinnvoller wäre es vielmehr, die viele Zeit in eine
umfassendere Eröffnungsanalyse oder Mittelspielstrategie zu stecken.
Denn der Nutzen einer analytischen Atomisierung einer speziellen
Variante ist begrenzt und läßt sich oft nur auf eine einzige Partie
anwenden. Nach dem Erfolg im Turnier wird das bis dahin eifersüchtig
gehütete Geheimnis Allgemeingut. Es läßt sich ja kein Patent darauf
erheben, und wozu auch? Der Überraschungseffekt ist dahin, und sollte
die Tiefenanalyse wirklich stichhaltig sein, wird die Variante in
dieser Form und Ausgestaltung ohnehin nicht wieder auftauchen.
Wieviele Stunden sind darüber verflossen, nur um einen kleinen
Ausschnitt einer einzelnen Eröffnung ins Riesenhafte zu
dimensionieren? Und doch ist dieser Typus von Schachspieler wie von
einem Zwange besessen und wird sich über kurz oder lang eine andere
Variante wählen, die er dann bis aufs Skelett erforschen kann. Er ist
wie ein Miniaturmaler, der zwar mit Respekt auf die Baumeister der
Kathedralen schaut, für sich allerdings im kleinen nach den Gesetzen
der inneren Dynamik der Schachkunst forscht. Im heutigen Rätsel der
Sphinx kommt noch ein weiterer Spielertypus zu Worte, der mit Vorliebe
das Detail untersucht, nämlich der Analytiker des Endspiels. Auch hier
werden feinste Manöver und Genauigkeit verlangt. Nun, genaugenommen
steht das Endspiel erst bevor, und, noch strenger formuliert,
verhinderte Weiß sogar, daß sich die Partie in die Länge zog und zu
einer echten Endspiel-Gedankenquälerei wurde, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06649: Atomisierung einer Variante (SB)]



Pelletier - Gerber

Villars-sur Ollon 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Was schleicht er da herum, der Papierpapier mit den dünnen Barthaaren?
War 1.Lf4-e5 etwa ein Angriffszug? Er war wohl als solcher geplant,
aber Kramnik ließ sich nicht täuschen: 1...Se7xf5! 2.e4xf5 Lb7xg2
3.Kg1xg2 - 3.Tf2xg2 Td8-c8 4.Tg2-f2 Da2-d5 5.Sd2-f3 Tc8-c2 - 3...Da2-
d5+ 4.Sd2-f3 Te8xe5! 5.Dg3xe5 Dd5xe5 6.Sf3xe5 - wo ist er hin, der
weiße Sturmwind? - 6...d3-d2 7.Tf2xd2 - traurige Notwendigkeit -
7...Td8xd2+ 8.Kg2-f3 und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 10. August 2005

9. August 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





SOZIALES/144: Seltene Interessen ziehen sich an - auch beim Dating (idw)


Universität zu Köln - 08.08.2018

Seltene Interessen ziehen sich an - auch beim Dating



• Kölner Sozialpsychologe zeigt, dass das Teilen seltener Interessen
zu besonderer Anziehung zwischen Menschen führt

• Auch bei der Partnersuche wirkt das Gegenüber umso attraktiver,
je seltener die gemeinsamen Interessen sind.

Seltene Interessen miteinander zu teilen, löst eine stärkere
Anziehungskraft zwischen Menschen aus, als das Teilen häufiger Interessen.
Zu diesem Ergebnis kommt der Kölner Sozialpsychologe Dr. Hans Alves in dem
Artikel "Sharing Rare Attitudes Attracts", der in der Zeitschrift
"Personality and Social Psychology Bulletin" veröffentlicht worden ist.

Schon lange ist in der Sozialwissenschaft bekannt, dass wir Menschen
mögen, die unsere Einstellungen teilen. Sowohl unsere Freunde als auch
unseren Partner suchen wir unter anderem danach aus, wie sehr sie unsere
Werte, Vorstellungen, Interessen und Hobbies teilen.

Bei einer Dating-Situation kreist das Gespräch deshalb in der Regel um
unsere Einstellungen und Vorlieben und wir gleichen ab, in wieweit diese
von dem Gegenüber geteilt werden. Stellt sich heraus, dass der potentielle
Partner unsere Vorliebe für das Reiseland Nepal teilt, dass sein
Lieblingsfilm auch von David Lynch ist und dass er auch noch gerne Musik
von Tom Waits hört, stehen die Chancen für ein Wiedersehen gut.

Bisher ungeklärt war die Frage, ob sich die verschiedenen Einstellungen
eines Menschen in ihrem "Bindungspotential" unterscheiden. Führen manche
geteilten Interessen zu mehr Anziehung zwischen Menschen als andere? Die
Antwort des Kölner Sozialpsychologen Alves lautet Ja: Wenn seltene
Interessen geteilt werden, ist das Bindungspotential höher, dann wird der
oder die Andere als anziehender empfunden.

Der Forscher vom Social Cognition Center Cologne (SoCCCo) fragte
Versuchspersonen zunächst nach Ihren Interessen in Kategorien wie Musik,
Filme/Serien, Lesen, Reisen, Lesen und fragte Sie dann, wie gerne sie eine
Person mögen würden, die eine dieser Interessen teilt. In mehreren Studien
bestätigte sich, dass das Teilen seltener Interessen zu besonders starker
Anziehung führte.

In einer weiteren Studie bat Alves die Versuchspersonen, ihre letzten 20
"Facebook-Pagelikes" rauszuschreiben und dann zu bewerten, wie sympathisch
Ihnen eine Person wäre, die eine dieser Facebook-Seiten auch mag. Als
Indikator für die Seltenheit dieser "Facebook-Likes" diente deren
objektive Likes-Anzahl auf Facebook. Auch hier zeigte sich, dass das
Teilen seltener Facebook-Likes wie zum Beispiel Tom Waits zu mehr
Anziehung führt als das Teilen häufiger Facebook-Likes wie zum Beispiel
Shakira, deren Facebook-Seite über 100 Millionen Menschen "liken".

Dass seltene Interessen auch für den Dating-Kontext relevant sind, zeigte
Alves in einer Online-Dating-Studie, an der männliche und weibliche
Singles teilnahmen. Diese wurden zunächst nach ihren seltenen und häufigen
Interessen befragt und sahen sich dann verschiedene Dating-Profile von
Personen an, die je eine dieser vorher genannten Interessen teilten.
Versuchspersonen bewerteten Personen, die seltene Interessen teilten als
attraktiver und zeigten ein größeres Interesse, diese auch im echten Leben
zu daten.

"Zusammenfassend zeigen die Befunde ein starkes Bindungspotential seltener
Einstellungen. Stellt sich beim ersten Date also heraus, dass die andere
Person nicht nur unser Interesse für Sonne, Strand und Shakira teilt,
sondern auch unsere exotischen Interessen für Einrad fahren,
Bierdeckelsammeln und Tom Waits, so stehen die Chancen auf ein Wiedersehen
mehr als gut", sagt Dr. Hans Alves.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 08.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/338: Bonn - Stephan Masurs Varietéspektakel am 19. August 2018


Sommervarieté 2018

Stephan Masurs Varietéspektakel - Sommervarieté 2018



Wie der diesjährige Programmtitel schon andeutet, wird es mysteriös
und geheimnisvoll und die Zuschauer können reichlich Gänsehaut nicht
nur durch die atemberaubende Artistik der mitwirkenden Künstler
erwarten, sondern die Hintergrundgeschichte des Sommervarietés 2018
hält ebenso wohlige Gruselschauer bereit: Folgen Sie einem verirrten
Geschwisterpärchen, das in einem alten, einsam gelegen Schloss
Zuflucht findet. Seine Bewohner erscheinen zunächst bieder und
harmlos, doch lernt man sie näher kennen, dann gewinnt man einen ganz
anderen Eindruck! Da ist der unheimliche und ein wenig schräge Graf,
der die Besucher in die Geheimnisse des Schlosses einweiht und vor
manche Probe stellt. Oder seine stets eifrige Dienerschaft, die beim
zweiten Hinschauen ihre ganz eigene Gruselgeschichte bereithält.

Was wäre ein Sommer in Bonn ohne das kultige Varieté im Pantheon!
Stephan Masur hat zum 10jährigen Jubiläum in Bonn wieder ein
wunderbares Team versammelt, um das Publikum mit beindruckender
Luft- und Boden-Artistik, spannender Jonglage und lyrischen Momenten
zu begeistern. Seien Sie dabei, wenn die spiel- und lebensfreudigen
Artisten des Varietéspektakels mit Stephan Masur das ohnehin schon
schmucke Ambiente des neuen Pantheons in ein wunderschönes Varieté
verwandeln. Im diesjährigen Varietespektakel beeindruckt ein neues
Team.

Zu erleben sind: Ryunosuke Yamazumi, der erste Japaner der die
Zirkusschule in Quebec absolvierte und im Pantheon seinen
aufsehenerregenden "Ninja Style" mit "Big Ball Juggling" und Chinese
Pole präsentiert. Ob Luftnummer an Eisenketten oder rasante
Bodenartistik am Single Wheel, Lisa Chudalla beeindruckt auch durch
ihre höchst faszinierende Eigenwilligkeit.

Malte Strunk, Absolvent der Fachschule für Artistik in Berlin,
begeistert mit bester Diabolo Artistik und fulminater Flummi-Jonglage.

Michl und Daniela vom DuoHandtoViolin aus Tschechien glänzen mit
Handstand-Artistik und Stuhlequilibristik - Daniela verzückt dabei
durch ihr Violinenspiel in den undenkbarsten Situationen und
Positionen.

Christiaan Vandeburgt, der junge Absolvent der Niederländischen
Hochschule für Circuskünste in Rotterdam begeistert mit einer
eigenwilligen Jonglage mit Büchern und einem geradezu nerdigen
Charakter als Bibliothekar.

Dave van der Val ist Sänger und Entertainer. Seine tiefe Leidenschaft
für für Kabarett und Variete führt ihn über die niederländische Grenze
nach Deutschland ins Varietespektakel.

Nicht zu vergessen natürlich Zeremonienmeister Stephan Masur, der mit
unnachahmlichen Charme und Komik brilliert und aus Seifenblasen
filigrane Kunstwerke und "Oh's" und "Ah's" auf die offenen Münder des
Publikums zaubert.

Ob aus Deutschland oder von Übersee, ob junger Absolvent oder
erfahrener Artist: Die Künstler vereint ihre große Spielfreude am
Varieté - und das spürt man auch!

Die Regie obliegt David Severins (NL) und die Choreographie bei
Photini Meletiadis, die Technische Leitung bei Michael (Abrazzo)
Blattmann und das Konzept und die Gesamtleitung - wie immer bei
Stephan Masur.

Aktuelle Infos gib es stets unter: www.varietespektakel.de

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 17:00

Ort: Pantheon, Siegburgerstr. 42

53229 Bonn

Preis/Euro

Eintritt: 19,50/15,50 (erm.) Euro, zuzügl. VVK-Gebühren
Ermäßigungsberechtigt sind: - Mitglieder des Pantheon-Förderkreises -
Schüler, Studenten und Auszubildende bis einschl. 30 Jahren -
Arbeitslose & Bürger mit Bonn-Ausweis - Schwerbehinderte (ab 60%) -
Inhaber von Ehrenamtskarten - Bitte halten bei Einlass in den
Theatersaal einen entsprechenden Nachweis bereit. Das Ticket ist KEIN
Fahrausweis.

Vorverkauf/Anmeldung

- Tickets online (als print-at-home-Verfahren) unter www.pantheon.de -
Im hauseigenen Vorverkauf im Foyer des Pantheon-Theaters an
Veranstaltungstagen des Pantheon - jeweils 90 Minuten vor
Veranstaltungsbeginn bis Veranstaltungsstart geöffnet. (Bei Beginn um
20:00 Uhr z.B. von 18:30 bis 20 Uhr) - Ticket-TEL: 0228 - 212521
(Mo-Fr. 12-16.30 Uhr) - Tickets gibt es auch an allen bekannten
Bonnticket- und Kölnticket-Vorverkaufstellen

FamilienSonntag - Kinder im Alter unter 12 Jahre erhalten in
Begleitung ihrer erwachsenen Familienangehörigen freien Eintritt.
Bitte um Anmeldung der Kinderfreikarte(n) unter vorverkauf@pantheon.de
oder 0228-212521 (Mo.-Fr. 12-16:30 Uhr).

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/848: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Eins-A-Comedy"-Show präsentiert von "Charlotte und Ralf" - Special Guest: Alfons mit dem Puschelmikrofon, 29.9.2018


Kulturcafé Komm du - September 2018

Eins-A-Comedy | Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy

präsentiert von "Charlotte und Ralf" - Special guest: Alfons, der Reporter mit dem Puschelmikrofon

Samstag, 29. September 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Eins-A-Comedy, die erste Stand-Up-Comedy-Show im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - präsentiert von 'Charlotte und Ralf' am Samstag, den 29.9.2018 um 20 Uhr - Foto im Flyer: © by Klaus Friese]

[image: Plakat zur ersten Stand-Up-Comedy-Show im 'Komm du' in Hamburg-Harburg - präsentiert von 'Charlotte und Ralf' am Samstag, den 29.9.2018 um 20 Uhr mit Fotos der auftretenden Künstler - Foto von Charlotte & Ralf: © by Klaus Friese - Foto von Alfons: © by Guido Werner - Foto von Ghasal Falaki: © by Klaus Friese - Foto von Kristina Bogansky: © by Sergey Sanin - Foto von Willi Bartels: © by Mona Bartels]





Das Komm du lädt ein zu einer Stand-Up-Mixed-Show

am Samstag, den 29.09.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Charlotte und Ralf präsentieren "Eins-A-Comedy"

Stand-Up-Comedy und Artverwandtes mit neuen Talenten aus der "Akademie für Entertainment" und Gästen

Die Künstler des Abends:

Kristina Bogansky - charmantdirekte Comedienne aus Hamburg

Ghasal Falaki - Neues aus dem hanseatisch-persischen Alltag 

Willi Bartels - Weltreisender Rentner im Kampf mit der Welt von heute 

Patrick Stempin - blickt über den Tellerrand, um zu sehen, wo er gekleckert hat 

Stefan Schenke - witzig, böse, nie billig; Bauchredner aus Leidenschaft 

Alfons - der französische Kultreporter und Geschichtenerzähler

und einige andere ...


Die Stand-Up-Mixed-Show im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Alfons, der Reporter mit dem Puschelmikrofon - Foto: © by Guido Werner]

[image: Ghasal Falaki - Foto: © by Klaus Friese]
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V.l.n.r.: Alfons, Ghasal Falaki, Kristina Bogansky und Willi Bartels

Foto links: © by Guido Werner, Mitte links: © by Klaus Friese, Mitte rechts: © by Sergey Sanin, rechts: © by Mona Bartels




Die Akademie für Entertainment präsentiert:

Eins-A-Comedy

Die erste Stand-Up-Comedy-Show im "Komm du" - präsentiert von "Charlotte und Ralf"

Eins-A-Comedy heißt: es darf gelacht werden! Mehrere Comediennes und
Comedians teilen sich die Bühne und bieten Stand-Up-Comedy in all
seinen Facetten. Sie berichten - höchst pointiert und saukomisch -
von den großen und kleinen Geschichten aus Alltag, Beruf und
Zeitgeschehen, die sie in letzter Zeit beschäftigt haben. Moderiert
wird das Ganze von Charlotte Wolff und Ralf Schulze.
Sie sind nicht nur professionelle Comedy-Autoren für Leute wie
Alfons, Harald Schmidt oder den Hamburger Kabarettisten Axel Pätz.
Sie sind auch die Gründer der "Akademie für Entertainment" und
unterrichten seit einigen Jahren Newcomer der Comedy-Szene. Sie
bringen ihnen in Workshops und laufenden Kursen bei, wie man lustige
Texte schreibt und diese dann anschließend auf der Bühne am besten
präsentiert.

So ist auch die Idee entstanden, den schon etwas erfahreneren von
diesen vielversprechenden neuen Talenten aus der Akademie eine
eigene Bühne zu bieten. Dort können sie zusammen mit anderen Gästen
und alten Comedy-Hasen ihre neuesten Nummern präsentieren. Die
Gelegenheit für die Zuschauer, die Stars von morgen heute schon
kennenzulernen, bevor diese nur noch auf teuren Stadion-Tourneen zu
sehen sein werden.

Für den Samstag, 29.9. hat sich ein besonderer Gast angekündigt:
Alfons, der französische Reporter wird das "Komm du" beehren.

Die Künstler des Abends:

Kristina Bogansky - charmantdirekte Comedienne aus Hamburg // Ghasal
Falaki - Neues aus dem hanseatisch-persischen Alltag // Willi
Bartels - Weltreisender Rentner im Kampf mit der Welt von heute //
Patrick Stempin - blickt über den Tellerrand, um zu sehen, wo er
gekleckert hat // Stefan Schenke - witzig, böse, nie billig;
Bauchredner aus Leidenschaft // Alfons - der französische
Kultreporter und Geschichtenerzähler. Und einige andere ...

Und das Beste: der Eintritt ist frei. Am Ende entscheidet jeder
selbst, was ihm der Abend wert war. Der Hut geht rum.




[image: Die Stegreiftheaterkünstler 'Charlotte und Ralf' - Foto: © by Klaus Friese]

Eins-A-Comedy | Gags, Geschichten und gute Unterhaltung mit Stand-Up-Comedy

Am Samstag, den 29.9.2018 präsentieren "Charlotte und Ralf" die erste Stand-Up-Mixed-Show im "Komm du" in Hamburg-Harburg

Foto: © by Klaus Friese




 Wer übrigens selbst schon in Sachen Comedy oder Kabarett auf
der Bühne steht und bei einer Fortsetzung dieser Mixed-Show auf der
Bühne stehen möchte, der kann sich gerne bewerben unter:
mail@akademie-fuer-entertainment.de 

Mehr Infos unter:

https://www.akademie-fuer.entertainment.de


Weitere Informationen:

Charlotte und Ralf - Homepage:

http://www.charlotteundralf.com

Alfons - der Reporter mit dem Puschelmikrofon und Geschichtenerzähler

http://www.alfons-fragt.de/

Kristina Bogansky - charmant-direkte Comedienne aus Hamburg

https://www.facebook.com/kristinabogansky/


Zum Reinhören & Anschauen:

"Charlotte und Ralf" - Auftritt bei Axel Pätz' "KaberetttsPÄTZial":

https://youtu.be/79W0OOZ5DpM

Alfons fragt "Wer ist fauler, der Franzose oder der Deutsche?"

https://www.youtube.com/watch?v=vAZLTqUcPho

Stefan Schenke @ WIE KRASS BIST DU DENN!? / 26.04.17 im Delphi Showpalast

https://www.youtube.com/watch?v=FxdVSXlO6x0

Comedy: Alfons - Der Reporter mit dem Puschelmikrofon | puzzle | BR Fernsehen

https://www.youtube.com/watch?v=hBA8mcEnLQc




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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SCHAUSPIEL/1204: Hanau - "Chatroom" von Enda Walch vom 18. bis 25. August 2018


Die Schattenseiten digitaler Kommunikation

Theatergruppe Confusion spielt "Chatroom" von Enda Walch



Die Theatergruppe "Confusion" des Jugendbildungswerks der Stadt Hanau
zeigt demnächst das Drama "Chatroom" von Enda Walch im Jugendbildungs-
und Kulturzentrum Hans Böckler. Die Premiere findet am Samstag, 18.
August 2018, um 20 Uhr statt. Weitere Aufführungen sind am Sonntag,
19.8.2018, Freitag, 24.8.2018 und Samstag, 25.8.2018. Beginn ist
jeweils 20.00 Uhr.

"Die verdammten Besserwisser" heißt ein Internet-Forum, in dem sich
junge Leute virtuell treffen. Es gibt einen Filter, nur Teenager aus
derselben Region, die etwa im gleichen Alter sind, 16 bis 17 Jahre
treffen sich. Wie beim Chatten üblich, weiß allerdings keiner, ob die
Angaben stimmen. Hinter William "verstecken" sich ein junger Mann und
eine junge Frau, die beide zusammen chatten. Man verrät keine echten
Namen, nur "Nicknames", wie es neudeutsch heißt. Die "Chatter" ziehen
zunächst locker her über Britney Spears, Joanne K. Rowling und die
spießigen Eltern. In ihren Gesprächen kritisieren sie Filme, die
Erwachsenen, selten werden sie persönlich. Die Kommunikation läuft,
wie im echten Netz, oft oberflächlich, teilweise aggressiv, meist eher
witzig. Das Geplauder wird existenziell und spannend, als der
depressive Jim dazu kommt. Er ist offenkundig selbstmordgefährdet. Jim
erzählt, wie sein Vater ihn und die Familie mit sechs Jahren rüde
verlassen hat, und dass er immer Außenseiter geblieben ist. Jim wird
schnell zum Spielball der anderen. Aus Langeweile reden sie ihm den
Selbstmord als einzige Lösung ein. Er soll stellvertretend für die
Jugend ein Zeichen setzen...

Der heute 39-jährige irische Autor Enda Walsh hat sein Stück
"Chatroom" Ende 2005 in München mit Jugendlichen entwickelt und
uraufgeführt. Nächtelang ist er durch Internet-Foren gesurft, um sich
inspirieren zu lassen. Seitdem ist sein Stück mehrfach inszeniert
worden.

Die sieben jungen Spielerinnen und Spieler der Theatergruppe Confusion
haben das Stück sehr intensiv umgesetzt. "Chatroom" ist bedrückend
aktuell und zeigt die Schattenseiten digitaler Kommunikation.

Ort der Aufführungen ist das Jugendbildungs- und Kulturzentrum Hans
Böckler, Sandeldamm 19 in Hanau. www.jbw-hanau.de

Der Eintritt beträgt 8 Euro, ermäßigt 6 Euro. Der Vorverkauf beginnt
ab 4. Juni 2018: www.reservix.de; Buchladen am Freiheitsplatz, Tel.:
06181/28180 und beim Hanauer Anzeiger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GENTECHNIK/021: Tiere als Ersatzteillager - Xenotransplantation (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 2/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Tiere als Ersatzteillager - Xenotransplantation

von Carolin Spicher



Das Forschungsgebiet der Xenotransplantation ist vielleicht das
grauenvollste Kapitel der modernen Gentechnik. Hier nutzen Forscher
alle ihnen zur Verfügung stehenden Techniken mit dem Hauptziel, Organe
für den Menschen auf Vorrat zu züchten, und sprechen den betroffenen
Tieren so jeglichen Eigenwert ab.

Bei der Xenotransplantation werden Zellen, Gewebe oder ganze Organe
und Körperteile von einer Spezies auf eine andere übertragen. Dabei
kommt es teilweise zu schwersten Abstoßungsreaktionen bei den
Empfängertieren, die meist unter Schmerzen sterben. Das Prinzip wird
in der heutigen Forschung in zwei Richtungen verfolgt. Vom Mensch auf
das Tier und vom Tier auf den Menschen.


Zucht von menschlichen Tumoren

In der biomedizinischen Forschung wird seit Jahrzenten menschliches
Gewebe, wie Tumorzellen, auf Mäuse übertragen, um an diesen die
Tumorentwicklung zu studieren. Die Tiere entwickeln zum Teil riesige
schmerzhafte Geschwülste, bevor sie getötet und untersucht werden.
Tausende Tiere werden so künstlich krankgemacht und leiden im Namen
der Tumorforschung. Aber noch weniger Respekt für die Würde der Tiere
zeigt sich in dem Forschungsbereich, der Tiere als bloße
Ersatzteillager für uns Menschen sieht.


Schweine als Organfabriken

Mit dem akuten Mangel an Spenderorganen begründen Wissenschaftler wie
Prof. Bruno Reichart (Ludwig-Maximilians-Universität München) die
Notwendigkeit ihrer Forschung, Schweineherzen in Paviane zu
verpflanzen. Dem Schwein wurde dabei zum Verhängnis, dass sein Herz
anatomisch und physiologisch dem des Menschen sehr ähnelt und es
deshalb als Organspender Nr. 1 für den Menschen gehandelt wird.
Paviane wurden als Primaten zum Modellorganismus für den Menschen
bestimmt. Um Abstoßungsreaktionen der Empfängertiere auf ein mögliches
Minimum zu reduzieren, werden stark genetisch veränderte Schweine
erzeugt. Trotz dieser Vorkehrungen kommt es zu Abstoßungsreaktionen
und die Paviane überleben bislang nicht sehr lange mit den
Schweineherzen.


Millionenschwere Forschungsprojekte

Die Förderung des Sonderforschungsbereichs, der diese Versuche
beinhaltet, wurde vor zwei Jahren bis 2020 verlängert und wird in
dieser Zeit mit über 15 Millionen Euro gefördert. Ebenfalls erforscht
wird der Einsatz von Schweineherzklappen für den Ersatz defekter
Klappen beim Menschen sowie die Transplantation von
Schweine-Inselzellen (Insulin-produzierende Zellen der
Bauchspeicheldrüse) zur Behandlung von Diabetes-Patienten.


Tierleidfreie Lösungsansätze: Bioreaktoren

Um dem Spenderorganmangel in Zukunft entgegenzutreten, wären eine
präventive Medizin, die den Bedarf von Spenderorganen senken kann
sowie eine verstärkte Förderung von Forschungsprojekten zur Zucht von
künstlichen Organen aus Stammzellen in vitro ein ethisch vertretbarer
Weg. Hier können auch 3D-Drucktechniken zum Einsatz kommen. Ein
aktuelles Erfolgsbeispiel der In-vitro-Ansätze ist die Herstellung von
Insulin-produzierenden Betazellen aus humanen Stammzellen. Ziel der
Forschung ist es, diese Zellen in künstliche Mini-Organe, sogenannte
Bioreaktoren zu integrieren, die in Diabetes-Patienten zukünftig die
Rolle der Bauchspeicheldrüse übernehmen sollen. Das besondere an
diesen Bioreaktoren ist, dass die spezielle Beschichtung Nährstoffe
und Hormone ungehindert passieren lässt, während der direkte Kontakt
zu den körpereigenen Immunzellen des Patienten verhindert wird. Mit
dieser Methode wären keine Abstoßungsreaktionen zu befürchten und es
müssten keine Beta-Zellen aus Schweinen gewonnen werden.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 2/2018, S. 7-8

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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EXKURSION/225: Hanau - Fledermäuse beobachten am 18. August und 21. September


Fledermaus-Exkursion



In die Fußstapfen großer Forscherinnen und Forscher können
Interessierte schlüpfen und die Natur mit viel Spaß und Freude
auskundschaften. Das Umweltzentrum Hanau bietet auf Campo Pond eine
Fledermaus-Exkursion an. In der Dämmerung der Abendstunden
werden die geheimnisvollen nächtlichen Schädlingsjäger aktiv.
Erwachsene können für 6 Euro teilnehmen, Kinder für 2 Euro und
Familien für 14 Euro am Samstag, 18. August von 19.30 bis 21.30 Uhr.
Die Veranstaltung wird erneut am Freitag, 21. September, von 18.30 bis
20.30 Uhr angeboten. Die Fledermäuse werden beim Jagen gut zu sehen
und zu hören sein.

Anmeldung unter 06181/3049148 oder umweltzentrum@hanau.de notwendig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 7. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FORSCHUNG/278: Untersuchung der Pottwalstrandungen 2016 abgeschlossen (idw)


Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 08.08.2018

Untersuchung der Pottwalstrandungen 2016 abgeschlossen

Gründe für die Strandung von 30 Pottwalen in der Nordsee
wahrscheinlich komplexes Zusammenspiel von Umweltfaktoren.



Zu Beginn des Jahres 2016 strandeten 30 Pottwale in der südlichen
Nordsee. Es ist das größte bekannte Strandungsereignis dieser Art, das
in der Region bisher registriert wurde. Internationale Forscher
unterschiedlicher Fachrichtungen schlossen sich zusammen, um die
möglichen Ursachen zu untersuchen. Es folgte die bisher umfangreichste
Untersuchung einer solchen Pottwalstrandung. Im Fachmagazin PLoS ONE
(http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0201221)
veröffentlichten die Forscher die Ergebnisse dieser Zusammenarbeit.
Die Strandungen in Niedersachsen und Schleswig-Holstein wurden von
mehr als 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stiftung
Tierärztlichen Hochschule Hannover unter der Leitung von Professorin
Prof. h. c. Dr. Ursula Siebert, Institut für Terrestrische und
Aquatische Wildtierforschung, untersucht.




[image: Foto: © Abbo van Neer]

Gestrandete Pottwale im Hafen von Holmer Siel auf Nordstrand.

Foto: © Abbo van Neer



Kein Hinweis auf ein Trauma

Das internationale Team untersuchte 27 der 30 gestrandeten Pottwale.
Eine der wichtigsten Fragen war, ob die Tiere erkrankt oder geschwächt
waren. Darauf fand das Team aber keine Hinweise. Siebert sagt: "Wir
haben uns den Gesundheits- und Ernährungszustand der 27 Tiere genau
angeschaut und mehrere Infektionen gefunden - einschließlich Parasiten
und eines neuen Herpesvirus. Diese Infektionen waren im Zusammenhang
mit den Strandungen aber bedeutungslos. Das machte andere Ursachen
wahrscheinlicher. Also mussten wir weitersuchen." Auch ein durch
Menschen verursachtes Trauma wie Verwicklungen in Seilen und Netzen
oder Schiffskollisionen konnten die Forscher ausschließen. Anzeichen
für eine signifikante Menge chemischer Verschmutzung gab es ebenfalls
nicht. Bei neun untersuchten Walen fanden die Wissenschaftler
Meeresmüll (Plastik) in den Mägen der Pottwale. Der Müll führte aber
bei keinem der Tiere zu einer Verstopfung des Magen-Darm-Trakts oder
einem anschließenden Verhungern. Marine Erdbeben, schädliche
Algenblüten und Veränderungen der Meeresoberflächentemperatur wurden
ebenfalls berücksichtigt und als mögliche treibende Faktoren der
Strandungsserie als sehr unwahrscheinlich ausgeschlossen.

Verlorene Junggesellen

Wie die meisten Tiere, die bisher in dieser Region strandeten,
handelte es sich bei den untersuchten Tieren aus dem Jahr 2016 um
junge subadulte Männchen im Alter zwischen 10 und 16 Jahren.
Untersuchungen der Mageninhalte ergaben, dass die Tiere wahrscheinlich
in den norwegischen Gewässern, mindestens 1.300 Kilometer entfernt und
bevor sie in die Nordsee gelangten, zum letzten Mal gefressen hatten.
Pottwale kommen normalerweise in viel tieferen Gewässern vor. Die
südliche Nordsee ist ein sehr unnatürlicher Lebensraum für Pottwale:
Das seichte Wasser und die allmählich abfallende Küste machen es ihnen
schwer, hier effektiv zu navigieren. Zusätzlich kommt ihre bevorzugte
Beute, der Tintenfisch, nicht in der Nordsee vor. Die Pottwale fanden
folglich nicht ausreichend Nahrung. Die südliche Nordsee kann als eine
Art Falle für tief tauchende Wale wie den Pottwal angesehen werden:
Sobald sie in diesen Bereich vordringen, sind sie einem erheblichen
Risiko zu sterben ausgesetzt.

Multidisziplinärer Ansatz

Die Autoren fassen in ihrer Studie zusammen, dass kein alleiniger
Faktor gefunden wurde, der für die Strandungsreihe im Jahr 2016
verantwortlich ist, sondern sehr wahrscheinlich eine Kombination
verschiedener und zusammenfallender Faktoren dazu geführt hat. "In
dieser Zeit strandeten auch andere, nicht heimische Arten in der
Nordsee. Zudem zeigen andere Untersuchungen, dass die Pottwale zu zwei
verschiedenen Gruppen aus verschiedenen Gebieten gehören. Daher ist es
sehr wahrscheinlich, dass eine Kombination großräumiger Umweltfaktoren
dafür verantwortlich war, dass die Pottwale in die Nordsee gelangt
sind", führt Abbo van Neer, einer der beteiligten Forscher des
Instituts für Terrestrische und Aquatische Wildtierforschung der
Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover, aus.

Originalpublikation:

Beached bachelors: An extensive study on the largest recorded sperm
whale Physeter macrocephalus mortality event in the North Sea

Lonneke L. IJsseldijk, Abbo van Neer, Rob Deaville, Lineke Begeman,
Marco van de Bildt, Judith M.A. van den Brand, Andrew Brownlow,
Richard Czeck, Willy Dabin, Mariel ten Doeschate, Vanessa Herder,
Helena Herr, Jooske IJzer, Thierry Jauniaux, Lasse Fast Jensen, Paul
D. Jepson, Wendy Karen Jo, Jan Lakemeyer, Kristina Lehnert, Mardik F.
Leopold, Albert Osterhaus, Matthew W. Perkins, Uwe Piatkowski, Ellen
Prenger-Berninghoff, Ralf Pund, Peter Wohlsein, Andrea Gröne, Ursula
Siebert

PLoS ONE, DOI: 10.1371/journal.pone.0201221



Weitere Informationen finden Sie unter

http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0201221

http://www.tiho-hannover.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700389

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution90

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover - 08.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GARTEN/366: Auf einmal lieben alle Bäume (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 8. August 2018

Auf einmal lieben alle Bäume

Jetzt willkommene Schattenspender - im Herbst "fürchterliche
Laubschmeißer"

- viele Nutzfunktionen für die Menschen

- Autos bekommen doppelt so viel Platz zugebilligt

- B-Pläne und Verkehrssicherungspflicht als Totengräber

- Wildstrauch-Sammelbestellung im Herbst



(Bremen, den 08.08.18) Seit Wochen brennt die Sonne erbarmungslos und
alle lechzen nach Schatten. Der NABU empfiehlt angesichts der
Hitzewelle, einmal dankbar nach oben zu schauen, denn die lauschigsten
Schattplätze für die Mittagspause oder das Feierabendbier findet man
unter Bäumen. "Auf einmal lieben alle die Bäume", plädieren die
Naturschützer für mehr einheimische Bäume und weniger Fällungen in der
Stadt.

"Wer sich im Herbst über Laub auf dem englischen Rasen ärgert, sollte
sich jetzt mal den Garten ohne schattenspendende Bäume und Sträucher
vorstellen", empfiehlt NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann und
schmunzelt: "Wir haben immer mal wieder irregeleitete Anrufe von
Menschen, die Bäume weg haben wollen, weil sie ach so fürchterlich
Laub schmeißen." Derzeit verlieren die Bäume grüne Blätter, um sich
gegen weitere Verdunstung zu schützen, vereinzelt kommt es sogar schon
zu Trockenbrüchen, wenn dem Laub die Äste folgen.

Bäume haben jedoch wichtige Funktionen in der Stadt, betont der NABU.
Sie filtern Stäube, sorgen für eine bessere Versickerung des
Regenwassers, wirken mit ihren Grüntönen beruhigend auf Menschen und
sind Lebensraum für zahlreiche Tiere. Doch nicht jede Baumart erfülle
diese Funktionen gleich gut. "Es ist seit Jahrzehnten Mode, exotische
Bäume an die Straßen zu pflanzen, weil die auch auf den kleinsten
Baumscheiben noch überleben", bemängelt der NABU. Als Lebensraum
fungiert die fremdländische Exotik jedoch nicht.

"Wir dürfen nicht die Baumarten den Gegebenheiten anpassen, sondern
umgekehrt", fordert der gelernte Förster Hofmann, "jeder Baum muss
mindestens den Standraum bekommen, den wir unseren Autos zubilligen."
Während das Baugesetz für jeden Stellplatz 12,5 Quadratmeter fordert,
billigen die einschlägigen DIN-Normen den Bäumen nicht einmal die
Hälfte davon zu. "Und auf diesen Mäuselöchern sollen dann 1000
Kubikmeter Kronenvolumen sicher stehen und mit Nährstoffen und Wasser
versorgt werden."

Einen regelrechten Aderlass im Baumbestand verursachen die
Nachverdichtungen in den einst herrschaftlichen Gärten beispielsweise
in Oberneuland. Bei den Bebauungsplänen werde immer noch zu wenig der
Baumschutz berücksichtigt, die Baumschutzverordnung werde ausgehebelt.
Auch die immer striktere Verkehrssicherungspflicht ist den
Naturschützern ein Dorn im Auge. "Die Anforderungen sind derart
abstrus hoch, dass Straßenbäume zu Pinseln aufgeschoren, wenn nicht
gleich gefällt werden."

"An all diese Dinge muss im Umgang mit Bäumen immer wieder erinnert
werden und gerade jetzt zeigt sich, wie bitter nötig die
Schattenspender sind", betont Sönke Hofmann. Für kleine Gärten seien
einheimische Sträucher eine gute Alternative, wie sie der NABU in
seinen halbjährlichen Wildstrauch-Sammelbestellungen anbietet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.08.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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ERNÄHRUNG/131: Pestizidgehalt in Lebensmitteln 2016 nahezu gleichgeblieben (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.08.2018 / Verbraucherschutz

Pestizidgehalt in Lebensmitteln 2016 nahezu gleichgeblieben



Der Großteil der Nahrungsmittel in Europa enthält keine
Pestizidrückstände oder nur welche unterhalb der gesetzlichen
Obergrenze. Das geht aus dem Jahresbericht der Europäischen
Lebensmittelbehörde EFSA von Ende Juli hervor.

Allerdings wurden aber auch in knapp der Hälfte der Lebensmittelproben
messbare Restmengen an Pflanzengiften nachgewiesen. Über 96 Prozent
der untersuchten Proben entsprachen laut EFSA den vorgeschriebenen
Grenzwerten, rund 51 Prozent waren frei von Rückständen. Bei
Bioprodukten lag der rückstandsfreie Anteil bei 83 Prozent.

In den Jahresbericht der EFSA flossen auch die Ergebnisse des
EU-koordinierten Kontrollprogramms (EUCP) ein. Dafür untersuchten die
Berichtsländer Proben aus dem gleichen 'Korb' von Lebensmitteln auf
die gleichen Pestizide. 2016 waren folgende Lebensmittel im 'Korb':
Äpfel, Kopfkohl, Lauch, Kopfsalat, Pfirsiche, Erdbeeren, Tomaten,
Roggen, Wein, Kuhmilch und Schweinefett. Gut zwei Drittel der
getesteten Proben (67 Prozent) stammte, aus den EU-Mitgliedstaaten,
Island und Norwegen. Über ein Viertel waren aus Drittländern
eingeführte Produkte.

Das Pestizid Aktions-Netzwerk Europa (PAN) verwies darauf, dass der
Anteil von multiplen Pestizidrückständen in Obst und Gemüse mit gut 30
Prozent extrem hoch sei. Demnach enthält fast eins von drei Frucht-
oder Gemüseprodukten einen Mix aus verschiedenen Pestizidresten. PAN
moniert, dass die Wirkung solcher Giftcocktails nicht von europäischen
Behörden geprüft werden würde, obwohl dies seit 2006 vorgeschrieben
sei. Die Behauptung der EFSA, dass Obst und Gemüse in europäischen
Supermärkten ungefährlich seien, sei nicht bewiesen, sagte Hans
Muilerman von PAN. [mbu]



EFSA-Bericht über Pestizidrückstände 2016

https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.2903/j.efsa.2018.5348

EFSA-Pressemitteilung

http://www.efsa.europa.eu/en/press/news/180725

Pestizid-Dashboard EFSA

http://www.efsa.europa.eu/en/microstrategy/pesticides-dc-2016

PAN Europe zu Pestizidrückständen

https://www.pan-europe.info/press-releases/2018/08/toxic-mixtures-pesticide-residues-fruit-and-vegetables-keep-flooding-eu

 * 

Quelle:

EU-News, 09.08.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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URBAN/042: Forschungsprojekt SUNEX - Neue Lösungen für die zukünftige Versorgung von Metropolregionen (idw)


Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 08.08.2018

Forschungsprojekt SUNEX: Neue Lösungen für die zukünftige Versorgung
von Metropolregionen



Im Juli 2018 startete das mit EU- und internationalen Mitteln
geförderte Projekt SUNEX (Sustainable Urban FWE Nexus). Das
Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V. forscht
gemeinsam mit sechs weiteren Partnern an den städtischen
Versorgungssystemen der Zukunft. Im Fokus stehen die Ressourcen
Nahrung, Wasser und Energie vor dem Hintergrund einer wachsenden
Weltbevölkerung. Bis 2021 sollen in den vier Pilotregionen Berlin,
Wien, Bristol und Doha neue Konzepte zur effizienteren Bereitstellung
der knappen Ressourcen entwickelt und erprobt werden - mit ganz
unterschiedlichen regionalen Herausforderungen.

In den Städten der Zukunft wird es "voll". Knapp 70 Prozent der
Weltbevölkerung lebt 2050 in urbanen Gebieten, so der UN-Bericht zur
Urbanisierung 2018. Heute sind es bereits mehr als die Hälfte. Eine
stabile Versorgung der wachsenden Städte mit Nahrung, Energie und
Wasser ist von zentraler Bedeutung, denn schon kurze Engpässe oder gar
Ausfälle können in urbanen Zentren gravierende Folgen haben.
Forscherinnen und Forscher gehen im Projekt SUNEX auf die Suche nach
dem "Versorgungsnexus" der Zukunft. "Gemeint sind hierbei weniger
gänzlich neue Wege zur Erzeugung, Produktion, zum Transport oder der
Bereitstellung von Ressourcen. Vielmehr wollen wir die drei
Versorgungssysteme für Nahrung, Wasser und Energie in ihren
Wechselwirkungen betrachten", so Dr. Ingo Zasada, Projektkoordinator
am ZALF. "Durch die weitestgehend getrennte Organisation der einzelnen
Systeme werden Synergieeffekte bislang nur unzureichend erkannt und
zur Ressourceneinsparung genutzt", erklärt der Forscher. "Verändert
sich ein Versorgungssystem, hat das direkten Einfluss auf die
anderen."

Die vier Pilotregionen Berlin, Wien, Bristol und Doha unterscheiden
sich sowohl in der geografischen Lage als auch in ihren spezifischen,
regionalen Herausforderungen stark voneinander. In Berlin und Wien
liegt der Fokus auf einer stärkeren Versorgung mit regionalen
Lebensmitteln. Die Forschenden interessieren sich insbesondere für die
Wechselwirkungen zwischen den Versorgungssystemen. Während durch eine
verstärkt regionale Ernährung beispielsweise Energie durch kürzere
Transportwege eingespart werden kann, steigt möglicherweise der
Wasserverbrauch an. Gleichzeitig sind Konsumenten regionaler Produkte
oftmals zugänglicher für Nachhaltigkeitsaspekte in der
landwirtschaftlichen Erzeugung. Im britischen Bristol wiederum ist das
Wasserversorgungssystem überlastet. Es soll besser organisiert und
zunehmend mit Energie aus erneuerbaren Quellen versorgt werden. Ganz
anders gestaltet sich die Lage in der Küstenmetropole Doha, Katar.
Hier versorgen große Meerwasserentsalzungsanlagen sowohl die Menschen
als auch die Gewächshauskolonien vor der Stadt mit Trinkwasser. Der
energieintensive Betrieb der Anlagen ist bislang aufgrund des
Reichtums an Erdgas im Land finanzierbar, doch längerfristig werden
Fragen nach Energie- und Wassereffizienz für die Stadt
überlebenswichtig.

Wenn es später an die Umsetzung der neuen Ideen und Konzepte geht,
benötigen die Akteure vor Ort belegbare Zahlen und Fakten. Um
Einsparpotentiale nah am zukünftigen Verbrauch offenlegen zu können,
wird für die vier Pilotregionen daher das, was in den nächsten
Jahrzehnten auf den Tisch, aus dem Wasserhahn und aus der Steckdose
kommen muss, mithilfe von Computersimulationen und -modellen so exakt
wie möglich vorausberechnet. Das Projekt SUNEX arbeitet
disziplinübergreifend und mit engem Bezug zur Praxis, was sich auch in
der Zusammensetzung des Konsortiums wiederspiegelt: Neben
Forschungseinrichtungen beteiligen sich ein Wasserversorgungsbetrieb,
Ministerien und ein Technologieunternehmen aus dem Silicon Valley. Ein
erstes Treffen aller Partner fand beim Kick-Off Meeting am 4. und 5.
Juli 2018 in Wien statt.



Originalpublikation:

http://www.zalf.de/de/aktuelles/Seiten/Pressemitteilungen/PM_20170808_Sunex_KickOff.aspx

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.jpi-urbaneurope.eu/project/sunex/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news700437

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1025

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. - 08.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/164: Natura 2000-Landwirte in Thüringen erstmals ausgezeichnet (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 8. August 2018

Natura 2000-Landwirte in Thüringen erstmals ausgezeichnet



Ernstroda. 09.08.2018. Erstmalig haben der BUND Thüringen, der
Deutsche Verband für Landschaftspflege (DVL) und der NABU Thüringen
gemeinsam mit dem Thüringer Bauernverband (TBV) zwei "Natura
2000-Landwirte" prämiert. Die beiden Landwirtschaftsbetriebe TZG
Ernstroda und die Schäferei Silvia Lützelberger erhielten die
Anerkennung.

"Ein kooperativer Ansatz ist das Erfolgsrezept zum Erhalt unserer
Kulturlandschaften, wie ihn die deutschen Landschaftspflegeverbände
seit über 30 Jahren praktizieren. Mit der Prämierung von Natura
2000-Landwirten machen wir deutlich, dass sich Naturschutz und
Landwirtschaft ergänzen. Diese Zusammenarbeit ist sowohl
naturschutzfachlich als auch betriebswirtschaftlich lohnend", so
Florian Meusel, stellvertretender Bundesvorsitzender des Deutschen
Verbandes für Landschaftspflege (DVL).

"Die Preisträger stehen für ein großes Engagement und hohen
persönlichen Einsatz. Dabei bewirtschaften sie ihre Flächen
naturverträglich, tragen zur Erhaltung der Artenvielfalt in den Natura
2000-Gebieten bei. Mit der Prämierung möchten wir auch andere
Landwirte anregen, es ihnen gleich zu tun", ergänzt Burkhard Vogel,
Landesgeschäftsführer des BUND Thüringen. "Die Thüringer Landwirte
sind immer bereit, ihren Beitrag zum Wohle der Umwelt zu leisten. Wir
müssen aber den Umweltschutz stets mit der Wirtschaftlichkeit
verbinden, weshalb gute Förderprogramme bei der Umsetzung sehr helfen
können", so die Einschätzung von TBV-Präsident Dr. Klaus Wagner.

Die TZG Ernstroda nimmt für die Schaffung neuer Laichgewässer den
Verlust von Produktionsflächen in Kauf und bietet dem europäisch
geschützten Kammmolch einen Lebensraum. Die Schäferei Silvia
Lützelberger pflegt seit Mitte der 90er Jahre zahlreiche Flächen mit
Schafen und Ziegen und trägt somit zum Erhalt wertvoller
Trockenlebensräume bei.

"Vorschläge für Landwirte haben wir aus den Natura 2000-Stationen
erhalten. Die zahlreichen Anregungen zeigen, dass die Stationen gut
mit den Kollegen aus der Landwirtschaft zusammenarbeiten, um Natura
2000 bestmöglich umzusetzen", sagte Martin Schmidt, Landesvorsitzender
des NABU Thüringen.

Die Idee, landwirtschaftliche Betriebe als "Natura 2000-Landwirt"
auszuzeichnen, wurde vom Kompetenzzentrum Natura 2000-Stationen
entwickelt. Es werden jährlich zwei Natura 2000-Landwirte prämiert.
Die Vorschläge aus den Natura 2000-Stationen werden von einer Jury,
bestehend aus den Umweltverbänden, dem Kompetenzzentrum und dem
Bauernverband, bewertet. Ziel ist es, die Leistung der Landwirte für
die Umsetzung der Ziele von Natura 2000 in den Vordergrund zu rücken,
um die Akzeptanz auch bei anderen Kollegen zu steigern.

Mit dem Netzwerk Natura 2000-Stationen leistet Thüringen seinen
Beitrag zur Erhaltung des europäischen Naturerbes. Zum Netzwerk
gehören elf Natura 2000-Stationen und das Kompetenzzentrum Natura
2000-Stationen, das die Arbeit der Stationen gemeinsam mit dem
Umweltministerium koordiniert. Natura 2000 ist das größte,
länderübergreifende Schutzgebietssystem der Welt.

Hintergrund:

Seit 2016 sind mit Unterstützung der Landesregierung elf Natura
2000-Stationen in Thüringen aktiv. Die Stationen tragen aktiv dazu
bei, Maßnahmen für den Erhalt der europäisch geschützten Arten und
Lebensräume (Natura 2000) zu planen und umzusetzen. Die Arbeit der
Stationen wird durch das Kompetenzzentrum Natura 2000-Stationen in
Zusammenarbeit mit dem Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und
Naturschutz (TMUEN) koordiniert. Viele Arten und Lebensräume in der
Thüringer Kulturlandschaft sind abhängig von einer naturnahen
Landnutzung, daher ist die Zusammenarbeit der Natura 2000-Stationen
mit den ansässigen Landwirten essentiell für eine erfolgreiche Arbeit.
Als Träger des Kompetenzzentrums fungieren der BUND Thüringen, der DVL
und der NABU Thüringen.

Kompetenzzentrum Natura 2000-Stationen

https://www.natura2000-thueringen.de/
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STANDPUNKT/1029: Lebendige Flüsse für Europa (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2018

Nachhaltig und sozial?

Umwelt- und Entwicklungspolitik in Zeiten wachsender Ungleichheit


Lebendige Flüsse für Europa

Aufhören mit der subventionierten Unvernunft wäre ein guter Anfang für unsere
Gewässer

von Tobias Schäfer



Der gute Zustand der Gewässer ist seit dem Jahr 2000 das zentrale Ziel
der Wasserpolitik der Europäischen Union (EU). Man kann dieses
 Ziel erreichen. Dazu muss man auch nicht die Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) ändern, sondern endlich aufhören, die Überdüngung,
Verschmutzung und Zerstörung der Gewässer zu subventionieren. Merke:
Schuld ist die Agrarpolitik. Aber es gibt auch noch andere.



Unsere Gewässer sind bedroht. Arg bedroht sogar: Nur 7 Prozent der
Flüsse in Deutschland sind in einem "guten ökologischen Zustand",
 ein gutes Drittel wird als "unbefriedigend" eingestuft, 20
Prozent gar als "schlecht", so die zusammenfassende Bilanz des
Umweltbundesamtes für das Jahr 2015. Das Grundwasser ist auf knapp
einem Drittel der Landesfläche so stark mit Nitrat belastet, dass der
Trinkwassergrenzwert überschritten ist. Was geht hier vor?

Ganz offenbar hat bislang der Wille gefehlt, dem Schutz
unseres kostbarsten Lebensmittels und des Lebenselixiers unseres
Planeten endlich klare politische Priorität zu verleihen. Stattdessen
 subventionieren wir die Überdüngung der gesamten Landschaft, pumpen
 Unsummen in die Kanalisierung von Flüssen, auch wenn - wie auf der
Elbe - quasi kein Schiff in Sicht ist, und unterstützen für ein paar
Watt Wasserkraft die Verstümmelung unserer Bäche und Flüsse und das
millionenfache Schreddern von Fischen bis zu ihrer Ausrottung. Es ist
höchste Zeit, sich daran zu machen, diesem Unsinn entgegenzutreten.
Es muss endlich darum gehen, die guten Ziele unserer
gemeinschaftlichen Wasserpolitik auch wirklich zu verfolgen - aus
Verpflichtung gegenüber zukünftigen Generationen und für die Zukunft
unserer Gewässer.


Sauberes Wasser in Gefahr

Sauberes Wasser und gesunde Flüsse sind nicht verhandelbar, sondern
öffentliches Gut und Gemeinwohlanliegen. Angesichts des dramatischen
Einbruchs der aquatischen Biodiversität in Europa darf es in der
Wasserpolitik nicht allein um den Schutz der Wasserressourcen, es
muss zugleich immer um den Schutz von Flora, Fauna und
natürlichen Prozessen in unseren Flüssen, Seen und Küstengewässern
gehen. Die WRRL bietet hierfür als EU-weit gültiges Gesetzeswerk seit
ihrem Inkrafttreten im Jahr 2000 eine geeignete Basis. Ihre
zentralen Ziele: Der "gute Zustand" in Hinsicht auf ökologische
und chemische Qualität bei Oberflächengewässer (beim Grundwasser
in Hinsicht auf chemische Qualität und Menge) sowie das
Verschlechterungsverbot. Der wegweisende Ansatz des
Flussgebietsmanagements über nationale Grenzen hinweg wird zu Recht
aus aller Welt bestaunt. In der Praxis werden die Ziele des
Gewässerschutzes jedoch eklatant verfehlt.

Es geht dabei aber nicht allein um Aufgaben der Wasserwirtschaft. Nur
wenn wir den Gewässerschutz endlich als Querschnittsaufgabe
verstehen, können wir den Artenverlust in Flüssen, Bächen und Seen
 stoppen und auch in Zukunft auf sauberes Wasser zurückgreifen.

18 Jahre nach dem Inkrafttreten der WRRL unterzieht die
Europäische Union ihre Wasserpolitik einer Überprüfung. Ein
sogenannter "Fitness-Check" der einschlägigen Richtlinien soll
zeigen, ob die Ziele des Gewässerschutzes für die Flora, Fauna und
Ökologie der Binnen- und Küstengewässer, für die chemische und
mengenmäßige Qualität der Wasserressourcen und die Ziele für
ein nachhaltiges Wassermanagement erreicht wurden: Ist die
gegenwärtige Wasserpolitik in der Lage, den angestrebten "guten
Zustand" der Gewässer zu erreichen oder nicht?

Von September bis Dezember 2018 ruft die EU-Kommission die BürgerInnen
aller Mitgliedstaaten auf, sich an einer öffentlichen Konsultation zur
Zukunft der Wasserpolitik zu beteiligen.

Die europäische Verbändekoalition Living Rivers Europe setzt sich
dafür ein, den dramatischen Rückgang der biologischen Vielfalt in
den Gewässern aufzuhalten und die vor knapp 20 Jahren in der WRRL
formulierten Umweltziele für die Gewässer endlich ernstzunehmen. Denn
auch wenn wir noch weit entfernt davon sind, sie zu erreichen: Diese
Ziele bleiben richtig.


Gewässerschutz ist Querschnittsaufgabe

Wo stehen wir im Jahr 2018? Bei allen bemerkenswerten Erfolgen im
Einzelnen ist auch in Deutschland das Erreichen der Ziele die
Ausnahme. Zudem fehlen noch immer klare Vorstellungen davon, welche
Maßnahmen ganz konkret notwendig wären, um den guten Zustand in
den einzelnen Gewässern zu erreichen. Ohne diese Grundlage kann
 weder sinnvoll geplant werden, noch kann der Fitness-Check zu
einem soliden Ergebnis kommen.

Entscheidend für das beständige Verfehlen der Ziele ist aber
in allererster Linie, dass es bislang nicht gelungen ist, diese Ziele
auch in anderen Politikbereichen zu verankern. Und zwar in denjenigen,
die den größten Schaden an und in den Gewässern anrichten, allen
voran Landwirtschaft, Energie, Schifffahrt und Bergbau.

Bestes Beispiel: Die Bundesrepublik Deutschland steht völlig zu
 Recht in Straßburg vor Gericht, weil die Agrarpolitik seit mehr als
einem Vierteljahrhundert eine wirksame Düngegesetzgebung
verhindert. Die 'Richtlinie zum Schutz der Gewässer vor der
Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen'
(Nitrat-Richtlinie), die von der Regierung Kohl 1991 mitbeschlossen
wurde, ist immer noch nicht umgesetzt. Gegen ein derartiges
Regelungsdefizit im Ordnungsrecht kann keine wasserwirtschaftliche
Maßnahme anstinken. Zumal, wenn diese Maßnahmen wie bislang fast
ausschließlich auf das Prinzip der Freiwilligkeit setzen.

Mit rund 59 Milliarden Euro jährlich ist die Gemeinsame Agrarpolitik
(GAP) der mit Abstand größte Haushaltsposten der EU - und kaum jemand
redet darüber. Während die Agrarlobby und ihre Industrie die
Öffentlichkeit gekonnt an der Nase herumführen, stellt eine verfehlte
Politik das VerursacherInnenprinzip auf den Kopf. Die GAP ist der GAU
für unsere Gewässer: Nitrat im Grundwasser, Ackergifte und Gülle in
Gewässern, Bodenerosion und Sedimenteintrag, Lebensraumzerstörung
vom Ufer bis ins Bachbett - wir subventionieren die horrende
Umweltbelastung durch die industrielle Landwirtschaft mit Unsummen.
Hier kann man nur von Politikversagen sprechen. Keiner kann sich
leisten, dass es auch nach der nächsten Agrarreform wieder "Weiter
so!" heißt. Wir brauchen eine Wende hin zu einer gewässerverträglichen
Landwirtschaft, die ihre eigenen natürlichen Produktionsgrundlagen
erhält.

Aber auch andere Wirtschaftsbereiche wie etwa die "Biogas"-Erzeugung,
der Bergbau oder die Energiewirtschaft werden bisher von einer
stringenten Verpflichtung zum Gewässerschutz ausgenommen, während
die Gesellschaft die Zeche zahlt, etwa durch höhere
Trinkwasserpreise.

Vom Verschlechterungsverbot, einem der zentralen Inhalte der WRRL, gar
nicht zu reden. Wasserkraft zerstört das Wesen der Fließgewässer.
Zwangsläufig. Ein Fluss ist ein Fluss und keine Kaskade von
Karpfenteichen. Egal, wie oft wir die Mär vom Ökostrom noch hören
müssen: Es ist nichts Grünes an einer Turbine im Fluss, und
eine Staumauer ist der Grabstein für die dem Fluss eigene
Dynamik. Wie kann es sein, dass dieser Irrsinn bei uns über eine
Umlage gefördert wird, die jeder Stromkunde zahlen muss? Wasserkraft
können wir uns sparen. Die über 7.300 kleineren Wasserkraftwerke
(kleiner als 1 Megawatt) in Deutschland decken alle zusammen ein
halbes Prozent (!) des Strombedarfs. Wie das Leibniz-Institut für
 Gewässerökologie und Binnenfischerei in seinem Dossier zur letzten
Bundestagswahl konstatiert, sind diese Anlagen ein Hauptgrund dafür,
dass die Umweltziele für Fließgewässer verfehlt werden. Dabei sind sie
für Energiewende, Netzsicherheit und Energiemix bedeutungslos. Abriss
und Renaturierung wären öffentliches Geld wert, nicht Weiterbetrieb.
Staudammrückbau passiert längst, in den USA, in Frankreich und
anderswo: Turbinen aus, Kraftwerke raus, lasst die Flüsse wieder
fließen.


Wo es um Wasser geht, geht es ums Ganze 

Die EU-Kommission und die Mitgliedstaaten müssen nun deutlich
machen, wie eine wirkungsvolle Umsetzung ihrer Wasserpolitik aussehen
soll. Pläne und Maßnahmenprogramme, Ordnungsrecht und ökonomische
Anreize sind grundsätzlich die richtigen Instrumente, sie sind aber
bislang zu stumpf geblieben. Es muss darum gehen, endlich die
Wasserressourcen zu schützen, anstatt ausgerechnet diejenigen
Wirtschaftsweisen zu protegieren, die die Gewässer schädigen oder
zerstören. Dies muss für die Gesellschaft Vorrang haben. Denn auch in
Zukunft brauchen wir gesundes Wasser in hervorragender Qualität
 und ausreichender Menge.

Und es geht um unsere Natur und ihre Schönheit: Flüsse und ihre Auen
sind die artenreichsten und dynamischsten Lebensräume in
Europa, sie bilden die wichtigsten Korridore für die Ausbreitung
von Arten und den großräumigen Biotopverbund. Zugleich gehören
sie zu den faszinierendsten Landschaften, die wir kennen.

Der Zustand der Gewässer ist letzten Endes ein Abbild davon, wie wir
mit Natur und Landschaft insgesamt umgehen. Flüsse, Seen und
Meere, Feuchtgebiete und das Grundwasser - sie halten uns den
Spiegel vor: So kann es nicht weitergehen. Nicht im Wasser, und auch
nicht an Land. Wir müssen handeln. Jetzt.



Der Autor arbeitet als Referent Gewässerschutz in der
Bundeskontaktstelle Wasser des Umweltverbands GRÜNE LIGA e.V. in
Berlin und ist Mitglied der Water Working Group des Europäischen
Umweltbüros EEB in Brüssel. Er ist Mitbegründer von flow : europe und
Initiator der Veranstaltungsreihe FLUSSFILMFEST.
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FORSCHUNG/528: Wie haltbar ist Wasser? - zur Entwicklungsdynamik wassereigener Mikroorganismen (PR&D)


Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften - 9.
August 2018

Wie haltbar ist Wasser? 

Der Biostabilität von Wasser mit modernster DNA- & Zellanalyse auf der
Spur

Karl Landsteiner Privatuniversität Krems startet Projekt zur
Vermehrung wassereigener Mikroorganismen



Krems, 09.August 2018 - Um die Qualität von Grund- und Quellwasser
besser zu verstehen, werden ab sofort modernste Methoden der Molekular-
 und Mikrobiologie sowie der chemischen Hochleistungsanalytik
eingesetzt. Möglich wird dies dank eines jetzt gestarteten Projekts an
der Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften
(KL Krems). Ziel des Projektes ist es, disziplinenübergreifend neue
Technologien zur Bewertung der Vermehrung von wassereigenen Bakterien
und deren biochemischer Prozesse einzusetzen. So wird es möglich
werden, die Biostabilität von Wasser wesentlich genauer als bisher zu
bestimmen und vorherzusagen - ein grundlegender Beitrag zur
Wasserhygiene und Gesundheit. Das vom Land Niederösterreich geförderte
Projekt baut dabei auf international beachtete Forschungsergebnisse
des Interuniversitären Kooperationszentrums Wasser und Gesundheit (ICC
Water & Health) und des Departments für Agrarbiotechnologie IFA-Tulln
der Universität für Bodenkultur Wien auf, die es erlauben,
Mikroorganismen und ihre Aktivitäten in Wasserproben genau zu
charakterisieren.

Wasser ist nicht nur H2O, wenn es etwa als Grund- oder Quellwasser
sprudelt. Wasser enthält auch eine Reihe von Mikroorganismen, deren
natürlicher Lebensraum das kühle Nass bildet. Die Entwicklungsdynamik
der wassereigenen Bakteriengemeinschaft in Grund- und Quellwasser ist
bis heute kaum bekannt. Daher ist es immer noch schwierig, ihren
möglichen Einfluss auf die Qualität des Wassers nach Lagerung und
Verteilung zu bestimmen bzw. vorherzusagen. Ein jetzt vom FTI Programm
des Landes Niederösterreich gefördertes Projekt an der KL Krems nimmt
sich nun dieser Problematik an und entwickelt eine zukunftsweisende
Verfahrenskombination, die erstmals eine umfassende Analyse der
Dynamik wassereigener Bakterien und damit zusammenhängender,
biochemischer Schlüsselprozesse im Zuge der Nutzung von
Wasserressourcen erlauben soll.

"Wasser marsch" für AQUASCREEN

Das als AQUASCREEN bezeichnete Projekt wird dabei von Prof. Andreas
Farnleitner koordiniert. Der Leiter des Fachbereichs Wasserqualität
und Gesundheit an der KL Krems erklärt den Hintergrund zum Projekt:
"Bestehende Standardmethoden zum Nachweis von Mikroorganismen in Grund-
 und Quellwasser gehen noch auf Nachweisprinzipien aus dem 19.
Jahrhundert zurück. Diese zielen hauptsächlich auf Bakterien ab, die
eine Verschmutzung des Wassers von der Oberfläche her anzeigen, nicht
aber auf die wassereigenen - z.T. sogar gänzlich unbekannten -
Bakterien. In der Regel können weniger als 1% der wassereigenen
Bakterien mit den Standardverfahren nachgewiesen werden. So wissen wir
bis heute wenig über die Entwicklung dieser natürlichen
Wassermikrobiota und wie sich diese über längere Zeiträume bei
Lagerung und Verteilung auf die Qualität von Wasser auswirken kann.
Zur Einschätzung und Vorhersage der Qualität von Trinkwasser, aber
auch zur Identifizierung möglicher Gesundheitsgefährdungen, ist ein
besseres Verständnis dieser Dynamiken unter Berücksichtigung der
vorhandenen Nährstoff- und Umgebungssituation notwendig."

Mit AQUASCREEN ins 21. Jahrhundert

In Zusammenarbeit mit dem ICC Water& Health, dem IFA-Tulln und der EVN
Wasser GesmbH wird nun eine neue Verfahrenskombination entwickelt, die
das Vorkommen und Wachstum von wassereigenen Bakterien genauer,
schneller und unmittelbarer bestimmen kann. Dabei setzt das Team
zunächst, nach entsprechender Simulation der Lagerung des Wassers, auf
modernste DNA-Sequenzierungstechniken und zytometrische Methoden, bei
denen Bakterienzellen fluoreszierend markiert und optisch erfasst
werden. Die Vorteile dieser Methoden liegen für Prof. Farnleitners
Team-Kollegen, Prof. Alexander Kirschner sowie Prof. Regina Sommer vom
Institut für Hygiene und Angewandte Immunologie der Medizinischen
Universität Wien, auf der Hand. So meint Prof. Kirschner: "Es wird
möglich sein, die aktiven und sich vermehrenden wassereigenen
Bakterien direkt nachzuweisen und nicht nur indirekt nach ausgesuchten
Indikatorbakterien zu suchen, die eine Verunreinigung andeuten
können". Darauf aufbauend wird Dr. Wolfgang Kandler vom IFA Tulln
dieses Verfahren mit einem dritten Element verknüpfen - der chemischen
Hochleistungsanalytik. Diese soll es ermöglichen, zusätzlich zu
Vorkommen und Wachstum der wassereigenen Bakterien auch damit
verbundene biochemische Schlüsselprozesse im Rahmen der
Wasserversorgung besser nachverfolgen zu können.

Fitte Forschung dank FTI

Das Projekt wird dafür vom Land Niederösterreich mit Fördermitteln aus
dem FTI Programm unterstützt, das einen interdisziplinären
Themenschwerpunkt zu Ernährung - Medizin - Gesundheit hat. Damit trägt
auch das Land maßgeblich zum weiteren Ausbau des Schwerpunkts
Wasserqualität und Gesundheit der KL Krems bei. AQUASCREEN kann so
auch nahtlos auf laufende Ergebnisse eines von der NÖ Forschungs- und
Bildungsges.m.b.H. (NFB) im Rahmen des Science Call 2015 geförderten
Projektes (AQUASAFE) komplementär aufbauen, in dem ein neuer Ansatz
zur Herkunftsbestimmung fäkaler Verunreinigungen in Wasser entwickelt
und verfeinert wird Dazu werden hochspezifische, quantitative
Nachweise geringster Mengen an genetischem Material (DNA) aus
spezifischen Darmbakterien von Mensch oder Tier entwickelt. Dank der
konsequenten Unterstützung dieser Forschungsarbeiten gelingt es der KL
Krems, innerhalb kurzer Zeit mit dem Forschungsschwerpunkt
Wasserqualität und Gesundheit wichtige Beiträge zur Gesundheit und
Lebensqualität zu leisten.

Über die Karl Landsteiner Privatuniversität Krems

Die Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften
(KL) ist Wegbereiterin und Katalysatorin für zukunftsorientierte,
gesellschaftlich relevante Lehr- und Forschungsbereiche in der Medizin
und den Gesundheitswissenschaften. In diesem Sinne fokussiert sie auf
ein fächerübergreifendes, international ausgerichtetes
Studienprogramm, das eine sinnvolle Ergänzung zum klassischen
Ausbildungsangebot der öffentlichen Universitäten darstellt. Mit ihrem
europaweit anerkannten Bachelor-Master-System stellt die KL eine
flexible Bildungseinrichtung dar, die auf die Bedürfnisse der
Studierenden und Anforderungen des Arbeitsmarkts abgestimmt ist. In
der Forschung konzentriert sich die KL gezielt auf Nischenfelder in
gesundheitspolitisch relevanten Brückendisziplinen wie der
Medizintechnik, der Psychodynamik und Psychologie sowie dem Thema
Wasserqualität und den damit verbundenen gesundheitlichen Aspekten.
Die KL wurde 2013 gegründet und von der Österreichischen Agentur für
Qualitätssicherung und Akkreditierung (AQ Austria) akkreditiert.

Über das Interuniversity Cooperation Centre for Water &
Health

Das Interuniversitäre Kooperationszentrum Wasser und Gesundheit (ICC
Water & Health) versteht sich als wissenschaftliche Plattform und
kompetenter Partner in Fragen der Wasserqualität und deren Auswirkung
auf die menschliche Gesundheit. Das ICC widmet sich der Entwicklung
innovativer Konzepte zur Beurteilung der Wasserqualität, neuer
mikrobiologischer und molekularbiologischer Methoden, der
Wirksamkeitsprüfung physikalischer und chemischer
Aufbereitungsmethoden sowie numerischer Modelle zur Abschätzung des
Infektions- und Krankheitsrisikos bei der Wassernutzung. Die
gewonnenen Erkenntnisse werden zur Ableitung effektiver und
nachhaltiger Managementmaßnahmen zum Schutz der Gesundheit verwendet.
Das ICC wurde von der Technischen Universität Wien und der
Medizinischen Universität Wien im Jahr 2010 gegründet und konnte dank
der kompetitiven Forschungsförderung durch das Bundesministerium für
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (BMWFW) nachhaltig etabliert
werden. Im Jahr 2017 wurde das ICC Water & Health um die Karl
Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften (KL)
erweitert. Die KL ist nun offizieller Teil der Forschungsplattform.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.08.2018

Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften

Internet: http://www.kl.ac.at/

Redaktion und Versand:

PR&D - Public Relations für Forschung & Bildung

Mariannengasse 8, 1090 Wien

Tel.: +43 1 505 70 44, Fax: +43 1 505 50 83

Internet: http://www.prd.at/
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SCHADSTOFFE/157: Bootsrumpf-Anstriche - ein Problem für unsere Gewässer (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 8. August 2018

Bootsrumpf-Anstriche - ein Problem für unsere Gewässer

Kupfereintrag aus Antifouling-Anstrichen sollte reduziert werden



Deutsche Oberflächengewässer werden nach einer aktuellen Schätzung
jährlich mit circa 70 Tonnen Kupfer aus Antifouling-Anstrichen von
Sportbooten belastet. Um vor unerwünschtem Bewuchs durch etwa Algen
oder Muscheln zu schützen, werden häufig biozidhaltige Anstriche
aufgetragen. Kupfer ist das am häufigsten eingesetzte Biozid in
Antifouling-Anstrichen. Die freigesetzte Kupfermenge entspricht rund
19 Prozent der gesamten Kupfereinträge in deutsche Oberflächengewässer
und wirkt dort ökotoxisch auf Bakterien, Algen, Flusskrebse und
Fische. Das Umweltbundesamt (UBA) rät zu alternativen
Hartbeschichtungen und mechanischer Reinigung mit zum Beispiel
Unterwasserbürsten sowie geeigneten Anstrichen ohne Biozide. Regionale
Differenzierungen und Dokumentationen bei der Anwendung, Beratung der
Anwendenden sowie amtliche Kontrollen der Kupfergehalte können die
Kupferbelastungen reduzieren.

Umweltqualitätsnormen der Oberflächengewässerverordnung (OGewV), die
den guten, ökologischen Zustand von Oberflächengewässern beschreiben,
werden für Kupfer an elf Prozent der offiziellen Messstellen
überschritten. Kupferhaltige Anstriche werden häufig bei Sportbooten
eingesetzt. Daher sind vor allem hier Maßnahmen sinnvoll, um die
Gewässerbelastungen zu reduzieren. Wie das geht, zeigen Beispiele aus
Skandinavien. So sind in Schweden für weite Teile der Ostsee nur
Produkte mit reduziertem Kupferanteil zugelassen und für den
Binnenbereich ist jeglicher Biozideinsatz in Antifouling-Anstrichen
verboten. Diese regionalen Regelungen könnten auch für Deutschland ein
Vorbild sein. Bisher jedoch sind umweltschädliche, biozidhaltige
Antifouling-Anstriche nur in einer kleinen Region in
Schleswig-Holstein verboten.

Solche regionalen Differenzierungen sind nur schwer bei der
Produktzulassung nach EU-Biozid-Verordnung umsetzbar. Deshalb sollte
Deutschland hier - ebenso wie beispielsweise Schweden - eigene
Regelungen finden, die alle Zuständigen im Bereich des Bundes, der
Länder und auch die Hersteller von Antifouling-Anstrichen, die
Sportbootsverbände, die Hafenbetreiber und die Bootsbesitzenden
einbinden.

In Binnengewässern ist der Bootsrumpfbewuchs geringer, weshalb auf
biozidhaltige Produkte ganz verzichtet werden sollte. Bootsrümpfe
können beispielsweise mit Hartbeschichtungen versehen werden, die sich
dann mit Unterwasserbürsten reinigen lassen. In der Ostsee sind
Anstriche mit niedrigeren Kupfergehalten und solche, die weniger
Kupfer ins Wasser abgeben, ausreichend. In der Nordsee kann dagegen
auf Antifouling-Anstriche nicht verzichtet werden.

Entsprechend der unterschiedlichen, regionalen Anforderungen sollten
die Anstriche durch die Hersteller übergreifend nach einem
dreistufigen Ampelsystem (Nordsee, Ostsee, Binnengewässer)
gekennzeichnet werden, um die Auswahl für die Anwendenden zu
erleichtern. Diese sollten die Erneuerung der Anstriche in ihren
Fahrten- oder Logbüchern dokumentieren. Mit transportablen Handgeräten
ist die amtliche Kontrolle der Kupfergehalte auf den Bootsrümpfen
stichprobenartig möglich.

Ein neues Hintergrundpapier des Umweltbundesamtes informiert rund um
Antifouling-Anstriche und Stoffeinträge und gibt Empfehlungen für
einen umweltfreundlichen Einsatz.

Links

Online-Artikel: Antifouling Biocides in German Marinas (engl.)

https://setac.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1002/ieam.1896

Publikationen

Sind kupferhaltige Antifouling-Anstriche ein Problem für unsere
Gewässer?

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/sind-kupferhaltige-antifouling-anstriche-ein

Sicherung der Verlässlichkeit der Antifouling-Expositionsschätzung im
Rahmen des EU-Biozid-Zulassungsverfahrens auf Basis der aktuellen
Situation in deutschen Binnengewässern für die Verwendungsphase im
Bereich Sportboothäfen

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/sicherung-der-verlaesslichkeit-der-antifouling

Gewässer in Deutschland

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/gewaesser-in-deutschland

Dokumente

Pressemitteilung 21/2018

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/dokumente/pm-2018-21_antifouling-anstriche.pdf

 * 

Quelle:

UBA-Presse-Information Nr. 21/2018, 08.08.2018

Herausgeber:

Umweltbundesamt (UBA)

Postfach 1406, 06813 Dessau-Roßlau

Postanschrift:

Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau-Roßlau

Telefon: 0340/2103-0, Fax: 0340/2103-2285

E-Mail: pressestelle@uba.de

Internet: www.umweltbundesamt.de
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AKTION/1436: Wertheim - "Shoppen und Schöppeln" am 15. August 2018


"Shoppen und Schöppeln" in der Innenstadt

Einkaufsbummel mit Weinprobe verbinden



Wertheim. Ein sommerlicher Einkaufsbummel und ganz nebenbei kostenlos
Weine aus der Region probieren: Am Mittwoch, 15. August (Mariä
Himmelfahrt), laden die Geschäfte in der Wertheimer Altstadt wieder
zum "Shoppen und Schöppeln" ein. Zahlreiche Geschäfte sowie sämtliche
Restaurants, Cafés und Eisdielen haben an diesem Tag bis 20 Uhr
geöffnet.

Nach den großen Erfolgen in den vergangenen beiden Jahren wird die
"Bummel-Weinprobe" in der Wertheimer Altstadt erneut aufgelegt. Ab 14
Uhr werden in 35 teilnehmenden Geschäften ebenso viele
unterschiedliche regionale Weine kostenlos ausgeschenkt. Die Besucher
dürfen sich außerdem über Rabatte und Aktionen in und vor den
Geschäften freuen.

Von 16 bis 20 Uhr gibt es auch Live-Musik mit der Wertheimer "Electric
Skiffle Band" (Marktplatz), dem italienischen Vollblutmusiker "Pino
Supertino" (Eichelgasse) und dem Allround-Musiker Michael Ertel
(Maingasse). Darüber hinaus zeigen verschiedene Künstler aus Wertheim
und Marktheidenfeld ihr Können und malen auf dem Marktplatz, in der
Brückengasse und auf dem Mainplatz.

Alle, die Freude am gemeinsamen Singen haben, sind zum
"SchöppelSingen" in geselliger Runde eingeladen. Volks- und
Abendlieder werden ab 19 Uhr auf dem Mainplatz (Pavillon) und ab 20
Uhr auf dem Wenzelplatz gesungen. Jutta Dreikorn begleitet den Gesang
mit ihrem Akkordeon. Marion Wehner und Bernd Dorbath vom Stiftschor
moderieren das Ganze und geben Anleitung.

Museen bieten attraktives Programm

Das Grafschaftsmuseum und das Glasmuseum laden von 14 bis 20 Uhr bei
freiem Eintritt zu einem Besuch in die Wertheimer Museenwelt ein.
Zusätzlich wird an diesem Tag ein attraktives Sonderprogramm
angeboten. Unter dem Titel "Junger Wein aus alten Gläsern" gibt es im
Glasmuseum witzige und interessante Erklärungen von Brigitte Dosch mit
frischem Frankenwein. Besucher können Dosch um 18 und 18.30 Uhr sowie
um 19 und 19.30 Uhr erleben.

Im Grafschaftsmuseum geht es dagegen "echt schräg" zu. Passend zum
gleichnamigen Titel der aktuellen Sonderausstellung wird Ludwig Weiser
das von ihm geschaffene Modell des Spitzen Turms öffnen. Vom Gefängnis
im Keller bis zur Dachkonstruktion präsentiert Weiser seinen
detailgetreuen Nachbau. Die Vorführungen finden um 17, 18 sowie 19 Uhr
statt und dauern etwa 30 Minuten. Anschließend kann auch die komplette
Sonderausstellung besichtigt werden.

Zusätzlich gibt es im Grafschaftsmuseum von 14.30 bis 16 Uhr für
Besucher die Möglichkeit, beim Silhouettenschnitt die eigenen Umrisse
auf Papier projizieren zu lassen. Außerdem kann man selbst aktiv
werden und von16 bis 17.30 Uhr nach einer kurzen Einführung sich am
Blaudruck probieren. "Shoppen und Schöppeln" verspricht also auch in
diesem Jahr wieder jede Menge Abwechslung und Vergnügen.

Informationen zu den teilnehmenden Geschäften und den angebotenen
Weinen gibt es in einem Flyer. Dieser kann unter www.wertheim.de
heruntergeladen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. August 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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PARTY/140: Wertheim - Sommerparty im Bestenheider Freibad am 12. August


Sommerparty im Bestenheider Freibad

Verlängerte Öffnungszeiten am Samstag



Wertheim. Die Besucher des Freibads "In den Christwiesen" in
Bestenheid erwartet am Sonntag, 12. August ein außergewöhnliches
Sommererlebnis. Die Wasserbecken und die Rasenflächen werden dann zu
einem einzigen Spielplatz für Kinder und Erwachsene, heißt es in einer
Ankündigung der Bädergesellschaft Wertheim. Zuvor ist am Samstag, 11.
August das Freibad bei gutem Wetter bis 22 Uhr geöffnet.

"Ein Spaß über alle Generationsgrenzen hinweg", verspricht
Schwimmmeister Ingo Ortel. Die Gäste dürfen sich am Sonntag ab 14 Uhr
unter anderem auf eine Hüpfburg, Walking Ball und einen Surfsimulator
freuen. Darüber hinaus animieren Aquafitnessübungen ebenso zum
Mitmachen. Ursprünglich hatten die Organisatoren das Eventwochenende
für den 21. und 22. Juli geplant. Es musste jedoch wegen hoher
Gewitterwahrscheinlichkeit und starkem Regen abgesagt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. August 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TOUR/7301: Bonn - Radtour "Bürgerliche Traumschlösser. Villen am Rhein" am 19. August 2018


Radtour: Bürgerliche Traumschlösser. Villen am Rhein



Erkundet werden die linksrheinischen Sommersitze des wohlhabenden
Großbürgertums, die in traumhafter Lage im letzten Jahrhundert erbaut
wurden. Heiter, melancholisch, tragisch, ja bisweilen dramatisch ist
die Geschichte ihrer Bewohner, über die einiges zu erfahren sein wird.
Es stehen verschiedene Villen auf dem Programm: u. a. das Haus
Carstanjen, die Villa des jüdischen Bankiers Cahn und die
tragikumwobene Villa Genienaue.

Strecke: ca. 20 km

Dauer: ca. 4-5 Stunden

Datum/Zeitraum: 19.08.2018

Uhrzeit: 11:00

Preis/Euro

EUR 12,- / 10,- ermäßigt für Schüler und Studenten

Vorverkauf/Anmeldung

Hierfür ist keine Anmeldung erforderlich.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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